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Entwurf eines Arbeits- und Strukturförderungsgesetzes (ASFG) 

A. Problem 

Die anhaltende und steigende Massenarbeitslosigkeit ist ein zen-
trales gesellschaftliches und politisches Problem. Sie bedroht den 
sozialen Frieden. 

Mit 3,7 Millionen Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt wurde 1994 
ein neuer Höchststand der Arbeitslosigkeit in Deutschland nach 
dem Zweitem Weltkrieg erreicht. Mit einer Arbeitslosenquote von 
9,2 Prozent (West, bezogen auf die abhängigen Erwerbstätigen) 
und 16,0 Prozent (Ost) wurde das Vollbeschäftigungsziel des Ar-
beitsförderungsgesetzes (AFG) und des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wi rtschaft überaus deutlich 
verfehlt. Trotz einer Rückkehr zu einem Wirtschaftswachstum in 
Deutschland von ca. 3 Prozent gehen alle Arbeitsmarktprognosen 
von einem nur geringfügigen Rückgang der Arbeitslosigkeit aus. 
Die Bundesregierung hat es offensichtlich versäumt, hier mit einer 
gezielten Beschäftigungspolitik gegenzusteuern. Der Sachver-
ständigenrat stellte in seinem Gutachten 1993/94 fest, daß der An-
stieg der Arbeitslosigkeit mit auf den in dieser Situation kontra-
produktiven Abbau der aktiven Arbeitsmarktpolitik zurückzufüh- 
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ren ist. Das AFG ist offensichtlich nicht mehr in der Lage, seinen 
eigenen Zielsetzungen gerecht zu werden. Die Bundesanstalt für 
Arbeit kann die Arbeitslosigkeit zunehmend nur noch verwalten. 

Trotz mehrerer massiver Einschnitte in die aktive Arbeitsmarkt-
politik, zuletzt auch in die Lohnersatzleistungen, und einer deut-
lichen Anhebung des Beitragssatzes wird das Defizit der Bundes-
anstalt für Arbeit auch 1995 in Milliardenhöhe liegen. Dazu kom-
men noch Ausgaben des Bundes für die Arbeitslosenhilfe (18 Mrd. 
DM), Altersübergangsgeld (7 Mrd. DM) und einige kleinere Maß-
nahmen. Insgesamt bedeutet dies einen Anstieg der Bundesmittel 
gegenüber 1991 auf mehr als das Doppelte. Eine Reform der Ar-
beitsförderung muß also auch die Finanzierung auf eine solide 
und kalkulierbare Grundlage stellen. 

B. Lösung 

Ablösung des AFG durch ein ASFG, das den Vorrang der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik verbindlich vorschreibt und eine Verzahnung 
mit der regionalen Strukturpolitik ermöglicht. Damit wird ein 
wichtiger Schritt zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit eingeleitet. 
Die Arbeitslosigkeit könnte damit schon kurzfristig um 490 000 
Personen zurückgehen. Dessenungeachtet bleibt bei der Wirt

-schafts- und Finanzpolitik die Hauptverantwortung für die Be-
schäftigungssicherung und die Schaffung neuer zukunftsträchti-
ger Arbeitsplätze. 

C. Alternativen 

Grundlegende Novelle des AFG, gegebenenfalls ergänzt durch 
Sonderprogramme des Bundes und der Länder. 

D. Kosten 

Das ASFG wird 1995 (auf das ganze Jahr gerechnet) im Haushalt 
des Bundes voraussichtlich zu zusätzlichen Kosten von 6,3 Mrd. 
DM führen. Darin enthalten sind auch verschiedene Leistungsver-
besserungen: Beibehaltung des Schlechtwettergeldes auf dem 
Niveau von 1993, Anerkennung von Erziehungs- und Pflegezei-
ten in der Arbeitslosenversicherung, bei der Aufstiegsfortbildung 
und eine Erhöhung des Unterhaltsgeldes bei der Teilnahme an 
beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen. Ab dem vierten Jahr 
nehmen die Kosten wegen des weiteren Ausbaus der Arbeits-
markt- und Strukturförderung und weiterer, schrittweiser Lei-
stungsverbesserungen noch etwas zu. Dem steht jedoch eine 
deutlich verminderte Arbeitslosenzahl gegenüber (vgl. Tabelle 1 
in der allgemeinen Begründung). 

Die Mehrbelastungen werden durch eine stärkere Einbeziehung 
geringfügig Beschäftigter und eine erweiterte Umlage für spezi-
fische, von Arbeitgebern verursachte Risiken (Arbeitslosigkeit 
von älteren Arbeitnehmern mit zumeist besonderem Kündigungs- 
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schutz) gemildert, so daß die Belastung der öffentlichen Haus-
halte insgesamt im ersten Jahr rd. 3,8 Mrd. DM und ab dem vier-
ten Jahr rd. 5 Mrd. DM beträgt. Eine Finanzierungsaufstellung im 
Überblick enthält die folgende Übersicht. 

Übersicht 

ASFG: Kosten und Ersparnisse 1) 

1. Jahr 2) 2. Jahr 2) ab 4. Jahr 

in Mrd. DM 

Bund 

Kosten 	  10,6 9,5 3) 11,8 
Ersparnisse 1 ) 	 -4,3 -4,3 -4,3 

Saldo 	  +6,3 +5,2 	• +7,5 

Länder und Gemeinden 

Kosten 	  2,5 2,5 2,5 

Ersparnisse 1) 	• -2,4 -2,4 -2,4 

Saldo 	  +0,1 +0,1 +0,1 

Sozialversicherung 

Ersparnisse1) 	 -2,7 -2,7 -2,7 

Private 

Arbeitgeberumlage 	 - 1,5 1,5 

Geringfügig Beschäftigte . . 0,9 0,9 0,9 

ABM-Träger 	  

nachrichtlich: 

1,0 1,0 1,0 

Bundesanstalt für Arbeit 
zusätzliche Einnahmen und 
Ausgaben jeweils 	 11,4 ca. 12 ca. 14 

Rücknahme SKWPG (BA) . . 1,4 ca. 1,4 ca. 3,3 

Rücknahme SKWPG (Bund) 0,0 ca. 0,7 ca. 0,6 

Anmerkungen 

1) Berechnung analog IAB „Erfolg der Arbeitsmarktpolitik", auf Basis 1994, zusätz-
liche Einnahmen berücksichtigt. Einzelheiten vgl. Tabellen in der allgemeinen 
Begründung. 

2) Unter der Annahme, daß ohne ASFG das Niveau der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
konstant geblieben ware. 

3)

Absenkung ab zweitem Jahr durch zusätzliche Arbeitgeberumlage. 
Eine ausführliche Aufstellung über Kosten und Einsparungen in den nächsten 
Jahren findet sich am Ende der allgemeinen Begründung. 

Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau sind nicht zu erwarten. 
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Entwurf eines Arbeits- und Strukturförderungsgesetzes (ASFG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

1. KAPITEL 

Ziele und Aufgaben 

§1 
Ziele des Gesetzes 

(1) pie Maßnahmen nach diesem Gesetz haben da-
zu beizutragen, Vollbeschäftigung zu erreichen und 
aufrecht zu erhalten sowie Arbeitslosigkeit und 
unterwertige Beschäftigung zu vermeiden. 

(2) Sie haben außerdem dazu beizutragen, 

1. für Frauen und Männer gleiche Beschäftigungs-
chancen zu schaffen und zu erhalten, 

2. regionale Ungleichgewichte am Arbeitsmarkt ab-
zubauen, 

3. die Beschäftigungsstruktur ständig zu verbessern, 

4. am Arbeitsmarkt besonders benachteiligte Er-
werbspersonen beruflich einzugliedern und Lang-
zeitarbeitslosigkeit zu vermeiden, 

5. Erwerbspersonen mit Leistungsminderungen be-
sonders zu unterstützen, 

6. nachteilige Folgen, die sich für die Erwerbsperso-
nen aus dem wirtschaft lichen Strukturwandel 
oder der technischen Entwicklung ergeben, zu 
vermeiden, auszugleichen oder zu beseitigen, 

7. die soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit zu ge-
währleisten und 

8. illegale Beschäftigung zu bekämpfen und die 
Ordnung auf dem Arbeitsmarkt aufrechtzuerhal-
ten. 

§2 

Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit 

(1) Die Aufgaben nach diesem Gesetz werden von 
der Bundesanstalt für Arbeit durchgeführt. Die Bun-
desanstalt für Arbeit ist verpflichtet, unter Wahrung 
ihrer Aufgaben die Sozial- und Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung zu unterstützen. 

(2) Der Bundesanstalt für Arbeit obliegen 

1. die Berufsberatung, 

2. die Arbeitsvermittlung, 

3. die Förderung der beruflichen Bildung, soweit sie 
ihr in diesem Gesetz übertragen ist, 

4. die Gewährung von berufsfördernden Leistungen 
zur Rehabilitation, soweit sie ihr in diesem Gesetz 
übertragen ist, 

5. die Durchführung der sonstigen Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsförderung einschließlich der Ge-
währung von Leistungen, 

6. die Gewährung von Arbeitslosengeld, 

7. die Gewährung von Konkursausfallgeld, 

8. die Gewährung von Leistungen zur Erhaltung von 
Arbeitsplätzen, 

9. die Gewährung von Strukturanpassungsgeld und 
die Förderung der Altersteilzeitarbeit. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung zu betreiben. 

(3) Die Bundesanstalt für Arbeit gewährt auf Grund 
von Verwaltungsvereinbarungen mit den Ländern 
die Leistungen nach § 52. 

(4) Die Bundesanstalt für Arbeit gewährt im Auf-
trag des Bundes die Arbeitslosenhilfe. 

(5) Die Bundesregierung kann der Bundesanstalt 
für Arbeit durch Rechtsverordnung weitere Aufga-
ben übertragen, die im Zusammenhang mit ihren 
Aufgaben nach diesem Gesetz stehen; die Durchfüh-
rung befristeter Arbeitsmarktprogramme kann sie 
der Bundesanstalt für Arbeit auch durch Verwal-
tungsvereinbarung übertragen. 

2. KAPITEL 

Allgemeine Vorschriften 
und Begriffsbestimmungen 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§3 
Ausschließliche Zuständigkeit der Bundesanstalt 

für Arbeit (Bundesanstalt) 

Berufsberatung, Vermittlung in berufliche Ausbil-
dungsstellen und Arbeitsvermittlung dürfen nur von 
der Bundesanstalt betrieben werden, soweit in § 25 
Abs. 1 Satz 2, § 30 Abs. 1 und § 36 Abs. 4 nichts an

-deres bestimmt ist. 

§4 
Vorrang der Arbeitsvermittlung 

Die Vermittlung in berufliche Ausbildungsstellen 
oder Arbeit geht den Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsförderung, und diese wiederum gehen den Lei- 
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stungen nach dem 7. Kapitel vor. § 40 Abs. 1 Satz 3 
bleibt unberührt. 

§5 

Arbeitsmarktbeobachtung, Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung, Berichterstattung, Statistiken 

(1) Die Bundesanstalt hat Umfang und A rt  der Be-
schäftigung sowie Lage und Entwicklung des Ar-
beitsmarkts, der Berufe und der beruflichen Bil-
dungsmöglichkeiten im allgemeinen und in den ein-
zelnen Wirtschaftszweigen und Wirtschaftsgebieten, 
auch nach der sozialen Struktur, zu beobachten, zu 
untersuchen und für die Durchführung der Aufgaben 
der Bundesanstalt auszuwerten (Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung). Die Forschungsergebnisse sind 
dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung vorzulegen. 

(2) Die Bundesanstalt hat für die Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung die notwendigen organisatori-
schen und technischen Voraussetzungen zu schaffen. 
Sie hat die erforderlichen Unterlagen zu erstellen, zu 
führen und auszuwerten. 

(3) Die Bundesanstalt hat aus den in ihrem Ge-
schäftsbereich anfallenden Unterlagen Statistiken 
insbesondere über Beschäftigung und Arbeitslosig-
keit der Arbeitnehmer geschlechtsspezifisch aufzu-
stellen. In der Statistik der Arbeitslosen werden 
keine Personen gezählt, die der Arbeitsvermittlung 
nicht zur Verfügung stehen; insoweit gilt § 144 für 
Personen, die weder Arbeitslosengeld noch Arbeits-
losenhilfe beziehen, entsprechend. Die Ergebnisse 
sind dem Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung vorzulegen. 

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord-
nung mit einer Geltungsdauer bis zu drei Jahren an-
ordnen, daß die Bundesanstalt zur Ergänzung der in 
ihrem Geschäftsbereich anfallenden Unterlagen 

1. einmalige oder regelmäßig wiederkehrende stati-
stische Erhebungen über Beschäftigte, 

2. statistische Erhebungen über die beruflichen Tä-
tigkeiten und die beruflichen Bildungsmöglich-
keiten 

durchzuführen hat. Dabei müssen die zu erfassenden 
Tatbestände und der Kreis der Befragten bestimmt 
werden. Die Ergebnisse der Erhebungen müssen zur 
Erfüllung der Aufgaben dieses Gesetzes erforderlich 
sein. 

§6 

Auskunftspflicht gegenüber der Bundesanstalt 

(1) Betriebsinhaber und Behörden sowie Erwerbs-
personen sind verpflichtet, der Bundesanstalt auf 
Verlangen die für die Durchführung des § 5 erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen. Der zur Auskunft Ver-
pflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen ver-
weigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht

-

licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(2) Die Auskunft ist wahrheitsgemäß, vollständig, 
fristgemäß und, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
unentgeltlich zu geben. 

(3) Hat die Bundesanstalt Erhebungsvordrucke zur 
Ausfüllung durch die Befragten vorgesehen, so sind 
die Auskünfte auf diesen Erhebungsvordrucken zu 
erteilen. Die Richtigkeit der Angaben ist durch Un-
terschrift zu bestätigen, soweit es im Erhebungsvor-
druck vorgesehen ist. 

(4) Einzelangaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse, die für Erhebungen und Untersuchun-
gen nach § 5 gemacht werden, sind, soweit durch 
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, von der 
Bundesanstalt geheimzuhalten. §§ 93, 97, 105 Abs. 1, 
§ 111 Abs. 5 in Verbindung mit § 105 Abs. 1 sowie 
§ 116 Abs. 1 der Abgabenordnung gelten insoweit 
nicht. Dies gilt nicht, soweit die Finanzbehörden die 
Kenntnisse für die Durchführung eines Verfahrens 
wegen einer Steuerstraftat sowie eines damit zusam-
menhängenden Besteuerungsverfahrens benötigen, 
an deren Verfolgung ein zwingendes öffentliches In-
teresse besteht, oder soweit es sich um vorsätzlich 
falsche Angaben des Auskunftspflichtigen oder der 
für ihn tätigen Personen handelt. Veröffentlichungen 
von Ergebnissen auf Grund von Erhebungen und 
Untersuchungen nach § 5 dürfen keine Einzelanga-
ben enthalten. Eine Zusammenfassung von Angaben 
mehrerer Auskunftspflichtiger ist keine Einzelanga-
be im Sinne dieses Absatzes. 

§7 

Zusammenarbeit der beteiligten Kreise 

(1) Die Landesarbeitsämter und die Arbeitsämter 
einer Arbeitsmarktregion wirken in ihrem Bezirk auf 
die Zusammenarbeit der für ihren Bezirk bedeutsa-
men Untemehmerverbänden, Gewerkschaften, Kam-
mern, Gebietskörperschaften, arbeitsmarkt- und bil-
dungspolitischen Träger sowie Einrichtungen von 
Forschung und Wissenschaft und gegebenenfalls 
weiterer geeigneter Stellen hin, die der Abstimmung 
der Beteiligten über ihre arbeitsmarkt- und struktur-
politischen Zielsetzungen sowie über den Einsatz 
von Maßnahmen und Fördermitteln dienen soll. 

(2) Zu diesem Zweck ermitteln und bewerten die 
Landesarbeitsämter oder Arbeitsämter insbesondere 

1. die erkennbaren Entwicklungen hinsichtlich der 
Zahl und Art der in der Region verfügbaren oder 
benötigten Arbeitsplätze, 

2. den voraussichtlichen Bedarf an Bildungsmaßnah-
men und Ausbildungsplätzen, 

3. den voraussichtlichen Handlungsbedarf in bezug 
auf die Verbesserung der Infrastruktur und auf die 
Schaffung oder Erweiterung öffentlicher Beschäf-
tigungseinrichtungen sowie Einrichtungen zur 
Aus- und Weiterbildung, 

4. den voraussichtlichen Handlungsbedarf zur Ver-
wirklichung und Sicherung der gleichberechtig- 
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ten Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben und 
am Arbeitsmarkt, 

5. den voraussichtlichen Handlungsbedarf zur Er-
leichterung der Eingliederung am Arbeitsmarkt 
besonders benachteiligter Personen, 

6. Möglichkeiten der Finanzierung, Organisa tion 
und Umsetzung übergreifender beschäftigungs- 
und bildungspolitischer Konzepte. 

§8 

Organleihe 

Soweit Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung 
und arbeitsmarktpolitische Sonderprogramme auch 
durch Zuwendungen der L ander gefördert werden, 
soll der Präsident des Landesarbeitsamtes auf Antrag 
des jeweiligen Landes diese Mittel zuteilen und ver-
walten. 

§9 
Meldung offener Stellen 

Arbeitgeber haben die bei ihnen vorhandenen of-
fenen Arbeits- und Ausbildungsplätze bei dem zu-
ständigen Arbeitsamt für die Zwecke der Arbeitsver-
mittlung und der Vermittlung in berufliche Aus-
bildungsstellen anzumelden. Satz 1 gilt nicht für 
Arbeitsplätze, die durch Arbeitskämpfe freigeworden 
sind. Das Nähere regelt das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung durch Rechtsverordnung. 

§ 10 

Meldung der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten 

Der Arbeitgeber meldet die Personen im Sinne des 
§ 28 a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. 

§11 

Mitteilung betrieblicher Veränderungen 

(1) Werden erkennbare Veränderungen des Betrie-
bes innerhalb der nächsten zwölf Monate voraus-
sichtlich dazu führen, daß Arbeitnehmer in der in § 17 
Abs. 1 des Kündigungsschutzgesetzes bezeichneten 
Zahl entlassen oder auf eine andere Tätigkeit umge-
setzt werden, für die das Arbeitsentgelt geringer ist, 
so hat der Arbeitgeber dies dem Präsidenten des 
Landesarbeitsamtes unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen. Der Mitteilung ist eine Stellungnahme des Be-
triebsrates beizufügen. Der Präsident des L andes-
arbeitsamtes hat die Mitteilung des Arbeitgebers mit 
der Stellungnahme des Betriebsrates sofort an  das 
örtlich zuständige Arbeitsamt weiterzuleiten. 

(2) Um nachteilige Folgen von, Veränderungen im 
Sinne von Absatz 1 für die be troffenen Arbeitnehmer 
zu vermeiden oder zu mildern, hat die Bundesanstalt 
unverzüglich alle erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen. Sie hat bei ihren Maßnahmen nach den Vor-
schriften des 3. bis 6. Kapitels das Interesse des Be-
triebes an einer Geheimhaltung der geplanten Ver-

änderungen zu berücksichtigen, soweit dies mit dem 
arbeitsmarktpolitischen Interesse an einer frühzeiti-
gen Einleitung der Maßnahmen vereinbar ist. 

(3) Hat der Arbeitgeber die Mitteilung nach Ab-
satz 1 vorsätzlich oder grob fahrlässig unterlassen, so 
hat er der Bundesanstalt die Aufwendungen zu er-
statten, die ihr durch die Umschulung der entlasse-
nen oder auf eine andere Tätigkeit umgesetzten 
Arbeitnehmer für die Dauer von sechs Monaten ent-
stehen. 

§ 12 
Meldungen der Sozialversicherungsträger 

(1) Die Einzugsstellen (§ 28 i des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch) haben monatlich der Bundesan-
stalt die Zahl der nach diesem Gesetz beitragspflich-
tigen Personen mitzuteilen. Die Bundesanstalt kann 
in die Geschäftsunterlagen und Statistiken der Ein-
zugsstellen Einsicht nehmen, soweit dies zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

(2) Die Träger der Sozialversicherung haben der 
Bundesanstalt auf Verlangen bei ihnen vorhandene 
Geschäftsunterlagen und Statistiken vorzulegen, so-
weit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesan-
stalt erforderlich ist. 

(3) Die Vorschriften des § 6 Abs. 4 über die Ge-
heimhaltung von Einzelangaben gelten für die Mit-
teilungen nach den Absätzen 1 und 2 entsprechend. 

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung erläßt mit Zustimmung des Bundesrates zur 
Durchführung der Absätze 1 und 2 Verwaltungsvor-
schriften. 

§ 13 

Heimarbeiter 

Arbeitnehmer im Sinne der Vorschriften dieses Ab-
schnittes sind auch die in Heimarbeit Beschäftigten 
(§ 1 Abs. 1 des Heimarbeitsgesetzes). 

§ 14 

Einschränkung der Arbeitnehmerüberlassung 
im Baugewerbe 

Gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung in Be-
triebe des Baugewerbes für Arbeiten, die üblicher-
weise von Arbeitern verrichtet werden, ist unzulässig. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Begriffsbestimmungen 

§ 15 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. tarifliches Arbeitsentgelt das tarifliche oder, so-
weit eine tarifliche Regelung nicht besteht, das 
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für die Beschäftigung ortsübliche Arbeitsentgelt; 
dies gilt entsprechend für Ausbildungsvergütun-
gen und Arbeitszeiten, 

2. familienbedingt eine Unterbrechung der Er-
werbstätigkeit wegen nicht erwerbsmäßiger 
häuslicher Betreuung aufsichtsbedürftiger Kin-
der oder pflegebedürftiger Familienangehöriger, 

3. ein Arbeitnehmer von Arbeitslosigkeit unmittel-
bar bedroht, wenn insbesondere eine Kündigung 
bereits ausgesprochen ist, das Arbeitsverhältnis 
innerhalb der nächsten sechs Monate durch Be-
fristung endet, die Eröffnung des Konkursverfah-
rens über das Vermögen des Arbeitgebers bean-
tragt ist oder aus persönlichen Gründen, etwa 
wegen einer Minderung der Leistungsfähigkeit, 
die bislang übertragene oder eine gleichwer tige 
Arbeit nicht mehr verrichtet werden kann, 

4. ein Arbeitnehmer von Arbeitslosigkeit bedroht, 
wenn insbesondere der Arbeitgeber betriebliche 
Veränderungen im Sinne des § 11 Abs. 1 mitge-
teilt hat oder wenn der Verwaltungsausschuß des 
örtlichen Arbeitsamtes für die Branche oder den 
Betrieb des Arbeitnehmers festgestellt hat, daß 
die dort  beschäftigten Arbeitnehmer einem über-
durchschnittlichen Arbeitslosigkeitsrisiko unter-
liegen, 

5. berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme eine 
nicht den Schulgesetzen der Länder unterliegen-
de berufliche Bildungsmaßnahme, die auf die 
Aufnahme einer Berufsausbildung vorbereitet 
oder der beruflichen Eingliederung dient, 

6. die Teilnahme an einer Maßnahme notwendig, 
wenn sie erforderlich ist, damit ein Antragsteller, 
der 

a) arbeitslos ist, beruflich eingegliedert wird, 

b) von Arbeitslosigkeit unmittelbar bedroht ist, 
nicht arbeitslos wird, 

c) keinen beruflichen Abschluß hat oder nach 
Erwerb eines solchen länger als die doppelte 
Ausbildungszeit des erlernten Berufes nicht 
mehr als Facharbeiter, Geselle oder Gehilfe 
tätig war, einen beruflichen Abschluß erwer-
ben kann, 

d) eine Teilzeitbeschäftigung berufsmäßig aus-
übt oder an  einer Teilzeit-Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme teilnimmt, eine Vollzeitbe-
schäftigung auf dem allgemeinen Arbeits-
markt aufnehmen kann, 

e) seine Erwerbstätigkeit familienbedingt für 
mehr als drei Jahre unterbrochen hat, wieder 
eine die Beitragspflicht begründende Beschäf-
tigung aufnehmen kann, 

f) eine ausschließlich nach § 169 a oder § 169 c 
Nr. 4 beitragsfreie Beschäftigung ausübt, eine 
die Beitragspflicht begründende Beschäfti-
gung aufnehmen kann, 

7. die Teilnahme an einer Maßnahme zweckmäßig, 
wenn sie voraussichtlich den arbeitsmarktpoliti-
schen Zielsetzungen nach § 1 dient und die Vor-
aussetzungen der § 41 Abs. 2, § 45 Abs. 2 erfüllt, 

8. zusätzlich 

a) eine Arbeit, die im öffentlichen Interesse liegt, 
jedoch ohne Gewährung von Zuschüssen oder 
sonstigen Leistungen nach diesem Gesetz 
nicht oder erst zu einem späteren Zeitpunkt 
durchgeführt würde, oder 

b) eine Einstellung oder Beschäftigung, zu der es 
ohne die Förderung nach diesem Gesetz nicht 
oder erst später gekommen wäre, 

9. a) Bemessungsentgelt das Arbeitsentgelt, nach 
dem sich eine Lohnersatzleistung bemißt (ins-
besondere § 157 Abs. 1, § 179 Abs. 2, § 54 
Abs. 2, § 105 Abs. 1), 

b) Lohnersatzquote der Prozentsatz des Bemes-
sungsentgelts, der der Berechnung der Höhe 
des Leistungssatzes (§§ 54, 105, 156, 179, 127) 
zugrunde zu legen ist, 

c) erhöhte Lohnersatzquote der Prozentsatz des 
Bemessungsentgelts, der der Berechnung der 
Höhe des Leistungssatzes für Leistungsemp-
fänger zugrunde zu legen ist, auf deren Lohn-
steuerkarte mindestens ein halber Kinderfrei-
betrag eingetragen ist, 

d) Leistungssatz der aus Bemessungsentgelt und 
Lohnersatzquote errechnete Zahlbetrag einer 
Lohnersatzleistung, im Falle des § 105 Abs. 4 
das Arbeitsentgelt nach § 105 Abs. 1 und 2, je-
weils vermindert um die gesetzlichen Abzüge, 
die bei Arbeitnehmern gewöhnlich anfallen, 

10. die Beitragspflicht begründend eine Beschäfti-
gung, die nach § 226 die Beitragspflicht zum all-
gemeinen Beitrag zur Arbeitslosenversicherung 
auslöst. 

§16 
Arbeitsmarktpolitische Zielgruppen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist am Arbeitsmarkt be-
sonders benachteiligt, 

1. wer als Schwerbehinderter anerkannt ist oder we-
gen einer vom Arbeitsamtsarzt festgestellten ge-
sundheitlich bedingten Leistungsminderung vor-
aussichtlich ohne eine Förderung nach diesem 
Gesetz nicht in Arbeit vermittelt werden kann, 
weil  ihm nicht leistungsgeminderte Arbeitnehmer 
vorgezogen werden, 

2. wer das 50. Lebensjahr vollendet hat, 

3. wer das 27. Lebensjahr nocht nicht vollendet hat, 
keinen beruflichen Abschluß hat, innerhalb der 
letzten 180 Kalendertage mindestens 90 Kalender-
tage arbeitslos gemeldet war und in absehbarer 
Zeit nicht in eine berufliche Ausbildungs- oder Ar-
beitsstelle vermittelt werden kann, 

4. wer langzeitarbeitslos ist (§ 17), 

5. wer nach einer familienbedingten Unterbrechung 
(§ 15 Nr. 2) der Erwerbstätigkeit von mehr als drei 
Jahren wieder eine die Beitragspflicht begründen-
de Beschäftigung aufnehmen wi ll  oder 

6. wer einem Personenkreis angehört, der durch An-
ordnung der Bundesanstalt für begrenzte Zeit als 
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am Arbeitsmarkt besonders benachteiligt be-
stimmt ist. 

§ 17 

Dauer der Arbeitslosigkeit als 
Leistungsvoraussetzung 

(1) Langzeitarbeitslos ist, wer arbeitslos und seit ei-
nem Jahr oder länger beim Arbeitsamt arbeitslos ge-
meldet ist. Die Arbeitslosigkeit wird nicht unterbro-
chen durch Beschäftigungen oder Zeiten ohne Nach-
weis mit einer Gesamtdauer von bis zu vier Wochen 
und durch Zeiten der Arbeitsunfähigkeit. 

(2) Soweit Langzeitarbeitslosigkeit oder eine be-
stimmte Dauer der Arbeitslosigkeit nach diesem Ge-
setz Voraussetzung ist 

1. für die Bewilligung einer Ermessensleistung oder 

2. für den Zugang zu einer Maßnahme der aktiven 
Arbeitsförderung, auf die kein Rechtsanspruch 
besteht, 

3. für die Erstellung eines Eingliederungs- und För-
derplanes nach § 44 Abs. 2 Nr. 2, 

bleiben bei der Berechnung der Dauer der Arbeitslo-
sigkeit Unterbrechungen durch Beschäftigungen bis 
zu je drei Monaten Dauer oder nach § 19 des Bundes-
sozialhilfegesetzes, die Teilnahme an  Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsförderung einschließlich Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen oder an einer beruflichen 
Rehabilitationsmaßnahme, jeweils innerhalb einer 
Rahmenfrist von drei Jahren, unberücksichtigt. Die 
Rahmenfrist verlängert sich um Zeiten familienbe-
dingter Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit, des 
Wehr- oder Zivildienstes, eines freiwilligen sozialen 
oder ökologischen Jahres sowie durch Haftstrafen 
und stationäre Therapieaufenthalte. 

§ 18 

Regionen mit hoher oder ungünstig 
strukturierter Arbeitslosigkeit 

Soweit nach diesem Gesetz eine Maßnahme nur in 
einer Region mit hoher oder ungünstig strukturierter 
Arbeitslosigkeit gefördert werden darf, kann eine 
Förderung nur bewilligt werden, wenn der Verwal-
tungsrat der Bundesanstalt, nach Anhörung der zu-
ständigen obersten Landesbehörden, zuvor festge-
stellt hat, daß der Bezirk des Landesarbeitsamtes 
ganz oder in dem be treffenden Teilgebiet besonderer 
arbeitsmarktpolitischer Förderung bedarf, damit 

1. einer im Vergleich zum Bundesdurchschnitt ho-
hen Arbeitslosigkeit begegnet werden kann oder 

2. ein im Vergleich zum Bundesdurchschnitt hoher 
Bestand an  Langzeitarbeitslosen oder sonstigen 
am Arbeitsmarkt besonders benachteiligten Ar-
beitslosen verringert werden kann oder 

3. der bedingt durch vorhersehbarenen Arbeitsplatz-
abbau in der be troffenen Region zu erwartende 
Eintritt eines Zustandes nach Nummer 1 oder 
Nummer 2 verhindert oder abgemildert werden 
kann. 

§ 19 

Höhe der Leistungssätze 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung bestimmt die Leistungssätze jeweils für ein Ka-
lenderjahr durch Rechtsverordnung. Dabei hat es zu-
grunde zu legen 

1. als Lohnsteuer 

a) die Steuer nach der allgemeinen Lohnsteuer-
tabelle für die Lohnsteuerklasse I ohne Kinder-
freibetrag (Leistungsgruppe A) 
bei Arbeitnehmern, auf deren Lohnsteuerkarte 
die Lohnsteuerklasse I oder IV eingetragen ist; 

b) die Steuer nach der allgemeinen Lohnsteuer-
tabelle für die Lohnsteuerklasse I ohne Kinder-
freibetrag unter Berücksichtigung eines Frei-
betrages in Höhe des Haushaltsfreibetrages 
nach § 32 Abs. 7 des Einkommensteuergeset-
zes (Leistungsgruppe B) 
bei Arbeitnehmern, auf deren Lohnsteuerkarte 
die Lohnsteuerklasse II eingetragen ist; 

c) die Steuer nach der allgemeinen Lohnsteuer-
tabelle für die Lohnsteuerklasse III ohne Kin-
derfreibetrag (Leistungsgruppe C) 

aa) bei Arbeitnehmern, auf deren Lohnsteuer-
karte die Lohnsteuerklasse III eingetragen 
ist, und 

bb) bei Arbeitnehmern, die von ihrem nicht 
unbeschränkt einkommensteuerpflichti-
gen Ehepartner nicht dauernd ge trennt le-
ben, wenn sie darlegen und nachweisen, 
daß der Arbeitslohn des Ehepartners weni-
ger als 40 vom Hundert des Arbeitslohns 
beider Ehepartner beträgt; bei der Bewer-
tung des Arbeitslohns des Ehepartners 
sind die Einkommensverhältnisse des 
Wohnsitzstaates zu berücksichtigen; 

cl)  die Steuer nach der allgemeinen Lohnsteuer-
tabelle für die Lohnsteuerklasse V (Leistungs-
gruppe D) 
bei Arbeitnehmern, auf deren Lohnsteuerkarte 
die Lohnsteuerklasse V eingetragen ist sowie 

e) die Steuer nach der allgemeinen Lohnsteuer-
tabelle für die Lohnsteuerklasse VI (Leistungs-
gruppe E) 
bei Arbeitnehmern, auf deren Lohnsteuerkarte 
die Lohnsteuerklasse VI eingetragen ist, weil 
sie noch aus einem weiteren Dienstverhältnis 
Arbeitslohn beziehen; 

2. als Kirchensteuer-Hebesatz den im Vorjahr in den 
Ländern geltenden niedrigsten Kirchensteuer-
Hebesatz; 

3. als Beitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung 
die Hälfte des gewogenen Mittels der am 1. Juli 
des Vorjahres geltenden allgemeinen Beitrags-
sätze; 

4. als Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung 
die Hälfte des geltenden Beitragssatzes der Ren-
tenversicherung der Arbeiter und der Rentenver-
sicherung der Angestellten; 
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5. als Leistungsbemessungsgrenze die nach § 242 
Abs. 1 für den Beitrag zur Bundesanstalt geltende 
Beitragsbemessungsgrenze. 

Die Leistungssätze sind auf den nächsten durch 60 
teilbaren Pfennigbetrag zu runden. Die Rechtsver-
ordnung kann bestimmen, daß geänderte Leistungs-
sätze vom Beginn des Zahlungszeitraumes (§ 167) an 

 gelten, in dem sie in Kraft tritt. Sie kann ferner be-
stimmen, daß für Arbeitslose, die bei Inkrafttreten 
die Anwartschaftszeit für den Anspruch auf Arbeits-
losengeld erfüllen, bisherige günstigere Leistungs-
sätze weiterhin maßgebend sind, soweit dies zur Ver-
meidung von Härten erforderlich ist. Änderungsbe

-

scheide werden mit dem Tage wirksam, von dem an 
die geänderten Leistungssätze gelten. 

3. KAPITEL 

Arbeitsvermittlung und Berufsberatung 

ERSTER ABSCHNITT 

Arbeitsvermittlung 

§ 20 

Begriff der Arbeitsvermittlung 

(1) Arbeitsvermittlung im Sinne dieses Gesetzes ist 
eine Tätigkeit, die darauf gerichtet ist, Arbeitsuchen-
de mit Arbeitgebern zur Begründung von Arbeitsver-
hältnissen oder mit Auftraggebern oder Zwischen-
meistern zur Begründung von Heimarbeitsverhältnis-
sen im Sinne des Heimarbeitsgesetzes zusammenzu-
führen. 

(2) Arbeitsvermittlung sind auch die Herausgabe 
und der Vertrieb sowie der Aushang von Listen über 
Stellenangebote und Stellengesuche einschließlich 
der den Listen gleichzuachtenden Sonderdrucke und 
Auszüge aus periodischen Druckschriften. Die Auf-
nahme von Stellenangeboten und Stellengesuchen 
in Zeitungen, Zeitschriften, Fachblättern und ähn-
lichen periodisch erscheindenden Druckschriften so-
wie ihre Bekanntgabe in Ton- und Fernsehrundfunk 
und durch Bildschirmtext werden hierdurch nicht 
eingeschränkt. 

(3) Keine Arbeitsvermittlung im Sinne dieses Ge-
setzes sind 

1. Maßnahmen öffentlich-rechtlicher Träger der so-
zialen Sicherung zur Anbahnung eines Arbeits-
verhältnisses, soweit sie zur Durchführung der 
ihnen gesetzlich übertragenen Aufgaben im Ein-
zelfalle erforderlich sind, 

2. die gelegentliche und unentgelt liche Empfehlung 
von Arbeitskräften zur Einstellung. 

§21 

Aufgabe der Arbeitsvermittlung 

(1) Die Bundesanstalt hat darauf hinzuwirken (s. 
S. 13, § 36 (2)), daß Arbeitsuchende Arbeit und Ar- 

beitgeber die erforderlichen Arbeitskräfte erhalten. 
Dabei hat sie die besonderen Verhältnisse der freien 
Arbeitsplätze, die Eignung der Arbeitsuchenden und 
deren persönliche Verhältnisse zu berücksichtigen 
sowie die Kenntnisse und Möglichkeiten Dritter zu 
nutzen. 

(2) Die Bundesanstalt kann Arbeitsuchende, soweit 
dies für die Berücksichtigung ihres Gesundheitszu-
standes bei der Arbeitsvermittlung erforderlich ist, 
mit deren Einverständnis ärztlich untersuchen und 
begutachten; in besonderen Fällen kann sie Arbeit-
suchende mit deren Einverständnis auch psycholo-
gisch untersuchen und begutachten. 

(3) Die Bundesanstalt kann sich in den Fällen des 
§ 1 Abs. 2 Nr. 4 und 5 nach der Vermittlung in Arbeit 
um die Festigung der Arbeitsverhältnisse bemühen, 
soweit dies erforderlich ist. Sie hat auch für Arbeit-
nehmer, die arbeitslos gemeldet waren und denen 
eine gegenüber ihrer früheren Tätigkeit ungünstige-
re Beschäftigung vermittelt wurde, die Vermittlungs-
bemühungen fortzusetzen, wenn diese ihr Stellenge-
such aufrechterhalten. 

§ 22 

Informationspflicht und Arbeitsberatung 

(1) Die Bundesanstalt hat Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber auf Verlangen auch unabhängig von der 
Arbeitsvermittlung über die Lage auf dem Arbeits-
markt, die Entwicklung in den Berufen, die Notwen-
digkeit und Möglichkeiten der beruflichen Bildung 
und deren Förderung sowie über die Förderung der 
Arbeitsaufnahme zu unterrichten und in Fragen der 
Wahl oder Besetzung von Arbeitsplätzen zu beraten 
(Arbeitsberatung). Die Arbeitsberatung ist auf die 
Anliegen der Ratsuchenden, bei Arbeitnehmern 
auch auf ihre Kenntnisse und Fertigkeiten und bei 
Arbeitgebern auf ihre betrieblichen Belange abzu-
stellen. 

(2) Das Vermittlungsgesuch eines Arbeitsuchen-
den, der weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosen-
hilfe bezieht, wird drei Monate bearbeitet. Der Ar-
beitsuchende kann es erneuern. 

(3) Die Bundesanstalt soll arbeitslosen Arbeitsu-
chenden, die ihr Vermittlungsgesuch erneuern, eine 
Arbeitsberatung anbieten; im übrigen soll sie Arbeit-
nehmern, die arbeitslos gemeldet sind, in Abständen 
von nicht länger als drei Monaten zu einer Arbeitsbe-
ratung einladen. Sie hat dabei zu prüfen, ob die be-
rufliche Eingliederung des Arbeitslosen insbesonde-
re durch die Teilnahme an einer Maßnahme zur be-
ruflichen Bildung gefördert werden kann. Ist die Teil-
nahme an einer Maßnahme zur beruflichen Bildung 
zur beruflichen Eingliederung notwendig, hat sie 
den Arbeitslosen zur Teilnahme aufzufordern. 

§ 23 

Berücksichtigung von Tarifen 

Die Bundesanstalt darf an dem Zustandekommen 
von Arbeitsverhältnissen zu tarifwidrigen Bedingun-
gen nicht mitwirken, wenn ihr die Tarifwidrigkeit der 
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Bedingungen und die Tarifgebundenheit des Arbeit-
nehmers und des Arbeitgebers bekannt sind. Das gilt 
entsprechend, wenn ein Verstoß gegen Mindestar-
beitsbedingungen vorliegt, die auf Grund des Geset-
zes über die Festsetzung von Mindestarbeitsbedin-
gungen vom 11. Januar 1952 (BGBl. I S. 17) oder auf 
Grund der § 19 oder § 22 des Heimarbeitsgesetzes 
festgesetzt sind. 

§ 24 
Anzeige bei Arbeitskämpfen 

(1) Bei Ausbruch und Beendigung eines Arbeits-
kampfes sind die Arbeitgeber verpflichtet und die 
Gewerkschaften berechtigt, dem für den Betrieb zu-
ständigen Arbeitsamt schriftlich Anzeige zu erstat-
ten. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung kann durch Rechtsverordnung Vorschriften 
über Fristen und Formen der Anzeigen erlassen und 
bestimmen, in welchen Fällen ein Arbeitgeberver-
band eine Sammelmeldung mit befreiender Wirkung 
für die darin aufgeführten Arbeitgeber erstatten 
kann. 

(2) Ist eine Anzeige über den Ausbruch eines Ar-
beitskampfes nach Absatz 1 erstattet worden, so hat 
die Bundesanstalt in dem durch den Arbeitskampf 
unmittelbar be troffenen Bereich Arbeit nur dann zu 
vermitteln, wenn der Arbeitsuchende und der Arbeit-
geber dies trotz eines Hinweises der Bundesanstalt 
auf den Arbeitskampf verlangen. 

§ 25 

Vermittlung von und nach dem Ausland 

(1) Die Anwerbung und Arbeitsvermittlung für 
eine Beschäftigung im Ausland als Arbeitnehmer 
und die Anwerbung im Ausland sowie die Arbeits-
vermittlung für eine Beschäftigung als Arbeitnehmer 
im Inland führt die Bundesanstalt durch. Andere Ein-
richtungen und Personen bedürfen hierzu, sofern ih-
nen kein besonderer Auftrag nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
erteilt ist, der vorherigen Zustimmung der Bundesan-
stalt. Diese entscheidet unter Berücksichtigung der 
schutzwürdigen Interessen deutscher Arbeitnehmer 
und der deutschen Wi rtschaft nach Lage und Ent-
wicklung des Arbeitsmarktes. Die Zustimmung kann 
mit Bedingungen und Auflagen erteilt werden. 

(2) Die Rechtsvorschriften der Europäischen Union 
bleiben unberührt. 

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann zur Durchführung des Absatzes 1 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über A rt, Um-
fang, Geltungsdauer und Aufhebung der Zustim-
mung sowie über das Verfahren erlassen. 

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann der Bundesanstalt für die Durchfüh-
rung der Rechtsverordnung nach Absatz 3 sowie der 
von den Organen der Europäischen Union erlasse-
nen Bestimmungen und der zwischenstaatlichen Ver-
einbarungen über die Anwerbung und Arbeitsver-
mittlung in den in Absatz 1 genannten Fällen Wei-
sungen erteilen.  

§ 26 

Arbeitserlaubnis 

(1) Arbeitnehmer, die nicht Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes sind und nicht entwe-
der eine Aufenthaltserlaubnis (§§ 15 bis 26 des Aus-
ländergesetzes), eine Aufenthaltsberechtigung (§ 27 
des Ausländergesetzes) oder eine Aufenthaltsbefug-
nis (§§ 30 bis 32 des Ausländergesetzes) besitzen, die 
zur Aufnahme einer nichtselbständigen Tätigkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland berechtigt, bedür-
fen zur Ausübung einer Beschäftigung einer Arbeits-
erlaubnis der Bundesanstalt, soweit in zwischenstaat-
lichen Vereinbarungen nichts anderes bestimmt ist. 
Die Erlaubnis wird nach Lage und Entwicklung des 
Arbeitsmarktes unter Berücksichtigung der Verhält-
nisse des einzelnen Falles erteilt; eine bef ristete 
Arbeitserlaubnis, die wegen Ablaufs ihrer Geltungs-
dauer unwirksam wird, ist für die Fortsetzung einer 
Beschäftigung bei dem bisherigen Arbeitgeber zu er-
neuern, wenn nicht ausländerrechtliche Auflagen 
entgegenstehen. Ausländern, die ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben und im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes eine Beschäftigung 
ausüben wollen, darf die Arbeitserlaubnis nur erteilt 
werden, sofern die Dauer der Beschäftigung drei Mo-
nate nicht übersteigt. Für die erstmalige Beschäfti-
gung kann die Erteilung der Erlaubnis für einzelne 
Personengruppen davon abhängig gemacht werden, 
daß sich der Ausländer unmittelbar vor der Antrag-
stellung eine bestimmte Zeit, die vier Jahre nicht 
überschreiten darf, erlaubt oder geduldet im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes aufgehalten hat oder 
daß er vor einem bestimmten Zeitpunkt in den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes eingereist ist. Die Er-
laubnis kann befristet und auf bestimmte Betriebe, 
Berufsgruppen, Wirtschaftszweige oder Bezirke be-
schränkt werden. Arbeitgeber dürfen Arbeitnehmer, 
die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes sind, nur beschäftigen, wenn entwe-
der die Arbeitnehmer eine Erlaubnis nach Satz 1 be-
sitzen oder der Arbeitgeber sich nachweislich davon 
überzeugt hat, daß die Arbeitnehmer von der Ver-
pflichtung zum Besitz einer Arbeitserlaubnis befreit 
sind. Arbeitnehmern im Sinne des Satzes 1, die einer 
Arbeitserlaubnis nicht bedürfen, wird diese Tatsache 
auf Verlangen vom Arbeitsamt bescheinigt. 

(2) Die Erlaubnis darf nicht erteilt werden, soweit 
die Beschäftigung durch eine ausländerrechtliche 
Auflage ausgeschlossen ist. 

(3) Die Rechtsvorschriften der Europäischen Union 
und § 17 Abs. 1 des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer im Bundesgebiet in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 243-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung bleiben unbe-
rührt. 

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann durch Rechtsverordnung Vorschriften 
über Art, Umfang, Geltungsdauer und Aufhebung 
der Erlaubnis, über die Voraussetzungen für die Er-
teilung der erstmaligen Erlaubnis sowie über das 
Verfahren erlassen. Es kann für einzelne Berufs- und 
Personengruppen durch Rechtsverordnung Ausnah-
men von Absatz 1 Satz 1 bis 3 zulassen. 
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(5) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann der Bundesanstalt für die Durchfüh-
rung des Absatzes 1 einschließlich der von den Orga-
nen der Europäischen Union erlassenen Bestimmun-
gen und der zwischenstaatlichen Vereinbarungen 
über die Beschäftigung von Arbeitnehmern sowie 
der Rechtsverordnung nach Absatz 4 Weisungen er-
teilen. 

(6) Die Erlaubnis wird unabhängig von Lage und 
Entwicklung des Arbeitsmarktes und ohne Beschrän-
kung auf bestimmte Betriebe, Berufsgruppen oder 
Wirtschaftszweige sowie ohne räumliche Beschrän-
kung unbefristet erteilt (besondere Arbeitserlaubnis), 
wenn der Arbeitnehmer in den letzten fünf Jahren 
vor Beginn der Geltungsdauer der Erlaubnis insge-
samt drei Jahre eine unselbständige Tätigkeit recht-
mäßig im Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgeübt 
hat. Auf die Beschäftigungszeit nach Satz 1 werden 
nicht angerechnet 

1. Zeiten, in denen der Arbeitnehmer im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes zur Erfüllung eines Werk-
vertrages beschäftigt wird, der zwischen seinem 
ausländischen Arbeitgeber und einem im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes ansässigen Unter-
nehmen abgeschlossen worden ist, 

2. Zeiten, in denen der Arbeitnehmer auf Grund der 
Arbeitserlaubnisverordnung oder auf Grund einer 
zwischenstaatlichen Vereinbarung vom Erforder-
nis der Erlaubnis befreit war, 

3. Zeiten einer Beschäftigung, die vor dem Zeitpunkt 
liegen, in dem der Arbeitnehmer aus dem Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes unter Aufgabe sei-
nes gewöhnlichen Aufenthalts ausgereist war, 

4. Zeiten einer Beschäftigung, durch die der Arbeit-
nehmer auf eine Tätigkeit im Ausland vorbereitet 
wird, und 

5. Zeiten einer beitragsfreien Beschäftigung im 
Sinne des § 228, es sei denn, der Arbeitnehmer 
war in dieser Zeit nach § 244 Abs. 1 Nr. 9 beim Ar-
beitgeber wie ein beitragspflichtiger Arbeitneh-
mer zu berücksichtigen. 

§ 27 
Unparteilichkeit 

(1) Arbeitsvermittlung und Arbeitsberatung sind 
unparteiisch auszuüben. 

(2) Arbeitsuchende und Ratsuchende dürfen nach 
der Zugehörigkeit zu einer politischen, gewerk-
schaftlichen oder ähnlichen Vereinigung nur gefragt 
werden, wenn die Eigenart des Betriebes oder die 
Art der Beschäftigung die Befragung rechtfertigt. 

(3) Arbeitsuchende und Ratsuchende dürfen, wenn 
die Arbeitsvermittlung im Auftrag der Bundesanstalt 
von einer Einrichtung betrieben wird, die von einer 
Gewerkschaft errichtet ist und nach ihrer Satzung 
nur an ihre Mitglieder Arbeit vermittelt, nach der Zu-
gehörigkeit zu der Gewerkschaft befragt werden. 

(4) Arbeitsuchende und Ratsuchende dürfen nach 
der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft 
oder Weltanschauungsgemeinschaft nur gefragt wer- 

den, wenn die Eigenart des Betrriebes oder die A rt 
 der Beschäftigung die Befragung rechtfertigt oder 

wenn der Arbeitgeber den Arbeitsuchenden in die 
Hausgemeinschaft aufnehmen wi ll  und eine be-
stimmte Zugehörigkeit ausdrücklich zum Inhalt sei-
nes Stellenangebotes gemacht hat. 

(5) Der Bundesanstalt ist es untersagt, einen Ar-
beitnehmer zum Zwecke der Nichteinstellung un-
günstig zu kennzeichnen oder an einer Maßregelung 
von Arbeitnehmern oder an einer entsprechenden 
Maßnahme gegen Arbeitgeber mitzuwirken. 

§ 28 
Grundsatz der Unentgeltlichkeit 

(1) Die Bundesanstalt übt die Arbeitvermittlung 
und die Arbeitsberatung unentgeltlich aus. Sind die 
Aufwendungen überdurchschnittlich hoch, so kann 
die Bundesanstalt von Arbeitgebern Gebühren erhe-
ben, die ihre Aufwendungen, soweit diese über die 
durchschnittlichen Aufwendungen für eine Arbeits-
vermittlung oder Arbeitsberatung hinausgehen, ganz 
oder teilweise decken. Die Bundesanstalt kann durch 
Anordnung bestimmen, ob und in welcher Höhe Ge-
bühren nach Satz 2 zu erheben sind. 

(2) Die Bundesanstalt kann durch Anordnung be-
stimmen, daß Arbeitgeber, die die Bundesanstalt zur 
Vermittlung ausländischer Arbeitnehmer auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder Vermitt-
lungsabsprachen der Bundesanstalt mit ausländi-
schen Arbeitsverwaltungen oder zur Erteilung einer 
Erlaubnis nach § 26 Abs. 1 Satz 1 auf Grund zwischen-
staatlicher Vereinbarungen in Anspruch nehmen, 
eine Gebühr zu entrichten haben. Die Gebühr wird 
für Aufwendungen erhoben, die der Bundesanstalt im 
Zusammenhang mit der Durchführung dieser Verein-
barungen entstehen. Hierbei können auch Aufwen-
dungen für Maßnahmen, die geeignet sind, die Ein-
gliederung ausländischer Arbeitnehmer in die Wirt-
schaft und in die Gesellschaft der Bundesrepublik 
Deutschland zu erleichtern, berücksichtigt werden. 
Die Arbeitgeber dürfen sich die Gebühr von dem ver-
mittelten ausländischen Arbeitnehmer oder einem 
Dritten weder ganz noch teilweise erstatten lassen. 

C.  29 
Recht und Pflicht zur Auskunfterteilung 

Bei der Arbeitsvermittlung und Arbeitsberatung 
dürfen Hinweise auf die Besonderheiten einer offe-
nen Stelle, die für den Arbeitsuchenden oder den 
Ratsuchenden von Bedeutung sein können, sowie 
auf besondere Eigenschaften eines Arbeitsuchenden 
oder Ratsuchenden, die für dessen Eignung für die 
Stelle wichtig sein können, gegeben werden, wenn 
diese Besonderheiten oder besonderen Eigenschaf-
ten amtlich bekanntgeworden sind und wenn beson-
dere Umstände, nament lich die Aufnahme in die 
' Hausgemeinschaft, es rechtfertigen. Auf Verlangen 
müssen entsprechende Auskünfte gegeben werden. 
Das Ergebnis einer Untersuchung oder Begutach-
tung nach § 21 Abs. 2 darf nur mit Zustimmung des 
Arbeitsuchenden mitgeteilt werden. 
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§ 30 

Arbeitsvermittlung im Auftrag der Bundesanstalt 

(1) Die Bundesanstalt kann in Ausnahmefällen 
nach Anhörung der beteiligten Verbände der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer auf Antrag Einrichtun-
gen oder Personen mit der Arbeitsvermittlung für 
einzelne Berufe oder Personengruppen beauftragen, 
wenn es für die Durchführung der Arbeitsvermitt-
lung zweckmäßig ist. Die Anwerbung und Arbeits-
vermittlung für eine Beschäftigung im Ausland als 
Arbeitnehmer und die Anwerbung im Ausland sowie 
die Arbeitsvermittlung für eine Beschäftigung als Ar-
beitnehmer im Inland ist unbeschadet des § 25 Abs. 1 
nur auf Grund eines besonderen Auftrages der Bun-
desanstalt zulässig. 

(2) Die mit der Arbeitsvermittlung beauftragten 
Einrichtungen und Personen unterliegen der Auf-
sicht der Bundesanstalt und sind an ihre Weisungen 
gebunden. Ein Auftrag nach Absatz 1 Satz 1 oder 
Satz 2 ist jeweils für ein Jahr zu erteilen. Er kann mit 
Einschränkungen erteilt werden. Er kann aufgeho-
ben werden, wenn die beauftragte Einrichtung oder 
Person dies beantragt oder trotz wiederholter Auffor-
derung den über die Ausführung des Auftrages und 
die Geschäftsführung erlassenen Vorschriften der 
Bundesanstalt oder deren Weisungen nicht ent-
spricht oder wenn sich ergibt, daß die Voraussetzun-
gen für die Erteilung des Auftrages nicht vorgelegen 
haben oder weggefallen sind. 

(3) Eine natürliche Person, die unentgelt lich und 
uneigennützig Arbeitsvermittlung ausüben wi ll, hat 
dies der Bundesanstalt schriftlich anzuzeigen; sie gilt 
für den Zeitraum als mit der Arbeitsvermittlung be-
auftragt, der in der Anzeige angegeben wird. Ab-
satz 1 Satz 2 bleibt unberührt; Absatz 2 gilt entspre-
chend. Der Auftrag kann auch aufgehoben werden, 
wenn während eines Zeitraumes von wenigstens 
einem Jahr keine Vermittlungtätigkeit ausgeübt 
wurde. 

(4) Die Bundesanstalt kann durch Anordnung Vor-
schriften über Erteilung, Ausführung und Aufhebung 
von Aufträgen, über den Inhalt der Anzeige nach Ab-
satz 3, über die Geschäftsführung der beauftragten 
Einrichtungen und Personen sowie über die Aufsicht 
durch die Bundesanstalt erlassen. 

(5) Die Vorschriften des Gesetzes über die Wieder-
aufnahme der nichterwerbsmäßigen Arbeitsvermitt-
lung durch die Einrichtungen der freien Wohlfahrts-
pflege vom 9. Juli 1954 (BGBl. I S. 179) bleiben ubne-
rührt. 

§31 

Gebühren 

(1) Für die Vermittlung in Arbeit nach § 30 Abs. 1 
dürfen von Arbeitsuchenden und Arbeitgebern Ge-
bühren nur zur Deckung der erforderlichen Aufwen-
dungen erhoben werden. § 91 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch findet keine Anwendung. 

(2) Höhere Gebühren als nach Absatz 1 dürfen nur 
für Angehörige von Berufen erhoben werden, für de- 

ren zweckmäßige Vermittlung in Arbeit dies notwen-
dig ist (auf Gewinn gerichtete Arbeitsvermittlung). 

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann zur Durchführung der Absätze 1 und 2 
unter Berücksichtigung der Eigenart der vermittelten 
Arbeitsverhältnisse und deren Dauer sowie des be-
sonderen Inhalts des nach § 30 Abs. 1 erteilten Auf-
trages und der für die Vermittlungstätigkeit durch-
schnittlich erforderlichen Aufwendungen durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die näheren 
Voraussetzungen, Höhe und Fälligkeit der Gebühren 
und die zahlungspflichtigen Personen erlassen. Bei 
der Festsetzung höherer Gebühren im Sinne des Ab-
satzes 2 ist die Gebühr so zu bemessen, daß sie einen 
angemessenen Gewinn ermöglicht. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Berufsberatung 

§ 32 

Begriff der Berufsberatung 

(1) Berufsberatung im Sinne dieses Gesetzes ist die 
Erteilung von Rat und Auskunft in Fragen der Be-
rufswahl einschließlich des Berufswechsels. Sie wird 
durch die Berufsaufklärung, die Unterrichtung über 
die Förderung der beruflichen Bildung im Einzelfalle 
und die Vermittlung in berufliche Ausbildungsstellen 
ergänzt. 

(2) Rat und Auskunft, die im Einzelfalle gelegent-
lich und unentgeltlich oder von öffentlich-rechtlichen 
Trägern der sozialen Sicherung in den in § 20 Abs. 3 
Nr. 1 genannten Fällen erteilt werden, gelten nicht 
als Berufsberatung. 

§ 33 

Aufgaben der Berufsberatung 

(1) Die Bundesanstalt hat Jugendliche und Er-
wachsene vor Eintritt in das Berufsleben und wäh-
rend des Berufslebens in allen Fragen der Berufswahl 
(§ 32) und des beruflichen Fortkommens zu beraten. 
Sie hat dabei Lage und Entwicklung des Arbeits-
marktes und der Berufe angemessen zu berücksichti-
gen. Sie soll die Belange einzelner Wirtschaftszweige 
und Berufe allgemeinen wirtschaftlichen und sozia-
len Gesichtspunkten unterordnen. 

(2) Die Bundesanstalt hat Ratsuchende auch in Fra-
gen ihrer schulischen Bildung zu beraten, soweit sie 
für ihre Berufswahl und ihre berufliche Entwicklung 
von Bedeutung sind. 

(3) Die Bundesanstalt kann sich, soweit es erf order-
lich ist, um Ratsuchende mit deren Einverständnis 
auch nach Beginn einer Berufsausbildung bemühen 
und sie beraten. 
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§ 34 
Grundsätze der Berufsberatung 

(1) Bei der Berufsberatung sind die körperlichen, 
geistigen und charakterlichen Eigenschaften, die 
Neigung und die persönlichen Verhältnisse des 
Ratsuchenden zu berücksichtigen. 

(2) Die Bundesanstalt kann Ratsuchende, soweit 
dies zur Beurteilung ihrer beruflichen Eignung erfor-
derlich ist, mit deren Einverständnis psychologisch 
und ärztlich untersuchen und begutachten. 

§ 35 
Unterrichtung über Förderung 

der beruflichen Bildung 

Bei der Berufsberatung soll die Bundesanstalt über 
Möglichkeiten zur Förderung der beruflichen Bil-
dung unter den Voraussetzungen des Einzelfalles un-
terrichten. 

§ 36 

Vermittlung beruflicher Ausbildungsstellen 

(1) Vermittlung in berufliche Ausbildungsstellen 
im Sinne dieses Gesetzes ist eine Tätigkeit, die auf 
das Zustandekommen beruflicher Ausbildungsver-
hältnisse gerichtet ist. 

(2) Die Bundesanstalt hat darauf hinzuwirken, daß 
geeignete Ratsuchende in fachlich, gesundheitlich 
und erzieherisch einwandfreien Ausbildungsstellen 
untergebracht werden. Dabei sind die persönlichen 
Verhältnisse des Ratsuchenden und die besonderen 
Verhältnisse der freien beruflichen Ausbildungsstel-
len zu berücksichtigen sowie die Kenntnisse und 
Möglichkeiten Dritter zu nutzen. 

(3) § 20 Abs. 2 und 3, §§ 23, 25 und 32 Abs. 2 und 
§ 34 gelten entsprechend. 

(4) Die §§ 30 und 31 Abs. 1 Satz 2 gelten für die un-
entgeltliche Vermittlung in berufliche Ausbildungs-
stellen entsprechend. Ein Auftrag zur Vermittlung in 
Ausbildungsstellen kann auch auf alle noch nicht un-
tergebrachten Bewerber erstreckt und für einen kür-
zeren Zeitraum als ein Jahr erteilt werden, wenn die 
Vermittlung in Ausbildungsstellen im Zusammen-
hang mit Maßnahmen zur Gewinnung zusätzlicher 
Ausbildungstellen ausgeübt werden soll; bei einem 
Auftrag mit einer Dauer bis zu sechs Monaten kann 
die Bundesanstalt von einer Anhörung der beteilig-
ten Verbände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer ab-
sehen. Wird die Stellungnahme des zuständigen Or-
gans der Selbstverwaltung eingeholt, bedarf es nicht 
der Anhörung der beteiligten Verbände der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer. 

§ 37 
Gemeinsame Vorschriften 

Die §§ 27 bis 29 gelten für die Berufsberatung und 
die Vermittlung in berufliche Ausbildungsstellen ent-
sprechend.  

§ 38 
Berufsaufklärung 

Die Bundesanstalt hat zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben Berufsaufklärung zu betreiben. Dabei soll sie 
über Fragen der Berufswahl (§ 32), über die Berufe, 
deren Anforderungen und Aussichten, über Wege 
und Förderung der beruflichen Bildung sowie über 
beruflich bedeutsame Entwicklungen in den Betrie-
ben, Verwaltungen und auf dem Arbeitsmarkt um-
fassend unterrichten. Diesem Auftrag dienen auch 
die Selbstinformationseinrichtungen zur Berufswahl. 

§ 39 
Zusammenarbeit 

Die Bundesanstalt soll bei der Berufsaufklärung, 
der Berufsberatung und der Vermittlung in beruf-
liche Ausbildungsstellen mit den Einrichtungen der 
allgemeinen und der beruflichen Bildung, insbeson-
dere mit den für die bet riebliche Ausbildung zustän-
digen Stellen und den Einrichtungen der Arbeitge-
ber und der Gewerkschaften, mit den Schulen und 
Hochschulen sowie mit den Trägern der Sozial-, 
Jugend- und Gesundheitshilfe zusammenarbeiten. 

4. KAPITEL 

Maßnahmen und Leistungen 
der aktiven Arbeitsförderung 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 40 
Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung 

(1) Die Bundesanstalt fördert Maßnahmen der akti-
ven Arbeitsförderung nach den Vorschriften dieses 
Kapitels. Die Bundesanstalt legt im Einzelfall A rt , 
Umfang, Beginn und Durchführung der Maßnahmen 
nach pflichtgemäßem Ermessen fest. Sie berücksich-
tigt dabei die von den Maßnahmeteilnehmem ange-
strebte berufliche Entwicklung, den Zweck der För-
derung, die Lage und Entwicklung des Arbeitsmark-
tes, die Strukturentwicklung in der Region, Inhalt, 
Qualität und Ausgestaltung der Maßnahme sowie 
die Grundsätze der Wirtschaft lichkeit und Sparsam-
keit. Qualifizierungsmaßnahmen und Maßnahmen 
mit Qualifizierungsanteilen sollen vorrangig vor Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen gefördert werden. Die 
Bundesanstalt soll mit den Trägern zusammenarbei-
ten; deren Rechte bleiben durch die Vorschriften die-
ses Kapitels unberührt. 

(2) Die Teilnahme an Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsförderung, auf die kein Rechtsanspruch besteht, 
ist Frauen entsprechend ihrem Anteil an den regi-
strierten Arbeitslosen im Arbeitsamtsbezirk zu er-
möglichen. Die Fördermaßnahmen für Frauen müs-
sen insgesamt nach Qualität und Umfang dem 
Durchschnitt derartiger Maßnahmen entsprechen. 
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Die Stellen für Frauenerwerbsarbeit (§ 258) berichten 
dem Verwaltungsrat und den Verwaltungsausschüs-
sen in regelmäßigen Abständen darüber, inwieweit 
die gesetzlichen Vorgaben nach den Sätzen 1 und 2 
in ihrem Bezirk eingehalten sind. 

§41 

Begriff der aktiven Arbeitsförderung, 
Fördervoraussetzungen 

(1) Die aktive Arbeitsförderung im Sinne dieses 
Gesetzes umfaßt die Maßnahmen und Leistungen 
dieses Kapitels, also 

1. die Förderung der beruflichen Ausbildung, 

2. die Förderung der beruflichen Fortbildung und 
Umschulung, 

3. die berufsfördernden Leistungen zur Rehabi lita-
tion, 

4. die individuelle Förderung von Beschäftigten, 

5. die Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung, 

6. die Förderung zielgruppengebundener Projekte, 

7. die Beschäftigungsförderung aus Mitteln für Lei-
stungen bei Arbeitslosigkeit, 

8. die Förderung der Arbeitsaufnahme, 

9. die institutionelle Förderung, 

und die Leistungen der Arbeitslosenversicherung zur 
Erhaltung von Arbeitsplätzen, jeweils einschließlich 
der Zusammengesetzten Maßnahmen. 

(2) Die Förderung der Teilnahme an einer Maßnah-
me der aktiven Arbeitsförderung setzt voraus, daß 
die Bundesanstalt vor Beginn der Maßnahme geprüft 
hat, daß diese 

1. nach den Grundsätzen der Wi rtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit geplant ist und durchgeführt wird 
und 

2. unter Berücksichtigung von Lage und Entwick-
lung des Arbeitsmarktes zweckmäßig ist. 

§ 42 

Beweislastumkehr 

(1) Liegen Tatsachen vor, die die Annahme recht-
fertigen, daß ein Arbeitgeber Entlassungen vorge-
nommen hat, um sich eine Förderung nach diesem 
Kapitel zu verschaffen, so kann die Bundesanstalt die 
Bewilligung der Förderung davon abhängig machen, 
daß der Arbeitgeber nachweist, daß die Entlassun-
gen aus anderen Gründen erfolgt sind. 

(2) Liegen Tatsachen vor, die die Annahme recht-
fertigen, daß ein Arbeitgeber bestehende oder noch 
zu schaffende reguläre Arbeitsplätze durch nach die-
sem Kapitel geförderte Arbeitsplätze oder betrieb-
liche Praktika ersetzt oder ersetzen will, so kann die 
Bundesanstalt die Bewilligung der Förderung von 
dem Nachweis abhängig machen, daß der geförderte 
Arbeitnehmer oder Praktikant zusätzlich beschäftigt 
wird. 

§ 43 

Anhörung der Arbeitnehmervertretung 

Die für die Bewilligung einer Leistung der aktiven 
Arbeitsförderung zuständige Stelle der Bundesan-
stalt kann verlangen, daß dem Antrag eines Arbeit-
gebers eine Stellungnahme des Bet riebs- oder Perso-
nalrats beizufügen ist. Die Leistung kann mit der 
Auflage bewilligt werden, daß ihre zweckentspre-
chende Verwendung nach Ablauf des Förderzeit-
raums nachgewiesen wird und daß dem Nachweis 
auch eine Stellungnahme des Betriebs- oder Perso-
nalrats beizufügen ist. 

§ 44 

Anspruch auf eine Maßnahme 
der aktiven Arbeitsförderung - 
Eingliederungs- und Förderplan 

(1) Arbeitslose sind auf entsprechenden Antrag 
spätestens nach einem halben Jahr der Arbeitslosig-
keit durch eine geeignete Maßnahme der aktiven Ar-
beitsförderung, deren Zugangsvoraussetzungen sie 
erfüllen, zu fördern. Arbeitslose sind nach spätestens 
einem halben Jahr der Arbeitslosigkeit in einem Be-
ratungsgespräch über den Anspruch nach Satz 1 so-
wie für sie in Frage kommende Fördermaßnahmen 
aufzuklären. 

(2) Das Arbeitsamt erstellt für Arbeitslose, die 

1. einen Antrag nach Absatz 1 gestellt haben oder 

2. seit wenigstens einem Jahr arbeitslos sind, 

nach Beratung des Arbeitslosen einen individuellen 
Eingliederungs-und Förderplan, in dem die konkre-
ten Maßnahmen oder Kombinationen von Maßnah-
men zusammengestellt sind, die am ehesten eine 
dauerhafte Wiedereingliederung des Arbeitslosen in 
den regulären Arbeitsmarkt erwarten lassen. Der von 
dem Arbeitslosen angestrebten beruflichen Entwick-
lung und seinen Vorstellungen hinsichtlich der Aus-
gestaltung der Maßnahmen soll das Arbeitsamt nach 
Möglichkeit Rechnung tragen. Soll hiervon abgewi-
chen werden, sind bei der Aufstellung des Plans die 
öffentlichen Belange sowie die Belange der Versi-
chertengemeinschaft und die des Arbeitslosen ge-
geneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 
§ 40 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Der Eingliederungs- und Förderplan kann eine 
Kombination verschiedener geeigneter Maßnahmen 
zeitlich nebeneinander oder nacheinander und auch 
einen ständigen Wechsel von Arbeitsbeschaffungs-
maßnahme und Qualifizierung sowie maßnahmebe-
gleitende betriebliche Praktika vorsehen. 

(4). Der Eingliederungs- und Förderplan wird dem 
Arbeitslosen schriftlich bekanntgegeben. Er bildet 
die Grundlage der weiteren Förderung des Arbeitslo-
sen. Das Arbeitsamt kann ihn nach Beratung des Ar-
beitslosen nachträglich abändern, soweit dies nach 
Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes oder aus 
in der Person des Teilnehmers liegenden Gründen 
angezeigt erscheint. Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt ent-
sprechend. 
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(5) Die Aufhebung des Eingliederungs- und För-
derplans kann wegen eines Abwägungsmangels 
(Absatz 2 Satz 3, Absatz 4 Satz 4) nur beansprucht 
werden, wenn die Aufnahme einer Maßnahme in 
diesen Plan die Belange des Arbeitslosen, soweit sie 
dem Arbeitsamt bekannt waren oder bekannt sein 
mußten, erheblich beeinträchtigt. 

§ 45 

Berufliche Bildungsmaßnahmen 

(1) Die Förderung der Teilnahme an beruflichen 
Bildungsmaßnahmen nach diesem Kapitel erstreckt 
sich auf Maßnahmen im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes mit ganztägigem Unterricht (Vollzeitunter-
richt), Teilzeitunterricht, berufsbegleitendem Unter-
richt und Fernunterricht. Es kann auch die Teilnahme 
an grenzüberschreitenden Maßnahmen gefördert 
werden, wenn mit den für diese Maßnahmen einge-
setzten Haushaltsmitteln ein im wesentlichen glei-
cher arbeitsmarktpolitischer Effekt wie bei Verwen-
dung der Mittel für die Förderung der Teilnahme an 
einer Maßnahme im Inland erzielt wird. 

(2) Die Förderung der Teilnahme setzt voraus, daß 
die Bundesanstalt vor Beginn der Maßnahme geprüft 
hat, daß die Maßnahme 

1. nach Dauer, Gestaltung des Lehrplans, Unter-
richtsmethode, Ausbildung und Berufserfahrung 
des Leiters und der Lehrkräfte eine erfolgreiche 
berufliche Bildung erwarten läßt, 

2. angemessene Teilnahmebedingungen bietet, 

3. in ihrer zeitlichen, inhaltlichen und organisatori-
schen Ausgestaltung die Lebensverhältnisse der 
Teilnehmer, insbesondere der Teilnehmer, die für 
die Betreuung und Erziehung von Kindern oder 
die Betreuung pflegebedürftiger Personen verant-
wortlich sind oder die nach Zeiten der Be treuung 
und Erziehung von Kindern oder der Be treuung 
pflegebedürftiger Personen in das Erwerbsleben 
zurückkehren wollen, angemessen berücksich-
tigt. 

(3) Die Bundesanstalt kann berufliche Fortbil-
dungs- und Umschulungsmaßnahmen von anderen 
Trägern durchführen lassen oder gemeinsam mit an-
deren Trägern oder allein durchführen; sie hat dies 
zu tun, wenn damit zu rechnen ist, daß geeignete 
Maßnahmen in angemessener Zeit nicht angeboten 
werden. 

(4) Zeiten eines für eine erfolgreiche berufliche 
Qualifizierung notwendigen  Vor-, Zwischen- oder 
Anschlußpraktikums sind Bestandteil der beruflichen 
Bildungsmaßnahme. Notwendig ist ein bet riebliches 
Anschlußpraktikum bis zu drei Monaten auch, wenn 
es aufgrund einer entsprechenden Erklärung des Ar-
beitgebers begründete Aussicht auf eine spätere 
dauerhafte Eingliederung des Teilnehmers in den 
Praktikumsbetrieb bietet. Zeiten einer der Bildungs-
maßnahme folgenden Beschäftigung zur Erlangung 
der staatlichen Anerkennung oder Erlaubnis zur 
Ausübung des Berufes sind nicht Bestandteil der 
Maßnahme. 

(5) Die Zeit zwischen dem Ende des Unterrichts 
und dem Ende der Prüfung ist bis zu drei Wochen Be-
standteil der Maßnahme, wenn die Prüfung inner-
halb dieses Zeitraums abgeschlossen wird. 

(6) Maßnahmen an einer Fachhochschule, Hoch-
schule oder ähnlichen Bildungsstätte sind keine be-
ruflichen Bildungsmaßnahmen im Sinne dieses Kapi-
tels. 

§ 46 

Leistungsvoraussetzungen 

Leistungen zur individuellen Förderung der beruf-
lichen Bildung dürfen nur gewährt werden, wenn 

1. der Antragsteller beabsichtigt, eine die Beitrags-
pflicht begründende Beschäftigung im Geltungs-
bereich des Gesetzes aufzunehmen oder fortzuset-
zen, 

2. der Antragsteller, dessen Teilnahme an einer Fo rt
-bildungs- oder Umschulungsmaßnahme notwen-

dig ist (§ 15 Nr. 6), vor Beginn der Teilnahme über 
die in Frage kommenden Bildungsmaßnahmen 
beraten wurde, 

3. der Antragsteller für die angestrebte berufliche 
Tätigkeit geeignet ist und voraussichtlich mit Er-
folg an der Maßnahme teilnehmen wird und 

4. die Teilnahme an der Maßnahme im Hinblick auf 
die Ziele des § 1 und unter Berücksichtigung von 
Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes 
zweckmäßig ist. 

Die Teilnahme an einer Maßnahme der berufli-
chen Fortbildung oder Umschulung soll nicht ge-
fördert werden, wenn der Antragsteller voraus-
sichtlich auf dem für ihn in Be tracht kommenden 
Arbeitsmarkt innerhalb angemessener Zeit nach 
Abschluß der Maßnahme in der angestrebten be-
ruflichen Tätigkeit keine Beschäftigung finden 
kann. Eine berufliche Umschulung aus einem Be-
ruf, in dem ein Mangel an  Arbeitskräften besteht, 
ist nur zu fördern, wenn schwerwiegende persön-
liche Gründe eine berufliche Umschulung erfor-
dern. 

§ 47 
Vorrangigkeit anderer Leistungen 

(1) Leistungen zur individuellen Förderung der be-
ruflichen Bildung (2. Abschnitt) dürfen nur gewährt 
werden, soweit nicht andere öffentlich-rechtliche 
Stellen zur Gewährung solcher Leistungen gesetzlich 
verpflichtet sind. Der Nachrang der Sozialhilfe nach 
§ 2 Abs. 2 des Bundessozialhilfegesetzes wird nicht 
berührt. 

(2) Soweit die Leistungen zur individuellen Förde-
rung der beruflichen Bildung nach Absatz 1 Satz 1 
der Sicherung des Lebensunterhalts dienen, gehen 
sie der Ausbildungsbeihilfe nach § 44 des Strafvoll-
zugsgesetzes vor. Die Leistungen werden den Gefan-
genen höchstens bis zur Höhe der Ausbildungsbei-
hilfe nach § 44 des Strafvollzugsgesetzes, vermindert 
um einen Betrag in Höhe des Haftkostenbei- 
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trages nach § 50 Abs. 1 des Strafvollzugsgesetzes, 
gewährt. 

§ 48 
Vorleistungspflicht der Bundesanstalt 

Solange und soweit eine öffentlich-rechtliche Stel-
le die ihr gesetzlich obliegenden Leistungen (§ 47) 
nicht gewährt, hat die Bundesanstalt Leistungen 
nach dem Zweiten Abschnitt so zu gewähren, als 
wenn die Verpflichtung dieser Stelle nicht bestünde. 

§ 49 
Anordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesanstalt bestimmt durch Anordnung 
das Nähere über Voraussetzungen, Art  und Umfang 
der Förderung der beruflichen Bildung nach dem 
Zweiten und Neunten Abschnitt. Dabei sind zu be-
rücksichtigen: 

1. bei der individuellen Förderung die persönlichen 
Verhältnisse der Antragsteller oder Auszubilden-
den und das von ihnen mit der beruflichen Bil-
dung angestrebte Ziel, der Zweck der Förderung, 
die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes so-
wie die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit bei den Maßnahmen; 

2. bei der institutionellen Förderung die A rt  der 
Maßnahmen, die in den Einrichtungen durchge-
führt werden sollen, und das von den Teilnehmern 
an diesen Maßnahmen im allgemeinen ange-
strebte Ziel der beruflichen Bildung. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Förderung 
nach dem Vierten Abschnitt. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Individuelle Förderung 
der beruflichen Bildung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Berufliche Ausbildung 

§ 50 
Förderung der Berufsausbildung 

(1) Die Bundesanstalt gewährt Auszubildenden Be-
rufsausbildungsbeihilfen für eine geeignete berufli-
che Ausbildung in Betrieben oder außerbetrieblichen 
Ausbildungsstätten sowie für die Teilnahme an be-
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen (§ 15 Nr. 5), 
soweit ihnen die hierfür erforderlichen Mittel nicht 
anderweitig zur Verfügung stehen. 

(2) Berufsausbildungsbeihilfe wird für den Lebens-
unterhalt und für die Ausbildung oder die Teilnahme 
an einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme 
gewährt (Bedarf). Der Bedarf wird, soweit er nicht in 
Absatz 3 festgelegt ist, von der Bundesanstalt durch 
Anordnung bestimmt, ebenso wie die Kriterien der 
Bedürftigkeitsprüfung nach Absatz 1. Die Anord-

nung kann vorsehen, daß als Vergütung für eine 
Ausbildung im elterlichen Betrieb mindestens von ei-
nem bestimmten Bruchteil der tariflichen Ausbil-
dungsvergütung auszugehen ist. Bei einer berufli-
chen Ausbildung in Betrieben oder außerbetriebli-
chen Ausbildungsstätten sind Kosten für Lernmittel 
nicht zu berücksichtigen. Bei einer beruflichen Aus-
bildung in Betrieben und außerbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten wird eine Berufsausbildungsbeihilfe 
nur gewährt, wenn der Auszubildende 

1. außerhalb des Haushalts der Eltern untergebracht 
ist und 

2. die Ausbildungsstätte von der Wohnung der 
Eltern aus nicht in angemessener Zeit erreichen 
kann. 

Die Voraussetzung nach Nummer 2 gilt nicht, 
wenn der Auszubildende das 18. Lebensjahr voll-
endet hat, verheiratet ist oder war, mit mindestens 
einem Kind zusammenlebt oder seine Verweisung 
auf die Wohnung der Eltern aus schwerwiegen-
den sozialen Gründen unzumutbar ist. Für die 
Teilnehmer an berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahmen kann die Bundesanstalt die Lehr-
gangsgebühren, die Fahrkosten sowie die Kosten 
für Lernmittel und Arbeitskleidung ohne Anrech-
nung von Einkommen übernehmen. Die Berufs-
ausbildungsbeihilfen werden als Zuschüsse oder 
Darlehen gewährt. 

(3) Als monatlicher Bedarf der Teilnehmer an be-
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen gilt, wenn 
der Teilnehmer unverheiratet ist und das 21. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat, 

1. bei einer Unterbringung im Haushalt der Eltern 
der jeweils geltende Bedarf für Schüler nach § 12 
Abs. 2 Nr. 1 des Bundesausbildungsförderungsge-
setzes, vermindert um 215 Deutsche Mark, 

2. bei einer Unterbringung außerhalb des Haushalts 
der Eltern, ausgenommen eine Unterbringung im 
Wohnheim oder Internat oder beim Ausbildenden, 
der jewe ils geltende Bedarf für Schüler nach § 12 
Abs. 2 Nr. 1 des Bundesausbildungsförderungsge-
setzes zuzüglich des Be trages zu den Kosten der 
Unterkunft auf Grund von § 14 a Satz 1 und Nr. 2 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes. 

Dem Bedarf nach den Nummern 1 und 2 sind not-
wendige Fahrkosten, die Kosten für Lernmittel sowie 
Lehrgangsgebühren hinzuzurechnen; die Bundesan-
stalt kann hierfür Pauschbeträge bestimmen. Für 
Teilnehmer, deren Schutz im Krankheitsfalle nicht 
anderweitig sichergestellt ist, kann die Bundesanstalt 
durch Anordnung bestimmen, daß die hierfür ange-
messenen Kosten dem Bedarf hinzuzurechnen sind. 
Der Bedarf nach Nummer 1 g ilt auch, wenn ein Teil-
nehmer im Sinne der Nummer 2 zwar nicht im Haus-
halt der Eltern untergebracht ist, er die Ausbildungs-
stätte jedoch von der Wohnung der Eltern aus in an

-gemessener Zeit erreichen könnte, es sei denn, er hat 
das 18. Lebensjahr vollendet, lebt mit mindestens ei-
nem Kind zusammen oder seine Verweisung auf die 
Wohnung der Eltern ist aus schwerwiegenden sozia-
len Gründen unzumutbar. 
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. (4) Auf Auszubildende, 

1. die aufgrund von Absatz 2 Satz 5 und 6 keinen 
Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe haben 
oder 

2. deren Bedarf sich nach Absatz 3 Nr. 1 bemißt, 

findet § 26 des Bundessozialhilfegesetzes keine An-
wendung. 

(5) Leistungen nach den Absitzen 1 bis 3 werden 
gewährt 

1. Deutschen im Sinne des Artikels 116 des Grund-
gesetzes, 

2. Ausländern im Sinne des Gesetzes über die 
Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundes-
gebiet in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 243-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 4 Nr. 1 
des Gesetzes vom 13. Juni 1980 (BGBl. I S. 677), 
sowie Ausländern, die ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes ha-
ben und als Asylberechtigte nach dem Asylver-
fahrensgesetz vom 16. Juli 1982 (BGBl. I. S. 946) 
anerkannt oder Flüchtlinge nach § 1 des Gesetzes 
über Maßnahmen für im Rahmen humanitärer 
Hilfsaktionen aufgenommene Flüchtlinge vom 
22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057) sind, 

3. Ausländern, die ihren ständigen Wohnsitz im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes haben, wenn ein 
Elternteil Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes ist, 

4. Ausländern, denen nach dem Aufenthaltsgesetz/ 
EWG Freizügigkeit gewährt wird, 

5. anderen Ausländern, wenn 

a) sie selbst vor Beginn der förderungsfähigen 
Ausbildung insgesamt fünf Jahre sich im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes aufgehalten ha-
ben und rechtmäßig erwerbstätig gewesen sind 
oder 

b) zumindest ein Elternteil während der letzten 
sechs Jahre vor Beginn der förderungsfähigen 
Ausbildung sich insgesamt drei Jahre im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes aufgehalten hat 
und rechtmäßig erwerbstätig gewesen ist, im 
übrigen von dem Zeitpunkt an, in dem im wei-
teren Verlauf der Ausbildung diese Vorausset-
zungen vorgelegen haben; von dem Erforder-
nis der rechtmäßigen Erwerbstätigkeit eines 
Elternteils kann insoweit abgesehen werden, 
als die Erwerbstätigkeit aus einem von dem er-
werbstätigen Elternteil nicht zu vertretenden 
Grunde nicht ausgeübt worden ist. 

(6) Solange und soweit der Antragsteller Unter-
haltsleistungen, auf die er einen Anspruch hat, nicht 
erhält, kann die Bundesanstalt ihn nach den Absät-
zen 1 bis 3 fördern, ohne die Unterhaltsleistungen zu 
berücksichtigen. § 183 Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt ent-
sprechend.  

§51 

Berufsausbildungsbeihilfe für Arbeitslose 

(1) Die Bundesanstalt gewährt einem Antragsteller, 
der 

1. mindestens 360 Kalendertage eine die Beitrags-
pflicht begründende Beschäftigung ausgeübt hat 
und 

2. arbeitslos ist, 

für die Teilnahme an einer berufsvorbereitenden Bil-
dungsmaßnahme mit einer Dauer bis zu einem Jahr 
Berufsausbildungsbeihilfe nach § 50 ohne Anrech-
nung von Einkommen. § 152 gilt entsprechend. In 
den Fällen des Absatzes 2 gilt § 54 Abs. 7 entspre-
chend; im übrigen gilt § 54 Abs. 7 mit der Maßgabe, 
daß anstelle des Be trages von 30 Deutsche Mark ein 
monatlicher Be trag in Höhe des in § 23 Abs. 1 Buch-
stabe a des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
genannten Betrages tritt. 

(2) Es genügt auch zur Erfüllung der Vorausset-
zung nach Absatz 1 Nr. 1, daß der Antragsteller, 
wenn er bei Beginn der Maßnahme das 25. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat und mindestens drei 
Monate beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet war, 
mindestens 120 Kalendertage eine die Beitragspflicht 
begründende Beschäftigung ausgeübt hat. Von dem 
Erfordernis der dreimonatigen Arbeitslosigkeit kann 
abgesehen werden, wenn bis zum Zeitpunkt der Er-
füllung dieser Voraussetzung eine Vermittlung in 
eine berufliche Ausbildungsstelle oder Arbeit nicht 
zu erwarten ist. 

(3) Ist der Leistungssatz des Arbeitslosengeldes 
oder der Arbeitslosenhilfe, in dessen Höhe der An-
tragsteller im Falle des Absatzes 1 zu Beginn der 
Maßnahme eine dieser Leistungen beziehen könnte, 
höher als die für den Lebensunterhalt sich errech-
nende Berufsausbildungsbeihilfe, wird die Berufs-
ausbildungsbeihilfe in Höhe des Leistungssatzes des 
Arbeitslosengeldes oder der Arbeitslosenhilfe ge-
währt. 

§ 52 

Hauptschulabschluß 

(1) Die Bundesanstalt kann Arbeitslosen, die bei 
Beginn der Maßnahme das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben und mindestens drei Monate beim 
Arbeitsamt arbeitslos gemeldet waren, Berufsausbil-
dungsbeihilfen nach den §§ 50 und 51 auch für die 
Teilnahme an nicht den Schulgesetzen der Länder 
unterliegenden 

1. Vorbereitungslehrgängen zum nachträglichen Er-
werb des Hauptschulabschlusses und 

2. allgemeinbildenden Kursen zum Abbau von be-
ruflich schwerwiegenden Bildungsdefiziten 

gewähren. § 51 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Ge-
fördert werden können Maßnahmen mit einer Dauer 
von mindestens sechs Wochen und höchstens einem 
Jahr. Maßnahmen nach Nummer 2 dürfen nur geför-
dert werden, wenn die Teilnahme für eine dauerhafte 

 



Drucksache 13/1440 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

berufliche Eingliederung des Arbeitslosen notwen-
dig ist. 

(2) Die Förderung nach Absatz 1 darf nur bewil ligt 
werden, wenn das Land, in dem der Maßnahmeteil-
nehmer seinen Wohnsitz hat, der Bundesanstalt die 
hierfür notwendigen Mittel zur Verfügung gestellt 
hat. Der Präsident der Bundesanstalt kann auf An-
trag des Landes die Landesmittel zuteilen und ver-
walten. 

§ 53 

Berufsausbildung benachteiligter Gruppen 

(1) Die Bundesanstalt kann Ausbildenden Zu-
schüsse zur Förderung der Berufsausbildung von 
ausländischen Auszubildenden sowie von lernbeein-
trächtigten oder sozial benachteiligten deutschen 
Auszubildenden gewähren, denen nach der Teilnah-
me an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 
ohne weitere Förderung eine Ausbildungsstelle in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf durch die 
Bundesanstalt nicht vermittelt werden kann. Ausbil-
dungsbegleitende Hilfen nach Absatz 2 Nr. 1 können 
auch für einen Auszubildenden gewährt werden, 
wenn ohne diese Förderung ein Abbruch seiner Aus-
bildung droht. Die Bundesanstalt kann bei ausbil-
dungsbegleitenden Hilfen nach Absatz 2 Nr. 1 von 
dem Erfordernis der Teilnahme an einer berufsvorbe-
reitenden Bildungsmaßnahme absehen, wenn die 
Teilnahme für den Erfolg der Ausbildung nicht not-
wendig ist. 

(2) Gefördert werden folgende Maßnahmen im 
Rahmen eines Berufsausbildungsvertrages nach dem 
Berufsbildungsgesetz: 

1. ausbildungsbegleitende Hilfen des ausbildenden 
Betriebes oder eines anderen Trägers, soweit sie 
für einen erfolgreichen Abschluß der betriebli-
chen Berufsausbildung erforderlich sind, 

2. das erste Jahr einer Berufsausbildung in einer au-
ßerbetrieblichen Einrichtung, wenn eine Ausbil-
dungsstelle in einem Betrieb auch mit ausbil-
dungsbegleitenden Hilfen nach Nummer 1 nicht 
vermittelt werden kann, 

3. die Fortsetzung der nach Nummer 2 geförderten 
Berufsausbildung in der übertrieblichen Einrich-
tung bis zum Abschluß, wenn vorher eine Ausbil-
dungsstelle in einem Betrieb auch mit ausbil-
dungsbegleitenden Hilfen nach Nummer 1 nicht 
vermittelt werden kann. 

(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 2 und 3 darf 
als Zuschuß zur Ausbildungsvergütung höchstens 
ein Betrag bis zur Höhe des Leistungssatzes für das 
Ausbildungsgeld gewährt werden, der auf Grund von 
§ 62 der Leistung zum Lebensunterhalt eines unver-
heirateten Auszubildenden, der das 21. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat und im Haushalt der Eltern 
untergebracht ist, zugrunde zu legen ist, zuzüglich 
fünf vom Hundert jährlich ab dem zweiten Ausbil-
dungsjahr. Der Be trag erhöht sich um die vom Arbeit-
geber zu tragenden Beiträge zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung, Krankenversicherung, Unfallver-
sicherung und zur Bundesanstalt. Den Umfang der 

Förderung im übrigen und bei Maßnahmen nach Ab-
satz 2 Nr. 1 bestimmt die Bundesanstalt durch Anord-
nung. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Berufliche Fortbildung und Umschulung 

§ 54 

Unterhaltsgeld 

(1) Die Bundesanstalt fördert die Teilnahme an  be-
ruflichen Fortbildungs- und Umschulungsmaßnah-
men (§§ 55, 59). Teilnehmern an Maßnahmen zur be-
ruflichen Fortbildung oder Umschulung und Teilneh-
mern an zielgruppengebundenen Projekten ohne Be-
schäftigungsanteil wird ein Unterhaltsgeld gewährt. 
Der Leistungssatz bestimmt sich nach der Rechtsver-
ordnung zu § 19. 

(2) Die erhöhte Lohnersatzquote (§ 15 Nr. 9 Buch-
stabe c) des Unterhaltsgeldes be trägt 80 vom Hun-
dert, im übrigen be trägt die Lohnersatzquote 72 vom 
Hundert. Die erhöhte Quote erhält auch derjenige, 
dessen mit ihm in häuslicher Lebensgemeinschaft le-
bender Ehepartner eine Erwerbstätigkeit nicht aus-
üben kann, weil er der Pflege bedarf. Für die Ermitt-
lung des Bemessungsentgelts gilt § 157 sinngemäß. 
Bei Teilnehmern, die unmittelbar vor Beginn der 
Maßnahme Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe 
bezogen haben, ist der Bemessung des Unterhalts-
geldes zumindest das Bemessungsentgelt dieser Lei-
stung zugrunde zu legen. Erfolgt die Bemessung 
nach § 157 Abs. 6 Nr. 2, Absatz 8 oder Absatz 10, so 
ist das erzielbare Arbeitsentgelt zu Beginn der Maß-
nahme zugrunde zu legen. 

(3) Voraussetzung für die Zahlung des Unterhalts-
geldes ist, daß die Teilnahme an der Maßnahme 
notwendig ist (§ 15 Nr. 6). Ist dies nicht der Fa ll, kann 
Unterhaltsgeld mit einer Lohnersatzquote von 65 vom 
Hundert als Darlehen gewährt werden, wenn von 
dem Antragsteller die Teilnahme an  einer gleichwer-
tigen Bildungsmaßnahme mit berufsbegleitendem 
Unterricht nicht erwartet werden kann. 

(4) Teilzeitmaßnahmen werden nur nach Maßgabe 
der Absätze 5 bis 7 und des § 73 Abs. 4 gefördert. Der 
Unterricht muß im Falle des Absatzes 7 mindestens 
zwölf Unterrichtsstunden umfassen. Das Bemes-
sungsentgelt beträgt im Falle des Absatzes 7 50 vom 
Hundert des Bemessungsentgelts nach Absatz 2. 

(5) Die Lohnersatzquote des Unterhaltsgeldes be-
trägt für zusammengesetzte Maßnahmen (Absatz 6) 
80 vom Hundert des tariflichen Arbeitsentgelts der 
Beschäftigung. Unterhaltsgeld wird nur anteilig für 
den Qualifizierungsanteil der zusammengesetzten 
Maßnahme gezahlt, soweit dieser zusammen mit 
dem Beschäftigungsanteil die Arbeitszeit nach § 106 
nicht überschreitet. Bei ständigem Wechsel des Qua-
lifizierungsanteils oder Blockunterricht ist dabei auf 
die Gesamtdauer der Maßnahme abzustellen. Das 
Unterhaltsgeld erhält der Arbeitgeber zur Auszah-
lung an die Maßnahmeteilnehmer. §§ 108, 109 Abs. 4 
gelten entsprechend. 
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(6) Zusammengesetzte Maßnahmen sind Maßnah-
men der beruflichen Fortbildung oder Umschulung 
in Kombination mit einer nach diesem Kapitel geför-
derten Beschäftigung. Die Beziehungen zwischen 
Arbeitgeber und Maßnahmeteilnehmer richten sich 
auch für den Qualifizierungsanteil nach den Vor-
schriften des Arbeitsrechts. Das Arbeitsverhältnis 
kann so gestaltet werden, daß der Beschäftigungs-
anteil Gegenstand eines Teilzeit-Arbeitsvertrages, 
der Qualifizierungsanteil Gegenstand eines Ausbil-
dungsvertrages ist. 

(7) Teilnehmer an  einer Teilzeitmaßnahme erhalten 
auch dann Unterhaltsgeld, wenn sie nach einer fami-
lienbedingten Unterbrechung der Erwerbstätigkeit 
in das Erwerbsleben zurückkehren oder nach ihrer 
Rückkehr nicht länger als ein Jahr erwerbstätig ge-
wesen sind und die Teilnahme an  der Maßnahme 
nach § 15 Nr. 6 Buchstabe a oder Nr. 6 Buchstabe c 
notwendig ist. 

(8) Einkommen des Beziehers von Unterhaltsgeld 
aus einer neben der Teilnahme an  der Maßnahme 
ausgeübten selbständigen oder unselbständigen Tä-
tigkeit wird auf das Unterhaltsgeld angerechnet, so-
weit es nach Abzug der Steuern, der Sozialversiche-
rungsbeiträge und der Werbungskosten in der Kalen-
derwoche eins vom Hundert der monatlichen Be-
zugsgröße (§ 18 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch) übersteigt. Absatz 4 gilt entsprechend. Satz 1 
gilt nicht für Einkommen aus einer Teilzeitbeschäfti-
gung neben einer Teilzeitmaßnahme. 

(9) Leistungen, die der Bezieher von Unterhalts-
geld 

1. von seinem Arbeitgeber wegen der Teilnahme an 
 einer Maßnahme oder 

2. auf Grund eines früheren oder bestehenden Ar-
beitsverhältnisses ohne Ausübung einer Beschäf-
tigung 

für die Zeit der Teilnahme erhält oder zu beanspru-
chen hat, werden auf das Unterhaltsgeld angerech-
net, soweit sie nach Abzug der Steuern, der Sozial-
versicherungsbeiträge und der Beiträge zur Bundes-
anstalt zusammen mit dem Unterhaltsgeld das Be-
messungsentgelt übersteigen. § 162 gilt entspre-
chend. 

(10) Bricht ein Bezieher von Unterhaltsgeld nach 
den Absätzen 1 und 2 die Teilnahme an der Maßnah-
me vor deren Beendigung ohne wich tigen Grund ab 
oder hat er durch maßnahmewidriges Verhalten An-
laß für den Ausschluß aus der Maßnahme gegeben, 
ohne für sein Verhalten einen wich tigen Grund zu 
haben, so kann die Bundesanstalt von ihm das ge-
währte Unterhaltsgeld insoweit zurückfordern, als 
ihm für die gleiche Zeit weder Arbeitslosengeld noch 
Arbeitslosenhilfe zugestanden hätte. Dies g ilt nicht, 
wenn er nach Beratung durch die Bundesanstalt eine 
Tätigkeit aufnimmt, die zu einer dauerhaften berufli-
chen Eingliederung führt. 

(11) Mit dem Tod des Teilnehmers erlischt die Dar-
lehensschuld in den Fällen des Absatzes 3 Satz 2. 

(12) Die Vorschriften des 7. Kapitels über das Ar-
beitslosengeld gelten entsprechend, soweit die Be 

sonderheiten des Unterhaltsgeldes nicht entgegen-
stehen. 

§ 55 

Berufliche Fortbildung- 
Förderungsfähige Maßnahmen 

(1) Berufliche Fortbildungsmaßnahmen sind Maß-
nahmen, die das Ziel haben, berufliche Kenntnisse 
und Fertigkeiten festzustellen, zu erhalten, zu erwei-
tern  oder der technischen Entwicklung anzupassen 
oder einen beruflichen Aufstieg zu ermöglichen. 

(2) Gibt es keine geeigneten Fortbildungsmaßnah-
men oder ist deren Besuch nicht zumutbar, so wird 
auch die Teilnahme an  einer Ausbildungs- oder Um-
schulungsmaßnahme gefördert, wenn sie für den An-
tragsteller eine berufliche Fortbildung gewährleistet. 

(3) Die Teilnahme an  einer Fortbildungsmaßnah-
men in einem Betrieb wird nur gefördert, wenn die 
Maßnahme mit einer Prüfung im Sinne des § 46 des 
Berufsbildungsgesetzes, der § 42 oder § 45 der Hand-
werksordnung abschließt oder die Vermittlung theo-
retischer Kenntnisse nicht weniger als ein Viertel des 
Unterrichts umfaßt. 

(4) Die Teilnahme an einer Fortbildungsmaßnahme 
in einem Betrieb wird nur gefördert, wenn die Maß-
nahme länger als zwei Wochen und, sofern der An-
tragsteller Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsent-
gelts hat, länger als vier Wochen dauert; dies gilt 
nicht für Maßnahmen, die das Ziel haben, berufliche 
Kenntnisse und Fertigkeiten festzustellen. Die Teil-
nahme an einer Fortbildungsmaßnahme mit Vollzeit-
unterricht wird nur gefördert, wenn sie nicht länger 
als zwei Jahre dauert. Dies g ilt auch in den Fällen 
des Absatzes 2. 

(5) Die notwendige Wiederholung eines Teils einer 
Maßnahme wird nur gefördert, wenn der Teilnehmer 
den Grund für die Wiederholung nicht zu vertreten 
hat und der zu wiederholende Teil insgesamt nicht 
länger als sechs Monate dauert; dies gilt auch dann, 
wenn dadurch die in Absatz 4 genannte Höchstförde-
rungsdauer überschritten wird. 

§ 56 

Förderungsfähiger Personenkreis 

(1) Gefördert werden, 

1. Antragsteller mit einer abgeschlossenen Berufs-
ausbildung, 

2. Antragsteller ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung, wenn sie 

a) das 27. Lebensjahr vollendet haben oder 

b) mindestens drei Jahre beruflich tätig waren. 

Als berufliche Tätigkeit gelten auch Zeiten einer nicht 
abgeschlossenen Berufsausbildung, der Teilnahme 
an einer berufsvorbereitenden Maßnahme nach die-
sem Gesetz und der Tätigkeit im eigenen Haushalt. 

(2) Ist der Antragsteller bereits einmal nach diesem 
Abschnitt gefördert worden, so wird er nur gefördert, 
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wenn er danach mindestens weitere 360 Kalender-
tage berufstätig war. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Teilnahme an der weiteren Maßnahme not-
wendig ist, 

2. der Antragsteller langzeitarbeitslos oder sonst am 
Arbeitsmarkt besonders benachteiligt ist (§ 16) oder 

3. die weitere Maßnahme im Rahmen eines vom Ar-
beitsamt erstellten individuellen Förderplans auf 
die vorhergehende aufbaut. 

§ 57 

Fortbildungsmaßnahmen 

(1) Gefördert wird die Teilnahme an Fortbildungs-
maßnahmen, die gerichtet sind insbesondere auf 

1. einen beruflichen Aufstieg, 

2. die Anpassung der Kenntnisse und Fähigkeiten 
an die beruflichen Anforderungen, 

3. den Eintritt oder Wiedereintritt weiblicher Arbeit-
suchender in das Berufsleben, 

4. eine bisher fehlende berufliche Abschlußprüfung, 

5. die Heranbildung und Fortbildung von Ausbil-
dungskräften, 

6. die Wiedereingliederung älterer Arbeitsuchender 
in das Berufsleben. 

(2) Liegt die Teilnahme eines Antragstellers an ei-
ner Maßnahme überwiegend im Interesse des Betrie-
bes, dem er angehört, so wird die Teilnahme nicht 
gefördert; dies gilt insbesondere, wenn der Antrag-
steller an  einer Maßnahme teilnimmt, die unmittelbar 
oder mittelbar von dem Betrieb ge tragen wird oder 
im überwiegenden Interesse des Betriebes liegt. Die 
Teilnahme wird jedoch gefördert, wenn dafür ein 
besonderes arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht. 
§§ 73 und 102 bleiben unberüh rt . 

§ 58 
Umfang der Förderung 

(1) Die Bundesanstalt trägt die notwendigen Ko-
sten, die durch die notwendige Teilnahme an einer 
Maßnahme (§ 15 Nr. 6) zur Fortbildung oder Um-
schulung unmittelbar entstehen, insbesondere Lehr-
gangskosten, Kosten für Lernmittel, Fahrkosten, 
Kosten der Arbeitskleidung, der Krankenversiche-
rung und Unfallversicherung. Sie trägt die Kosten 
der Unterkunft, wenn die Teilnahme an  einer Maß-
nahme notwendig ist, die auswärtige Unterbringung 
erfordert und der Teilnehmer seine bisherige Woh-
nung beibehält. 

(2) Die Bundesanstalt trägt die durch die Teilnah-
me an der Maßnahme unvermeidbar entstehenden 
Kinderbetreuungskosten in angemessener Höhe und 
die Kosten des Verpflegungsmehraufwands bei not-
wendiger auswärtiger Unterbringung, soweit die Be-
lastung mit diesen Kosten für den Teilnehmer eine 
unbillige Härte bedeuten würde. 

(3) Für die Teilnahme an einer zweckmäßigen 
Maßnahme (§ 15 Nr. 7) kann die Bundesanstalt die 

Kosten nach den Absätzen 1 und 2 tragen, jedoch in 
der Regel nur zum Teil. 

(4) Die Bundesanstalt kann in der Anordnung nach 
§ 49 bestimmen, daß bestimmte Kosten pauschal er-
stattet werden und daß Kosten nur erstattet werden, 
soweit sie 50 Deutsche Mark monatlich übersteigen. 
Sie kann für die zu erstattenden Kosten nach Absatz 
1 angemessene Höchstgrenzen festsetzen und für die 
Kosten nach Absatz 2 festlegen, unter welchen Vor-
aussetzungen ein Härtefall gegeben ist. 

§ 59 

Umschulungsmaßnahmen 

(1) Die Bundesanstalt fördert die Teilnahme von Ar-
beitsuchenden an Maßnahmen, die das Ziel haben, 
den Übergang in eine andere geeignete berufliche 
Tätigkeit zu ermöglichen, insbesondere um die be-
rufliche Beweglichkeit zu sichern oder zu verbessern 
(berufliche Umschulung). § 55 Abs. 5, §§ 56 und 57 
Abs. 2 sowie §§ 54 und 58 gelten entsprechend. 

(2) Kann Arbeitslosigkeit beschäftigter Arbeitsu-
chender durch Umschulung vermieden werden, so 
ist diese so früh wie möglich durchzuführen. Die Teil-
nahme an einer Umschulungsmaßnahme soll in der 
Regel nur gefördert werden, wenn diese nicht länger 
als zwei Jahre dauert. 

DRITTER ABSCHNITT 

Berufsfördernde Leistungen zur Rehabilitation 

§ 60 

Berufsfördernde und ergänzende Leistungen 

(1) Die Bundesanstalt gewährt nach den Vorschrif-
ten dieses Abschnittes als berufsfördernde Leistun-
gen zur Rehabilita tion die Hilfen, die wegen Art  oder 
Schwere der Behinderung erforderlich sind, um die 
Erwerbsfähigkeit der körperlich, geistig oder seelisch 
Behinderten entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit 
zu erhalten, zu bessern, herzustellen oder wiederher-
zustellen und die Behinderten möglichst auf Dauer 
beruflich einzugliedern. Dabei sind Eignung, Nei-
gung, bisherige Tätigkeit sowie Lage und Entwick-
lung auf dem Arbeitsmarkt angemessen zu berück-
sichtigen. Das Verfahren zur Auswahl der Leistungen 
schließt, soweit erforderlich, eine Berufsfindung oder 
Arbeitserprobung ein; dabei gelten Absatz 2 Nr. 3 
bis 6 sowie Absatz 3 entsprechend. Hilfen können 
auch zum beruflichen Aufstieg erbracht werden. 

(2) Die berufsfördernden Leistungen werden durch 
folgende Leistungen ergänzt: 

1. Übergangsgeld; 

2. Beiträge zur gesetzlichen Kranken-, Unfall- und 
Rentenversicherung; 

3. Übernahme der erforderlichen Kosten, die mit 
einer berufsfördernden Leistung zur Rehabi li

-tation in unmittelbarem Zusammenhang stehen, 
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insbesondere für Lehrgangskosten, Prüfungsge-
bühren, Lernmittel, Arbeitskleidung und Arbeits-
gerät sowie Ausbildungszuschüsse an Arbeitge-
ber, wenn die Maßnahme im Betrieb durchgeführt 
wird; 

4. Übernahme der erforderlichen Kosten für Unter-
kunft und Verpflegung, wenn für die Teilnahme 
an der Maßnahme eine Unterbringung außerhalb 
des eigenen oder des elterlichen Haushalts wegen 
Art  oder Schwere der Behinderung oder zur 
Sicherung des Erfolges der Rehabilita tion notwen-
dig ist; 

5. Übernahme der im Zusammenhang mit der Teil-
nahme an einer berufsfördernden Maßnahme er-
forderlichen Fahr-, Verpflegungs- und Übernach-
tungskosten; hierzu gehören auch die Kosten für 
eine wegen der Behinderung erforderliche Be-
gleitperson sowie des erforderlichen Gepäcktrans-
ports. Reisekosten werden auch übernommen für 
im Regelfall zwei Familienheimfahrten je Monat, 
wenn der Behinderte an  einer berufsfördernden 
Maßnahme teilnimmt. Anstelle der Kosten für eine 
Familienheimfahrt können für die Fahrt eines An-
gehörigen vom Wohnort zum Aufenthaltsort des 
Behinderten Reisekosten übernommen werden; 

6. Haushaltshilfe, wenn der Behinderte wegen der 
Teilnahme an einer berufsfördernden Maßnahme 
zur Rehabilitation außerhalb des eigenen Haus-
halts untergebracht ist und ihm aus diesem Grun-
de die Weiterführung des Haushalts nicht möglich 
ist. Voraussetzung ist ferner, daß eine andere im 
Haushalt lebende Person den Haushalt nicht wei-
terführen kann und im Haushalt ein Kind lebt, das 
das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat 
oder das behindert und auf Hilfe angewiesen ist; 

7. sonstige Leistungen, die unter Berücksichtigung 
von Art oder Schwere der Behinderung erforder-
lich sind, um das Ziel der Rehabilitation zu errei-
chen oder zu sichern. 

(3) Maßnahmen in Einrichtungen der beruflichen 
Rehabi litation werden nur gefördert, wenn Art oder 
Schwere der Behinderung oder die Sicherung des 
Rehabilitationserfolges die besonderen Hilfen dieser 
Einrichtungen erforderlich machen. 

(4) Berufsfördernde und ergänzende Leistungen 
zur Rehabilita tion sollen für die Dauer gewährt wer-
den, die zur Erreichung des Berufsziels vorgeschrie-
ben oder allgemein üblich ist. Leistungen für die be-
rufliche Fortbildung oder Umschulung sollen in der 
Regel nur gewährt werden, wenn die Maßnahme bei 
ganztägigem Unterricht nicht länger als zwei Jahre 
dauert, es sei denn, daß eine Eingliederung nur 
durch eine länger dauernde Maßnahme zu erreichen 
ist. 

§61 

Zuständigkeit der Bundesanstalt 
und anderer Trager 

Die Bundesanstalt darf berufsfördernde und ergän-
zende Leistungen zur Rehabilita tion nur gewähren, 
sofern  

1. die zur dauerhaften beruflichen Eingliederung 
der Behinderten erforderlichen Hilfen nicht be-
reits durch die übrigen Leistungen nach diesem 
Gesetz gewährleistet sind und 

2. nicht ein anderer Rehabilitationsträger im Sinne 
des Gesetzes über die Angleichung der Leistun-
gen zur Rehabilitation vom 7. August 1974 (BGBl. I 
S. 1881) zuständig ist. 

Ist ein anderer Rehabilitationsträger zuständig, so hat 
sie diesem die erforderlichen berufsfördernden Maß-
nahmen vorzuschlagen. 

§ 62 

Leistungsrahmen, Anordnungsermächtigung 

(1) Für die berufsfördernden und ergänzenden Lei-
stungen zur Rehabilitation gelten die Vorschriften 
des 3. Kapitels sowie die Vorschriften über die Förde-
rung der beruflichen Bildung und die Förderung der 
Arbeitsaufnahme entsprechend § 93 mit der Maßga-
be, daß Leistungen nach dieser Vorschrift auch dann 
gewährt werden können, wenn der Behinderte nicht 
arbeitslos oder von Arbeitslosigkeit nicht unmittelbar 
bedroht ist und dadurch dauerhaft eingegliedert wer-
den kann. Berufsfördernde und ergänzende Leistun-
gen zur Rehabilitation werden auch gewährt, wenn 
die berufliche Ausbildung im Sinne des § 50 wegen 
Art oder Schwere der Behinderung in einer besonde-
ren Ausbildungsstätte für Behinderte stattfindet und 
in einem zeitlich nicht überwiegenden Abschnitt 
schulisch durchgeführt wird. Behinderte Auszubil-
dende erhalten Leistungen nach § 50 auch dann, 
wenn ihnen die erforderlichen Mittel auf Grund eines 
Unterhaltsanspruches zur Verfügung stehen; dies gilt 
nicht, soweit die Nichtberücksichtigung des Unter-
haltsanspruches offensichtlich ungerechtfertigt wäre. 

(2) Berufsfördernde und ergänzende Leistungen 
werden zur Teilnahme an Maßnahmen im Eingangs-
verfahren und im Arbeitstrainingsbereich anerkann-
ter Werkstätten für Behinderte erbracht, und zwar 

1. im Eingangsverfahren, wenn die Maßnahmen er-
forderlich sind, um die Eignung des Behinderten 
für die Aufnahme in die Werkstatt festzustellen, 

2. im Arbeitstrainingsbereich, wenn die Maßnahmen 
erforderlich sind, um die Leistungsfähigkeit des 
Behinderten zu entwickeln, zu erhöhen oder wie

-

derzugewinnen. Behinderte werden in diesem Be-
reich nur gefördert, sofern erwartet werden kann, 
daß sie nach Teilnahme an diesen Maßnahmen in 
der Lage sind, wenigstens ein Mindestmaß wirt-
schaftlich verwertbarer Arbeitsleistung im Sinne 
des § 52 Abs. 3 des Schwerbehindertengesetzes 
zu erbringen. 

Die Leistungen werden im Eingangsverfahren und 
im Arbeitstrainingsbereich insgesamt bis zu zwei 
Jahren erbracht. Absatz 1 Satz 1 und 3 gilt entspre-
chend; § 46 Nr. 1 und § 50 Abs. 3 sind nicht anzuwen-
den. 

(3) Die Bundesanstalt kann Arbeitgebern Darlehen 
oder Zuschüsse gewähren, soweit diese Leistungen 
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zur beruflichen Eingliederung von Behinderten erfor-
derlich sind. Die Leistungen dürfen 80 vom Hundert 
des tariflichen oder, soweit eine tarifliche Regelung 
nicht besteht, des im Beruf ortsüblichen Arbeitsent-
gelts nicht übersteigen; sie werden nicht länger als 
zwei Jahre gewährt. Werden sie für mehr als sechs 
Monate gewährt, so werden sie spätestens nach Ab-
lauf von sechs Monaten um mindestens 20 vom Hun-
dert des Arbeitsentgelts vermindert. § 72 Abs. 3 und 4 
gilt entsprechend. 

(4) Die Bundesanstalt bestimmt durch Anordnung 
das Nähere über Voraussetzungen, Art  und Umfang 
der berufsfördernden und ergänzenden Leistungen 
zur Rehabilitation. Sie hat dabei die besonderen Ver-
hältnisse der Behinderten sowie die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu berücksichti-
gen und ihre Leistungen in Übereinstimmung mit 
den für die anderen Rehabilitationsträger im Sinne 
des Gesetzes über die Angleichung der Leistungen 
zur Rehabilitation vom 7. August 1974 (BGBl. I 
S. 1881) geltenden gesetzlichen Vorschriften zu re-
geln. Für Behinderte, die an einer berufsfördernden 
Bildungsmaßnahme teilnehmen und deren Schutz im 
Krankheitsfalle nicht anderweitig sichergestellt ist, 
kann die Bundesanstalt durch Anordnung bestim-
men, daß die hierfür angemessenen Kosten über-
nommen werden. 

§ 63 
Übergangsgeld 

(1) Kann der Behinderte wegen der Teilnahme an 
 einer Maßnahme der beruflichen Fortbildung oder 

Umschulung keine ganztägige Erwerbstätigkeit aus-
üben, so hat er Anspruch auf Übergangsgeld. Das 
gleiche gilt, wenn der Behinderte keine ganztägige 
Erwerbstätigkeit ausüben kann, weil er 

1. an  einer Maßnahme der Berufsvorbereitung ein-
schließlich einer wegen der Behinderung erforder-
lichen Grundausbildung oder 

2. an einer Maßnahme der beruflichen Ausbildung 
in einem Betrieb oder in einer außerbetrieblichen 
Einrichtung 

teilnimmt, sowie für die Zeit, in der der Behinderte 
wegen Teilnahme an einer Berufsfindung oder Ar-
beitserprobung kein oder ein geringeres Arbeitsent-
gelt erzielt. Der Anspruch besteht nur, wenn der Be-
hinderte innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn 
der Maßnahme mindestens 720 Kalendertage eine 
die Beitragspflicht begründende Beschäftigung aus-
geübt oder Arbeitslosengeld auf Grund eines An-
spruchs von einer Dauer von mindestens 156 Tagen 
oder im Anschluß daran Arbeitslosenhilfe bezogen 
hat. Die Frist von fünf Jahren gilt nicht für Antrag-
steller, die zur Sicherung des Lebensunterhaltes zur 
Aufnahme einer Beschäftigung gezwungen sind und 
überwiegend wegen der Be treuung und Erziehung 
eines Kindes keine Erwerbstätigkeit ausgeübt haben. 
Die Frist von fünf Jahren verlängert sich 

1. um höchstens fünf Jahre für jedes Kind, soweit 
wegen der Betreuung und Erziehung keine Er-
werbstätigkeit ausgeübt wurde, 

2. um die Dauer einer Beschäftigung als Arbeitneh-
mer (§ 226 Abs. 1 Satz 1) im Ausland, die für die 
weitere Ausübung des Berufes oder für den beruf-
lichen Aufstieg nützlich und üblich ist, jedoch 
höchstens um zwei Jahre, 

wenn die Zeiten nach Nummer 1 oder Nummer 2 in 
die Frist nach Satz 3 oder in die jeweils verlängerte 
Frist hineinreichen. § 146 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 
§ 152 gelten entsprechend. Der Anspruch besteht 
auch für Behinderte, die innerhalb des letzten Jahres 
vor Beginn der Maßnahme einen Berufsausbildungs-
abschluß auf Grund einer Zulassung zur Prüfung 
nach § 40 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes oder 
§ 37 Abs. 3 der Handwerksordnung erworben haben 
oder deren Prüfungszeugnis auf Grund einer Rechts-
verordnung nach § 43 Abs. 1 des Berufsbildungsge-
setzes oder nach § 40 Abs. 1 der Handwerksordnung 
dem Zeugnis über das Bestehen der Abschlußprü-
fung in einem nach dem Berufsbildungsgesetz oder 
der Handwerksordnung anerkannten Ausbildungs-
beruf gleichgestellt worden ist; der Zeitraum von ei-
nem Jahr verlängert sich um Zeiten, in denen der 
Antragsteller nach dem Erwerb des Prüfungszeug-
nisses beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet war. 

(2) Der Berechnung des Übergangsgeldes sind 
80 vom Hundert des entgangenen regelmäßigen Ar-
beitsentgelts (Regelentgelt), höchstens jedoch das 
entgangene regelmäßige Nettoarbeitsentgelt zu-
grunde zu legen. Die Lohnersatzquote beträgt 70 vom 
Hundert, die erhöhte Lohnersatzquote 80 vom Hun-
dert des nach Satz 1 oder § 64 maßgebenden Betra-
ges. Das Übergangsgeld wird für Kalendertage ge-
zahlt. Ist es für einen ganzen Kalendermonat zu zah-
len, so ist dieser mit 30 Tagen anzusetzen. Die er-
höhte Lohnersatzquote erhält auch derjenige, dessen 
Ehepartner, mit dem er in häuslicher Gemeinschaft 
lebt, eine Erwerbstätigkeit nicht ausüben kann, weil 
er den Behinderten pflegt oder selbst der Pflege be-
darf. 

(3) Für die Berechnung des Regelentgelts ist das 
von dem Behinderten im letzten vor Beginn der Maß-
nahme abgerechneten Entgeltabrechnungszeitraum 
des letzten Beschäftigungsverhältnisses mindestens 
während der letzten abgerechneten vier Wochen (Be-
messungszeitraum) erzielte und um einmalig gezahl-
tes Arbeitsentgelt (§ 227 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch) verminderte Arbeitsentgelt durch die 
Zahl der Stunden zu teilen, für die es gezahlt wurde. 
Das Ergebnis ist mit der Zahl der sich aus dem Inhalt 
des Arbeitsverhältnisses ergebenden regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitsstunden zu vervielfachen und 
durch sieben zu teilen. Ist das Arbeitsentgelt nach 
Monaten bemessen oder ist eine Berechnung des Re-
gelentgelts nach den Sätzen 1 und 2 nicht möglich, 
so gilt der 30. Teil des in dem letzten vor Beginn der 
Maßnahme abgerechneten Kalendermonat erzielten 
und um einmalig gezahltes Arbeitsentgelt (§ 227 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch) verminderten Ar-
beitsentgelts als Regelentgelt. § 220 Abs. 1 und 4 gilt 
entsprechend. 

(4) Das Regelentgelt wird bis zur Höhe der nach 
§ 242 Abs. 1 für den Beitrag zur Bundesanstalt gel-
tenden Beitragsbemessungsgrenze berücksichtigt. 
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(5) Behinderten, die nicht die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 Satz 3 bis 7 erfüllen und bis zum Be-
ginn der Maßnahme Arbeitslosengeld oder Arbeitslo-
senhilfe bezogen haben, wird ein Übergangsgeld in 
Höhe des Betrages gewährt, den sie als Arbeitslosen-
geld oder Arbeitslosenhilfe zuletzt bezogen haben. 
Hätte sich das Arbeitslosengeld oder die Arbeitslo-
senhilfe in der Zeit, in der der Antragsteller an der 
beruflichen Maßnahme teilnimmt, erhöht, so erhöht 
sich das Übergangsgeld vom gleichen Tage an  ent-
sprechend. 

(6) Der Anspruch auf Übergangsgeld ruht, solange 
ein Anspruch auf Mutterschaftsgeld besteht. 

§ 64 

Anderweitige Berechnung des Übergangsgeldes 

Sofern bei berufsfördernden Maßnahmen zur Re-
habilitation 

1. der letzte Tag des Bemessungszeitraums zu Be-
ginn der Maßnahme länger als drei Jahre zurück-
liegt oder 

2. kein Arbeitsentgelt nach § 63 Abs. 3 erzielt wor-
den ist oder 

3. es unbillig hart  wäre, das Arbeitsentgelt nach § 63 
Abs. 3 der Bemessung des Übergangsgeldes zu-
grunde zu legen, 

beträgt die Lohnersatzquote des Übergangsgeldes 
65 vom Hundert des auf ein Jahr bezogenen tarif-
lichen Arbeitsentgelts, das für den Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthaltsort des Behinderten gilt. 
Maßgebend ist das Arbeitsentgelt im letzten Kalen-
dermonat vor dem Beginn der Maßnahme (Bemes-
sungszeitraum) für diejenige Beschäftigung, für die 
der Behinderte ohne die Behinderung nach seinen 
beruflichen Fähigkeiten und nach seinem Lebensal-
ter in Betracht käme. Für den Kalendertag ist der 
360. Teil dieses Betrages anzusetzen. 

§ 65 
Anpassung des Übergangsgeldes 

Das Übergangsgeld erhöht sich jeweils nach Ab-
lauf eines Jahres seit dem Ende des Bemessungszeit-
raumes um den Prozentsatz, um den die Renten der 
gesetzlichen Rentenversicherung ohne Berücksichti-
gung der Veränderung der Belastung bei Renten zu-
letzt vor diesem Zeitpunkt anzupassen gewesen wä-
ren; es darf nach der Anpassung 80 vom Hundert der 
nach § 242 Abs. 1 für den Beitrag zur Bundesanstalt 
geltenden Beitragsbemessungsgrenze nicht überstei-
gen. 

§ 66 

Kontinuität der Leistungen 

Hat der Behinderte Übergangsgeld, Verletztengeld, 
Versorgungskrankengeld oder Krankengeld bezogen 
und wird im Anschluß daran eine berufsfördernde 
Maßnahme zur Rehabilita tion durchgeführt, so ist bei 
der Berechnung des Übergangsgeldes von dem bis-
her zugrunde gelegten Arbeitsentgelt auszugehen.  

§ 67 

Weiterzahlung des Übergangsgeldes 

(1) Kann der Behinderte an einer berufsfördernden 
Maßnahme zur Rehabi litation aus gesundheitlichen 
Gründen nicht weiter teilnehmen, wird das Über-
gangsgeld bis zu sechs Wochen, längstens jedoch bis 
zum Tage der Beendigung der Maßnahme weiter-
gewährt. 

(2) Sind nach Abschluß einer berufsfördernden 
Maßnahme weitere Leistungen zur Eingliederung in 
das Arbeits- und Berufsleben erforderlich, während 
deren dem Grunde nach ein Anspruch auf Über-
gangsgeld besteht, und können diese aus Gründen, 
die der Behinderte nicht zu vertreten hat, nicht un-
mittelbar anschließend durchgeführt werden, wird 
das Übergangsgeld für diese Zeit weitergezahlt, 
wenn der Behinderte arbeitsunfähig ist und ihm ein 
Anspruch auf Krankengeld nicht zusteht oder der Be-
hinderte arbeitslos gemeldet ist und ihm eine zumut-
bare Beschäftigung aus Gründen, die er nicht zu ver-
treten hat, nicht vermittelt werden kann. Der Behin-
derte hat die Verzögerung insbesondere zu vertreten, 
wenn er zumutbare Angebote berufsfördernder Maß-
nahmen in größerer Entfernung zu seinem Wohnort 
ablehnt. 

(3) Ist der Behinderte im Anschluß an eine abge-
schlossene berufsfördernde Maßnahme zur Rehabi li

-tation arbeitslos, so wird Übergangsgeld während 
der Arbeitslosigkeit bis zu sechs Wochen weiterge-
währt, wenn er sich beim Arbeitsamt arbeitslos ge-
meldet hat und zur beruflichen Eingliederung zur 
Verfügung steht. In diesem Falle beträgt die Lohner-
satzquote des Übergangsgeldes 

1. bei einem Behinderten, bei dem die Vorausset-
zungen des § 63 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 vorliegen, 
68 vom Hundert , 

2. bei den übrigen Behinderten 63 vom Hundert 

des sich aus § 63 Abs. 2 Satz 1 oder § 64 ergebenden 
Betrages; zwischenzeitliche Erhöhungen des Über-
gangsgeldes nach § 65 sind zu berücksichtigen. 

§ 68 

Einkommensanrechnung 

(1) Das Übergangsgeld des Behinderten ist um das 
um die gesetzlichen Abzüge verminderte Arbeitsent-
gelt aus einer während des Bezugs von Übergangs-
geld ausgeübten unselbständigen Tätigkeit zu kür-
zen; einmalig gezahltes Arbeitsentgelt (§ 227 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch) sowie Leistungen 
des Arbeitgebers zum Übergangsgeld, soweit sie zu-
sammen mit dem Übergangsgeld das vor Beginn der 
Maßnahme erzielte, um die gesetzlichen Abzüge ver-
minderte Arbeitsentgelt nicht übersteigen, bleiben 
außer Ansatz. 

(2) Erhält der Behinderte durch eine Tätigkeit wäh-
rend des Bezuges von Übergangsgeld Arbeitsein-
kommen, so ist das Übergangsgeld um 80 vom Hun-
dert des erzielten Arbeitseinkommens zu kürzen. 
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(3) Das Übergangsgeld ist ferner zu kürzen um den 
um gesetzliche Abzüge verminderten Be trag von 

1. Geldleistungen, die eine öffentlich-rechtliche 
Stelle im Zusammenhang mit der Teilnahme an 
einer berufsfördernden Maßnahme zur Rehabi lita-
tion gewährt, 

2. Renten, wenn dem Übergangsgeld ein vor Beginn 
der Rentengewährung erzieltes Arbeitsentgelt 
oder Arbeitseinkommen zugrunde liegt, 

3. Renten, die aus demselben Anlaß wie die berufs-
fördernden Maßnahmen zur Rehabilitation ge-
währt werden, wenn durch die Anrechnung eine 
unbillige Doppelleistung vermieden wird. 

(4) Soweit ein Anspruch des Behinderten auf Lei

-

stungen, um die das Übergangsgeld nach Absatz 3 
Nr. 1 zu kürzen wäre, nicht erfüllt wird, geht der An-
spruch des Behinderten insoweit mit Zahlung des 
Übergangsgeldes auf die Bundesanstalt über. Die 
§§ 104 und 115 des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch bleiben unberührt. 

Bundesministerien und die obersten Landesbehör-
den zu beteiligen. 

(2) Die Träger von Einrichtungen und Maßnahmen 
der Arbeits- und Berufsförderung Behinderter ertei-
len die für die Durchführung des Absatzes 1 erforder-
lichen Auskünfte 

1. dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung, soweit sie Bundesbehörden sind oder der 
Aufsicht des Bundes unterstehen, 

2. der zuständigen obersten Landesbehörde, soweit 
sie Landesbehörden sind oder der Aufsicht eines 
Landes unterstehen oder in privatrechtlicher Form 
betrieben werden. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung und die zuständigen obersten Landesbehörden 
holen die für die Durchführung des Absatzes 1 erfor-
derlichen Auskünfte ein und machen sie einander 
zugänglich. 

VIERTER ABSCHNITT 

§ 69 	 Individuelle Förderung von Beschäftigten 
Ausbildungszuschüsse an Arbeitgeber 

(1) Die Bundesanstalt kann Arbeitgebern Ausbil-
dungszuschüsse für die betriebliche Ausbildung kör-
perlich, geistig oder seelisch Behinderter in einem 
Ausbildungsberuf gewähren, wenn diese Ausbil-
dung sonst nicht zu erreichen ist. 

(2) Der Ausbildungszuschuß kann für die gesamte 
Dauer der Ausbildung gewährt werden. Er soll die 
vom Arbeitgeber im letzten Ausbildungsjahr zu zah-
lende monatliche Ausbildungsvergütung nicht über-
steigen. 

(3) Die Bundesanstalt erläßt zur Durchführung der 
Absätze 1 und 2 durch Anordnung Vorschriften über 
die näherem Voraussetzungen sowie über Höhe und 
Zahlung der Zuschüsse. 

§ 70 
Förderung von Werkstätten für Behinderte 

(1) Die Bundesanstalt kann Darlehen und Zu-
schüsse für den Aufbau, die Erweiterung und Aus-
stattung von Werkstätten für Behinderte im Sinne der 
§§ 54 und 57 Abs. 3 des Schwerbehindertengesetzes, 
die voraussichtlich anerkannt werden, gewähren; 
§ 96 gilt entsprechend. 

(2) Die Bundesanstalt erläßt zur Durchführung des 
Absatzes 1 durch Anordnung Vorschriften über die 
näheren Voraussetzungen sowie über Höhe und Zah-
lung der Zuschüsse und Darlehen. 

§71 
Koordinierung von Aufgaben 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung hat darauf hinzuwirken, daß die Maßnah-
men der Arbeits- und Berufsförderung Behinderter 
aufeinander abgestimmt werden. Es hat die anderen  

§ 72 
Einarbeitungszuschuß 

(1) Die Bundesanstalt kann Arbeitgebern für Ar-
beitnehmer Zuschüsse gewähren, wenn sie eine volle 
Leistung am Arbeitsplatz erst nach einer Einarbei-
tungszeit erreichen können und sie vor Beginn der 
Einarbeitung arbeitslos oder von Arbeitslosigkeit un-
mittelbar bedroht (§ 15 Nr. 3) sind. Die Bundesanstalt 
muß Arbeitgebern für Arbeitnehmer, die nach Zeiten 
der Kindererziehung oder nach Zeiten der Pflege von 
Angehörigen in das Erwerbsleben zurückkehren, 
Zuschüsse gewähren, wenn sie eine volle Leistung 
erst nach einer Einarbeitungszeit erreichen können. 

Zuschüsse sind nicht zu gewähren, 

a) wenn die Einarbeitung beim bisherigen Arbeit-
geber erfolgt; Konzernunternehmen im Sinne des 
§ 18 des Aktiengesetzes gelten als ein Arbeitge-
ber, 

b) soweit der Arbeitgeber gleichar tige Leistungen 
erbringt oder voraussichtlich erbringen wird. 

(2) Der Einarbeitungszuschuß darf für die gesamte 
Einarbeitungszeit 65 vom Hundert des tariflichen Ar-
beitsentgelts (§ 15 Nr. 1) nicht übersteigen und nicht 
länger als für ein Jahr gewährt werden. 

(3) Die Leistungen nach Absatz 1 werden auf An-
trag gewährt. Dem Arbeitgeber ist ein schriftlicher 
Bescheid darüber zu erteilen, ob und für welchen 
Zeitraum sowie in welcher Höhe Leistungen gewährt 
werden. Der Bescheid kann Auflagen und Bedingun-
gen enthalten. 

(4) Der Einarbeitungszuschuß ist zurückzuzahlen, 
wenn das Arbeitsverhältnis beendet wird, bevor die 
Einarbeitungszeit und eine daran anschließende 
Weiterbeschäftigungsfrist von gleicher Dauer abge-
laufen sind. Die Bundesanstalt kann von der Rückfor- 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 
	Drucksache 13/1440 

derung ganz oder teilweise absehen, wenn sie nach 
den Umständen des Einzelfalles eine unbil lige Härte 
bedeuten würde. Satz 1 gilt nicht, wenn der Arbeit-
geber im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses dem Arbeitnehmer außerordentlich zu 
kündigen berechtigt war oder wenn der Arbeitneh-
mer das Arbeitsverhältnis durch eigene Kündigung 
beendet hat. 

§ 73 

Betriebliche Qualifizierung in vom Strukturwandel 
betroffenen Unternehmen 

(1) Wie Teilnehmer an einer notwendigen Maßnah-
me im Sinne des § 54 Abs. 1 können abweichend von 
§ 54 Abs. 3 Satz 1 und § 58 auch Antragsteller geför-
dert werden, die von Arbeitslosigkeit bedroht sind 
(§ 15 Nr. 4), wenn die Teilnahme erforderlich ist, da-
mit sie nicht arbeitslos werden. 

(2) Das Arbeitsamt kann, wenn der Arbeitgeber 
oder Dritte gleichartige Leistungen erbringen oder 
voraussichtlich erbringen werden, Unterhaltsgeld 
nach § 54 auch zu einer niedrigeren Lohnersatzquote 
und Leistungen nach § 58 nur anteilig gewähren 
oder die Förderung auf eine der genannten Leistun-
gen beschränken. Eine Kürzung der Lohnersatzquote 
des Unterhaltsgeldes soll in den Fällen des Absatzes 4 
unterbleiben, soweit diese dazu führen würden, daß 
den Maßnahmeteilnehmern weniger als 90 vom Hun-
dert ihres letzten Nettoeinkommens verbleiben. 

(3) Die Förderung kann auch in Form einer Zusam-
mengesetzten Maßnahme (§ 54 Abs. 6) in Kombina-
tion mit einer nach diesem Kapitel geförderten Be-
schäftigung, insbesondere nach § 89, erfolgen. § 54 
Abs. 5 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. Absatz 4 Nr. 5 
gilt in diesem Fall nicht. 

(4) Für Arbeitnehmer, die von Arbeitslosigkeit be-
droht sind, weil der Arbeitgeber betriebliche Verän-
derungen im Sinne des § 11 Abs. 1 mitgeteilt hat, 
wird die Förderung nach Satz 1 nur gewährt, wenn 

1. die Betriebsstätte, für die der Arbeitgeber betrieb-
liche Veränderungen mitgeteilt hat, in einem 
Gebiet mit hoher oder ungünstig strukturierter 
Arbeitslosigkeit liegt (§ 18), 

2. der Arbeitgeber die zur Entlassung oder Umset-
zung vorgesehenen Arbeitnehmer in einer Aus-
wahlliste zusammengestellt hat und ein Interes-
senausgleich nach § 112 des Betriebsverfassungs-
gesetzes vorsieht, daß Entlassungen ausgeschlos-
sen sind, solange eine bestimmte Anzahl (Soll-
zahl) von Arbeitnehmern an Maßnahmen der be-
ruflichen Fortbildung oder Umschulung nach die-
sem Gesetz teilnimmt; auf die Sollzahl müssen 
diejenigen in der Auswahlliste genannten Arbeit-
nehmer anzurechnen sein, die zeitlich nach der 
Vereinbarung des Interessenausgleichs aus dem 
Betrieb ausscheiden, 

3. den Maßnahmeteilnehmern eine auch außerhalb 
ihres bisherigen Bet riebes verwertbare Qualifika-
tion vermittelt wird, 

4. die Qualifizierung auf der Grundlage eines Perso-
nalentwicklungskonzeptes des Arbeitgebers zur 
Unternehmenssanierung durchgeführt wird, 

5. die Möglichkeit zur Teilnahme an Qualifizierungs-
maßnahmen auch den nicht in der Auswahlliste 
aufgeführten Arbeitnehmern offensteht und 

6. sich der Arbeitgeber an der Gesamtfinanzierung 
der Maßnahmen angemessen beteiligt; soll der 
Finanzierungsanteil der Bundesanstalt insgesamt 
über 50 vom Hundert der Maßnahmekosten aus-
machen, so kann die Förderung nur mit Zustim-
mung des Verwaltungsausschusses des zuständi-
gen Landesarbeitsamtes erfolgen. 

Der Förderung steht nichts entgegen, wenn der Inter-
essenausgleich vorsieht, daß das Arbeitsverhältnis 
für die Dauer der Maßnahmeteilnahme ruht. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 

§ 74 

Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 

(1) Die Bundesanstalt fördert die Schaffung von Ar-
beitsplätzen in allgemeinen Maßnahmen zur Arbeits-
beschaffung durch Sach- und Lohnkostenzuschüsse 
und sonstige Leistungen zur Schaffung von Arbeits-
plätzen. 

(2) Die Förderung ist von dem Träger vor Beginn 
der Maßnahme bei dem Arbeitsamt zu beantragen, 
in dessen Bezirk die Maßnahme durchgeführt wer-
den soll. § 72 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) Die Beziehungen zwischen den zugewiesenen 
Arbeitnehmern und dem Träger oder dem Unterneh-
mer richten sich nach den Vorschriften des Arbeits-
rechts. Das Arbeitsverhältnis kann ohne Einhaltung 
einer Frist gekündigt werden, wenn das Arbeitsamt 
den Arbeitnehmer abberuft; der Arbeitnehmer kann 
das Arbeitsverhältnis auch dann ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, wenn er eine andere Arbeit 
oder eine berufliche Ausbildungsstelle findet oder an 
einer Maßnahme zur beruflichen Bildung teilnehmen 
kann. 

(4) Das Arbeitsamt kann den zugewiesenen Arbeit-
nehmer abberufen, wenn es ihm einen Dauerarbeits-
platz oder eine berufliche Ausbildungsstelle vermit-
teln oder ihm die Teilnahme an  einer Maßnahme zur 
beruflichen Bildung ermöglichen kann. 

(5) Die Förderung wird grundsätzlich nur für Ar-
beitnehmer gewährt, die vom Arbeitsamt zugewie-
sen sind. 

(6) Die Bundesanstalt bestimmt unter Berücksichti-
gung des Zweckes der Maßnahmen zur Arbeitsbe

-

schaffung sowie der Lage und Entwicklung des Ar

-

beitsmarktes durch Anordnung das Nähere über die 
Förderung aus Mitteln der Bundesanstalt, insbeson-
dere über die Höhe des Zuschusses und die Bedin-
gungen des Darlehens, über die Gewährung und  die 

 Höhe von Zinszuschüssen, über die Abberufung von 
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zugewiesenen Arbeitnehmern, über die Förderungs-
frist sowie über das Verfahren. Dabei soll sie für 
schwer vermittelbare Arbeitslose Ausnahmen von 
§ 75 Abs. 7 zulassen, wenn dies nach Lage und Ent-
wicklung des Arbeitsmarktes zweckmäßig erscheint. 
Sie kann Leistungen pauschalieren und zinslose Dar-
lehen zulassen. 

§ 75 

Förderungsfähige Arbeiten 

(1) Zusätzliche Arbeiten (§ 15 Nr. 8) können durch 
Gewährung von Zuschüssen an die Träger der Maß-
nahme gefördert werden, wenn dies nach Lage und 
Entwicklung des Arbeitsmarktes zweckmäßig er-
scheint. Die Förderung von Arbeiten, die ohne Ver-
zug durchzuführen sind, ist ausgeschlossen. Gleiches 
gilt für Arbeiten, die üblicherweise von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts durchgeführt wer-
den. 

(2) Der Förderung als Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahme steht nichts entgegen, wenn die Maßnahme 
einen Anteil von höchstens 20 vom Hundert an beruf-
licher Qualifizierung enthält. 

(3) Bevorzugt zu fördern sind Arbeiten, die geeig-
net sind, 

1. die Voraussetzungen für die Beschäftigung von 
Arbeitslosen in Dauerarbeit zu schaffen, insbeson-
dere die Folgen von Strukturveränderungen oder 
der technischen Entwicklung auszugleichen oder 

2. strukturverbessernde Maßnahmen vorzubereiten, 
zu ermöglichen oder zu ergänzen oder 

3. Arbeitsgelegenheiten für am Arbeitsmarkt beson-
ders benachteiligte Arbeitslose zu schaffen oder 

4. die soziale Infrastruktur oder die Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zu verbessern oder 

5. der Erhaltung oder Verbesserung der Umwelt zu 
dienen. 

(4) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 können 
auch nicht zusätzliche Arbeiten im öffentlichen Inter-
esse gefördert werden, wenn der Verwaltungsaus-
schuß des Maßnahmearbeitsamtes der Förderung mit 
der Mehrheit aller drei in ihm nach j 261 Abs. 1 ver-
tretenen Gruppen zustimmt. 

(5) Der Verwaltungsausschuß des Maßnahme-
arbeitsamtes kann von Absatz 1 Satz 3 für Arbeiten 
im Sinne des Absatzes 3 Nr. 2 bis 5 Ausnahmen zu-
lassen. 

(6) Neben Zuschüssen können auch Darlehen oder 
Zinszuschüsse gewährt werden. 

(7) Die Förderung von Arbeiten in Arbeitsamtsbe-
zirken mit einer im Verhältnis zum Bundesdurch-
schnitt guten Beschäftigungslage über den nach § 78 
erforderlichen Umfang hinaus ist ausgeschlossen.  

§ 76 
Trager der Maßnahme 

(1) Träger ist, wer die Maßnahme für eigene Rech-
nung ausführt oder ausführen läßt. 

(2) Träger können sein 

1. juristische Personen des öffentlichen Rechts, 

2. Unternehmen oder Einrichtungen des p rivaten 
Rechts, die gemeinnützige Zwecke verfolgen, 

3. sonstige Unternehmen oder Einrichtungen des 
privaten Rechts, wenn zu erwarten ist, daß die 
Förderung den Arbeitsmarkt in wirtschafts- oder 
sozialpolitisch erwünschter Weise belebt. 

§ 77 

Personenkreis 

(1) Es dürfen grundsätzlich nur Arbeitnehmer zu-
gewiesen werden, die innerhalb der letzten 360 Ka-
lendertage vor der Zuweisung mindestens 180 Kalen-
dertage beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet waren. 
Satz 1 gilt nicht für am Arbeitsmarkt besonders be-
nachteiligte Arbeitnehmer, die voraussichtlich in den 
drei folgenden Monaten nicht in Ausbildung oder 
Arbeit vermittelt werden können. Der Vorrang der 
Qualifizierung ist zu beachten. 

(2) Nicht zugewiesene Arbeitnehmer dürfen nur im 
notwendigen Umfang beschäftigt werden. 

§ 78 

Anspruch auf Zuweisung 

(1) Langzeitarbeitslose (I  17 Abs. 1), die das 27. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, und Langzeitar-
beitslose, die seit zwei Jahren oder länger im Sinne 
des § 17 Abs. 1 arbeitslos gemeldet sind, haben An-
spruch auf Zuweisung zu einer Arbeitsbeschaffungs-
maßnahme, wenn nicht das Arbeitsamt eine Maß-
nahme der beruflichen Bildung, eine Förderung nach 
§ 72, nach dem Sechsten oder Siebten Abschnitt oder 
die Bewilligung von Strukturanpassungsgeld für 
zweckmäßiger hält und auch anbietet und wenn 
nicht begründete Aussicht besteht, daß die Arbeitslo-
sigkeit des Antragstellers innerhalb der folgenden 
drei Monate behoben sein wird. 

(2) Nach Erfüllung des Anspruchs nach Absatz 1 
kann ein erneuter Anspruch nur auf Zeiten der Ar-
beitslosigkeit (i 17 Abs. 1) gestützt werden, die nach 
dem Ende der nach Absatz 1 bewilligten Maßnahme 
liegen. 

(3) Maßnahmen nach Absatz 1 sollen nach ihrer 
Dauer so angelegt sein, daß die Teilnehmer eine 
neue Anwartschaft (I  146) erfüllen können. 

§ 79 
Höhe des Zuschusses 

(1) Der Zuschuß soll in der Regel nicht unter 50 
und nicht über 80 vom Hundert des tariflichen Ar- 
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beitsentgelts liegen. Er darf jedoch bis zu 100 vom 
Hundert betragen, wenn 

1. der Träger finanziell außerstande ist, einen Teil 
des Arbeitsentgelts der zugewiesenen Arbeitneh-
mer zu übernehmen, oder 

2. in den Fällen des § 78 von freien Trägern nicht ge-
nügend Maßnahmeplätze angeboten werden, urn 
alle Berechtigten aufzunehmen, eine Gebietskör-
perschaft die Maßnahme zusätzlich einrichtet und 
in ihr überwiegend Langzeitarbeitslose beschäf-
tigt werden oder 

3. überwiegend Arbeitnehmer beschäftigt werden, 
die wenigstens zwei Merkmale besonderer Be-
nachteiligung am Arbeitsmarkt (§ 16) aufweisen. 

(2) Der Zuschuß wird nur für die von den zugewie-
senen Arbeitnehmern innerhalb der Arbeitszeit des 
§ 106 geleisteten Arbeitstunden bezahlt. 

§ 80 

Verstärkte Förderung 

(1) Die Bundesanstalt kann zur Sicherstellung der 
Restfinanzierung von Maßnahmen, die nach §§ 74 
bis 79 gefördert werden, weitere Beträge für die Ge-
währung von Darlehen und Zuschüssen bereitstellen 
(verstärkte Förderung). Aus diesen Mitteln sollen Zu-
schüsse vor allem für Arbeiten gewährt werden, 
durch die in angemessenem Umfang Dauerarbeits-
plätze geschaffen oder gesichert werden. Vorzugs-
weise sollen Arbeiten gefördert werden, die der Vor-
bereitung oder Ergänzung anderer wirtschaftsför-
dernder Maßnahmen, insbesondere der Anpassung 
an wirtschaftliche Strukturveränderungen oder dem 
wirtschaftlichen Fortschritt, dienen. 

(2) Darlehen und Zuschüsse nach Absatz 1 dürfen 
nur bewilligt werden, wenn auch das L and, dem die 
Arbeit zugute kommt, Darlehen oder Zuschüsse in 
angemessener Höhe und zu nicht weniger günstigen 
Bedingungen gewährt. Der Präsident des Landesar-
beitsamtes kann auf Antrag des Landes die L andes-
mittel zuteilen und verwalten. 

(3) Die Bundesanstalt kann zur Durchführung der 
verstärkten Förderung durch Anordnung das Nähere 
über Voraussetzung, Art, Umfang und Überwachung 
der Förderung bestimmen. 

§81 

Lohnkostenzuschuß für ältere Arbeitnehmer 

(1) Die Bundesanstalt kann Arbeitgebern zu den 
Lohnkosten von Arbeitnehmern, die 

1 das 50. Lebensjahr vollendet haben und 

2. ein weiteres Merkmal besonderer Benachteili-
gung am Arbeitsplatz erfüllen (§ 16) und 

3. zusätzlich eingestellt und beschäftigt werden (§ 15 
Nr. 8) und 

4. voraussichtlich innerhalb der folgenden drei Mo-
nate nicht ohne eine Förderung nach dieser Vor-
schrift vermittelt werden können, 

Zuschüsse gewähren, soweit dies nach Lage und 
Entwicklung des Arbeitsmarktes zweckmäßig er-
scheint, um Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer zu 
beheben. 

(2) Die Zuschüsse betragen in der Regel 50 vom 
Hundert des tariflichen Arbeitsentgelts (§ 15 Nr. 1). 
Sie sollen 70 vom Hundert, bei öffentlich-rechtlichen 
Arbeitgebern 60 vom Hundert dieses Arbeitsentgelts 
nicht übersteigen. Nach Ablauf eines jeden Förde-
rungsjahres vermindert sich der Zuschuß um minde-
stens zehn vom Hundert. Die Förderung endet späte-
stens mit Ablauf des Förderungsjahres, für das der 
Zuschuß die Mindesthöhe von 30 vom Hunde rt, bei 
öffentlich-rechtlichen Arbeitgebern 40 vom Hundert 
beträgt. 

(3) In Fällen, in denen es aus arbeitsmarkt- oder so-
zialpolitischen Gründen geboten ist, insbesondere 
bei Langzeitarbeitslosigkeit über zwei Jahren (§ 17 
Abs. 2), kann der Zuschuß nach Absatz 2 bis zu 
80 vom Hundert des tariflichen Arbeitsentgelts betra-
gen, von einer Verminderung des Zuschusses abge-
sehen werden und die Förderung bis zu acht Jahren 
dauern. 

§ 82 

Leistungen zur Schaffung von Arbeitsplätzen 

Die Bundesanstalt kann Arbeitgebern Darlehen 
oder Zuschüsse für den Aufbau, die Erweiterung und 
die Ausstattung von Betrieben und Betriebsabteilun-
gen gewähren, die die Beschäftigung älterer Arbeit-
nehmer zum Ziel haben. Zuschüsse sollen nur ge-
währt werden, soweit das Ziel der Förderung nicht 
durch Darlehen erreicht werden kann. Die Bundes-
anstalt kann die Förderung von Bedingungen oder 
Auflagen abhängig machen, insbesondere davon, 
daß auch eine andere Stelle den Betrieb in angemes-
senem Umfang fördert. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Förderung zielgruppengebundener Projekte 

§ 83 

Grundsatz; Anordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesanstalt kann nach den Vorschriften 
dieses Abschnitts die berufliche Eingliederung am 
Arbeitsmarkt besonders benachteiligter (§ 16) Ar-
beitsloser durch Gewährung von Lohn- und Sachko-
stenzuschüssen an zielgruppengebundene Projekte 
fördern, wenn nach Lage und Entwicklung des Ar-
beitsmarkts die Eingliederung dieses Personenkrei-
ses in das Arbeitsleben mit anderen Instrumenten 
der aktiven Arbeitsförderung nicht in ausreichendem 
Umfang möglich ist. 

(2) Die Bundesanstalt kann zur Durchführung der 
Vorschriften dieses Abschnitts durch Anordnung das 
Nähere über Voraussetzungen, Umfang, Dauer und 
Überwachung der Förderung und über das Verfah-
ren bestimmen. 
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§ 84 

Begriff der zielgruppengebundenen Projekte 

(1) Zielgruppengebundene Projekte sind wirt-
schaftlich oder gemeinnützig orientierte Betriebe, 
Einrichtungen oder organisatorisch selbständige Be-
triebsteile, in denen am Arbeitsmarkt besonders be-
nachteiligte Arbeitslose, die ohne Förderung nach 
diesen Vorschriften nur geringe Aussichten auf eine 
berufliche Eingliederung haben, 

1. zur Produktion von Gütern oder zur Erbringung 
von Werk- oder Dienstleistungen - in wirtschaft-
lich orientierten Projekten überwiegend auf unbe-
fristeten Arbeitsplätzen - beschäftigt und 

2. ergänzend beruflich qualifiziert und 

3. falls notwendig, sozial be treut werden. 

Am Arbeitsmarkt nicht besonders benachteiligte 
Arbeitnehmer dürfen beschäftigt werden, wenn die 
Beschäftigten dem in § 86 Abs. 1 Nr. 3 genannten 
Personenkreis angehören; ansonsten dürfen am 
Arbeitsmarkt nicht besonders benachteiligte Arbeit-
nehmer nur im notwendigen Umfang beschäftigt 
werden. 

(2) Es können auch Projekte gefördert werden, die 

1. sich auf eine erforderliche soziale Be treuung am 
Arbeitsmarkt besonders benachteiligter Arbeits-
loser beschränken oder 

2. der erforderlichen Mo tivation oder Stabilisierung 
am Arbeitsmarkt besonders benachteiligter Ar-
beitsloser dienen, wenn sie einen Teilnehmer un-
mittelbar auf ein Projekt nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 Nr. 1 oder Nr. 3 vorbereiten oder 

3. ausschließlich der Qualifizierung am Arbeitsmarkt 
besonders benachteiligter Arbeitsloser dienen. 

(3) Die Qualifizierung kann der Träger bei Dritten 
durchführen lassen. Es können auch im Trägerver-
bund durchgeführte Projekte gefördert werden. 

(4) Die Projekte müssen den Erfordernissen des Ar-
beitsmarktes bzw. der angestrebten Beschäftigung 
entsprechen und geeignet sein, die Eingliederungs-
chancen der Teilnehmer zu verbessern. Die Fähigkei-
ten und Neigungen der Teilnehmer sind zu berück-
sichtigen. 

(5) Wirtschaftlich orientierten Projekten wird eine 
Förderung erst bewilligt, wenn der Verwaltungsaus-
schuß des Maßnahmearbeitsamtes der Förderung mit 
der Mehrheit aller drei in ihm nach § 261 Abs. 1 ver-
tretenen Gruppen zustimmt. 

(6) Zwischen Träger und Teilnehmer eines Projek-
tes mit einem nach diesem Abschnitt geförderten Be-
schäftigungsanteil besteht ein Arbeitsverhältnis. Die 
Beziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer richten sich auch für den Qualifizierungsanteil 
nach den Vorschriften des Arbeitsrechts. Der Arbeit-
nehmer kann das Arbeitsverhältnis zum Beginn einer 
nicht nach diesem Gesetz geförderten Beschäftigung 
oder Ausbildung oder einer beruflichen Bildungs-
maßnahme ohne Einhaltung etwa entgegenstehen- 

der Kündigungsfristen kündigen. Das Arbeitsverhält-
nis kann so gestaltet werden, daß der Beschäfti-
gungsanteil Gegenstand eines Teilzeit-Arbeitsvertra-
ges, der Qualifizierungsanteil Gegenstand eines 
Ausbildungsvertrages ist. § 54 Abs. 5 ist anzuwen-
den. § 75 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 85 

Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können sein 

1. juristische Personen des öffentlichen Rechts oder 

2. juristische Personen oder Einrichtungen des priva-
ten Rechts, die gemeinnützige Zwecke (§§ 52, 60 
der Abgabenordnung) verfolgen oder 

3. außer in den Fällen des § 84 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
auch sonstige Unternehmen und Einrichtungen 
des privaten Rechts, wenn sie für die Durchfüh-
rung des Projektes besonders geeignet erschei-
nen. 

§ 86 

Umfang der Förderung 

(1) Zuschüsse in Höhe von bis zu 80 vom Hundert 
können gewährt werden zu Ausgaben für 

1. notwendige Investitionen mit Ausnahme des An-
kaufs von Immobilien, der Erschließung von 
Grundstücken, des Neubaus oder der Grundreno-
vierung von Gebäuden, 

2. laufende Betriebsmittel für die Dauer von bis zu 
drei Jahren; eine Verlängerung der Förderung bis 
auf fünf Jahre ist möglich, 

3. die Kosten für eine angemessene Personalausstat-
tung bei tariflicher Entlohnung für Anleitungs- 
und Betreuungspersonal und für Stammkräfte der 
Projektleitung für die Dauer von bis zu drei Jah-
ren; eine Verlängerung der Förderung ist möglich, 
solange die Fortführung des Projekts arbeits-
marktpolitisch zweckmäßig ist und es ohne die 
Förderung voraussichtlich eingestellt werden 
müßte, 

4. die dem Arbeitnehmer, für den Lohnkostenzu-
schüsse nach Absatz 3 oder nach dem Fünften Ab-
schnitt gezahlt werden, unvermeidbar entstehen-
den angemessenen Kosten für die Sicherstellung 
der Betreuung aufsichtsbedürftiger Kinder. 

(2) Weist der Antragsteller nach, daß er keine aus-
reichenden Eigenmittel zur Verfügung stellen kann, 
können die dem Projekt nach Absatz 1 gewährten 
Zuschüsse ausnahmsweise auch bis zu 100 vom Hun-
dert be tragen. 

(3) Es können auch Zuschüsse zu den Lohnkosten 
der mit unbefristetem Arbeitsvertrag beschäftigten 
Arbeitnehmer gewährt werden, und zwar für die 
Dauer von jeweils bis zu drei Jahren von der Einstel-
lung an, in Höhe von 

1. bis zu 100 vom Hundert des tariflichen Arbeitsent-
gelts, wenn der Arbeitnehmer vor seiner Einstel-
lung mehr als fünf Jahre arbeitslos war oder min- 
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destens drei Merkmale besonderer Benachteili-
gung am Arbeitsmarkt (§ 16) aufweist, 

2. bis zu 80 vom Hundert des tariflichen Arbeitsent-
gelts, wenn der Arbeitnehmer vor seiner Einstel-
lung drei bis fünf Jahre arbeitslos war oder minde-
stens zwei Merkmale besonderer Benachteiligung 
am Arbeitsmarkt (§ 16) aufweist, 

3. bis zu 65 vom Hundert des tariflichen Arbeitsent-
gelts für sonstige am Arbeitsmarkt besonders be-
nachteiligte Arbeitslose. 

Dies gilt in wirtschaftlich orientierten Projekten auch 
für befristet Beschäftigte. Eine Verlängerung der För-
derung auf fünf Jahre ist möglich. 

(4) Bei wirtschaftlich orientierten Projekten sollen 
die Zuschüsse nach Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 3 nach 
dem dritten Förderjahr um mindestens 20 vom Hun-
dert verringert werden. Eine weitere Verringerung 
nach dem vierten Förderjahr ist möglich. 

(5) Wirtschaftlich orientierte zielgruppengebun-
dene Projekte mit Beschäftigungsanteil sollen ihre 
Ausgaben zunehmend selbst erwirtschaften und 
nach Ablauf der Förderdauer voraussichtlich in der 
Lage sein, ohne weitere öffentliche Förderung fortzu-
bestehen. Soweit sie Produkte, Werk- oder Dienstlei-
stungen am Markt anbieten, müssen sie diese gegen-
über ihren Kunden und Auftraggebern so kalkulie-
ren und abrechnen, als ob eine öffentliche Förderung 
nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 nicht stattfände. Erwirt-
schaftete Überschüsse verbleiben dem Projekt zur 
Eigenfinanzierung. Sie sind nicht auf die Förderung 
anzurechnen. 

SIEBTER ABSCHNITT 

Beschäftigungsförderung, 
Eingliederungszuschuß und 

Existenzgründungshilfen aus Mitteln 
für Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

§ 87 

Beschäftigungsförderung aus Mitteln 
für Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

(1) Das Arbeitsamt kann Arbeitslose (§ 92) oder Ar-
beitgeber (§§ 88, 89, 91) nach den Vorschriften dieses 
Abschnitts dadurch fördern, daß es aus Mitteln 
für Leistungen bei Arbeitslosigkeit Sachkostenzu-
schüsse, Lohnkostenzuschüsse oder Existenzgrün-
dungshilfen gewährt. 

(2) Die Bundesanstalt kann zur Durchführung der 
Vorschriften dieses Abschnitts durch Anordnung das 
Nähere über Voraussetzungen, Umfang, Dauer und 
Überwachung der Förderung, Dauer der Zuweisung 
und über das Verfahren bestimmen. Sie kann den 
Zuschuß nach §§ 88, 89 und 91 pauschalieren. Sie 
gibt die Höhe des jewei ligen Zuschusses im Bundes-
anzeiger bekannt.  

§ 88 

Zuschuß an Arbeitgeber für 
strukturverbessernde Arbeiten 

(1) Die Bundesanstalt kann unter Berücksichtigung 
der Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes die 
Beschäftigung in Arbeiten im öffentlichen Interesse, 
die der Strukturverbesserung dienen, durch die Ge-
währung von Sach- und Lohnkostenzuschüssen an 
Arbeitgeber fördern. 

(2) Als Arbeiten, die der Strukturverbesserung die-
nen, können insbesondere gefördert werden Arbei-
ten auf dem Gebiet der Verbesserung der Umwelt 
oder der Verbesserung der wirtschaftsnahen regiona-
len Infrastruktur, einschließlich Forschung und Ent-
wicklung, der sozialen Dienste, der Jugendhilfe, des 
Breitensports oder des kulturellen Angebots. 

(3) Die Förderung wird nur gewährt, wenn 

1. eine Gebietskörperschaft die Förderung der Maß-
nahme vorgeschlagen hat und sich an der Förde-
rung beteiligt und 

2. die Arbeiten wegen der A rt  des Sanierungs- und 
Verbesserungsbedarfs alsbald durchzuführen sind 
und sie ohne Förderung nach dieser Vorschrift 
nicht alsbald durchgeführt werden können. § 42 
Abs. 2 ist zu beachten. 

(4) Die Förderung wird nur für vom. Arbeitsamt zu-
gewiesene Arbeitnehmer gewährt. Als monatlicher 
Zuschuß wird für jeden zugewiesenen Arbeitnehmer 
höchstens der Be trag gewährt, der 125 vom Hundert 
der durchschnittlichen monatlichen Aufwendungen 
im Kalenderjahr an Arbeitslosengeld und Arbeitslo-
senhilfe einschließlich der Beiträge zur Krankenver-
sicherung und Rentenversicherung für alle Empfän-
ger von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, be-
zogen auf einen einzelnen Arbeitslosen, entspricht. 
§ 74 Abs. 3 und 4, § 77 Abs. 2 und § 157 Abs. 6 Nr. 4 
gelten entsprechend. 

(5) Es dürfen grundsätzlich nur Arbeiten gefördert 
werden, mit deren Durchführung ein Wirtschaftsun-
ternehmen oder eine Arbeitsförderungsgesellschaft 
betraut ist; das gilt insbesondere für Arbeiten juristi-
scher Personen des öffentlichen Rechts. Ausnahms-
weise können vom Träger selbst durchgeführte Ar-
beiten gefördert werden, wenn sie andernfalls nicht 
ausgeführt würden. Satz 1 gilt nicht für Arbeiten im 
Bereich der Verbesserung der sozialen Dienste oder 
der Jugendhilfe, des Breitensports und des kulturel-
len Angebots. 

(6) Eine Förderung erfolgt nur in Gebieten mit ho-
her oder ungünstig strukturierter Arbeitslosigkeit 
(§ 18). § 72 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(7) Die Förderung wird nur gewährt für 

1. Arbeitslose, die Arbeitslosengeld oder Arbeitslo-
senhilfe beziehen oder nur deswegen nicht bezie-
hen, weil sie nach § 228 beitragsfrei waren, und 
die vor Beginn des Arbeitsverhältnisses 

a) entweder wenigstens 90 Kalendertage arbeits-
los gemeldet waren oder 
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b) ihren Arbeitsplatz wegen der Schließung eines 
Betriebes oder eines organisatorisch selbstän-
digen Betriebsteils mit in der Regel mehr als 
20 Arbeitnehmern ausschließlich der zu ihrer 
Berufsausbildung Beschäftigten verloren ha-
ben 

oder 

2. Arbeitnehmer, die 

a) vor Beginn des Arbeitsverhältnisses wenig-
stens 90 Kalendertage in diner nach §§ 74 
bis 80, §§ 83 bis 86 geförderten Maßnahme be-
schäftigt waren oder 

b) Anspruch auf Kurzarbeitergeld nach § 99 Abs. 4 
haben, wenn ihre Arbeitszeit in den letzten 
13 Wochen vor Beginn der Förderung jeweils 
höchstens zehn vom Hundert der Arbeitszeit 
nach § 106 betragen hat, 

wenn sie in den folgenden drei Monaten ohne eine 
Förderung nach dieser Vorschrift voraussichtlich we-
der in Ausbildung oder Arbeit vermittelt noch in eine 
Maßnahme zur beruflichen Bildung oder eine allge-
meine Maßnahme zur Arbeitsbeschaffung aufge

-

nommen werden können. 

(8) Der Zuschuß kann auch für jeweils ein Förder-
jahr in einer Summe vorab gezahlt werden (Kapitali-
sierung). 

(9) Ist der Zuschuß kapitalisiert worden und wird 
der zugewiesene Arbeitnehmer vor Ablauf des För-
derzeitraums erneut arbeitslos, so wird sein An-
spruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit nicht be-
rührt. 

(10) Der Zuschuß ist vom Arbeitgeber zurückzu-
zahlen, wenn das Arbeitsverhältnis beendet wird, be-
vor der Förderzeitraum abgelaufen ist. Von der Rück-
forderung ausgeschlossen ist der Teil des Zuschus-
ses, den der Arbeitgeber vom Beginn des Förderzeit-
raums bis zum tatsächlichen Ende des Beschäfti-
gungsverhältnisses erhalten hätte, wenn eine Kapita-
lisierung nicht erfolgt wäre. Von der Rückforderung 
kann ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn 
sie nach den Umständen des Einzelfalles eine unbilli-
ge Härte bedeuten würde. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Arbeitgeber außerordentlich zu kündigen berechtigt 
war oder wenn der Arbeitnehmer das Arbeitsverhält-
nis durch eigene Kündigung beendet hat. 

(11) Beträgt die Arbeitszeit des zugewiesenen Ar-
beitnehmers weniger als die Arbeitszeit des § 106, 
wird ein im Verhältnis zu dieser Arbeitszeit gekürzter 
Zuschuß gewährt. 

(12) Die Dauer der Zuweisung soll 36 Monate nicht 
überschreiten. 

§ 89 

Zuschuß bei Personalabbau 

(1) Die Bundesanstalt kann unter Berücksichtigung 
der Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes die 
Beschäftigung in betrieblichen Auffanggesellschaf-
ten durch die Gewährung von Sach- und Lohn-
kostenzuschüssen an Arbeitgeber fördern. 

(2) Betriebliche Auffanggesellschaften im Sinne 
des Absatzes 1 sind Maßnahmen, 

1. in denen ausschließlich Arbeitnehmer beschäftigt 
werden, die Arbeitnehmer eines Betriebes waren 
oder sind, für den der Unternehmer (Personal ab-
bauender Arbeitgeber) bet riebliche Veränderun-
gen im Sinne von § 11 Abs. 1 mitgeteilt hat und 

2. denen der Personal abbauende Arbeitgeber im 
wesentlichen die Betriebsanlagen zur Verfügung 
stellt. 

(3) Die Förderung wird nur für Arbeitnehmer ge-
währt, 

1. die bei dem Personal abbauenden Arbeitgeber 
von Arbeitslosigkeit bedroht (§ 15 Nr. 4) sind, 

2. die bei Förderbeginn in einer betriebsorganisato-
risch eigenständigen Einheit zusammengefaßt 
sind und 

3. die in den folgenden drei Monaten ohne eine För-
derung nach dieser Vorschrift voraussichtlich we-
der in Ausbildung noch in Arbeit vermittelt wer-
den können. 

(4) Die Förderung wird nur gewährt, 

1. wenn die Einrichtung der Maßnahme Ergebnis ei-
nes Interessenausgleichs (§ 112 des Betriebsver-
fassungsgesetzes) mit dem Personal abbauenden 
Arbeitgeber im Hinblick auf eine geplante, mit 
Entlassung von Arbeitnehmern verbundene Be-
triebsänderung im Sinne von § 111 Satz 2 Nr. 1 
des Betriebsverfassungsgesetzes ist, 

2. wenn durch die Einrichtung der Maßnahme ein 
erheblicher Teil der zur Entlassung vorgesehenen 
Arbeitnehmer nicht arbeitslos wird, 

3. wenn der Personal abbauende Arbeitgeber sich 
im Interessenausgleich verpflichtet hat, ersparte 
Sozialplanmittel für die Finanzierung der Maß-
nahme einzusetzen und sich, wenn Arbeitgeber 
und Maßnahmeträger personenverschieden sind, 
am Träger der Maßnahme als Gesellschafter oder 
in vergleichbarer Weise beteiligt, 

4. für die Beschäftigung in Arbeiten, die der Struk-
turverbesserung dienen (§ 88 Abs. 2) und die we-
gen der Art  des Verbesserungs- oder Sanierungs-
bedarfs alsbald durchzuführen sind, jedoch ohne 
Förderung nach dieser Vorschrift nicht alsbald 
durchgeführt werden können. 

(5) Eine Förderung erfolgt nur in Gebieten mit ho-
her oder ungünstig strukturierter Arbeitslosigkeit 
(§ 18). § 72 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(6) § 88 Abs. 2, Abs. 4 Satz 2 und 3 und Absätze 8 
bis 12 gelten entsprechend. 

§ 90 

Fehlbedarf 

Kann eine arbeitsmarktpolitisch gebotene Maß-
nahme nach § 88 oder § 89 voraussichtlich nicht 
durchgeführt werden, weil Fördermittel von dritter 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/1440 

Seite in ausreichender Höhe, insbesondere auch Mit-
tel zur Kofinanzierung nach § 8 oder Mittel des Per-
sonal abbauenden Arbeitgebers, nicht zur Verfügung 
stehen, so kann die Bundesanstalt in besonderen 
Ausnahmefällen einen ergänzenden einmaligen 
Sachkostenzuschuß in Höhe von 25 vom Hundert der 
jährlichen Fördersumme bewil ligen. Bezuschußt wer-
den können die in § 86 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 genann-
ten Investitionen und Ausgaben. § 287 Abs. 3 ist für 
Ausgaben nach den Sätzen 1 und 2 nicht anwendbar. 

§91 

Eingliederungkzuschuß 

(1) Die Bundesanstalt kann Arbeitgebern in Regio-
nen mit hoher oder ungünstig strukturierter Arbeits-
losigkeit (§ 18) für die unbefristete Einstellung von 
Arbeitslosen im Sinne des Absatzes 2 Zuschüsse ge-
währen, wenn der Arbeitgeber ein Unternehmen ist 

1. mit in der Regel höchstens 100 Beschäftigten aus-
schließlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäf-
tigten, oder 

2. dessen Existenzgründung bei Förderbeginn höch-
stens drei Jahre zurückliegt. 

Konzernunternehmen (§ 18 des Aktiengesetzes) wer-
den nach dieser Vorschrift nur gefördert, wenn der 
Konzern die Fördervoraussetzungen erfüllt. 

(2) Die Förderung wird nur gewährt für 

1. Arbeitslose, die Arbeitslosengeld oder Arbeitslo-
senhilfe beziehen oder nur deswegen nicht bezie-
hen, weil sie nach § 228 beitragsfrei waren, und 
die vor Beginn des Arbeitsverhältnisses wenig-
stens 90 Kalendertage arbeitslos gemeldet waren, 
oder 

2. Arbeitnehmer, die 

a) vor Beginn des Arbeitsverhältnisses wenig-
stens 90 Kalendertage in einer nach §§ 74 bis 
80, §§ 83 bis 86 oder §§ 87 bis 89 geförderten 
Maßnahme beschäftigt waren oder 

b) Anspruch auf Kurzarbeitergeld nach § 99 Abs. 4 
haben, wenn ihre Arbeitszeit in den letzten 13 
Wochen vor Beginn der Förderung jeweils 
höchstens zehn vom Hundert der Arbeitszeit 
nach § 106 be tragen hat, 

wenn sie in den folgenden drei Monaten ohne eine 
Förderung nach dieser Vorschrift voraussichtlich we-
der in Ausbildung noch Arbeit vermittelt noch in eine 
Maßnahme zur beruflichen Bildung oder eine allge-
meine Maßnahme zur Arbeitsbeschaffung aufge-
nommen werden können. 

(3) Als monatlicher Zuschuß wird höchstens der 
Betrag gewährt, der den durchschnittlichen monatli-
chen Aufwendungen im Kalenderjahr an Arbeitslo-
sengeld und Arbeitslosenhilfe einschließlich der Bei-
träge zur Krankenversicherung und Rentenversiche-
rung für alle Empfänger von Arbeitslosengeld und 
Arbeitslosenhilfe, bezogen auf einen einzelnen Ar-
beitslosen, entspricht. 

(4) Der Zuschuß für den gesamten Förderzeitraum 
kann auch in einer Summe vorab oder in zwei Teilbe-

trägen in der ersten Hälfte des Förderzeitraumes ge-
zahlt werden (Kapitalisierung). 

(5) Ist der Zuschuß kapitalisiert worden und wird 
der Arbeitnehmer vor Ablauf des Förderzeitraums er-
neut arbeitslos, so wird sein Anspruch auf Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit nicht berührt, wenn er nicht das 
Arbeitsverhältnis ohne wich tigen Grund selbst ge-
kündigt hat oder der Arbeitgeber ihm gegenüber we-
gen arbeitsvertragswidrigen Verhaltens zur fristlosen 
Kündigung berechtigt war. Anderenfalls ruht der Lei-
stungsanspruch vom Eintritt der erneuten Arbeits-
losigkeit an während der Anzahl voller Monate, die 
rechnerisch dem Zeitraum entspricht, für den durch 
die Kapitalisierung nach Absatz 4 der Zuschuß vor-
ausbezahlt wurde. Dabei wird der Monat zu 30 Tagen 
gerechnet; die Tage vom Beginn des Förderzeitraums 
bis zum Eintritt der erneuten Arbeitslosigkeit sind 
abzuziehen. Der Leistungsanspruch ruht nach Satz 2 
nur, wenn der Arbeitnehmer bei seiner Vermittlung 
an den Arbeitgeber über die Möglichkeit des Ruhens 
belehrt wurde. Wurde nicht die Höchstförderung 
oder wurde ein nach Absatz 8 verminderter Zuschuß 
gewährt, so verkürzt sich der Ruhenszeitraum ent-
sprechend dem Verhältnis von Höchstförderung zu 
tatsächlich gewährter Förderung. § 165 Abs. 2 Satz 1 
gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß sich der 
Ruhenszeitraum auf die Hälfte verkürzt. 

(6) Der Zuschuß ist vom Arbeitgeber zurückzuzah-
len, wenn das Arbeitsverhältnis beendet wird, bevor 
der Förderzeitraum und eine daran anschließende 
Weiterbeschäftigungsfrist von gleicher Dauer abge-
laufen sind. Von der Rückforderung kann ganz oder 
teilweise abgesehen werden, wenn sie nach den Um-
ständen des Einzelfalles eine unbil lige Härte bedeu-
ten würde. Satz 1 gilt nicht, wenn der Arbeitgeber im 
Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
dem Arbeitnehmer außerordentlich zu kündigen be-
rechtigt war oder wenn der Arbeitnehmer das Ar-
beitsverhältnis durch eigene Kündigung beendet 
hat. 

(7) Arbeitgeber, die die Fördervoraussetzungen 
nach Absatz 1 nicht erfüllen, können den Eingliede-
rungszuschuß für die unbefristete Einstellung von 
Arbeitslosen erhalten, die wenigstens zwei Merk-
male besonderer Benachteiligung am Arbeitsmarkt 
(§ 16) aufweisen. Die Erfüllung der Fördervorausset-
zungen nach Absatz 2 Nr. 1 und 2 ist in diesem Fall 
ebenfalls nicht erforderlich. Eine Kapitalisierung 
(Absatz 3) ist ausgeschlossen. 

(8) Der Eingliederungszuschuß wird für höchstens 
zwölf Monate gewährt und soll nach spätestens sechs 
Monaten um mindestens 15 vom Hundert vermindert 
werden. § 72 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 92 

Förderung der Aufnahme 
einer selbständigen Tätigkeit 

(1) Die Bundesanstalt gewährt Arbeitslosen bei 
Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit mit einer 
wöchentlichen Arbeitszeit von mindestens 18 Stun-
den für längstens 52 Wochen Überbrückungsgeld. 
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Nach Satz 1 werden auch bis zu fünf Gesellschafter 
eines neu gegründeten Unternehmens gefördert. 

(2) Das Überbrückungsgeld wird höchstens bis zu 
dem Betrag gewährt, den der Antragsteller als Ar-
beitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe zuletzt bezogen 
hat oder in den Fällen des Absatzes 4 Nr. 2 bei Ar-
beitslosigkeit hätte beziehen können. 

(3) Die Bundesanstalt gewährt Beziehern von Über-
brückungsgeld auf Antrag Zuschüsse zu ihren Auf-
wendungen für eine Versicherung für den Fall der 
Krankheit sowie eine Alters-, Invaliditäts- und Hin-
terbliebenenversorgung (Altersversorgung). Als Zu-
schüsse werden die Beträge gewährt, die die Bun-
desanstalt für den Antragsteller zuletzt für die Zeit 
des Bezuges von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen-
hilfe als Beiträge zur Kranken- und Rentenversiche-
rung entrichtet hat. 

(4) Die Förderung wird nur gewährt für 

1. Arbeitslose, die Arbeitslosengeld und Arbeitslo-
senhilfe beziehen und die vor Beginn des Arbeits-
verhältnisses wenigstens 90 Kalendertage arbeits-
los gemeldet waren, oder 

2. Arbeitnehmer, die 

a) vor Beginn des Arbeitsverhältnisses wenig-
stens 90 Kalendertage in einer nach §§ 74 bis 
80, §§ 83 bis 86 oder §§ 87 bis 89 geförderten 
Maßnahme beschäftigt waren oder 

b) Anspruch auf Kurzarbeitergeld nach § 99 Abs. 4 
haben, wenn ihre Arbeitszeit in den letzten 13 
Wochen vor Beginn der Förderung jeweils 
höchstens zehn vom Hundert der Arbeitszeit 
nach § 106 betragen hat, 

wenn sie in den folgenden drei Monaten ohne eine 
Förderung nach dieser Vorschrift voraussichtlich we-
der in Ausbildung oder Arbeit vermittelt noch in eine 
Maßnahme zur beruflichen Bildung oder eine allge-
meine Maßnahme zur Arbeitsbeschaffung aufge-
nommen werden können. § 72 Abs. 3 gilt entspre-
chend. 

(5) Der Zuschuß kann auch in einer Summe vorab 
gezahlt werden (Kapitalisierung). 

(6) Im Falle des Absatzes 5 ist der Zuschuß zurück-
zuzahlen, wenn die selbständige Tätigkeit beendet 
wird, bevor der Förderzeitraum abgelaufen ist. Von 
der Rückforderung ausgeschlossen ist der Teil des 
Zuschusses, den der Antragsteller vom Beginn des 
Förderzeitraums bis zum tatsächlichen Ende der 
selbständigen Tätigkeit erhalten hätte, wenn eine 
Kapitalisierung nicht erfolgt wäre. Von der Rückfor-
derung kann ganz oder teilweise abgesehen werden, 
wenn sie nach den Umständen des Einzelfalles eine 
unbillige Härte bedeuten würde. 

(7) Die Bundesanstalt fördert die Existenzgrün-
dung mit einem verzinslichen Anschubdarlehen, das 
bis zum Zweifachen des gewährten Überbrückungs-
geldes betragen kann und in zwei Raten im Jahr der 
Existenzgründung ausgezahlt wird. Die Tilgung setzt 
mit Beginn des dritten Jahres nach der Existenzgrün-
dung ein. 

(8) Eine erneute Förderung ist ausgeschlossen, so-
lange aus einer vorangegangenen Förderung nach 
dieser Vorschrift noch Darlehens- oder sonstige 
Rückzahlungsverbindlichkeiten offen sind. 

ACHTER ABSCHNITT 

Förderung der Arbeitsaufnahme 

§ 93 

Leistungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme 

(1) Die Bundesanstalt kann für arbeitslose und von 
Arbeitslosigkeit unmittelbar bedrohte Arbeitsuchen-
de zur Förderung der Arbeitsaufnahme folgende Lei-
stungen gewähren: 

1. Zuschuß zu Bewerbungskosten, 

2. Zuschuß zu Reise- und Umzugskosten, 

3. Arbeitsausrüstung, 

4. Trennungsbeihilfe, wenn die Arbeitsaufnahme die 
Führung eines getrennten Haushaltes erfordert, 

5. Überbrückungsbeihilfe bis zur Dauer von einem 
Monat in besonderen Härtefällen, 

6. Begleitung bei Sammelfahrten zur Arbeitsaufnah-
me an einem auswärtigen Beschäftigungsort, 

7. Familienheimfahrten, 

8. sonstige Hilfen, die sich zur Erleichterung der Ar-
beitsaufnahme als notwendig erweisen. 

Anstelle einer Leistung nach den Nummern 1, 2, 3, 5 
oder 8 kann auch ein Darlehen gewährt werden. 

(2) Die Bundesanstalt kann die in Absatz 1 genann-
ten Leistungen auch zur Begründung eines Ausbil-
dungsverhältnisses Berufsanwärtern gewähren, die 
bei ihr als Bewerber um eine berufliche Ausbildungs-
stelle gemeldet sind. Dies gilt für Berufsanwärter, die 
in einem Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis stehen 
nur dann, wenn sie von Arbeitslosigkeit unmittelbar 
bedroht sind. 

(3) Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen 
nur gewährt werden, soweit die Arbeitsuchenden die 
erforderlichen Mittel nicht selbst aufbringen können. 
Die §§ 47, 48 und § 72 Abs. 1 Satz 3 Buchstabe b gel-
ten entsprechend. 

(4) Die Bundesanstalt kann durch Anordnung Vor-
schriften zur Durchführung der Absätze 1 und 2 er-
lassen. Dabei kann sie bestimmen, daß Leistungen 
nach Absatz 1 erst ab einem bestimmten Mindestbe-
trag gewährt werden,. einen bestimmten Höchstbe-
trag nicht übersteigen dürfen und auf Familienange-
hörige ausgedehnt werden können, sowie unter wel-
chen Voraussetzungen und in welchem Umfange 
Leistungen zur Aufnahme einer Arbeit im Ausland 
gewährt werden können. 
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§ 94 
Arbeitnehmer- und Jugendwohnheime 

(1) Die Bundesanstalt kann die Errichtung von Ar-
beitnehmer- und Jugendwohnheimen durch Darle-
hen oder Zuschüsse fördern, wenn dies nach Lage 
und Entwicklung des Arbeitsmarktes zweckmäßig 
ist. 

(2) Die Bundesanstalt kann zur Durchführung des 
Absatzes 1 durch Anordnung das Nähere über Vor-
aussetzungen, Art  und Umfang der Förderung be-
stimmen. 

§ 95 
Maßnahmen zur Verbesserung 
der Vermittlungsaussichten 

(1) Die Bundesanstalt fördert die Teilnahme von Ar-
beitslosen an Maßnahmen zur Verbesserung ihrer 
Vermittlungsaussichten, um insbesondere 

1. über Fragen der Wahl von Arbeitsplätzen und die 
Möglichkeiten der beruflichen Bildung zu unter-
richten oder 

2. zur Erhaltung oder Verbesserung der Fähigkeit 
beizutragen, Arbeit aufzunehmen oder an berufli-
chen Bildungsmaßnahmen teilzunehmen. 

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 stehen den 
Maßnahmen der beruflichen Fortbildung gleich; § 56 
gilt nicht. 

NEUNTER ABSCHNITT 

Institutionelle Förderung 

§ 96 
Förderungsfähige Einrichtungen, 

Art  der Förderung, Anzeige 

(1) Die Bundesanstalt kann Darlehen und Zu-
schüsse für den Aufbau, die Erweiterung und Aus-
stattung von Einrichtungen einschließlich außerbe-
trieblicher Lehrwerkstätten gewähren, die der beruf-
lichen Ausbildung, Fortbildung oder Umschulung im 
Sinne dieses Kapitels dienen. In besonders begrün-
deten Ausnahmefällen kann sich die Förderung auch 
auf die Unterhaltung der Einrichtung erstrecken. 

(2) Die Bundesanstalt darf eine Einrichtung nur för-
dern, 

1. wenn der Träger sich in angemessenem Umfange 
mit eigenen Mitteln an den Kosten beteiligt, 

2. soweit nicht deren Träger oder ein anderer gesetz-
lich verpflichtet ist, die Kosten zu tragen; dies gilt 
nicht für Träger der Sozialhilfe. 

(3) Zuschüsse sollen nur gewährt werden, soweit 
das Ziel der Förderung nicht durch Darlehen erreicht 
werden kann. 

(4) Die Bundesanstalt kann die Gewährung von 
Darlehen oder Zuschüssen davon abhängig machen, 
daß sie berechtigt ist, in der Einrichtung eigene Maß-

nahmen durchzuführen oder durch andere Träger 
durchführen zu lassen. 

(5) Wer eine Einrichtung der in Absatz 1 bezeich-
neten Art  zu errichten plant, die nach den §§ 96 bis 
98 und 94 gefördert werden so ll, hat dies dem zustän-
digen Landesarbeitsamt unverzüglich anzuzeigen. 
Wird die Anzeige nicht rechtzeitig erstattet, so kann 
die Förderung versagt werden. 

§ 97 
Nicht förderungsfähige Einrichtungen 

Eine Einrichtung darf nicht gefördert werden, 
wenn sie der beruflichen Ausbildung in berufsbil-
denden Schulen oder überwiegend Zwecken eines 
Betriebes oder Verbandes oder dem Erwerbe dient. 
Die genannten Einrichtungen dürfen ausnahmsweise 
gefördert werden, wenn Maßnahmen auf andere 
Weise nicht, nicht in ausreichendem Umfange oder 
nicht rechtzeitig durchgeführt werden können. 

§ 98 

Träger von Einrichtungen 

(1) Die Bundesanstalt soll Einrichtungen ein-
schließlich außerbetrieblicher Lehrwerkstätten für 
Maßnahmen der beruflichen Fortbildung oder Um-
schulung gemeinsam mit anderen Trägern oder allein 
errichten, wenn bei dringendem Bedarf geeignete 
Einrichtungen nicht zur Verfügung stehen. 

(2) Die Bundesanstalt kann allein oder gemeinsam 
mit anderen Trägern Einrichtungen für Maßnahmen 
der beruflichen Fortbildung oder Umschulung errich-
ten, die als Modell für Einrichtungen anderer Träger 
dienen. 

5. KAPITEL 

Leistungen der Arbeitslosenversicherung 
zur Erhaltung von Arbeitsplätzen 

ERSTER ABSCHNITT 

Kurzarbeitergeld 

§ 99 
Zulässigkeit der Gewährung 

(1) Kurzarbeitergeld wird Arbeitnehmern bei vor-
übergehendem Arbeitsausfall in Betrieben gewährt, 
in denen regelmäßig mindestens ein Arbeitnehmer 
beschäftigt ist, wenn zu erwarten ist, daß durch die 
Gewährung von Kurzarbeitergeld den Arbeitneh-
mern die Arbeitsplätze und dem Betrieb die eingear-
beiteten Arbeitnehmer erhalten werden. Besteht ein 
erheblicher Mangel an Arbeitskräften, so soll Kurzar-
beitergeld insoweit nicht gewährt werden, als die La-
ge auf dem Arbeitsmarkt die Vermittlung der Arbeit-
nehmer in andere Arbeitsverhältnisse, die für die Ar-
beitnehmer zumutbar sind, erfordert. 
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(2) Kurzarbeitergeld wird nicht gewährt in Betrie-
ben, die keine regelmäßige Arbeitzeit haben, sowie 
in Betrieben des Schaustellergewerbes und in Thea-
ter-, Lichtspiel- und Konzertunternehmen. 

(3) Betrieb im Sinne der Vorschriften über das 
Kurzarbeitergeld ist auch eine Betriebsabteilung. 

(4) Kurzarbeitergeld wird auch an Arbeitnehmer 
gewährt, die zur Vermeidung von anzeigepflichtigen 
Entlassungen im Sinne des § 17 Abs. 1 des Kündi-
gungsschutzgesetzes in einer betriebsorganisatorisch 
eigenständigen Einheit zusammengefaßt sind, wenn 
der Arbeitsausfall auf einer schwerwiegenden struk-
turellen Verschlechterung der Lage des Wirtschafts-
zweiges beruht und der hiervon be troffene Arbeits-
markt außergewöhnliche Verhältnisse aufweist; die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 und des Ab-
satzes 3 brauchen nicht vorzuliegen. Der Betrieb soll 
den in der betrieblichen Einheit {Satz 1) zusammen-
gefaßten Arbeitnehmern eine berufliche Qualifizie-
rung ermöglichen. 

§ 100 

Betriebliche Voraussetzungen 

(1) In einem Betrieb wird Kurzarbeitergeld ge-
währt, wenn 

1. ein Arbeitsausfall eintritt, der auf wi rtschaftlichen 
Ursachen einschließlich betrieblicher Strukturver-
änderungen oder auf einem unabwendbaren Er-
eignis beruht, 

2. der Arbeitsausfall unvermeidbar ist, 

3. in einem zusammenhängenden Zeitraum von 
mindestens vier Wochen für mindestens ein Drittel 
der in dem Betrieb tatsächlich beschäftigten Ar-
beitnehmer jeweils mehr als zehn vom Hundert 
der Arbeitszeit (§ 106) ausfällt; dabei sind die in 
§ 101 Abs. 2 genannten Personen sowie Personen, 
die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind, 
nicht mitzuzählen; der erste zusammenhängende 
Zeitraum von mindestens vier Wochen beginnt 
mit dem Tag, an dem ein Arbeitsausfall erstmals 
nach Eingang der Anzeige nach Nummer 4 ein-
tritt, 

4. der Arbeitsausfall dem Arbeitsamt angezeigt wor-
den ist. 

(2) Ein unabwendbares Ereignis liegt auch vor, 
wenn der Arbeitsausfall durch behördliche oder be-
hördlich anerkannte Maßnahmen verursacht ist, die 
der Arbeitgeber nicht zu vertreten hat. Ein unab-
wendbares Ereignis liegt insbesondere nicht vor, 
wenn der Arbeitsausfall durch gewöhnliche, dem üb-
lichen Wetterverlauf entsprechende witterungsbe-
dingte Gründe verursacht ist. 

(3) Kurzarbeitergeld wird nicht gewährt, wenn der 
Arbeitsausfall überwiegend branchenüblich, be-
triebsüblich oder saisonbedingt ist oder ausschließ-
lich auf betriebsorganisatorischen Gründen beruht. 

§ 101 

Persönliche Voraussetzungen 

(1) Anspruch auf Kurzarbeitergeld hat, wer 

1. nach Beginn des Arbeitsausfalls in einem Betrieb, 
in dem nach § 100 Kurzarbeitergeld gewährt wird, 
eine die  Beitragspflicht begründende Beschäfti-
gung (§ 226 Abs. 1) ungekündigt fortsetzt oder 
aus zwingenden Gründen aufnimmt und 

2. infolge des Arbeitsausfalls ein vermindertes Ar-
beitsentgelt oder kein Arbeitsentgelt bezieht. 

Eine die Beitragspflicht begründende Beschäftigung 
gilt während des Arbeitsausfalls als fortbestehend. 
Arbeitnehmern, deren Arbeitsverhältnis gekündigt 
ist, kann Kurzarbeitergeld gewährt werden, solange 
sie keine andere angemessene Arbeit aufnehmen 
können. 

(2) Keinen Anspruch auf Kurzarbeitergeld haben 
Personen, die nicht berufsmäßig in der Hauptsache 
als Arbeitnehmer tätig zu sein pflegen, keine regel-
mäßige Arbeitszeit haben oder als Teilnehmer an ei-
ner beruflichen Bildungsmaßnahme Unterhaltsgeld 
oder Übergangsgeld nach diesem oder einem ande-
ren Gesetz beziehen sowie unständig oder in der 
Hauswirtschaft Beschäftigte. 

(3) Anspruch auf Kurzarbeitergeld besteht nur für 
Ausfallstunden, die zusammen mit Zeiten, für die Ar-
beitsentgelt gezahlt wird oder für die ein Anspruch 
auf Arbeitsentgelt besteht, in dem nach § 100 Abs. 1 
Nr. 3 maßgeblichen Zeitraum die Arbeitszeit im 
Sinne des § 106 nicht überschreiten. 

(4) Anspruch auf Kurzarbeitergeld besteht nicht 
für Zeiten, in denen die Arbeit aus anderen als den 
in § 100 genannten Gründen ausfällt, insbesondere 
nicht für Zeiten des Urlaubs und für gesetzliche Fei-
ertage, wenn nicht an diesem Tag ohne den Arbeits-
ausfall wegen kontinuierlicher Arbeitsweise gearbei-
tet worden wäre, für Zeiten, für die ein Anspruch auf 
Arbeitsentgelt besteht, sowie für Zeiten, in denen der 
Kurzarbeiter eine andere nicht nur kurzzeitige Be-
schäftigung ausübt. 

(5) Anspruch auf Kurzarbeitergeld besteht abwei-
chend von Absatz 4 auch, wenn der Arbeitnehmer 
während des Bezuges von Kurzarbeitergeld arbeits-
unfähig wird, solange Anspruch auf Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle besteht oder ohne 
den Arbeitsausfall bestehen würde; § 105 Abs. 1 
Satz 1 gilt mit der Maßgabe, daß Kurzarbeitergeld für 
die Ausfallstunden zu gewähren ist, die der Arbeit-
nehmer ohne die Arbeitsunfähigkeit gehabt hätte. 

§ 102 

Kurzarbeit und Qualifizierung 

Die Teilnahme von Arbeitnehmern an Qualifizie-
rungsmaßnahmen anläßlich der Kurzarbeit steht der 
Gewährung von Kurzarbeitergeld nicht entgegen, 
wenn und solange der Arbeitsausfall auf wirtschaftli-
chen Ursachen im Sinne der §§ 99 und 100 beruht. 
Beträgt der Arbeitsausfall nach § 100 Abs. 1 Nr. 3 
mehr als 25 vom Hundert, so kann die Bundesanstalt 
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die Lohnersatzquote (§ 15 Nr. 9) der Bezieher von 
Kurzarbeitergeld nach diesem Abschnitt, denen der 
Betrieb eine nach Lage und Entwicklung des Ar-
beitsmarkts zweckmäßige berufliche Qualifizierung 
von mindestens 15 Wochenstunden im Gewährungs-
zeitraum ermöglicht, abweichend von § 105 Abs. 4 
für die Ausfallstunden, für die die Teilnahme des Ar-
beitnehmers an der Qualifizierungsmaßnahme nach-
gewiesen ist, bis auf die in § 54 Abs. 2 Satz 1 genann-
ten Prozentsätze anheben. Hat das Unternehmen, in 
dem die Kurzarbeit stattfindet, in der Regel weniger 
als 200 Arbeitnehmer ausschließlich der zu ihrer Be-
rufsausbildung Beschäftigten, so kann die Bundesan-
stalt bis zu 50 vom Hundert der notwendigen Kosten 
der Qualifizierungsmaßnahme in ansonsten entspre-
chender Anwendung des § 58 übernehmen. Kon-
zernunternehmen im Sinne des § 18 des Aktiengeset-
zes gelten als ein Unternehmen. 

§ 103 

Beginn des Kurzarbeitergeldes 

Kurzarbeitergeld wird in dem Bet rieb frühestens 
von dem Tag an gewährt, an dem die Anzeige über 
den Arbeitsausfall beim Arbeitsamt eingegangen ist. 
Beruht der Arbeitsausfall auf einem unabwendbaren 
Ereignis, so wird Kurzarbeitergeld frühestens vom er-
sten Tag dieses Ereignisses an gewährt, wenn die 
Anzeige unverzüglich erstattet worden ist. 

§ 104 

Regelbezugsfrist 

(1) Kurzarbeitergeld kann in einem Betrieb nur bis 
zum Ablauf von sechs Monaten seit dem ersten Tag, 
für den Kurzarbeitergeld gezahlt wird, gewährt wer-
den. Die Bezugsfrist nach Satz 1 wird um Tage, für 
die kein Kurzarbeitergeld zu zahlen ist, nicht verlän-
gert; wird jedoch für eine zusammenhängende Zeit 
von mindestens einem Monat innerhalb der Bezugs-
frist kein Kurzarbeitergeld gewährt, so verlängert 
sich die Bezugsfrist entsprechend. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann bei außergewöhnlichen Verhältnissen 
auf dem Arbeitsmarkt durch Rechtsverordnung be-
stimmen, daß die Bezugsfrist nach Absatz 1 

1. bis auf zwölf Monate verlängert wird, wenn die 
außergewöhnlichen Verhältnisse in bestimmten 
Wirtschaftszweigen oder Bezirken vorliegen, 

2. bis auf 24 Monate verlängert wird, wenn die au-
ßergewöhnlichen Verhältnisse auf dem gesamten 
Arbeitsmarkt vorliegen, 

3. in den Fällen des § 99 Abs. 4 bis auf 24 Monate 
verlängert wird. 

(3) Sind seit dem letzten Tag, für den Kurzarbeiter-
geld gewährt worden ist, drei Monate verstrichen, so 
ist Kurzarbeitergeld erneut für die nach Absatz 1 
oder einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 zulässi-
ge Bezugsfrist zu gewähren, sofern die Vorausset-
zungen erneut erfüllt sind. 

(4) In einem Betrieb kann Kurzarbeitergeld über ei-
nen Zeitraum von über sechs Monate hinaus nur ge-
währt werden, wenn der Empfänger von Kurzarbei-
tergeld der Arbeitsvermittlung zur Verfügung steht 
und der Arbeitgeber mit der Aufnahme einer Be-
schäftigung bei einem anderen Arbeitgeber einver-
standen ist. Der Arbeitgeber hat dem Arbeitsamt den 
Empfänger von Kurzarbeitergeld nach Namen, An-
schrift, Alter und Beruf zum Ablauf einer Bezugsfrist 
von sechs Monaten zu melden. 

§ 105 

Bemessung des Kurzarbeitergeldes 

(1) Das Kurzarbeitergeld wird für die Ausfallstun-
den gewährt. Es bemißt sich 

1. nach dem Arbeitsentgelt, das der Arbeitnehmer 
ohne den Arbeitsausfall in der Arbeitsstunde er-
zielt hätte, und 

2. nach der Zahl der Arbeitsstunden, die der Arbeit-
nehmer am Ausfalltag innerhalb der Arbeitszeit 
(§ 106) geleistet hätte; Stunden, für die ein Anspruch 
auf Arbeitsentgelt besteht oder für die Arbeitsent-
gelt gezahlt wird, sind nicht zu berücksichtigen. 

Ist das Arbeitsentgelt nach Monaten bemessen, so 
gilt für die Berechnung des Arbeitsentgelts nach 
Satz 2 Nr. 1 der § 157 Abs. 3 Satz 2 entsprechend. 

(2) Bei Arbeitnehmern, die für die Ausfallstunden 
Leistungslohn (Akkordlohn) erhalten hätten, tritt an 
die Stelle des Arbeitsentgelts im Sinne des Absatzes 
1 Satz 2 Nr. 1 

1. das Arbeitsentgelt ohne Mehrarbeitszuschläge, 
das der Arbeitnehmer im letzten abgerechneten 
Lohnabrechnungszeitraum mit Leistungslohn vor 
Beginn des Arbeitsausfalls durchnittlich in der Ar-
beitsstunde erzielt hat, oder, 

2. sofern das Ende des Lohnabrechnungszeitraums 
mehr als sechs Monate vor Beginn des Arbeitsaus-
falls liegt oder der Arbeitnehmer vor dem Arbeits-
ausfall noch keinen Leistungslohn im Betrieb er-
zielt hat, das Arbeitsentgelt ohne Mehrarbeitszu-
schläge, das Arbeitnehmer des Bet riebes im Lei-
stungslohn bei gleichartiger Arbeit in der Arbeits-
stunde zu erzielen pflegen. 

Änderungen der Berechnungsgrundlage des Lei-
stungslohnes, die nach dem Ende des Lohnabrech-
nungszeitraumes im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 einge-
treten sind, werden berücksichtigt. 

(3) Bei der Anwendung der Absätze 1 und 2 gilt 
§ 157 Abs. 1 Satz 2, bei derjenigen des Absatzes 2 gilt 
außerdem § 157 Abs. 2 Satz 2 entsprechend. 

(4) Die Lohnersatzquote des Kurzarbeitergeldes 
beträgt 63 vom Hundert, die erhöhte Lohnersatz-
quote 65 vom Hundert . Die Höhe des Kurzarbeiter-
geldes für die Ausfallstunde ist auf ein Vierzigstel 
der Leistungssätze festzusetzen. Bei Arbeitnehmern 
mit einer geringeren wöchentlichen Arbeitszeit als 
33 Stunden ist das Kurzarbeitergeld für die Ausfall-
stunde durch Teilung des jeweiligen Leistungssatzes 
nach § 19 durch die wöchentliche Arbeitszeit des Ar- 
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beitnehmers zu errechnen; dieser Leistungssatz wird 
ermittelt durch Vervielfachung des Arbeitsentgelts 
(Absätze 1 und 2) mit der Zahl der vereinbarten regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitsstunden. 

(5) Einkommen, das der Arbeitnehmer aus einer 
anderen unselbständigen oder einer selbständigen 
Tätigkeit an Tagen erzielt, für die er Kurzarbeitergeld 
erhält, wird nach Abzug der Steuern, der Sozialversi-
cherungsbeiträge und der Werbungskosten auf das 
Kurzarbeitergeld zur Hälfte angerechnet. 

§ 106 
Betriebsübliche Arbeitszeit 

Arbeitszeit im Sinne der Vorschriften über das 
Kurzarbeitergeld ist die regelmäßige betriebsübliche 
wöchentliche Arbeitszeit, soweit sie die tarifliche wö-
chentliche Arbeitszeit oder, wenn eine solche nicht 
besteht, die tarifliche wöchentliche Arbeitszeit glei-
cher oder ähnlicher Betriebe nicht überschreitet. 

§ 107 
Anwendung sonstiger Vorschriften 

Für die Gewährung von Kurzarbeitergeld gelten 
die Vorschriften des § 141 Abs. 2, des § 161 Abs. 1, 
3 bis 6, des § 163 Abs. 1 Nr. 4 sowie der §§ 165 bis 
166, 169 und 175 entsprechend, § 163 Abs. 1 Nr. 4 je-
doch nur für eine Zeit, für die eine Vollrente zuer-
kannt ist. 

§ 108 
Erstattung zu Unrecht geleisteter Beträge 

(1) Hat ein Arbeitgeber oder eine von ihm beste llte 
Person entsprechend § 45 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch bewirkt, daß Kurzarbeiter-
geld zu Unrecht geleistet worden ist, so ist der zu Un-
recht geleistete Be trag von dem Arbeitgeber zu erset-
zen. 

(2) Sind die zu Unrecht geleisteten Be träge sowohl 
vom Arbeitgeber zu ersetzen als auch vom Empfän-
ger der Leistung zu erstatten, so haften beide als Ge-
samtschuldner. 

(3) Wird über das Vermögen eines Arbeitgebers, 
der von der Bundesanstalt Be träge zur Auszahlung 
an die Arbeitnehmer erhalten, diesen aber noch nicht 
ausgezahlt hat, das Konkursverfahren eröffnet, so 
sind diese Beträge aus der Konkursmasse zurückzu-
zahlen. Der Anspruch der Bundesanstalt hat das Vor-
recht des § 61 Abs. 1 Nr. 1 der Konkursordnung. 

§ 109 

Anzeige, Antragstellung, 
Nachweis der Voraussetzungen und Verfahren 

(1) Die Anzeige nach § 100 Abs. 1 Nr. 4 ist vom 
Arbeitgeber schriftlich bei dem Arbeitsamt zu erstat-
ten, in dessen Bezirk der Bet rieb liegt; die Stellung-
nahme der Betriebsvertretung ist beizufügen. Die 
Anzeige kann auch von der Betriebsvertretung er

-

stattet werden. Mit der Anzeige sind die Vorausset-
zungen nach den §§ 99 und 100 Abs. 1 glaubhaft zu 
machen. Dem Anzeigenden ist unverzüglich ein 
schriftlicher Bescheid darüber zu erteilen, ob aner-
kannt wird, daß die Voraussetzungen für die Gewäh-
rung von Kurzarbeitergeld nach den §§. 99 und 100 
Abs. 1 vorliegen. 

(2) Macht der Arbeitgeber geltend, der Arbeitsaus-
fall sei die Folge eines Arbeitskampfes, so hat er dies 
darzulegen und glaubhaft zu machen. Eine Stellung-
nahme der Betriebsvertretung ist beizufügen; der Ar-
beitgeber hat der Betriebsvertretung die für die Stel-
lungnahme erforderlichen Angaben zu machen. Bei 
der Ermittlung des Sachverhalts (§ 20 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch, § 200 Abs. 1) kann die 
Bundesanstalt insbesondere auch Feststellungen im 
Betrieb treffen. Stellt die Bundesanstalt fest, daß der 
Arbeitsausfall nicht die Folge eines Arbeitskampfes, 
sondern vermeidbar (§ 100 Abs. 1 Nr. 2) ist, so ist 
Kurzarbeitergeld für die Anzahl von Tagen, an denen 
der Arbeitsausfall hätte vermieden werden können, 
in entsprechender Anwendung des § 162 Abs. 10 zu 
gewähren. Bei der Feststellung nach Satz 4 hat die 
Bundesanstalt auch die wirtschaftliche Vertretbarkeit 
einer Fortsetzung der Arbeit zu berücksichtigen. 

(3) Kurzarbeitergeld wird auf Antrag gewährt. 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, daß der Antrag bei dem Arbeitsamt zu stellen 
ist, in dessen Bezirk die für den Betrieb zuständige 
Lohnstelle liegt. Das Kurzarbeitergeld muß jeweils 
für den nach § 100 Abs. 1 Nr. 3 maßgebenden Zeit-
raum beantragt und gewährt werden. Der Antrag ist 
innerhalb einer Ausschlußfrist von drei Monaten zu 
stellen; die Frist beginnt mit Ablauf des Kalendermo-
nats, in dem die Tage, für die das Kurzarbeitergeld 
beantragt ist, liegen. Mit dem Antrag sind die Na-
men, Anschriften und Sozialversicherungsnummern 
der Arbeitnehmer mitzuteilen, für die Kurzarbeiter-
geld beantragt wird. 

(4) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitsamt die Vor-
aussetzungen für die Gewährung von Kurzarbeiter-
geld nachzuweisen. Er hat die Leistungen kostenlos 
zu errechnen und auszuzahlen. Dabei hat er von den 
Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte in dem Zeit-
raum nach Absatz 3 Satz 3 auszugehen; auf Grund 
einer Bescheinigung des zuständigen Arbeitsamtes 
(§ 172) hat er den erhöhten Leistungssatz (§ 105 
Abs. 4) auch anzuwenden, wenn ein Kind auf der 
Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers nicht beschei-
nigt ist. Der Arbeitnehmer hat die erforderlichen An-
gaben zu machen. Erfüllt der Arbeitgeber vorsätzlich 
oder fahrlässig nicht die Verpflichtungen nach den 
Sätzen 1 bis 3, so ist er der Bundesanstalt zum Ersatz 
des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

(5) Das Kurzarbeitergeld wird nachträglich für den 
Zeitraum ausgezahlt, für den es beantragt worden 
ist. 

(6) § 48 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch findet 
keine Anwendung. Für die Zwangsvollstreckung in 
den Anspruch auf Kurzarbeitergeld gilt der Arbeitge-
ber als Drittschuldner. Die Abtretung oder Verpfän-
dung des Anspruchs auf Kurzarbeitergeld ist nur 
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wirksam, wenn der Gläubiger sie dem Arbeitgeber 
anzeigt. 

(7) Die Bundesanstalt bestimmt durch Anordnung 
das Nähere über das Verfahren. 

§ 110 

Sondervorschriften für Heimarbeiter 

(1) Anspruch auf Kurzarbeitergeld haben auch 
Heimarbeiter (§ 12 Abs. 2 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch), die ihren Lebensunterhalt ausschließ-
lich oder weitaus überwiegend aus dem Beschäf-
tigungsverhältnis als Heimarbeiter beziehen. §§ 99 
bis 109 sind entsprechend anzuwenden, soweit die 
Besonderheiten der Heimarbeit nicht entgegenste-
hen. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung bestimmt durch Rechtsverordnung 

1. das Nähere über die entsprechende Anwendung 
der § § 99 bis 109, 

2. Abweichungen von den §§ 99 bis 109, soweit die 
Besonderheiten der Heimarbeit dies erfordern. 

Es kann ferner bestimmen, daß auch andere als die 
in Absatz 1 genannten Heimarbeiter Anspruch auf 
Kurzarbeitergeld haben. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Förderung der ganzjährigen Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 111 

Allgemeines 

(1) Die Bundesanstalt hat durch die Förderung der 
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft da-
zu beizutragen, daß während der witterungsungün-
stigen Jahreszeit 

1. die Bauarbeiten auch bei witterungsbedingten Er-
schwernissen durchgeführt und 

2. die Beschäftigungsverhältnisse der Arbeitnehmer 
des Baugewerbes bei witterungsbedingten Unter-
brechungen der Bauarbeiten aufrechterhalten 
werden. 

(2) Die Bundesanstalt fördert die ganzjährige Be-
schäftigung in der Bauwirtschaft durch die Leistun-
gen der Produktiven Winterbauförderung und das 
Schlechtwettergeld. 

(3) Im einzelnen gewährt die Bundesanstalt 

1. Arbeitgebern des Baugewerbes 

a) Leistungen zur Beschaffung von Geräten und 
Einrichtungen, die es ermöglichen, Bauarbeiten 
bei ungünstiger Witterung durchzuführen (§ 114), 

b) Leistungen zur Abgeltung der sonstigen witte-
rungsbedingten Mehrkosten des Bauens (§ 115), 

2. Arbeitnehmern des Baugewerbes 

a) Wintergeld zur Abgeltung der witterungsbe-
dingten Mehraufwendungen bei Arbeit in der 
witterungsungünstigen Jahreszeit (§ 117), 

b) Schlechtwettergeld bei witterungsbedingtem 
Arbeitsausfall (§§ 120 bis 126). 

§ 112 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne der Vorschriften dieses Abschnittes 
sind 

1. Arbeitgeber des Baugewerbes natürliche und juri-
stische Personen, Personenvereinigungen oder 
Personengesellschaften, die als Inhaber von Be-
trieben des Baugewerbes auf dem Baumarkt ge-
werblich Bauleistungen anbieten, 

2. Betriebe des Baugewerbes solche Betriebe oder 
Betriebsabteilungen, die überwiegend Baulei-
stungen erbringen, 

3. Bauleistungen alle Bauarbeiten, die der Herstel-
lung, Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung 
oder Beseitigung von Bauwerken dienen. 

(2) Im Sinne der Vorschriften dieses Unterabschnit-
tes ist 

1. Förderungszeit die Zeit vom 1. Dezember bis 31. 
März, 

2. Schlechtwetterzeit die Zeit vom 1. November bis 
31. März. 

§ 113 

Zugelassene Betriebe 

(1) Anspruch auf Leistungen nach diesem Ab-
schnitt haben Arbeitgeber des Baugewerbes, in de-
ren Betrieben die ganzjährige Beschäftigung nach 
Absatz 2 zu fördern ist, sowie Arbeitnehmer, die in 
solchen Betrieben beschäftigt sind. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung bestimmt durch Rechtsverordnung, in wel-
chen Zweigen des Baugewerbes die ganzjährige Be-
schäftigung zu fördern ist; es kann dabei für die Pro-
duktive Winterbauförderung und das Schlechtwet-
tergeld unterschiedliche Regelungen treffen. Es hat 
hierbei zu berücksichtigen, ob dadurch die Bautätig-
keit in der Schlechtwetterzeit voraussichtlich in wirt-
schafts- oder sozialpolitisch erwünschter Weise be-
lebt werden wird. Betriebe, die überwiegend Bauvor-
richtungen, Baumaschinen, Baugeräte oder sonstige 
Baubetriebsmittel ohne Personal Bet rieben des Bau-
gewerbes gewerblich zur Verfügung stellen oder 
überwiegend Baustoffe oder Bauteile für den Markt 
herstellen, darf es in die Förderung nicht einbezie-
hen. Es soll nach Möglichkeit den fachlichen Gel-
tungsbereich tariflicher Regelungen berücksichtigen 
und vorher die Tarifvertragsparteien des Baugewer-
bes anhören. 
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ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Produktive Winterbauförderung 

§ 114 
Zuschüsse und Darlehen für Geräte 

und Einrichtungen 

(1) Arbeitgebern des Baugewerbes werden Zu-
schüsse für den Erwerb oder die Miete von Geräten 
und Einrichtungen gewährt, die für die Durchfüh-
rung von Bauarbeiten in der Schlechtwetterzeit zu-
sätzlich erforderlich sind. Der Erwerb oder die Miete 
von Geräten und Einrichtungen mit nur geringem 
Anschaffungs- oder Mietwert wird nicht gefördert. 
Für den Erwerb können zusätzlich Darlehen gewährt 
werden. 

(2) Der Zuschuß soll 

1. für Winterbauschutzhallen, Heizaggregate, Warm-
wasserbereiter, Dampferzeuger und andere Gerä-
te und Einrichtungen von gleicher Bedeutung für 
das Bauen in der Schlechtwetterzeit bis zu fünfzig 
vom Hundert , 

2. für sonstige Geräte und Einrichtungen bis zu drei-
ßig vom Hundert 

des angemessenen Kaufpreises oder des angemesse-
nen Mietzinses für die Schlechtwetterzeit be tragen. 
Für Kleinbetriebe kann der Zuschuß nach Satz 1 Nr. 1 
bis zu 60 vom Hundert und der Zuschuß nach Satz 1 
Nr. 2 bis zu 40 vom Hundert be tragen. 

§ 115 
Mehrkostenzuschuß - Allgemeine Voraussetzungen 

(1) Arbeitgebern des Baugewerbes werden Zu-
schüsse zu den sonstigen witterungsbedingten Mehr-
kosten der Bauarbeiten gewährt, die sie in der Förde-
rungszeit durchgeführt haben (Mehrkostenzuschuß). 

(2) Gefördert werden die auf der Baustelle von Be-
trieben des Baugewerbes verrichteten Bauarbeiten, 
sofern die Bauarbeiter, die Baustelle, das Bauwerk 
und die Baumaterialien durch Voll-, Teil- oder Einzel-
schutz gegen Witterungseinflüsse ausreichend ge-
schützt sind, so daß die Bauarbeiten in der Förde-
rungszeit auch bei ungünstiger Witterung durchge-
führt werden können. Den auf der Baustelle verrich-
teten Bauarbeiten stehen die Bauarbeiten gleich, die 
auf einer in der Nähe der Baustelle gelegenen und 
dieser zugeordneten Arbeitsstätte für die Baustelle 
verrichtet werden. 

§ 116 
Mehrkostenzuschuß - Beginn und Höhe 

(1) Der Mehrkostenzuschuß wird frühestens von 
dem Tage an gewährt, an dem der Antrag nach § 118 
Abs. 2 Satz 1 beim Arbeitsamt eingegangen ist. 

(2) Der Mehrkostenzuschuß bemißt sich nach der 
Zahl der in der Förderungszeit von den Arbeitern ge-
leisteten Arbeitsstunden und dem Förderungssatz. 

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung setzt durch Rechtsverordnung die Förde-
rungssätze nach Absatz 2 fest. Diese sollen minde-
stens ein Drittel und höchstens zwei Drittel der in der 
Regel für die geförderten Arbeiten entstehenden 
Mehrkosten betragen; nicht als Mehrkosten gelten 
Aufwendungen, für die § 114 andere Leistungen vor-
sieht oder die der Arbeitgeber nach den §§ 219, 212 
Abs. 3 und 4 sowie § 249 trägt. Die Förderungssätze 
können für Arbeiten in klimatisch besonders benach-
teiligten Gebieten höher festgesetzt werden als für 
Arbeiten in den übrigen Gebieten. 

§ 117 
Wintergeld 

(1) Arbeitern, die in Betrieben des Baugewerbes, in 
denen die Voraussetzungen des § 120 erfüllt sind, auf 
einem witterungsabhängigen Arbeitsplatz beschäf-
tigt sind, wird für die in der Förderungszeit geleiste-
ten Arbeitsstunden Wintergeld gewährt. Dies gilt 
nicht für die Zeit vom 25. Dezember bis 1. Januar. 
Das Wintergeld beträgt zwei Deutsche Mark für jede 
Arbeitsstunde. 

(2) Das Wintergeld wird für die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes geleisteten Arbeitsstunden gewährt. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung kann, wenn dadurch die Bautätigkeit in der 
witterungsungünstigen Jahreszeit voraussichtlich in 
wirtschafts- oder sozialpolitisch erwünschter Weise 
belebt werden wird, durch Rechtsverordnung be-
stimmen, daß Wintergeld auch für Arbeitsstunden 
gewährt wird, die entsandte Arbeiter im Sinne des § 4 
Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch außer-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes leisten. 
Es darf die Gewährung von Wintergeld nur in Gebie-
ten zulassen, in denen Bauarbeiten während der För-
derungszeit in gleicher Weise witterungsbedingten 
Erschwernissen ausgesetzt sind wie im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes. Es bestimmt ferner die zustän-
digen Dienststellen der Bundesanstalt, bei denen das 
Wintergeld zu beantragen ist. 

§ 118 
Produktive Winterbauförderung - Verfahren 

(1) Die Leistungen nach den §§ 114 bis 117 sind 
schriftlich bei dem zuständigen Arbeitsamt zu bean-
tragen. Für Anträge nach § 114 ist das Arbeitsamt zu-
ständig, in dessen Bezirk das Unternehmen seinen 
Sitz hat; für Anerkennungsanträge nach § 115 ist das 
Arbeitsamt zuständig, in dessen Bezirk die Baustelle 
liegt; für Leistungsanträge nach § 115 und für Anträ-
ge nach § 117 ist das Arbeitsamt zuständig, in dessen 
Bezirk die für den Betrieb zuständige Lohnstelle 
liegt. 

(2) Für den Mehrkostenzuschuß nach § 115 ist vor 
Beginn der Förderung die Anerkennung zu beantra-
gen, daß die Voraussetzungen für die Förderung vor-
liegen (Anerkennungsantrag); bevor das Arbeitsamt 
die Schutzvorkehrungen als ausreichend anerkennt, 
hat es die Betriebsvertretung zu hören. Für die Aus-
zahlung des Mehrkostenzuschusses ist bis zum Ab- 
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lauf einer Ausschlußfrist von drei Monaten nach dem 
Ende der Schlechtwetterzeit ein weiterer Antrag zu 
stellen (Leistungsantrag). 

(3) Das Wintergeld wird auf Antrag gewährt. Der 
Antrag ist vom Arbeitgeber unter Beifügung der 
Stellungnahme der Betriebsvertretung bis zum Ab-
lauf einer Ausschlußfrist von drei Monaten nach 
dem Ende der Schlechtwetterzeit zu stellen. Den 
Antrag kann auch die Betriebsvertretung stellen. Im 
übrigen gelten die §§ 108 und 109 Abs. 4, 5 und 6 
entsprechend. 

(4) Arbeitgeber, denen Mehrkostenzuschuß oder 
in deren Betrieben Wintergeld gewährt wird, haben 
für jeden Arbeitstag während der Dauer der be-
antragten Förderung Aufzeichnungen über die auf 
der Baustelle geleisteten Arbeitsstunden zu führen 
und diese Aufzeichnungen drei Jahre aufzubewah-
ren. 

(5) Bescheide nach den §§ 114 bis 117 können' Be-
dingungen und Auflagen enthalten. 

§ 119 

Produktive Winterbauförderung - Anordnung 

(1) Die Bundesanstalt bestimmt durch Anordnung 
das Nähere über die Förderung nach § 114, insbeson-
dere über die Art  der Geräte und Einrichtungen, für 
deren Erwerb oder Miete Leistungen zu gewähren 
sind, über die Voraussetzungen für die Gewährung, 
die Höhe der Leistungen und das Verfahren. Sie 
kann Leistungen pauschalieren und zinslose Darle-
hen zulassen. 

(2) Die Bundesanstalt bestimmt durch Anordnung 
das Nähere über das Verfahren bei der Gewährung 
des Mehrkostenzuschusses nach § 115 und des Win-
tergeldes nach § 117. 

(3) Die Bundesanstalt kann durch Anordnung die 
Zuständigkeit des Arbeitsamtes abweichend von 
§ 118 Abs. 1 Satz 2 bestimmen sowie die Regelung 
der Zuständigkeit ergänzen. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Schlechtwettergeld 

§ 120 

Allgemeine Voraussetzungen 

Arbeitern in Betrieben des Baugewerbes wird bei 
witterungsbedingtem Arbeitsausfall in der Schlecht-
wetterzeit Schlechtwettergeld gewährt, wenn 

1. in dieser Zeit das Arbeitsverhältnis nicht aus Wit-
terungsgründen gekündigt werden kann, 

2. bei Arbeitsausfall unbeschadet des Anspruchs auf 
Urlaub eine Anwartschaft auf Lohnausgleich für 
einen zusammenhängenden Ausgleichszeitraum, 
der mindestens die Zeit vom 25. Dezember bis 
1. Januar umfaßt, gewährleistet ist. 

§ 121 

Betriebliche Voraussetzungen 

(1) Schlechtwettergeld wird gewährt, wenn 

1. der Arbeitsausfall ausschließlich durch zwingende 
Witterungsgründe verursacht ist, 

2. an einem Arbeitstag mindestens eine Stunde der 
Arbeitszeit im Sinne des § 106 ausfällt (Ausfall-
tag). 

(2) Zwingende Witterungsgründe im Sinne des Ab-
satzes 1 Nr. 1 liegen nur vor, wenn atmosphärische 
Einwirkungen (insbesondere Regen, Schnee, Frost) 
oder deren Folgewirkungen so stark oder so nachhal-
tig sind, daß 

1. trotz einfacher Schutzvorkehrungen (insbesonde-
re Tragen von Schutzkleidung, Abdichten der 
Fenster- und Türöffnungen, Abdecken von Bau-
materialien und Baugeräten), 

2. bei Bauarbeiten, die mit dem Mehrkostenzuschuß 
gefördert werden, trotz ausreichender Schutzvor-
kehrungen im Sinne des § 115 Abs. 2 

die Fortführung der Bauarbeiten technisch unmög-
lich oder wirtschaftlich unvertretbar ist oder den Ar-
beitnehmern nicht zugemutet werden kann. Der Ar-
beitsausfall ist nicht ausschließlich durch zwingende 
Witterungsgründe verursacht, wenn er durch Beach-
tung der besonderen arbeitsschutzrechtlichen Anfor-
derungen an witterungsabhängige Arbeitsplätze auf 
Baustellen vermieden werden kann. 

§ 122 

Persönliche Voraussetzungen 

(1) Anspruch auf Schlechtwettergeld hat, wer 

1. bei Beginn des Arbeitsausfalls auf einem witte-
rungsabhängigen Arbeitsplatz als Arbeiter in ei-
ner die Beitragspflicht begründenden Beschäfti-
gung (§ 226 Abs. 1) steht, 

2. infolge des Arbeitsausfalles für die Ausfallstunden 
kein Arbeitsentgelt bezieht. Vermögenswirksame 
Leistungen für Ausfallstunden schließen den An-
spruch nicht aus. Gleiches gilt für Arbeitsentgelt, 
das unter Anrechnung des Schlechtwettergeldes 
gezahlt wird und zusammen mit diesem nach Ab-
zug der Steuern sowie der Beiträge zur Sozialver-
sicherung und zur Bundesanstalt nicht oder nur 
geringfügig höher ist als das Schlechtwettergeld. 

(2) Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht nur 
für Tage, an denen das Arbeitsverhältnis fortbesteht. 
Arbeitnehmern, deren Arbeitsverhältnis gekündigt 
ist, kann Schlechtwettergeld gewährt werden, solan-
ge sie keine andere angemessene Arbeit aufnehmen 
können. § 101 Abs. 1 Satz 2 sowie Abs. 2 und 5 gilt 
entsprechend. 

(3) Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht nur 
für Ausfallstunden, die zusammen mit Zeiten, für die 
Arbeitsentgelt gezahlt wird oder für die ein Anspruch 
auf Arbeitsentgelt besteht, in einem Abrechnungs-
zeitraum die Arbeitszeit im Sinne des § 106 nicht 
überschreiten. Abrechnungszeitraum ist der Lohn- 
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abrechnungszeitraum von mindestens vier Wochen; 
Lohnabrechnungszeiträume von weniger als vier Wo-
chen sind zu Abrechnungszeiträumen von minde-
stens vier Wochen zusammenzufassen. 

(4) Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht nicht 
für Tage, an  denen die Arbeit aus anderen als zwin-
genden Witterungsgründen ausfällt, insbesondere 
nicht für Zeiten des Urlaubs und für gesetzliche Fei-
ertage, für Zeiten, für die ein Anspruch auf Arbeits-
entgelt besteht, sowie für Zeiten, in denen der Ar-
beitnehmer eine andere nicht nur kurzzeitige Be-
schäftigung ausübt. Absatz 1 Nr. 2 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

§ 123 
Bemessung des Schlechtwettergeldes 

(1)Für die Bemessung und Höhe des Schlechtwet-
tergeldes gilt § 105 mit Ausnahme von Absatz 2 Satz 
1 entsprechend. 

(2) Bei Arbeitnehmern, die für die Ausfallstunden 
Leistungslohn (Akkordlohn) erhalten hätten, tritt an 

 die Stelle des Arbeitsentgelts im Sinne des § 105 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 das Arbeitsentgelt ohne Mehrar-
beitszeitzuschläge, das sie in den letzten, mindestens 
dreizehn Wochen umfassenden Lohnabrechnungs-
zeiträumen vor dem ersten Arbeitsausfall in der 
Schlechtwetterzeit durchschnittlich in der Arbeits-
stunde erzielt haben; § 157 Abs. 2 Satz 2 gilt entspre-
chend. Ist eine Berechnung danach nicht möglich, so 
ist das durchschnittliche Arbeitsentgelt eines gleich-
artig Beschäftigten zugrunde zu legen. 

§ 124 
Anwendung sonstiger Vorschriften 

Für die Gewährung von Schlechtwettergeld gelten 
die Vorschriften der §§ 108, 141 Abs. 2, des § 161 
Abs. 1, des § 163 Abs. 1 Nr. 4 sowie der §§ 165 bis 
166, 169 und 175 entsprechend, § 163 Abs. 1 Nr. 4 je-
doch nur für eine Zeit, für die eine Vollrente zuer-
kannt ist. 

§ 125 
Schlechtwettergeldverfahren 

(1) Die Arbeitsausfälle (§ 121 Abs. 1) einer Kalen-
derwoche sind vom Arbeitgeber spätestens am drit-
ten Arbeitstag der den Arbeitsausfällen folgenden 
Kalenderwoche dem Arbeitsamt, in dessen Bezirk 
die Baustelle liegt, schriftlich anzuzeigen; die Anzei-
ge kann auch die Betriebsvertretung erstatten. Wird 
die Anzeige nach Satz 1 nicht oder verspätet erstat-
tet, so kann Schlechtwettergeld für die Arbeitsaus-
fälle der Kalenderwoche nicht gewährt werden. 

(2) Das Schlechtwettergeld wird auf Antrag ge-
währt. Mit dem Antrag sind die Namen, Anschriften 
und Sozialversicherungsnummern der Arbeitnehmer 
mitzuteilen, für die Schlechtwettergeld beantragt 
wird. Der Antrag ist vom Arbeitgeber unter Beifü-
gung der Stellungnahme der Betriebsvertretung bis  

zum Ablauf einer Ausschlußfrist von drei Monaten 
nach dem Ende der Schlechtwetterzeit bei dem Ar-
beitsamt zu stellen, in dessen Bezirk die für den Be-
trieb zuständige Lohnstelle liegt; den Antrag kann 
auch die Betriebsvertretung stellen. 

(3) Arbeitgeber, in deren Betrieb Schlechtwetter-
geld gewährt wird, haben während der Schlechtwet-
terzeit für jeden Arbeitstag Aufzeichnungen über die 
auf der Baustelle geleisteten Arbeitsstunden zu füh-
ren und diese Aufzeichnungen drei Jahre aufzube-
wahren. 

(4)Im übrigen gilt § 109 Abs. 4 bis 6 entsprechend. 

§ 126 

Schlechtwettergeldanordnung 

Die Bundesanstalt bestimmt durch Anordnung das 
Nähere über das Verfahren bei der Durchführung 
der §§ 120 bis 125. Sie kann ferner die Zuständigkeit 
des Arbeitsamtes. abweichend von § 125 Abs. 1 Satz 
1 und Abs. 2 Satz 2 bestimmen. 

6. KAPITEL 

Strukturanpassungsgeld und Förderung 
der Teilzeitarbeit für ältere Arbeitnehmer 

§ 127 

(1) In Arbeitsmarktregionen mit einer im Vergleich 
zum Bundesdurchschnitt hohen Arbeitslosigkeit und 
einem überdurchschnittlich hohen Anteil älterer 
Arbeitsloser kann Arbeitslosen ab dem vollendeten 
56. Lebensjahr (Zugangsalter), die unmittelbar zuvor 
wenigstens ein Jahr arbeitslos gemeldet waren, aus 
Mitteln für die Maßnahmen der aktiven Arbeitsförde-
rung auf Antrag Strukturanpassungsgeld bewil ligt 
werden. 

(2) Strukturanpassungsgeld wird Arbeitslosen nur 
gewährt, solange sie die in  den  §§ 142 bis 144 ge-
nannten Voraussetzungen allein deswegen nicht er-
füllen, weil sie nicht bereit sind, jede zumutbare Be-
schäftigung anzunehmen oder an einer zumutba-
ren Bildungsmaßnahme teilzunehmen (§ 144 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2). Es wird nach einer Aufhebung der Be-
willigung wegen eines vorübergehenden Wegfalls 
der Voraussetzungen nach Satz 1 auf Antrag erneut 
bewilligt, sobald die Voraussetzungen wieder gene-
ben sind. Es wird längstens bis zu dem Beginn des 
Monats gewährt, von dem ab der Arbeitslose die Vor-
aussetzungen für den Bezug einer nicht vorzeitig in 
Anspruch genommenen gesetzlichen Altersrente 
(§§ 35 bis 41, 237, 238 des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch) erfüllt, jedoch nicht 

1. über die Vollendung des 65. Lebensjahres hinaus, 

2. über den Beginn des Monats hinaus, von dem ab 
eine gesetzliche Altersrente, auch vorzeitig oder 
teilweise, tatsächlich bewil ligt worden ist. 
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(3) Das Zugangsalter (Absatz 1) erhöht sich für Ar-
beitslose der Geburtsjahrgänge 

1. 1945 bis 1948 um ein Jahr, 

2. 1949 und 1950 um zwei Jahre, 

3. 1951 und 1952 um drei Jahre, 

4. 1953 und 1954 um vier Jahre, 

5. 1955 und jünger um fünf Jahre. 

(4) Die Lohnersatzquote des Strukturanpassungs-
geldes beträgt 65 vom Hunde rt. Der Leistungssatz 
bestimmt sich nach der Rechtsverordnung zu § 19. 

(5) Auf das Strukturanpassungsgeld sind die Vor-
schriften über das Arbeitslosengeld und für Empfän-
ger dieser Leistung mit folgenden Maßgaben ent-
sprechend anzuwenden, soweit die Besonderheiten 
des Strukturanpassungsgeldes nicht entgegenste-
hen: 

1. Abweichend von § 157 Abs. 12 wird das Arbeits-
entgelt nach der Entstehung des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld nicht mehr nach § 157 Abs. 9 
vermindert, wenn der Arbeitslose das 56. Lebens-
jahr vollendet hat. 

2. Bei der Anwendung des § 168 Abs. 2 tritt an die 
Stelle der Frist von vier Jahren eine Frist von sechs 
Jahren. 

3. Die Bundesanstalt kann in der Anordnung nach 
§ 144 Abs. 5 Regelungen treffen, die die Besonder-
heiten des Strukturanpassungsgeldes berücksich-
tigen. 

(6) Abweichend von § 168 Abs. 1 erlischt der An-
spruch auf Arbeitslosengeld auch mit dem Tag, von 
dem ab Strukturanpassungsgeld bewi lligt oder wie-
derbewilligt ist, wenn er auf Zeiten beruht, die vor 
diesem Tag liegen. Zeiten einer die Beitragspflicht 
begründenden Beschäftigung vor diesem Tag blei-
ben auch bei der Anwendung der §§ 147, 151 außer 
Betracht. 

§ 128 
Förderung der Teilzeitarbeit 

für ältere Arbeitnehmer 

Die Bundesanstalt fördert nach §§ 129 bis 140 den 
gleitenden Übergang älterer Arbeitnehmer vom Er-
werbsleben in den Ruhestand, die ihre Arbeitszeit 
verkürzen und damit die Einstellung eines Arbeitslo-
sen ermöglichen, durch Leistungen nach diesem Ge-
setz. 

§ 129 
Begünstigter Personenkreis 

(1) Leistungen werden für Arbeitnehmer gewährt, 
die 

1. das 58. Lebensjahr vollendet haben, 

2. nach dem 31. Dezember 1993 in einer Vereinba-
rung mit dem Arbeitgeber ihre Arbeitszeit auf die 
Hälfte der tariflichen regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit, auf mindestens jedoch 18 Stunden 

wöchentlich, vermindert haben (Altersteilzeitar-
beit) und 

3. innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der Al-
tersteilzeitarbeit mindestens 1080 Kalendertage in 
einer die Beitragspflicht begründenden Beschäfti-
gung im Sinne des § 226 gestanden haben und 
deren vereinbarte Arbeitszeit der tariflichen regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit entsprach. 
§ 152 Nr. 6 gilt entsprechend. Zeiten mit An-
spruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhil-
fe sowie Zeiten im Sinne des § 152 Nr. 2 und 5 
stehen diesen Beschäftigungszeiten gleich, wenn 
die Leistungen nach der tariflichen regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitszeit bemessen worden 
sind. 

(2) Sieht die Vereinbarung über die Altersteilzeitar-
beit unterschiedliche wöchentliche Arbeitszeiten vor, 
ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 2 auch 
erfüllt, wenn 

1. die wöchentliche Arbeitszeit im Jahresdurch-
schnitt die Hälfte der tariflichen regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit nicht überschreitet und 
18 Stunden nicht unterschreitet und 

2. das Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit ein-
schließlich des Aufstockungsbetrages nach § 130 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a fortlaufend gezahlt wird. 

§ 130 
Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Der Anspruch auf die Leistungen nach § 131 
setzt voraus, daß 

1. der Arbeitgeber auf Grund eines Tarifvertrages, 
einer Regelung der Kirchen und der öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften, einer Be-
triebsvereinbarung oder einer Vereinbarung mit 
dem Arbeitnehmer 

a) das Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit 
um mindestens 20 vom Hundert aufgestockt 
hat und 

b) für den Arbeitnehmer, wenn nicht ein Fall des 
§ 131 Abs. 2 vorliegt, Beiträge zur Höherversi-
cherung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung mindestens in Höhe des Pflichtbeitrags 
entrichtet hat, der auf den Differenzbe trag zwi-
schen 90 vom Hundert des Vollzeitarbeitsent-
gelts und dem Arbeitsentgelt für die Altersteil-
zeitarbeit entfällt, sowie 

2. der Arbeitgeber aus Anlaß des Übergangs des Ar-
beitnehmers in die Altersteilzeitarbeit einen beim 
Arbeitsamt arbeitslos gemeldeten Arbeitnehmer 
auf dem freigemachten oder auf einem in diesem 
Zusammenhang durch Umsetzung freigewor-
denen Arbeitsplatz beitragspflichtig im Sinne des 
§ 226 beschäftigt und 

3. die freie Entscheidung des Arbeitgebers bei einer 
von über fünf vom Hundert der Arbeitnehmer des 
Betriebes hinausgehenden Inanspruchnahme si-
chergestellt ist oder eine Ausgleichskasse der Ar-
beitgeber oder eine gemeinsame Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien besteht, wobei beide Vor- 
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aussetzungen in Tarifverträgen verbunden wer-
den können. 

Auf die Einhaltung der Voraussetzung nach Num-
mer 2 kann die Bundesanstalt in den in § 127 Abs. 1 
beschriebenen Regionen verzichten. 

(2) Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 Buch-
stabe b ist auch erfüllt, wenn der Beitrag für mehrere 
Monate zusammengefaßt gezahlt worden ist, weil in 
einem Monat der Mindestbeitrag nicht erreicht wur-
de. 

§ 131 

Leistungen 

(1) Die Bundesanstalt erstattet dem Arbeitgeber 

1. den Aufstockungsbetrag nach § 130 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a in Höhe von 20 vom Hundert des für 
die Altersteilzeitarbeit gezahlten Arbeitsentgelts, 

2. den Betrag, der nach § 130 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe 
b in Höhe des Pflichtbeitrags geleistet worden ist, 
der auf den Differenzbe trag zwischen 90 vom 
Hundert des Vollzeitarbeitsentgelts und dem Ar-
beitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit entfällt. 

(2) Leistungen nach Absatz 1 werden auch erbracht, 
wenn die Voraussetzung des § 130 Abs. 1 Nr. 1 Buch-
stabe b nicht erfüllt werden kann, weil der Arbeit-
nehmer die Voraussetzungen des § 234 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch nicht erfüllt oder für ihn 
aus anderen Gründen Beiträge zur Höherversiche-
rung nicht wirksam entrichtet werden können. Dem 
Beitrag nach Absatz 1 Nr. 2 stehen in diesem Fall ver-
gleichbare Aufwendungen des Arbeitgebers bis zur 
Höhe des Beitrags gleich, den die Bundesanstalt 
nach § 224 zu tragen hätte, wenn eine der in dieser 
Vorschrift genannten Leistungen in Höhe des Diffe-
renzbetrages nach Absatz 1 Nr. 2 zu zahlen wäre. 

§ 132 

Erlöschen und Ruhen des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf die Leistungen nach § 131 er-
lischt 

1. mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer 
die Altersteilzeitarbeit aufgibt oder das 65. Le-
bensjahr vollendet, 

2. mit Beginn des Monats, für den der Arbeitnehmer 
Altersrente, Knappschaftsausgleichsleistung oder 
ähnliche Bezüge öffentlich-rechtlicher A rt  be-
zieht. Diesen Leistungen stehen vergleichbare 
Leistungen einer Versicherungs- oder Versor-
gungseinrichtung oder eines Versicherungsunter-
nehmens gleich, wenn der Arbeitnehmer von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung befreit war. 

(2) Der Anspruch auf die Leistungen besteht nicht, 
solange der Arbeitgeber auf dem freigemachten oder 
durch Umsetzung freigewordenen Arbeitsplatz kei-
nen Arbeitnehmer mehr beschäftigt, der bei Beginn 
der Beschäftigung die Voraussetzungen des § 130 
Abs. 1 Nr. 2 erfüllt hat. Dies gilt nicht, wenn der Ar

-

beitsplatz mit einem Arbeitnehmer, der diese Voraus-
setzungen erfüllt, innerhalb von drei Monaten erneut 
wiederbesetzt wird oder der Arbeitgeber insgesamt 
für zwei Jahre die Leistungen erhalten hat. 

(3) Der Anspruch auf die Leistungen ruht während 
der Zeit, in der der altersteilzeitarbeitende Arbeit-
nehmer neben seiner Teilzeitbeschäftigung Beschäf-
tigungen oder selbständige Tätigkeiten ausübt, die 
die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des Vierten Bu-
ches Sozialgesetzbuch überschreiten oder aufgrund 
solcher Beschäftigungen eine Lohnersatzleistung er-
hält; die Grenze hinsichtlich des Sechstels des Ge-
samteinkommens ist dabei nicht anzuwenden. Der 
Anspruch auf die Leistungen erlischt, wenn er min-
destens 150 Kalendertage geruht hat. Mehrere Ru-
henszeiträume sind zusammenzurechnen. Beschäfti-
gungen oder selbständige Tätigkeiten bleiben unbe-
rücksichtigt, soweit der altersteilzeitarbeitende Ar-
beitnehmer sie auch schon innerhalb der letzten fünf 
Jahre vor Beginn der Altersteilzeitarbeit ausgeübt 
hat. 

(4) § 48 Abs. 1 Nr. 3 des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch findet keine Anwendung. 

§ 133 

Begriffsbestimmungen 

(1) Vollzeitarbeitsentgelt im Sinne dieses Kapitels 
ist das Arbeitsentgelt, das der altersteilzeitarbeitende 
Arbeitnehmer für eine Arbeitsleistung bei tariflicher 
regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit zu beanspru-
chen hätte, soweit es im jewei ligen Monat die Bei-
tragsbemessungsgrenze des § 242 Abs. 1 nicht über-
schreitet. § 157 Abs. 6 Nr. 3 gilt entsprechend. 

(2) Als tarifliche regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit ist, wenn ein Tarifvertrag für Teile des Jah-
res eine unterschiedliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit vorsieht, die wöchentliche Arbeitszeit, die 
sich als Jahresdurchschnitt ergibt, zugrunde zu legen. 

§ 134 

Berechnungsvorschrift 

(1) Für die Berechnung der Zahl der Arbeitnehmer 
nach § 130 Abs. 1 Nr. 3 ist der Durchschnitt der letz-
ten zwölf Kalendermonate vor dem Beginn der Al-
tersteilzeitarbeit des Arbeitnehmers maßgebend. Hat 
ein Betrieb noch nicht zwölf Monate bestanden, ist 
der Durchschnitt der Kalendermonate während des 
Zeitraums des Bestehens des Betriebes maßgebend. 
Schwerbehinderte und Gleichgestellte im Sinne des 
Schwerbehindertengesetzes sowie Auszubildende 
werden nicht mitgezählt. § 10 Abs. 2 Satz 6 des Lohn-
fortzahlungsgesetzes gilt entsprechend. 

(2) § 200 gilt entsprechend. 

§ 135 
Gleitende Anhebung des Zugangsalters 

Das Zugangsalter nach § 129 Abs. 1 Nr. 1 erhöht 
sich für Arbeitnehmer der Geburtsjahrgänge 
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1. 1943 bis 1946 um ein Jahr, 

2. 1947 bis 1948 um zwei Jahre, 

3. 1949 und 1950 um drei Jahre, 

4. 1951 und 1952 um vier Jahre, 

5. 1953 und jünger um fünf Jahre. 

§ 136 
Schutzvorschriften 

(1) Die Berechtigung eines Arbeitnehmers zur In-
anspruchnahme von Altersteilzeitarbeit gilt nicht als 
eine die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch 
den Arbeitgeber begründende Tatsache im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes; sie 
kann auch nicht bei der sozialen Auswahl nach 
§ 1 Abs. 3 Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes zum 
Nachteil des Arbeitnehmers berücksichtigt werden. 

(2) Die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Zah-
lung von Leistungen nach § 130 Abs. 1 Nr. 1 kann 
nicht für den Fall  ausgeschlossen werden, daß der 
Anspruch des Arbeitgebers auf die Leistungen nach 
§ 131 nicht besteht, weil die Voraussetzung des § 130 
Abs. 1 Nr. 2 nicht vorliegt. Das gleiche gilt für den 
Fall, daß der Arbeitgeber die Leistungen nur deshalb 
nicht erhält, weil er den Antrag nach § 140 nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
gestellt hat oder seinen Mitwirkungspflichten nicht 
nachgekommen ist, ohne daß dafür eine Verletzung 
der Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers ursäch-
lich war. 

§ 137 
Ausgleichskassen, gemeinsame Einrichtungen 

(1) Werden die Leistungen nach § 130 Abs. 1 Nr. 1 
aufgrund eines Tarifvertrages von einer Ausgleichs-
kasse der Arbeitgeber erbracht oder dem Arbeitge-
ber erstattet, gewährt die Bundesanstalt auf Antrag 
der Tarifvertragsparteien die Leistungen nach § 131 
der Ausgleichskasse. 

(2) Für gemeinsame Einrichtungen der Tarifver-
tragsparteien gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 138 
Soziale Sicherung des Arbeitnehmers 

bei Arbeitslosigkeit, Krankheit und Kurzarbeit 

(1) Bezieht ein Arbeitnehmer, für den die Bundes-
anstalt Leistungen nach § 131 erbracht hat, Arbeitslo-
sengeld, Arbeitslosenhilfe, Krankengeld, Versor-
gungskrankengeld, Verletztengeld, Unterhaltsgeld 
oder Übergangsgeld und liegt der Bemessung dieser 
Leistungen ausschließlich die Altersteilzeit zugrun-
de, gewährt die Bundesanstalt anstelle des Arbeitge-
bers die Leistungen des § 130 Abs. 1 Nr. 1 in Höhe 
der Erstattungsleistungen nach § 131. 

(2) Bezieht der Arbeitgeber Kurzarbeitergeld oder 
Schlechtwettergeld, gilt für die Berechnung der Lei-
stungen des § 130 Abs. 1 Nr. 1 und des § 131 das Ent

-

gelt für die vereinbarte Arbeitszeit als Arbeitsentgelt 
für die Altersteilzeitarbeit. 

(3) Die Leistungen nach Absatz 1 gelten nicht als 
Einkommen im Sinne des § 181 Abs. 1 Nr. 1. 

§ 139 
Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers 

(1) Der Arbeitnehmer hat Änderungen der ihn be-
treffenden Verhältnisse, die für die Leistungen nach 
§ 131 erheblich sind, dem Arbeitgeber unverzüglich 
mitzuteilen. Erbringt eine Ausgleichskasse der Ar-
beitgeber oder eine gemeinsame Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien die Leistungen des § 130 Abs. 1 
Nr. 1, besteht die Mitteilungspflicht dieser gegen-
über. 

(2) Der Arbeitnehmer hat der Bundesanstalt die 
dem Arbeitgeber zu Unrecht gezahlten Leistungen 
zu ersetzen, wenn der Arbeitnehmer die unrechtmä-
ßige Zahlung dadurch bewirkt hat, daß er vorsätzlich 
oder grob fahrlässig 

1. Angaben gemacht hat, die unrichtig oder unvoll-
ständig sind, oder 

2. der Mitteilungspflicht nach Absatz 1 nicht nach-
gekommen ist. 

§ 140 
Verfahren 

(1) Die Leistungen nach §§ 131 und 138 Abs. 1 wer-
den auf Antrag gewährt. Der Antrag ist schriftlich 
beim zuständigen Arbeitsamt zu stellen. 

(2) Die Leistungen nach § 131 werden nachträglich 
für einen Zeitraum von mindestens vier Wochen, die 
Leistungen nach § 138 Abs. 1 zusammen mit der 
Lohnersatzleistung ausgezahlt. 

7. KAPITEL 

Leistungen bei Arbeitslosigkeit 
und bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers 

ERSTER ABSCHNITT 

Arbeitslosengeld 

§ 141 
Voraussetzungen des Anspruchs 

auf Arbeitslosengeld 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, wer arbeits-
los ist, der Arbeitsvermittlung zur Verfügung steht, 
die Anwartschaftszeit erfüllt, sich beim Arbeitsamt 
arbeitslos gemeldet und Arbeitslosengeld beantragt 
hat. 

(2) Wer das 65 Lebensjahr vollendet, hat vom Be-
ginn des folgenden Monats an  keinen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld. 
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§ 142 
Begriff der Arbeitslosigkeit 

(1) Arbeitslos im Sinne des Gesetzes ist ein Arbeit-
nehmer, der vorübergehend nicht in einem Beschäfti-
gungsverhältnis steht oder nur eine kurzzeitige Be-
schäftigung ausübt. Der Arbeitnehmer ist jedoch 
nicht arbeitslos, wenn er 

1. eine Tätigkeit als mithelfender Familienangehöri-
ger oder Selbständiger ausübt, die die Grenze des 
§ 143 überschreitet, oder 

2. mehrere kurzzeitige Beschäftigungen oder Tätig-
keiten entsprechenden Umfanges ausübt, die zu-
sammen die Grenze des § 143 überschreiten. 

(2) Arbeitnehmer im Sinne der Vorschriften dieses 
Kapitels sind auch die im Rahmen betrieblicher Be-
rufsbildung Beschäftigten und die Heimarbeiter (§ 12 
Abs. 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch). Ar-
beitsios im Sinne der Vorschriften über die Maßnah-
men und Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 
ist, wer die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt 
und arbeitslos gemeldet ist. 

§ 143 

Kurzzeitige Beschäftigungen 

(1) Kurzzeitig im Sinne des § 142 Abs. 1 ist eine Be-
schäftigung, die auf weniger als 17 Stunden wö-
chentlich der Natur der Sache nach beschränkt zu 
sein pflegt oder im voraus durch einen Arbeitsvertrag 
beschränkt ist. Gelegentliche Abweichungen von ge-
ringer Dauer bleiben unberücksichtigt. 

(2) Eine Beschäftigung ist nicht kurzzeitig, soweit 
die wöchentliche Arbeitszeit 

1. zusammen mit der für die Ausübung erforderli-
chen Vor- und Nacharbeit die Arbeitskraft des Be-
schäftigten in der Regel mindestens 17 Stunden 
wöchentlich in Anspruch nimmt oder 

2. wegen stufenweiser Wiedereingliederung in das 
Erwerbsleben nach § 74 des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch oder aus einem sonstigen der in 
§ 149 Abs. 1 Satz 1 genannten Gründe, wegen Ar-
beitsmangels oder eines Naturereignisses 17 Stun-
den wöchentlich nicht erreicht oder 

3. zur Erleichterung des Übergangs in den Ruhe-
stand auf weniger als 17 Stunden herabgesetzt 
und hierfür ein Entgeltausgleich vereinbart wor-
den ist, der dem Arbeitnehmer mindestens ein 
durchschnittliches wöchentliches Arbeitsentgelt 
gewährleistet, das er zuletzt vor Herabsetzung 
der Arbeitszeit innerhalb von 17 Stunden erzielt 
hätte. 

§ 144 

Verfügbarkeit 

(1) Der Arbeitsvermittlung steht zur Verfügung, 
wer 

1. eine zumutbare, nach § 226 die Beitragspflicht be-
gründende Beschäftigung unter den üblichen Be- 

dingengen des allgemeinen Arbeitsmarktes aus-
üben kann und darf, 

2. bereit ist, 

a.) jede zumutbare Beschäftigung anzunehmen, 
die er ausüben kann und darf, sowie 

b) an zumutbaren Maßnahmen zur beruflichen 
Ausbildung, Fortbildung oder Umschulung so-
wie zur beruflichen Rehabilita tion teilzuneh-
men, sowie 

3. das Arbeitsamt täglich aufsuchen kann und für 
das Arbeitsamt erreichbar ist. 

(2) Betreut der Arbeitslose nicht erwerbsmäßig 
haushaltsangehörige aufsichtsbedürftige Kinder oder 
pflegebedürftige Personen, so darf deswegen nicht 
angenommen werden, daß er der Arbeitsvermittlung 
nicht zur Verfügung steht; insbesondere hängt die 
Verfügbarkeit nicht davon ab, daß der Arbeitslose 
nachweist, daß im Falle einer Arbeitsaufnahme die 
Betreuung anderweitig sichergestellt werden kann. 

(3) Die Dauer der Arbeitszeit braucht den üblichen 
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts nicht 
zu entsprechen, wenn der Arbeitslose wegen tatsäch-
licher oder rechtlicher Bindungen nur eine Teilzeit-
beschäftigung ausüben kann. Der Arbeitsvermitt-
lung steht nicht zur Verfügung, wer wegen häusli-
cher Bindungen mit Ausnahme einer Betreuungstä-
tigkeit nach Absatz 2 Beschäftigungen nur zu be-
stimmten Arbeitszeiten ausüben kann. 

(4) Wer die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 3 
nicht erfüllt, weil er, ohne nach öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften gefördert zu werden, an einer Bildungs-
maßnahme teilnimmt, die seine Vermittlungschancen 
verbessert, steht der Arbeitsvermittlung dennoch zur 
Verfügung, wenn, auch im Verhältnis zum Maßnah-
meträger, sichergestellt ist, daß der Arbeitslose einem 
Vermittlungsvorschlag des Arbeitsamtes nach Ab-
satz 1 Nr. 2 ohne zeitlichen Verzug folgen kann, wenn 
er hierzu auch bereit ist und wenn er dem Arbeitsamt 
die Teilnahme an der Maßnahme angezeigt hat. 

(5) Bei der Beurteilung der Zumutbarkeit (Absatz 1 
Nr. 2) sind die Interessen des Arbeitslosen und die 
der Gesamtheit der Beitragszahler gegeneinander 
abzuwägen. Näheres bestimmt die Bundesanstalt 
durch Anordnung. 

(6) Kann der Arbeitslose nur Heimarbeit überneh-
men, so schließt das nicht aus, daß er der Arbeitsver-
mittlung zur Verfügung steht, wenn er innerhalb der 
Rahmenfrist eine die Beitragspflicht begründende 
Beschäftigung als Heimarbeiter so l ange ausgeübt 
hat, wie zur Erfüllung einer Anwartschaftszeit erfor-
derlich ist (§ 146). 

(7) Nimmt der Arbeitslose an  einer Maßnahme zur 
Verbesserung der Vermittlungsaussichten oder an ei-
ner Berufsfindung oder Arbeitserprobung teil, leistet 
er vorübergehend zur Verhütung oder Besei tigung 
öffentlicher Notstände Dienste, die nicht auf einem 
Arbeitsverhältnis beruhen, oder übt er eine freie Ar-
beit im Sinne des Artikels 293 des Einführungsgeset-
zes zum Strafgesetzbuch oder auf Grund einer An-
ordnung im Gnadenwege aus, so schließt das nicht 
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aus, daß der Arbeitslose der Arbeitsvermittlung zur 
Verfügung steht. 

(8) Die Bundesanstalt bestimmt durch Anordnung 
Näheres über die Pflichten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3. 
Sie kann auch Ausnahmen zulassen, wenn dadurch 
die Vermittlung in Arbeit oder in eine berufliche Aus-
bildungsstelle, die Teilnahme an einer zumutbaren 
Maßnahme der beruflichen Bildung oder die Teilnah-
me an  einer Maßnahme zur Verbesserung der Ver-
mittlungsaussichten nicht beeinträchtigt wird. Sie 
kann ferner Regelungen treffen, die die Besonderhei-
ten des § 150 berücksichtigen. 

§ 145 

Vermutungen beitragsfreier Beschäftigungen 

(1) Ist der Arbeitslose Schüler oder Student einer 
Schule, Hochschule oder sonstigen Ausbildungsstät-
te, so wird vermutet, daß er nur Beschäftigungen aus-
üben kann, die nach § 229 beitragsfrei sind. 

(2) Die Vermutung nach Absatz 1 ist widerlegt, 
wenn der Arbeitslose darlegt und nachweist, daß der 
Ausbildungsgang eine die Beitragspflicht begrün-
dende Beschäftigung bei ordnungsgemäßer Erfül-
lung der in den Ausbildungs- und Prüfungsbestim-
mungen vorgeschriebenen Anforderungen zuläßt. 

§ 146 

Anwartschaftszeit 

(1) Die Anwartschaftszeit hat erfüllt, wer in der 
Rahmenfrist 360 Kalendertage in einer der Beitrags-
pflicht begründenden Beschäftigung (§ 226) gestan-
den hat. Zeiten einer Beschäftigung, 

1. für die kein Arbeitsentgelt gezahlt wird und die 
jeweils vier Wochen überschreiten oder 

2. die vor dem Tag liegen, an dem der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe nach § 165 
Abs. 3 erloschen ist, 

dienen nicht zur Erfüllung der Anwartschaftszeit. Bei 
Arbeitnehmern, die allein wegen der Besonderheiten 
ihres Arbeitsplatzes regelmäßig weniger als 360 Ka-
lendertage im Kalenderjahr beschäftigt werden, be-
trägt die Beschäftigungszeit nach Satz 1 180 Kalen-
dertage. Näheres zur Abgrenzung des Personen-
kreises nach Satz 3 bestimmt das Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung durch Rechtsverord-
nung. 

(2) Die Rahmenfrist geht dem ersten Tage der Ar-
beitslosigkeit unmittelbar voraus, an dem die sonsti-
gen Voraussetzungen für den Anspruch auf Arbeits-
losengeld erfüllt sind oder nach § 147 als erfüllt gel-
ten. 

(3) Die Rahmenfrist beträgt drei Jahre; sie reicht 
nicht in eine vorangegangene Rahmenfrist hinein, in 
der der Arbeitslose eine Anwartschaftszeit erfüllt 
hatte.  

§ 147 
Zeitpunkt der Arbeitslosmeldung 

Der Arbeitslose hat sich persönlich beim zuständi-
gen Arbeitsamt arbeitslos zu melden. War das Ar-
beitsamt am ersten Tag der Arbeitslosigkeit nicht 
dienstbereit und werden Arbeitslosmeldung und Ar-
beitslosengeld-Antrag am nächsten Tag, an dem das 
Arbeitsamt dienstbereit ist, nachgeholt, so wirken sie 
auf den ersten Tag der Arbeitslosigkeit zurück. 

§ 148 

Arbeitslosengeld bei nicht nur vorübergehender 
Minderung der Leistungsfähigkeit 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld nach § 141 
Abs. 1 hat auch, wer die in §§ 142 bis 144 genannten 
Voraussetzungen für den Anspruch auf Arbeitslosen-
geld allein deshalb nicht erfüllt, weil er wegen einer 
nicht nur vorübergehenden Minderung seiner Lei-
stungsfähigkeit keine längere als kurzzeitige Be-
schäftigung unter den üblichen Bedingungen des all-
gemeinen Arbeitsmarktes ausüben kann, wenn we-
der Berufsunfähigkeit noch Erwerbsunfähigkeit im 
Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung festge-
stellt worden ist. Die Feststellung, ob Berufsunfähig-
keit oder Erwerbsunfähigkeit vorliegt, trifft der zu-
ständige Träger der gesetzlichen Rentenversiche-
rung. 

(2) Das Arbeitsamt soll den Arbeitslosen, der An-
spruch auf Arbeitslosengeld nach Absatz 1 hat, un-
verzüglich auffordern, innerhalb eines Monats einen 
Antrag auf Maßnahmen zur Rehabi litation zu stellen. 
Stellt der Arbeitslose diesen Antrag fristgemäß, so 
gilt er im Zeitpunkt des Antrags auf Arbeitslosengeld 
als gestellt. Stellt der Arbeitslose den Antrag nicht, 
ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld nach Absatz 
1 vom Tage nach Ablauf der Frist an bis zum Tage, 
an dem der Arbeitslose einen Antrag auf Maßnah-
men zur Rehabilita tion oder einen Antrag auf Rente 
wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit 
stellt. 

(3) Wird dem Arbeitslosen, der Anspruch auf Ar-
beitslosengeld nach Absatz 1 hat, von einem Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung wegen einer 
Maßnahme zur Rehabilitation Übergangsgeld zuer-
kannt, steht der Bundesanstalt ein Erstattungsan-
spruch entsprechend § 103 des Zehnten Buches So-
zialgesetzbuch zu. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
dem Arbeitslosen eine Rente wegen Berufsunfähig-
keit oder Erwerbsunfähigkeit zuerkannt wird. 

§ 149 
Arbeitsunfähigkeit 

während des Arbeitslosengeld-Bezuges 

(1) Wird der Arbeitslose während des Bezugs von 
Arbeitslosengeld infolge Krankheit oder einer nicht 
rechtswidrigen Sterilisation oder eines nicht strafba-
ren Abbruchs der Schwangerschaft durch einen Arzt 
arbeitsunfähig oder wird er während des Bezuges 
von Arbeitslosengeld auf Kosten der Krankenkasse 
stationär behandelt, so verliert er dadurch nicht den 
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Anspruch auf Arbeitslosengeld für die Dauer der Ar-
beitsunfähigkeit oder der stationären Behandlung bis 
zur Dauer von sechs Wochen. Das gleiche gilt im 
Falle einer nach ärztlichem Zeugnis erforderlichen 
Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege eines er-
krankten Kindes des Arbeitslosen bis zur Dauer von 
zehn, bei alleinerziehenden Arbeitslosen bis zur 
Dauer von 20 Tagen für jedes Kind in jedem Kalen-
derjahr, wenn eine andere im Haushalt des Arbeitslo-
sen lebende Person diese Aufgabe nicht übernehmen 
kann und das Kind das 12. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. In den Fällen des Satzes 2 wird das Ar-
beitslosengeld für nicht mehr als 25, für alleinerzie-
hende Arbeitslose für nicht mehr als 50 Tage in je-
dem Kalenderjahr fortgezahlt. 

(2) Die Vorschriften des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch, die bei Fortzahlung des Arbeitsentgelts 
durch den Arbeitgeber im Krankheitsfalle sowie bei 
Zahlung von Krankengeld im Falle der Erkrankung 
eines Kindes anzuwenden sind, gelten entsprechend. 

§ 150 

Arbeitslosengeld 
bei Vollendung des 58. Lebensjahres 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld nach § 141 
Abs. 1 hat auch, wer das 58. Lebensjahr vollendet 
hat und die in § § 142 bis 144 genannten Vorausset-
zungen für den Anspruch auf Arbeitslosengeld allein 
deshalb nicht erfüllt, weil er nicht bereit ist, jede zu-
mutbare Beschäftigung anzunehmen oder an zumut-
baren beruflichen Bildungsmaßnahmen teilzuneh-
men (§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2). Der Anspruch nach 
Satz 1 wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der 
Arbeitslose nur Beschäftigungen ausüben kann, die 
nach § 229 Nr. 2 beitragsfrei sind. 

(2) Das Arbeitsamt soll den Arbeitslosen, der nach 
Unterrichtung über die Regelung des Satzes 2 drei 
Monate Arbeitslosengeld nach Absatz 1 bezogen hat 
und in absehbarer Zeit die Voraussetzungen für den 
Anspruch auf Altersrente voraussichtlich erfüllt, auf-
fordern, innerhalb eines Monats Altersrente zu bean-
tragen. Stellt der Arbeitslose den Antrag nicht, ruht 
der Anspruch auf Arbeitslosengeld vom Tage nach 
Ablauf der Frist an bis zu dem Tage, an dem der Ar-
beitslose Altersrente beantragt. 

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, 
wenn dem Arbeitslosen eine Teilrente wegen Alters 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder eine 
ähnliche Leistung öffentlich-rechtlicher Art  zuer-
kannt ist. 

§ 151 

Anspruchsdauer 

(1) Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 
beträgt 156 Tage. Die Anspruchsdauer verlängert 
sich nach Maßgabe der Dauer der die Beitragspflicht 
begründenden Beschäftigung innerhalb der auf sie-
ben Jahre erweiterten Rahmenfrist und des Lebens-
jahres, das der Arbeitslose bei Entstehung des An-
spruchs vollendet hat. Sie beträgt 

nach einer die Beitragspflicht 
begründenden Beschäftigung 
von insgesamt mindestens ... 

Kalendertagen 

und nach 
Vollendung 

des . . . 
Lebensjahres 

... Tage  

480 	  208 

600 	  260 

720 	  312 

840 	  42. 364 

960 	  42. 416 

1 080 	  42. 468 

1 200 	  44. 520 

1 320 	  44. 572 

1 440 	  49. 624 

1 560 	  49. 676 

1 680 	  54. 728 

1 800 	  54. 780 

1 920 	  54. 832 

(2) Hat der Arbeitslose die Anwartschaftszeit durch 
Beschäftigungszeiten von weniger als 360 Kalender-
tagen erfüllt (§ 146 Abs. 1 Satz 3), so begründen Be-
schäftigungszeiten innerhalb der Rahmenfrist von 
insgesamt mindestens 

1. 180 Kalendertagen eine Anspruchsdauer von 
78 Tagen und 

2. 240 Kalendertagen eine Anspruchsdauer von 
104 Tagen. 

(3) § 146 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 gilt entspre-
chend. Die Dauer des Anspruchs verlängert sich um 
die Dauer des nach § 168 Abs. 1 erloschenen An-
spruchs auf Arbeitslosengeld, wenn nach der Entste-
hung des erloschenen Anspruchs noch nicht sieben 
Jahre verstrichen sind; sie verlängert sich längstens 
bis zu der dem Lebensalter des Arbeitslosen zuge-
ordneten Höchstdauer. 

§ 152 

Anrechnung anderer Beschäftigungen 

Den Zeiten einer die Beitragspflicht begründenden 
Beschäftigung stehen Zeiten gleich, 

1. in denen der Arbeitslose als Wehr- oder Er-
satzdienstleistender beitragspflichtig war (§ 226 
Abs. 2), 

2. für die wegen des Bezuges von Krankengeld, 
Versorgungskrankengeld, Verletztengeld, Über-
gangsgeld oder Krankentagegeld eines Unterneh-
mens der privaten Krankenversicherung Beiträge 
zu zahlen waren (§ 248), 

3. des Bezuges von Sonderunterstützung nach dem 
Mutterschaftsgesetz oder von Mutterschaftsgeld, 
wenn durch die Schwangerschaft oder Mutter-
schaft eine die Beitragspflicht begründende Be-
schäftigung oder der Bezug einer laufenden Lohn-
ersatzleistung nach diesem Gesetz unterbrochen 
worden ist, 
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4. in denen der Arbeitslose als Erziehungs- oder 
Pflegeperson (§ 226 Abs. 3 oder 4) beitragspflich-
tig war oder nur wegen § 226 Abs. 5 Nr. 1 nicht 
beitragspflichtig war, 

5. des Bezuges von Unterhaltsgeld nach diesem Ge-
setz oder auf Grund einer Rechtsverordnung nach 
§ 2 Abs. 5 in entsprechender Anwendung dieses 
Gesetzes oder von Übergangsgeld nach diesem 
Gesetz; das gleiche gilt für Zeiten, in denen 
der Arbeitslose nur wegen des Vorranges anderer 
Leistungen (§ 47) kein Unterhaltsgeld nach die-
sem Gesetz bezogen hat, 

6. in denen der Arbeitslose als Gefangener beitrags-
pflichtig war (§ 226 Abs. 6). 

§ 153 

Anrechnung 
ausländischer Beschäftigungszeiten 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann durch Rechtsverordnung Beschäfti-
gungen, die im Ausland ausgeübt werden, mit Be-
schäftigungen gleichstellen, die die Beitragspflicht 
begründen, wenn dies zur sozialen Sicherung für 
den Fall der Arbeitslosigkeit im Inland erforderlich 
ist. Es kann die Gleichstellung auf Beschäftigungen 
in bestimmten Staaten oder Grenzbezirken be-
schränken und sie davon abhängig machen, daß die 
Beschäftigten den Beitrag selbst entrichten, sowie 
bestimmen, an welchen Stellen und innerhalb wel-
cher Frist die Beiträge zu entrichten sind. Es kann 
ferner bestimmen, daß der Bemessung des Beitrages 
und des Arbeitslosengeldes das Arbeitsentgelt einer 
vergleichbaren Beschäftigung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zugrunde zu legen ist. Für Ausländer 
kann es die Gleichstellung davon abhängig machen, 
daß ihr Heimatstaat Deutschen die gleichen Rechte 
einräumt. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 bleiben für die An-
wendung der §§ 146 und 151 Zeiten außer Be tracht, 
für welche die Beiträge nicht fristgemäß entrichtet 
worden sind. 

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann durch Rechtsverordnung die Beschäf-
tigung von Grenzgängern im Ausland einer die 
Beitragspflicht begründenden Beschäftigung gleich-
stellen, wenn dies zur sozialen Sicherung für den Fall 
der Arbeitslosigkeit im Inland erforderlich ist. Ab-
satz 1 Satz 1 bis 4 gilt entsprechend. 

§ 154 

Ausländische Arbeitslosenversicherung 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann durch Rechtsverordnung bestim-
men, inwieweit die Zugehörigkeit zu einer Ver-
sicherung für den Fa ll  der Arbeitslosigkeit, die 
im Ausland auf Grund einer ausländischen Gesetz-
gebung eingeführt ist, der Zugehörigkeit zu der 
Arbeitslosenversicherung nach diesem Gesetz gleich-
steht. 

(2) Die Gleichstellung soll nur erfolgen, soweit die 
Leistungen der ausländischen Versicherung den in 
diesem Gesetz vorgesehenen Leistungen annähernd 
gleichwertig sind und der ausländische Staat die 
Gleichstellung der deutschen Arbeitslosenversiche-
rung mit der in seinem Gebiete geltenden verbürgt. 

§ 155 

Minderung der Dauer des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld 

Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 
mindert sich um 

1. Tage, für die der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
erfüllt worden ist; dabei gilt der Anspruch auf Ar-
beitslosengeld für so viele Tage als nicht erfüllt, 
als das wöchentliche Arbeitslosengeld nach der 
auf Grund des § 19 erlassenen Rechtsverordnung 
durch Anrechnung von Nebenverdienst nach 
§ 160 um volle Sechstel gemindert ist, 

2. Tage der Arbeitslosigkeit während des Ruhens-
zeitraums nach § 162 Abs. 3, 

3. Tage der Arbeitslosigkeit während des Ruhens-
zeitraums nach § 162 Abs. 4, höchstens jedoch bis 
zu der Anzahl von Tagen, um die ein nachfolgen-
der Ruhenszeitraum nach § 162 Abs. 3 und 9 ver-
kürzt worden ist, 

4. Tage einer Sperrzeit nach § 165; die Minderung 
entfällt bei Sperrzeiten nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 
und 4, wenn das Ereignis bei Erfüllung der Vor-
aussetzungen für den Anspruch auf Arbeitslosen-
geld länger als ein Jahr zurückliegt, 

5. Tage der Arbeitslosigkeit während des Ruhens-
zeitraums nach § 91 Abs. 5, 

6. die Tage einer Säumniszeit nach § 166, höchstens 
um acht Wochen, 

7. Tage, für die dem Arbeitslosen das Arbeitslosen-
geld nach § 66 des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch oder nach § 100 Abs. 1 Satz 4 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch versagt oder entzogen 
worden ist, 

8. Tage der Arbeitslosigkeit nach der Erfüllung der 
Voraussetzungen für den Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld, an denen der Arbeitslose nicht bereit ist, 
jede zumutbare Beschäftigung aufzunehmen, die 
er ausüben kann und darf, ohne für sein Verhalten 
einen wichtigen Grund zu haben. 

In den Fällen der Nummern 7 und 8 mindert sich die 
Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld höchstens 
um vier Wochen. 

§ 156 

Höhe des Arbeitslosengeldes 

Die Lohnersatzquote des Arbeitslosengeldes (§ 15 
Nr. 9) beträgt 63 vom Hundert, die erhöhte Lohn-
ersatzquote 68 vom Hundert. Die Höhe des Lei-
stungssatzes bestimmt sich nach der Rechtsverord-
nung zu § 19. 
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§ 157 

Bemessungsgrundlage 

(1) Bemessungsentgelt ist das Arbeitsentgelt, das 
der Arbeitslose im Bemessungszeitraum durch-
schnittlich in der Woche erzielt hat. Mehrarbeitszu-
schläge, Arbeitsentgelte, die der Arbeitslose wegen 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses erhält, so-
wie einmalige und wiederkehrende Zuwendungen 
bleiben außer Betracht; dies gilt auch für Zuwendun-
gen, die anteilig gezahlt werden, wenn das Arbeits-
verhältnis vor dem Fälligkeitstermin endet. 

(2) Der Bemessungszeitraum umfaßt die beim Aus-
scheiden des Arbeitnehmers abgerechneten Lohnab-
rechnungszeiträume der letzten sechs Monate der 
die Beitragspflicht begründenden Beschäftigungen 
vor der Entstehung des Anspruchs, in denen der Ar-
beitslose Arbeitsentgelt erzielt hat oder als Betreu-
ungs- oder Pflegeperson beitragspflichtig war. Zeiten 
einer stufenweisen Wiedereingliederung in das Er-
werbsleben nach j 74 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch bleiben außer Be tracht, soweit wegen der 
Wiedereingliederung das auf die Arbeitsstunde ent-
fallende Arbeitsentgelt oder nicht nur vorüberge-
hend die tarifliche regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit gemindert war. Sind im Bemessungszeit-
raum nicht wenigstens 100 Tage mit Anspruch auf 
Arbeitsentgelt enthalten, so verlängert er sich um 
weitere Lohnabrechnungszeiträume, bis wenigstens 
100 Tage mit Anspruch auf Arbeitsentgelt erreicht 
sind. Ist das Arbeitsentgelt im letzten Jahr vor dem 
Ende des Bemessungszeitraums außergewöhnlich 
gestiegen, so treten an die Stelle der in Satz 1 ge-
nannten sechs Monate zwölf Monate und an die Stel-
le der in Satz 3 genannten 100 Tage 240 Tage. Eine 
außergewöhnliche Steigerung des Arbeitsentgelts 
liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt über die betriebs-
übliche Anpassung der Arbeitsentgelte an die wirt-
schaftliche Entwicklung hinaus gestiegen und das 
durchschnittlich in der Woche erzielte Arbeitsentgelt 
im Bemessungszeitraum nach Satz 1 um mehr als ein 
Drittel höher ist als das im Zeitraum nach Satz 4. Zei-
ten einer Beschäftigung zur Berufsausbildung blei-
ben insoweit außer Be tracht. 

(3) Für die Berechnung des in der Woche durch-
schnittlich erzielten Arbeitsentgelts wird das im Be-
messungszeitraum durchschnittlich in der Arbeits

-

stunde erzielte Arbeitsentgelt mit der Zahl der Ar-
beitsstunden vervielfacht, die sich als Durchschnitt 
der tariflichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-
zeit der Beschäftigungsverhältnisse im Bemessungs-
zeitraum ergibt. Arbeitsentgelt, das nach Monaten 
bemessen ist, gilt als in der Zahl von Arbeitsstunden 
erzielt, die sich ergibt, wenn die Zahl der vereinbar-
ten regelmäßigen wöchentlichen Arbeitsstunden mit 
13 vervielfacht und durch drei geteilt wird. 

(4) Als tarifliche regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit ist zugrunde zu legen, 

1. wenn ein Tarifvertrag für Teile des Jahres eine un-
terschiedliche wöchentliche Arbeitszeit vorsah, 
die wöchentliche Arbeitszeit, die sich als Jahres-
durchschnitt ergibt, 

2. wenn keine tarifliche Arbeitszeit bestand, die ta-
rifliche Arbeitszeit für gleiche oder ähnliche Be-
schäftigungen, 

3. wenn nicht nur vorübergehend weniger als die ta-
riflichen oder üblichen regelmäßigen wöchentli-
chen Arbeitsstunden vereinbart waren, die verein-
barte Arbeitszeit 

4. für eine Zeit, in der der Arbeitslose als Erzie-
hungs- oder Pflegeperson nach § 226 Abs. 3 oder 
Abs. 4 beitragspflichtig war, 39 Stunden. 

(5) Neben einer die Beitragspflicht begründenden 
Beschäftigung sind Zeiten einer Erziehungs- oder 
Pflegetätigkeit nach § 226 Abs. 3 oder Abs. 4 nur im 
Falle des Absatzes 4 Nr. 3 zu berücksichtigen, und 
nur, soweit sie zusammen mit der vereinbarten Ar-
beitszeit nach Absatz 4 Nr. 3 39 Stunden nicht über-
schreiten. 

(6) Bei der Feststellung des Arbeitsentgelts ist zu-
grunde zu legen 

1. für die Zeit einer Beschäftigung, für die Beiträge 
an  die See-Krankenkasse zu entrichten waren, 
die Durchschnittsheuer, die der Beitragsberech-
nung von der See-Krankenkasse zugrunde ge-
legt worden ist, 

2. für die Zeit einer Beschäftigung zur Berufsausbil-
dung, wenn der Arbeitslose die Abschlußprüfung 
bestanden hat, die Hälfte des Arbeitsentgelts 
nach Absatz 8, mindestens das Arbeitsentgelt 
dieser Beschäftigung, 

3. für die Zeit einer Beschäftigung bei dem Ehegat-
ten oder einem Verwandten gerader Linie höch-
stens das Arbeitsentgelt, das familienfremde Ar-
beitnehmer bei gleichartiger Beschäftigung ge-
wöhnlich erhalten, 

4. für die Zeit einer Beschäftigung, die im Rahmen 
einer Maßnahme zur Arbeitsbeschaffung nach 
den §1 74 bis 80 gefördert worden ist, mindestens 
das Arbeitsentgelt, nach dem das Arbeitslosen-
geld oder die Arbeitslosenhilfe zuletzt bemessen 
worden ist; liegen die Voraussetzungen des Ab-
satzes 13 vor, so ist das erhöhte Arbeitsentgelt 
zugrunde zu legen; liegt der letzte Tag des für 
den bisherigen Anspruch maßgebenden Bemes-
sungszeitraumes bei Entstehung des neuen An-
spruches länger als drei Jahre zurück, ist minde-
stens das Arbeitsentgelt nach Absatz 8 zugrunde 
zu legen; Absatz 15 Satz 1 gilt entsprechend, 

5. für die Zeit einer Beschäftigung als Helfer im 
Sinne des Gesetzes zur Förderung eines freiwilli-
gen sozialen Jahres, dessen Beiträge nach § 244 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 berechnet worden sind, das 
Arbeitsentgelt nach Absatz 1 der letzten die Bei-
tragspflicht begründenden Beschäftigung vor 
Beginn des freiwilligen sozialen Jahres, 

6. für die Zeit, in der der Arbeitslose wegen der 
Teilnahme an  einer berufsfördernden Maßnahme 
in einer Einrichtung für Behinderte oder wegen 
einer Beschäftigung in einer Einrichtung der 
Jugendhilfe beitragspflichtig war (i 226 Abs. 1 
Satz 2), der Be trag, der der Beitragsberechnung 
zugrunde gelegt worden ist; hat der Arbeitslose 
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nach einer Berufsausbildung die Abschlußprü-
fung bestanden, gilt Nummer 2 entsprechend, 

7. für die Zeit, in der der Arbeitslose wegen der 
Teilnahme an einer Bildungsmaßnahme Unter-
haltsgeld bezogen oder nur wegen des Vorran-
ges anderer Leistungen nicht bezogen hat (§ 152 
Nr. 5), das Arbeitsentgelt, nach dem bei Teilnah-
me an einer Maßnahme mit ganztägigem Unter-
richt das Unterhaltsgeld zuletzt bemessen wor-
den ist oder zu bemessen gewesen wäre, 

8. für die Zeit, in der der Arbeitslose als Wehr- oder 
Zivildienstleistender nach § 226 Abs. 2 beitrags-
pflichtig war, das Arbeitsentgelt nach Absatz 1 
der letzten die Beitragspflicht begründenden 
Beschäftigung als Arbeiter oder Angestellter vor 
Beginn des Dienstes; hat der Arbeitslose kein 
Arbeitsentgelt im Sinne des Satzes 1 erzielt, so ist 
das Arbeitsentgelt nach Absatz 8 zugrunde zu 
legen, 

9. für die Zeit, in der der Arbeitslose als Erziehungs- 
oder Pflegeperson nach § 226 Abs. 3 oder Abs. 4 
beitragspflichtig war, 75 vom Hundert der Bei-
tragsbemessungsgrundlage (§ 244 Abs. 1 Nr. 3), 
mindestens aber das Arbeitsentgelt nach Absatz 1 
der letzten die Beitragspflicht begründenden 
Beschäftigung vor Beginn der Erziehungs- oder 
Pflegetätigkeit, in der Arbeitsentgelt erzielt wur-
de; dies gilt auch für die Zeit innerhalb des 
Betreuungszeitraums, in der eine während der 
Betreuungszeit aufgenommene Teilzeitbeschäfti-
gung ausgeübt wurde, es sei denn, daß die Be-
messung nach dem Arbeitsentgelt der Teilzeitbe-
schäftigung günstiger ist, 

10. für die Zeit, in der der Arbeitslose als Gefangener 
beitragspflichtig war (§ 226 Abs. 6), das Arbeits-
entgelt nach Absatz 8. 

(7) Bei Arbeitslosen, die im Bemessungszeitraum 
als Heimarbeiter beschäftigt waren, ist Arbeitsentgelt 
das durchschnittliche Entgelt, das der Beitragsbe-
rechnung in den letzten zehn Wochen der letzten die 
Beitragspflicht begründenden Beschäftigung vor der 
Entstehung des Anspruchs zugrunde gelegt worden 
ist. In den Zeitraum von zehn Wochen sind Tage der 
Krankheit und Wochenfeiertage nicht einzurechnen, 
für die das Arbeitsentgelt nicht oder nur teilweise ge-
währt worden ist. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(8) Wäre es mit Rücksicht auf die von dem Arbeits-
losen in den letzten drei Jahren vor der Arbeitslos-
meldung überwiegend ausgeübte berufliche Tätig-
keit unbillig hart, von dem Arbeitsentgelt nach den 
Absätzen 1 bis 7 auszugehen oder liegt der letzte Tag 
des Bemessungszeitraumes bei Entstehung des An-
spruchs länger als drei Jahre zurück oder hat der Ar-
beitslose kein Arbeitsentgelt nach den Absätzen 1 
bis 7 erzielt, so ist von dem am Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthaltsort des Arbeitslosen (§ 172) 
maßgeblichen tariflichen Arbeitsentgelt derjenigen 
Beschäftigung auszugehen, für die der Arbeitslose 
nach seinem Lebensalter und seiner Leistungsfähig-
keit unter billiger Berücksichtigung seines Berufes 
und seiner Ausbildung nach Lage und Entwicklung 
des Arbeitsmarktes in Be tracht kommt. 

(9) Kann der Arbeitslose infolge tatsächlicher oder 
rechtlicher Bindungen nicht mehr die Zahl von Ar-
beitsstunden leisten, die sich als Durchschnitt der ta-
riflichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit der 
Beschäftigungsverhältnisse im Bemessungszeitraum 
ergibt, so ist bei der Feststellung des Arbeitsentgelts 
nach Absatz 3 für die Zeit, während der die Bindun-
gen vorliegen, statt des Durchschnitts der tariflichen 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit die Zahl 
von Arbeitsstunden zugrunde zu legen, die der Ar-
beitslose wöchentlich zu leisten imstande ist. Eine 
Begrenzung der durchschnittlichen Zahl von Arbeits-
stunden infolge einer Minderung der Leistungsfähig-
keit bleibt unberücksichtigt. Sätze 1 und 2 gelten 
sinngemäß in den Fällen, in denen das Arbeitslosen-
geld nach Absatz 6 Nr. 4 und 7, Absatz 7 oder Ab-
satz 8 bemessen worden ist oder zu bemessen wäre. 

(10) War der Arbeitslose im Bemessungszeitraum 
zur Berufsausbildung beschäftigt und hat er die Ab-
schlußprüfung bestanden, so ist für die Zeit nach Ab-
lauf eines Jahres nach Beendigung der Beschäf-
tigung zur Berufsausbildung abweichend von Ab-
satz 6 Nr. 2 mindestens von einem Arbeitsentgelt in 
Höhe von 75 vom Hundert des Arbeitsentgeltes nach 
Absatz 8 auszugehen. 

(11) Das Arbeitsentgelt ist auf den nächsten durch 
zehn teilbaren Deutsche-Mark-Betrag zu runden. 

(12) Hat der Arbeitslose das 58. Lebensjahr vollen-
det, so wird das Bemessungsentgelt nach der Entste-
hung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld nicht mehr 
nach Absatz 9 vermindert. Für die Zeit, für die dem 
Arbeitslosen eine Teilrente wegen Alters aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung oder eine ähnliche 
Leistung öffentlich-rechtlicher A rt  zuerkannt ist, be-
mißt sich das Arbeitslosengeld höchstens nach einem 
Arbeitsentgelt in Höhe der Hinzuverdienstgrenze. 

(13) Das für die Bemessung des Arbeitslosengeldes 
nach den Absätzen 1 bis 12 maßgebende Arbeitsent-
gelt wird jeweils nach Ablauf eines Jahres seit dem 
Ende des Bemessungszeitraumes (Anpassungstag) 
entsprechend der Veränderung der Bruttolohn- und 
-gehaltssumme je durchschnittlich beschäftigten Ar-
beitnehmer vom vorvergangenen zum vergangenen 
Kalenderjahr an die Entwicklung der Bruttoarbeits-
entgelte angepaßt. 

(14) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung bestimmt jeweils zum 30. Juni eines Kalen-
derjahres durch Rechtsverordnung den Anpassungs-
faktor, der für die folgenden zwölf Monate maßge-
bend ist. Der Anpassungsfaktor errechnet sich, in-
dem die Bruttolohn- und -gehaltssumme je durch-
schnittlich beschäftigten Arbeitnehmer für das ver-
gangene Kalenderjahr durch die Bruttolohn- und 
-gehaltssumme für das vorvergangene Kalenderjahr 
geteilt wird; § 68 Abs. 4 und § 121 Abs. 1 und 2 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gelten entspre-
chend. 

(15) Ist das maßgebende Arbeitsentgelt nach Ab-
satz 8 bestimmt worden, tritt an die Stelle des Endes 
des Bemessungszeitraumes der Tag, der dem Zeit-
raum vorausgeht, für den das Arbeitslosengeld be-
messen worden ist. Die Anpassung unterbleibt, wenn 
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am Anpassungstag die sich aus § 151 ergebende 
Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld auf weni-
ger als 25 Tage gemindert ist. Erhöht sich das maß-
gebliche Arbeitsentgelt, ist eine Minderung des Ar-
beitslosengeldes ausgeschlossen. 

§ 158 

Lohnsteuerklasse 

(1) Soweit die Höhe des Arbeitslosengeldes von 
der auf der Lohnsteuerkarte des Arbeitslosen einge-
tragenen Lohnsteuerklasse abhängt, ist die Lohn-
steuerklasse maßgebend, die zu Beginn des Kalen-
derjahres eingetragen war, in dem der Anspruch ent-
standen ist. Spätere Änderungen der eingetragenen 
Lohnsteuerklasse werden mit Wirkung des Tages be-
rücksichtigt, an dem erstmals die Voraussetzungen 
für die Änderung vorlagen. Das gleiche gilt, wenn 
auf der für spätere Kalenderjahre ausgestellten Lohn-
steuerkarte eine andere Lohnsteuerklasse eintragen 
wird. 

(2) Haben Ehegatten die Steuerklassen gewechselt 
oder eine von der Eintragung im Vorjahr abweichen-
de Steuerklassenwahl ge troffen, so werden die neu 
eingetragenen Lohnsteuerklassen von dem Tage an 
berücksichtigt, an dem sie für die Besteuerung wirk-
sam werden. Entsprechen die neu eingetragenen 
Lohnsteuerklassen an diesem Tage offensichtlich 
nicht dem Verhältnis der monatlichen Arbeitslöhne 
beider Ehegatten, so sind die diesem Verhältnis ent-
sprechenden Lohnsteuerklassen für die Höhe des Ar-
beitslosengeldes maßgebend. Ein Ausfall des Ar-
beitslohnes, der den Anspruch auf eine lohnsteuer-
freie Lohnersatzleistung begründet, bleibt bei der 
Beurteilung des Verhältnisses der monatlichen Ar-
beitslöhne außer Betracht. Absatz 1 Satz 3 gilt ent-
sprechend. 

§ 159 
Wöchentliches Arbeitslosengeld 

Das Arbeitslosengeld wird für die sechs Wochen-
tage gewährt. Auf jeden Wochentag entfällt ein 
Sechstel des wöchentlichen Arbeitslosengeldes. 

§ 160 

Einkommensanrechnung 

(1) Übt ein Arbeitsloser während des Bezuges von 
Arbeitslosenhilfe eine beitragsfreie kurzzeitige ab-
hängige Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit 
aus, so wird das hieraus erzielte Einkommen, abzüg-
lich der Steuern, Sozialversicherungsbeiträge und 
Werbungskosten, zur Hälfte auf das Arbeitslosengeld 
angerechnet. 

(2) Soweit das Einkommen für die Kalenderwoche 
eins vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße (i 18 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) nicht über-
steigt, bleibt es von der Anrechnung frei. 

(3) Der Freibetrag nach den Absätzen 1 und 2 darf 
jedoch zusammen mit dem verbleibenden Arbeits-

losengeld 80 vom Hundert des Bemessungsentgelts 
(i 15) nicht übersteigen. 

(4) Das Einkommen wird jeweils auf das Arbeits-
losengeld der Kalenderwoche angerechnet, in der es 
erarbeitet wurde. Hat der Arbeitslose in mehreren 
Kalenderwochen Einkommen erzielt, so wird vermu-
tet, daß das in einem Kalendermonat erzielte Ein-
kommen gleichmäßig auf die Tage verteilt war, an 
denen der Arbeitslose in diesem Monat gearbeitet 
hat. Einmalige oder wiederkehrende Zuwendungen 
(i 157 Abs. 1 Satz 2) gelten als in dem Kalendermo-
nat erarbeitet, in dem sie zugeflossen sind. 

(5) Einkommen aus einer schon vor Eintritt der Ar-
beitslosigkeit im Bemessungszeitraum nach § 157 
Abs. 2 Satz 1 und 2 ständig ausgeübten und während 
der Arbeitslosigkeit fortgesetzten kurzzeitigen Be-
schäftigung wird nicht angerechnet, 

1. soweit die durchschnittliche wöchentliche Ar-
beitszeit der kurzfristigen Beschäftigung im Be-
messungszeitraum nicht überschritten wird und 

2. soweit die durchschnittliche wöchentliche Ar-
beitszeit der noch ausgeübten kurzzeitigen Be-
schäftigung zusammen mit den Arbeitszeiten der 
weiteren Beschäftigungsverhältnisse im Bemes-
sungszeitraum 38 Stunden nicht übersteigt. 

§ 161 

Neutralität der Bundesanstalt in Arbeitskämpfen 

(1) Die Bundesanstalt hat sich in Arbeitskämpfen 
neutral zu verhalten. Deshalb ruht der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld während eines Arbeitskampf es 
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3. 

(2) Ist der Arbeitnehmer durch Beteiligung an 
einem inländischen Streik arbeitslos geworden, so 
ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld bis zur Be-
endigung des Streiks. Der Arbeitnehmer ist am Ar-
beitskampf nicht beteiligt, wenn er selbst nicht 
streikt. 

(3) Ist der Arbeitnehmer durch einen inländischen 
Streik, an dem er nicht beteiligt ist (Absatz 2 Satz 2) 
arbeitslos geworden, so ruht der Anspruch auf Ar-
beitslosengeld bis zur Beendigung des Streiks nur, 
wenn 

1. der Arbeitnehmer arbeitslos geworden ist, weil in 
dem Betrieb, in dem er zuletzt beschäftigt war, an-
dere Arbeitnehmer streiken oder der Betrieb, in 
dem der Arbeitslose zuletzt beschäftigt war, unter 
den räumlichen und fachlichen Geltungsbereich 
des umkämpften Tarifvertrages fällt und 

2. dieser Streik um Arbeitsbedingungen geführt 
wird, die für den arbeitslosen nicht beteiligten Ar-
beitnehmer zuletzt gegolten haben oder auf ihn 
angewendet worden sind oder bei Arbeitsaufnah-
me für ihn gelten oder auf ihn angewendet wür-
den. 

(4) Ist bei einem Streik das Ruhen des Anspruchs 
nach Absatz 3 für eine bestimmte Gruppe von Arbeit-
nehmern ausnahmsweise nicht gerechtfertigt, so 
kann der Verwaltungsausschuß des Landesarbeits- 
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amtes bestimmen, daß ihnen Arbeitslosengeld zu ge-
währen ist. Erstrecken sich die Auswirkungen des 
Streiks über den Bezirk eines Landesarbeitsamtes 
hinaus, so entscheidet der Verwaltungsrat. Dieser 
kann auch in Fällen des Satzes 1 die Entscheidung 
an  sich ziehen. 

§ 162 

Ruhen des Arbeitslosengeld-Anspruches 

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht in der 
Zeit, für die der Arbeitslose Arbeitsentgelt erhält 
oder zu beanspruchen hat. 

(2) Hat der Arbeitslose wegen Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses eine Urlaubsabgeltung erhalten 
oder zu beanspruchen, so ruht der Anspruch auf Ar

-

beitslosengeld für die Zeit des abgegoltenen Urlaubs. 
Der Ruhenszeitraum beginnt mit dem Ende des die 
Urlaubsabgeltung begründenden Arbeitsverhältnis-
ses. 

(3) Hat der Arbeitslose wegen der Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses eine Abfindung, Ent-
schädigung oder ähnliche Leistung (Abfindungslei-
stung) erhalten oder zu beanspruchen und ist wegen 
dieser Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
eine Sperrzeit von acht Wochen eingetreten, so ruht 
der Anspruch auf Arbeitslosengeld von dem Tag 
nach dem Ende der Sperrzeit an, wenn der Arbeits-
lose bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
das 56. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. Der 
Anspruch ruht bis zu dem Zeitpunkt, bis zu dem der 
Arbeitslose bei Weiterzahlung des während der letz-
ten Beschäftigungszeit kalendertäglich verdienten 
Arbeitsentgelts (Absatz 8) einen Betrag in Höhe von 
20 vom Hundert der um das neunzigfache des kalen-
dertäglichen Arbeitsentgelts verminderten Abfin-
dungsleistung verdient hätte. 

(4) Hat der Arbeitslose wegen der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses eine Abfindungsleistung erhal-
ten oder zu beanspruchen und ist das Arbeitsverhält-
nis ohne Einhaltung einer der ordent lichen Kün-
digungsfrist des Arbeitgebers entsprechenden Frist 
beendet worden, so ruht der Anspruch auf Arbeits-
losengeld von dem Tag nach dem Ende des Arbeits-
verhältnisses an bis zu dem Tag, an dem es bei 
Einhaltung dieser Frist geendet hätte. Diese Frist 
beginnt mit der Kündigung, die der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses vorausgegangen ist, fehlt es an 

 einer solchen Kündigung, mit dem Tag der Vereinba-
rung über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 
Als ordentliche Kündigungsfrist gilt 

1. bei zeitlich unbegrenztem Ausschluß der ordentli-
chen Kündigung durch den Arbeitgeber eine Frist 
von 18 Monaten, 

2. bei zeitlich begrenztem Ausschluß der ordentli-
chen Kündigung durch den Arbeitgeber oder bei 
Vorliegen der Voraussetzungen für eine fristge-
bundene Kündigung aus wich tigem Grund die 
Kündigungsfrist, die ohne den Ausschluß der 
ordentlichen Kündigung maßgebend gewesen 
wäre, 

3. wenn dem Arbeitgeber nur bei Zahlung einer 
Abfindungsleistung gekündigt werden kann, eine 
Frist von 12 Monaten. 

(5) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht nach 
Absatz 4 nicht länger als ein Jahr. Absatz 7 bleibt un-
berührt. Der Anspruch ruht nicht über den Tag hinaus, 

1. bis zu dem der Arbeitslose bei Weiterzahlung des 
während der letzten Beschäftigungszeit kalender-
täglich verdienten Arbeitsentgelts einen Betrag in 
Höhe von 70 vom Hundert der Abfindungslei-
stung als Arbeitsentgelt verdient hätte, 

2. an dem das Arbeitsverhältnis infolge einer Befri-
stung, die unabhängig von der Vereinbarung über 
die Beendigung des Arbeitsverhältnisses bestan-
den hat, geendet hätte oder 

3. an dem der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis aus 
wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist hätte kündigen können. 

(6) Der nach Absatz 5 Satz 2 Nr. 1 zu berücksichti-
gende Anteil der Abfindungsleistung vermindert sich 

1. sowohl für je fünf Lebensjahre nach Vollendung 
des 35. Lebensjahres 

2. als auch für je fünf Jahre des Arbeitsverhältnisses 
in demselben Betrieb oder Unternehmen 

um je fünf vom Hundert. 

(7) Hat der Arbeitslose auch eine Urlaubsabgel-
tung erhalten oder zu beanspruchen, verlängert sich 
der Ruhenszeitraum nach Absatz 4 um die Dauer des 
abgegoltenen Urlaubs. 

(8) Letzte Beschäftigungszeit im Sinne der Absät-
ze 3, 5 Nr. 1 sind die am Tage des Ausscheidens aus 
dem Beschäftigungsverhältnis abgerechneten Lohn-
abrechnungszeiträume der letzten drei Monate. § 157 
Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Arbeitsent-
geltkürzungen infolge von Krankheit, Kurzarbeit, 
Arbeitsausfall oder Arbeitsversäumnis bleiben außer 
Betracht. 

(9) Sind wegen der Beendigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses zugleich die Voraussetzungen für 
das Ruhen des Anspruchs nach den Absätzen 3 und 4 
erfüllt, so beginnt der Ruhenszeitraum nach Absatz 3 
mit dem Tag nach dem Ende des Ruhenszeitraums 
nach den Absätzen 4 bis 7, wenn dieser später als die 
Sperrzeit endet. Die nach Absatz 3 zu berücksichti-
gende Abfindungsleistung verringert sich in diesem 
Fall um das Arbeitsentgelt, das der Arbeitslose bei 
Weiterzahlung des während der letzten Beschäfti-
gungszeit kalendertäglich verdienten Arbeitsentgelts 
(Absatz 8) während des vorangegangenen Ruhens-
zeitraums nach Absatz 4 verdient hätte. 

(10) Soweit der Arbeitslose die in den Absätzen 1 
bis 4 genannten Leistungen (Arbeitsentgelt im Sinne 
des § 115 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch) tat-
sächlich nicht erhält, wird das Arbeitslosengeld auch 
in der Zeit gewährt, in der der Anspruch auf Arbeits-
losengeld ruht. Hat der Arbeitgeber die in den Absät-
zen 1 bis 4 genannten Leistungen trotz des Rechts-
übergangs mit befreiender Wirkung an den Arbeits

-

losen oder einen Dritten gezahlt, hat der Empfänger 
des Arbeitslosengeldes dieses insoweit zu erstatten. 
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§ 163 
Weitere Fälle des Ruhens des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht wäh-
rend der Zeit, für die dem Arbeitslosen ein Anspruch 
auf eine der folgenden Leistungen zuerkannt ist: 

1. Berufsausbildungsbeihilfe nach i 51 oder Unter-
haltsgeld, 

2. Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletz-
tengeld, Mutterschaftsgeld, Übergangsgeld nach 
diesem oder einem anderen Gesetz oder Sonder-
unterstützung nach dem Mutterschutzgesetz, 

3. Rente wegen Erwerbsunfähigkeit aus einer der 
gesetzlichen Rentenversicherungen, 

4. Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder Knappschaftsausgleichsleistung oder 
ähnliche Leistungen öffentlich-rechtlicher A rt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 ruht der Anspruch 

1. im Falle der Nummer 3 vom Beginn der laufenden 
Zahlung der Rente an und 

2. im Falle der Nummer 4 

a) mit Ablauf des dritten Kalendermonats nach 
Erfüllung der Voraussetzungen für den An-
spruch auf Arbeitslosengeld, wenn dem Ar-
beitslosen für die letzten sechs Monate einer 
die Beitragspflicht begründenden Beschäfti-
gung eine Teilrente oder eine ähnliche Lei-
stung öffentlich-rechtlicher Art zuerkannt ist, 

b) nur bis zur Höhe der zuerkannten Leistung, 
wenn die Leistung auch während einer Be-
schäftigung und ohne Rücksicht auf die Höhe 
des Arbeitsentgelts gewährt wird. 

(3) Dem Anspruch auf Rente wegen Erwerbsunfä-
higkeit im Sinne des Absatzes 1 Nr. 3 steht eine Inva-
lidenrente, Bergmannsinvalidenrente oder Invaliden-
rente für Behinderte nach Artikel 2 des Renten-Über-
leitungsgesetzes gleich, wenn der zuständige Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung Erwerbsunfä-
higkeit festgestellt hat. Hat der zuständige Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung weder Er-
werbsunfähigkeit noch Berufsunfähigkeit festge-
stellt, ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld abwei-
chend von Absatz 1 zu dem Teil, um den die für das 
Arbeitslosengeld des Arbeitslosen maßgebliche 
Lohnersatzquote 100 vom Hundert unterschreitet. 

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann durch Rechtsverordnung Versorgun-
gen im Sinne des i 9 Abs. 1 des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes der Altersrente 
oder der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit gleich-
stellen, soweit dies zur Vermeidung von Doppel-
leistungen erforderlich ist. Es hat dabei zu bestim-
men, ob das Arbeitslosengeld voll oder nur bis zur 
Höhe der Versorgungsleistung ruht. Es kann auch 
bestimmen, daß die Bundesanstalt die Daten bei den 
zuständigen Versorgungsträgern oder bei der Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte, die die Ver-
sorgungsleistungen auszahlt (i 9 Abs. 2 des An-
spruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetzes), 
erhebt und diese Daten verarbeitet und nutzt, soweit 
dies zur Überprüfung des Zusammentreffens von  Ar- 

beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Unterhaltsgeld und 
Altersübergangsgeld mit Versorgungsleistungen der 
Sonderversorgungssysteme im Sinne des i 9 Abs. 1 
des Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsge-
setzes erforderlich ist. 

§ 164 

Vorruhestandsgeld 

Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht während 
der Zeit, für die der Arbeitslose Vorruhestandsgeld 
mindestens in Höhe von 65 vom Hundert des Brutto-
arbeitsentgelts im Sinne des i 3 Abs. 2 des Vorruhe-
standsgesetzes bezieht. 

§ 165 
Sperrzeit 

(1) Hat der Arbeitslose 

1. das Beschäftigungsverhältnis gelöst oder durch 
ein arbeitsvertragswidriges Verhalten Anlaß für 
die Lösung des Beschäftigungsverhältnisses gege-
ben und hat er dadurch vorsätzlich oder grob fahr-
lässig die Arbeitslosigkeit herbeigeführt oder 

2. trotz der Belehrung über die Rechtsfolgen eine 
vom Arbeitsamt unter Benennung des Arbeitge-
bers und der Art  der Tätigkeit angebotene Arbeit 
nicht angenommen oder nicht angetreten oder 

3. sich trotz Belehrung über die Rechtsfolgen ge-
weigert, an einer Maßnahme im Sinne des i 144 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b teilzunehmen, 

4. die Teilnahme an einer der in Nummer 3 genann-
ten Maßnahmen abgebrochen oder durch maß-
nahmewidriges Verhalten Anlaß für den Aus-
schluß aus einer dieser Maßnahmen gegeben, 

ohne für sein Verhalten einen wich tigen Grund zu 
haben, so tritt eine Sperrzeit von acht Wochen ein. 
Einen wichtigen Grund stellt es auch dar, wenn der 
Arbeitslose die Teilnahme an einer Maßnahme abge-
lehnt oder abgebrochen hat (Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 
oder Nr. 4), weil das Arbeitsamt bei der Aufstellung 
des der Maßnahme zugrundeliegenden Eingliede-
rungs- und Förderplans die von dem Arbeitslosen 
angestrebte berufliche Entwicklung und seine Vor-
stellungen hinsichtlich der Ausgestaltung der Maß-
nahme nicht angemessen berücksichtigt hat und der 
Arbeitslose deshalb die Aufhebung des Planes ver-
langen konnte (i 44 Abs. 5). Dies gilt nicht, wenn ein 
Rechtsmittel gegen den Plan nicht fristgerecht einge-
legt wurde oder erfolglos geblieben ist. Die Sperrzeit 
beginnt mit dem Tage nach dem Ereignis, das die 
Sperrzeit begründet, oder, wenn dieser Tag in eine 
Sperrzeit fällt, mit dem Ende dieser Sperrzeit. Wäh-
rend der Sperrzeit ruht der Anspruch auf Arbeits-
losengeld. 

(2) Würde eine Sperrzeit von acht Wochen für den 
Arbeitslosen nach den für den Eintritt der Sperrzeit 
maßgebenden Tatsachen eine besondere Härte be-
deuten, so umfaßt die Sperrzeit vier Wochen. Stand 
in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 oder Nr. 2 bei Ein-
tritt des die Sperrzeit begründenden Ereignisses be- 
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reits fest, daß das gelöste, nicht angenommene oder 
nicht angetretene Arbeitsverhältnis insbesondere 
wegen Befristung oder bereits ausgesprochener be-
triebsbedingter Kündigung alsbald ohne den Eintritt 
einer Sperrzeit geendet hätte, so ist die Sperrzeit 
nicht länger als die Anzahl der vollen Wochen, die 
das Arbeitsverhältnis nach dem die Sperrzeit begrün-
denden Ereignis noch hätte andauern sollen. 

(3) Hat der Arbeitslose nach der Entstehung des 
Anspruchs bereits einmal Anlaß für den Eintritt einer 
Sperrzeit von acht Wochen gegeben und hat der Ar-
beitslose hierüber einen schriftlichen Bescheid erhal-
ten, so erlischt, wenn der Arbeitslose erneut Anlaß 
für den Eintritt einer Sperrzeit von acht Wochen gibt, 
der ihm noch zustehende Anspruch auf Arbeitslosen-
geld. 

§ 166 
Säumniszeit 

(1) Kommt der Arbeitslose einer Aufforderung des 
Arbeitsamtes, sich zu melden (§ 175), trotz Belehrung 
über die Rechtsfolgen ohne wichtigen Grund nicht 
nach, so ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
während einer Säumniszeit von zwei Wochen, die 
mit dem Tag nach dem Meldeversäumnis beginnt. 

(2) Versäumt der Arbeitslose innerhalb einer Säum-
niszeit nach Absatz 1 von zwei Wochen einen weite-
ren Meldetermin trotz Belehrung über die Rechtsfol-
gen und ohne wich tigen Grund, so verlängert sich 
die Säumniszeit nach Absatz 1 bis zur persönlichen 
Meldung des Arbeitslosen beim Arbeitsamt, minde-
stens um vier Wochen. 

(3) Würde die Dauer einer Säumniszeit von zwei 
Wochen nach Absatz 1 oder die Verlängerung dieser 
Säumniszeit nach Absatz 2 nach den für den Eintritt 
oder die Verlängerung der Säumniszeit maßgeben-
den Tatsachen für den Arbeitslosen eine besondere 
Härte bedeuten, so umfaßt die Säumniszeit im Falle 
des Absatzes 1 eine Woche, im Falle des Absatzes 2 
längstens vier Wochen. 

§ 167 

Zahlungsmodus und -zeiträume 

Das Arbeitslosengeld wird in der Regel nach Ab-
lauf des Zahlungszeitraumes auf das von dem 
Arbeitslosen angegebene Konto bei einem Geldinsti-
tut überwiesen oder an seinen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthaltsort übermittelt. Die Bundes-
anstalt stellt durch Anordnung Grundsätze für die 
Festsetzung der Zahlungszeiträume auf. 

§ 168 

Erlöschen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld erlischt mit 
der Entstehung eines neuen Anspruchs. 

(2) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld kann nicht 
mehr geltend gemacht werden, wenn nach seiner 
Entstehung vier Jahre verstrichen sind.  

§ 169 
Übertagung von Schadenersatzansprüchen 

Für den Übergang von Schadenersatzansprüchen 
gilt § 116 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch ent-
sprechend. 

§ 170 

Erstattungspflicht bei Konkurrenzklausel 

(1) Ist der Arbeitslose durch eine Vereinbarung mit 
dem bisherigen Arbeitgeber in seiner beruflichen 
Tätigkeit als Arbeitnehmer beschränkt, so erstattet 
der bisherige Arbeitgeber der Bundesanstalt viertel-
jährlich das Arbeitslosengeld, das dem Arbeitslosen 
für die Zeit gezahlt worden ist, in der diese Beschrän-
kung besteht. §§ 202 und 208 Abs. 3 gelten entspre-
chend. Das Arbeitslosengeld, das der Arbeitgeber er-
stattet, muß sich der Arbeitnehmer wie Arbeitsent-
gelt auf die Entschädigung für die Wettbewerbsbe-
schränkung anrechnen lassen. 

(2) Soweit nach Absatz 1 Arbeitslosengeld zu er-
statten ist, schließt dies die auf diese Leistung entfal-
lenden Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Ren-
tenversicherung ein. 

(3) Ist ein Verwaltungsakt, durch den ein Erstat-
tungsanspruch geltend gemacht worden ist, nach 
§ 44 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch oder § 208 
zurückzunehmen, so hat dies mit Wirkung für die 
Vergangenheit zu geschehen. 

§ 171 

Erstattungspflicht bei Ablösung 

Beansprucht der bisherige Arbeitgeber des Ar-
beitslosen für den Fall der Aufnahme einer Arbeit 
eine Ablösung, so erstattet der bisherige Arbeitgeber 
der Bundesanstalt vierteljährlich das Arbeitslosen-
geld, das dem Arbeitslosen für die Zeit gezahlt 
worden ist, in der die Ablösung verlangt wird. § 170 
Abs. 2 und 3, §§ 202 und 208 Abs. 3 gelten entspre-
chend. 

§ 172 
Zuständigkeit des Arbeitsamtes 

(1) Zuständiges Arbeitsamt ist das Arbeitsamt, in 
dessen Bezirk der Arbeitslose bei Eintritt der Arbeits-
losigkeit seinen Wohnsitz oder, solange er sich nicht 
an seinem Wohnsitz aufhält, das Arbeitsamt, in des-
sen Bezirk der Arbeitslose bei Eintritt der Arbeitslo-
sigkeit seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Hält sich der Arbeitslose bei Eintritt der Arbeits-
losigkeit gewöhnlich außerhalb des Geltungsberei-
ches dieses Gesetzes auf und hat er keinen Wohnsitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so ist das Ar-
beitsamt zuständig, in dessen Bezirk er erstmalig sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt begründet. Der Präsi-
dent der Bundesanstalt kann im Einzelfall und für 
Gruppen von Fällen ein Arbeitsamt für zuständig er-
klären. 
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§ 173 

Änderung der Zuständigkeit auf Antrag 

Auf Antrag des Arbeitslosen hat das Arbeitsamt 
ein anderes Arbeitsamt für zuständig zu erklären, 
wenn nach der Arbeitsmarktlage keine Bedenken 
entgegenstehen oder die Ablehnung für den Arbeits-
losen eine unbilllige Härte bedeuten würde. Die Bun-
desanstalt kann durch Anordnung bestimmen, unter 
welchen Umständen Bedenken entgegenstehen und 
unter welchen Voraussetzungen die Ablehnung eine 
unbillige Härte bedeuten würden. 

§ 174 

Meldung bei Änderung der Zuständigkeit 

Wird nach der Arbeitslosmeldung ein anderes Ar-
beitsamt zuständig, so hat sich der Arbeitslose bei 
dem nunmehr zuständigen Arbeitsamt unverzüglich 
zu melden. 

§ 175 

Pflicht zur Meldung 

(1) Der Arbeitslose hat sich während der Zeit, für 
die er Anspruch auf Arbeitslosengeld erhebt, beim 
Arbeitsamt, einer sonstigen Dienststelle der Bundes-
anstalt oder einer mit der Arbeitsvermittlung beauf-
tragten Stelle zu melden, wenn das Arbeitsamt ihn 
dazu auffordert. Das Arbeitsamt soll anordnen, daß 
sich der Arbeitslose vorübergehend in kurzen Zeitab-
ständen meldet, wenn 

1. der begründete Verdacht besteht, daß der Arbeits-
lose eine Beschäftigung oder selbständige Tätig-
keit ausübt, die er dem Arbeitsamt nicht angezeigt 
hat, 

2. Umstände vorliegen, die erwarten lassen, daß der 
Arbeitslose zukünftig wieder bei demselben Ar-
beitgeber eine Beschäftigung aufnehmen wird, 
insbesondere, wenn der Arbeitslose zuletzt bei ei-
nem Angehörigen im Sinne des § 16 Abs. 5 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch beschäftigt war 
und in den letzten zwei Jahren vor der Arbeitslos-
meldung bereits einmal nach Beendigung einer 
solchen Beschäftigung Arbeitslosengeld bezogen 
hat. 

Die Pflicht zur Meldung besteht für den Arbeitslosen 
auch während einer Zeit, in der sein Anspruch auf 
Arbeitslosengeld nach den §§ 161, 162, 163 Abs. 1 
Nr. 2 oder § 165 ruht. 

(2) Die Bundesanstalt kann durch Anordnung Nä-
heres über die Meldepflicht des Arbeitslosen und 
über die Aufforderungen des Arbeitsamtes zur Ar-
beitsberatung bestimmen. Sie kann auch bestimmen, 
inwieweit Einrichtungen außerhalb der Bundesan-
stalt auf ihren Antrag zur Entgegennahme der Mel-
dung zuzulassen sind.  

§ 176 

Arbeitsbescheinigung 

(1) Bei Beendigung eines Beschäftigungsverhält-
nisses hat der Arbeitgeber alle Tatsachen zu beschei-
nigen, die für die Entscheidung über den Anspruch 
auf Arbeitslosengeld erheblich sein können (Arbeits-
bescheinigung); dabei hat er den von der Bundes-
anstalt hierfür vorgesehenen Vordruck zu benutzen. 
In der Arbeitsbescheinigung sind insbesondere 

1. die Art  der Tätigkeit des Arbeitnehmers, 

2. Beginn, Ende, Unterbrechungen und Grund für 
die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
sowie 

3. das Arbeitsentgelt und die sonstigen Leistungen 
(§ 162 Abs. 2 und 3), die der Arbeitnehmer erhal-
ten oder zu beanspruchen hat, 

anzugeben. Macht der Arbeitgeber geltend, die 
Arbeitslosigkeit sei die Folge eines Arbeitskampfes, 
so hat er dies darzulegen und glaubhaft zu machen; 
eine Stellungnahme der Betriebsvertretung ist beizu-
fügen. Der Arbeitgeber hat der Betriebsvertretung 
die für die Stellungnahme erforderlichen Angaben 
zu machen. Die Arbeitsbescheinigung ist dem 
Arbeitnehmer bei Beendigung des Beschäftigungs-
verhältnisses auszuhändigen. 

(2) Will  der Arbeitnehmer für die Zeit nach Beendi-
gung des Beschäftigungsverhältnisses kein Arbeits-
losengeld beantragen, so braucht der Arbeitgeber 
nur Beginn, Ende und Unterbrechungen des Be-
schäftigungsverhältnisses zu bescheinigen. 

(3) Für Zwischenmeister und andere Auftraggeber 
von Heimarbeitern sowie die nach § 248 beitrags-
pflichtigen Leistungsträger und Unternehmen gelten 
die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) Nach Beendigung des Vollzugs einer Untersu-
chungshaft, Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehen-
den Maßregel der Besserung und Sicherung oder ei-
ner einstweiligen Unterbringung nach § 126 a der 
Strafprozeßordnung hat die Vollzugsanstalt dem Ent-
lassenen unter Verwendung des von der Bundesan-
stalt vorgesehenen Vordrucks eine Bescheinigung 
über die Zeiten auszustellen, in denen er innerhalb 
der letzten sieben Jahre vor der Entlassung nach 
§ 226 Abs. 6 beitragspflichtig war. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Arbeitslosenhilfe 

§ 177 

Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Anspruch auf Arbeitslosenhilfe hat, wer 

1. arbeitslos ist, der Arbeitsvermittlung zur Ver-
fügung steht, sich beim Arbeitsamt arbeitslos 
gemeldet und Arbeitslosenhilfe beantragt hat, 

2. keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, weil er 
die Anwartschaftszeit (§ 146) nicht erfüllt, 

3. bedürftig ist und 
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. 4. innerhalb eines Jahres vor dem Tag, an dem die 
sonstigen Voraussetzungen für den Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe erfüllt sind (Vorfrist), 

a) Arbeitslosengeld bezogen hat, ohne daß der 
Anspruch nach § 165 Abs. 3 erloschen ist, oder 

b) mindestens 150 Kalendertage, fa lls aber der 
letzte Anspruch auf Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe nach § 165 Abs. 3 erloschen 
ist, danach mindestens 240 Kalendertage in 
einer Beschäftigung gestanden oder eine Zeit 
zurückgelegt hat, die zur Erfüllung der An-
wartschaftszeit dienen können. 

Für die Vorfrist gilt § 146 Abs. 3 zweiter Halbsatz ent-
sprechend. 

(2) Einer Beschäftigung im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 4 Buchstabe b stehen gleich 

1. Zeiten eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhält-
nisses, insbesondere als Beamter, Richter, Berufs-
soldat und Soldat auf Zeit, 

2. Zeiten des Wehrdienstes oder Zivildienstes auf 
Grund der Wehrpflicht sowie des Polizeivollzugs-
dienstes im Bundesgrenzschutz auf Grund der 
Grenzschutzdienstpflicht. 

(3) Eine vorherige Beschäftigung ist zur Begrün-
dung des Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe nicht erfor-
derlich, wenn der Arbeitslose innerhalb der Vorfrist 
für mindestens 240 Kalendertage, falls aber der letzte 
Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhil-
fe nach § 165 Abs. 3 erloschen ist, danach für minde-
stens 240 Kalendertage 

1. wegen Krankheit, Minderung der Erwerbsfähig-
keit, Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit 
Leistungen der Sozialversicherung, 

2. wegen Arbeitsunfähigkeit oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit Leistungen nach dem Bundes-
versorgungsgesetz oder einem Gesetz, das das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklärt, 

3. wegen einer Maßnahme zur Rehabi litation Lei-
stungen eines öffentlich-rechtlichen Rehabilita-
tionsträgers 

zur Bestreitung seines Lebensunterhalts bezogen hat 
und solche Leistungen nicht mehr bezieht, weil die 
für ihre Gewährung maßgebliche Beeinträchtigung 
der Leistungsfähigkeit nicht mehr vorliegt oder die 
Maßnahme zur Rehabilitation abgeschlossen ist; dies 
gilt im Falle der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
nur, wenn der Arbeitslose infolge seines Gesund-
heitszustandes, seines fortgeschrittenen Alters oder 
aus einem von ihm nicht zu vertretenden sonstigen 
Grunde eine zumutbare Beschäftigung im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 4 Buchstabe b nicht ausüben konnte. 
Zeiten nach Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe b und Absatz 2 
werden auf die Mindestzeit nach Satz 1 angerechnet. 

(4) Eine Beschäftigung außerhalb des Geltungsbe-
reiches dieses Gesetzes, die bei Ausübung im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes zur Erfüllung der An-
wartschaftszeit dienen könnte, steht einer Beschäfti-
gung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 4 Buchstabe b 
gleich, wenn der Arbeitslose  

1. insgesamt mindestens 20 Jahre seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes gehabt hat, 

2. innerhalb der auf fünf Jahre erweiterten Vorfrist 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes mindestens 
540 Kalendertage rechtmäßig in einer Beschäfti-
gung gestanden oder eine Zeit zurückgelegt hat, 
die zur Erfüllung der Anwartschaftszeit dienen 
können, oder innerhalb der auf vier Jahre erwei-
terten Vorfrist Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen-
hilfe bezogen hat und 

3. innerhalb von drei Monaten nach dem Ende des 
Arbeitsverhältnisses, das außerhalb des Geltungs-
bereiches dieses Gesetzes bestanden hat, im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes eine die Beitrags-
pflicht begründende Beschäftigung ausgeübt oder 
sich arbeitslos gemeldet hat. 

Für die Beschäftigung nach Satz 1 Nr. 2 gelten die 
Absätze 2 und 3 entsprechend. Für die erweiterte 
Vorfrist gilt Absatz 1 Satz 2 nicht. 

(5) Die Vorschriften des Ersten Abschnitts über 
Arbeitslosengeld gelten entsprechend, soweit die 
Besonderheiten der Arbeitslosenhilfe nicht entge-
genstehen; der Anspruch auf Arbeitslosengeld und 
der Anspruch auf Arbeitslosenhilfe gelten, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, als ein einheitlicher An-
spruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit. Wer nur 
mit Einschränkung hinsichtlich der Dauer der 
Arbeitszeit imstande ist, eine Beschäftigung unter 
den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeits-
marktes auszuüben, hat keinen Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe; das gilt nicht bei entsprechender 
Anwendung des § 148. § 163 Abs. 2 gilt nicht. 

§ 178 
Erlöschen des Anspruches 

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosenhilfe erlischt, 
wenn 

1. der Arbeitslose durch Erfüllung der Anwart-
schaftszeit (§ 104) einen Anspruch auf Arbeits-
losengeld erwirbt, 

2. seit dem letzten Tag des Bezugs von Arbeitslosen-
hilfe ein Jahr vergangen ist. 

(2) Ein Anspruch auf Arbeitslosenhilfe, der auf der 
Erfüllung der Voraussetzungen nach § 177 Abs. 1 
Nr. 4 Buchstabe a beruht, erlischt nicht durch Erfül-
lung der Voraussetzungen nach § 177 Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe b, Abs. 2 oder Abs. 3. 

§ 179 
Höhe der Arbeitslosenhilfe 

(1) Die Lohnersatzquote der Arbeitslosenhilfe 
beträgt 56 vom Hundert, die erhöhte Lohnersatz-
quote 58 vom Hundert. Die Höhe des Leistungssatzes 
bestimmt sich nach der Rechtsverordnung zu § 19. 

(2) Bemessungsentgelt ist 

1. im Falle des § 177 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a das 
Arbeitsentgelt, nach dem sich zuletzt das Arbeits- 
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losengeld gerichtet hat oder ohne die Vorschrift 
des § 157 Abs. 9 gerichtet hätte, 

2. in den übrigen Fällen das Arbeitsentgelt, das sich 
bei entsprechender Anwendung des § 157 Abs. 1 
bis 8 und 10 bis 11 ergibt, für die Zeit einer nach 
§ 177 Abs. 4 gleichgestellten Beschäftigung je-
doch das Arbeitsentgelt nach § 157 Abs. 8, für die 
Zeit einer solchen Beschäftigung zur Berufsausbil-
dung die Hälfte dieses Arbeitsentgelts. Solange 
der Arbeitslose aus Gründen, die in seiner Person 
oder seinen Verhältnissen liegen, nicht mehr das 
für die Bemessung der Arbeitslosenhilfe zuletzt 
maßgebende Arbeitsentgelt erzielen kann, richtet 
sich die Arbeitslosenhilfe nach dem Arbeitsentgelt 
im Sinne des § 157 Abs. 8; bei Anwendung dieser 
Vorschrift sind alle Umstände des Einzelfalles zu 
berücksichtigen. Während des Bezuges von Erzie-
hungsgeld wird der Anspruch auf Arbeitslosenhil-
fe nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Arbeit-
nehmer wegen der Betreuung und Erziehung 
eines Kindes die Voraussetzungen des § 144 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 und 2 nicht erfüllt; insoweit ist Satz 2 
nicht anzuwenden. Wird Arbeitslosenhilfe in ent-
sprechender Anwendung des § 105a gewährt, so 
gilt § 157 Abs. 8 mit der Maßgabe, daß die Min-
derung der Leistungsfähigkeit außer Be tracht 
bleibt. 

(3) Ist das Arbeitsentgelt nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 
unter Berücksichtigung des § 157 Abs. 6 Nr. 2 oder 
Nr. 7 oder Abs. 10 festgestellt worden und hat der 
Arbeitslose nach der Entstehung des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld die Voraussetzungen des § 177 
Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b oder Abs. 2 erfüllt, so richtet 
sich die Arbeitslosenhilfe für die Zeit nach Ablauf 
eines Jahres nach Beendigung der Beschäftigung zur 
Berufsausbildung nach dem Arbeitsentgelt im Sinne 
des § 157 Abs. 8. Ist das Arbeitsentgelt nach Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 unter Berücksichtigung einer Beschäf-
tigung zur Berufsausbildung festgestellt worden, so 
richtet sich die Arbeitslosenhilfe bis zum Ablauf 
eines Jahres nach Beendigung der Beschäftigung zur 
Berufsausbildung auch dann nach diesem festgestell-
ten Arbeitsentgelt, wenn der Arbeitslose erneut die 
Voraussetzungen des j 177 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b 
oder Abs. 2 erfüllt hat. 

(4) Das für die Bemessung der Arbeitslosenhilfe 
maßgebende Arbeitsentgelt ist jeweils nach Ablauf 
von drei Jahren seit dem Ende des Bemessungszeit-
raumes nach § 157 Abs. 8 neu festzusetzen; dabei 
sind alle Umstände des Einzelfalles zu berücksich-
tigen. § 157 Abs. 15 Satz 1 gilt entsprechend. 

(5) Hat der Arbeitslose das 58. Lebensjahr vollen-
det, so wird das Arbeitsentgelt nach der Entstehung 
des Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe nicht mehr nach 
Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 gemindert. 

§ 180 
Begriff der Bedürftigkeit 

(1) Der Arbeitslose ist bedürftig im Sinne des § 177 
Abs. 1 Nr. 3, soweit er seinen Lebensunterhalt und 
den seines Ehegatten sowie seiner Kinder, für die er 
Anspruch auf Kindergeld nach dem Bundeskinder

-

geldgesetz oder auf eine das Kindergeld ausschlie-
ßende Leistung für Kinder hat, nicht auf andere Wei-
se als durch Arbeitslosenhilfe bestreitet oder bestrei-
ten kann und das Einkommen, das nach § 181 zu be-
rücksichtigen ist, die Arbeitslosenhilfe nach § 179 
nicht erreicht. 

(2) Der Arbeitslose ist nicht bedürftig im Sinne des 
§ 177 Abs. 1 Nr. 3, solange mit Rücksicht auf sein Ver-
mögen, das Vermögen seines nicht dauernd ge trennt 
lebenden Ehepartners oder das Vermögen der Eltern 
eines minderjährigen unverheirateten Arbeitslosen 
die Gewährung von Arbeitslosenhilfe offenbar nicht 
gerechtfertigt ist. 

(3) Einkommen und Vermögen einer Person, die 
mit dem Arbeitslosen in eheähnlicher Gemeinschaft 
lebt, sind wie das Einkommen und Vermögen eines 
nicht dauernd getrennt lebenden Ehepartners zu be-
rücksichtigen. 

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung 
bestimmen, inwieweit Vermögen zu berücksichtigen 
und unter welchen Voraussetzungen anzunehmen 
ist, daß der Arbeitslose seinen Lebensunterhalt auf 
andere Weise bestreitet oder bestreiten kann. 

§ 181 

Bedürftigkeitsprüfung 

(1) Im Rahmen der Bedürftigkeitsprüfung sind zu 
berücksichtigen 

1. Einkommen des Arbeitslosen, soweit § 160 nichts 
anderes bestimmt, 

2. Einkommen des vom Arbeitslosen nicht dauernd 
getrennt lebenden Ehepartners, soweit es den 
Freibetrag übersteigt. 

Freibetrag ist ein Be trag in Höhe der Arbeitslosenhil-
fe nach § 179 Abs. 1, die dem Einkommen (Abs. 2 
Satz 1) des vom Arbeitslosen nicht dauernd ge trennt 
lebenden Ehepartners entspricht, mindestens aber 
der Betrag, bis zu dem auf Erwerbsbezüge eines 
Alleinstehenden keine Einkommensteuer festzuset-
zen wäre (§ 32 d Abs. 1 des Einkommensteuergeset-
zes). Der Freibetrag erhöht sich um Unterhaltslei-
stungen, zu denen dieser Ehepartner Dritten recht-
lich verpflichtet ist oder die er Dritten aufgrund sitt-
licher Verpflichtung erbringt. 

(2) Einkommen im Sinne der Vorschriften über die 
Arbeitslosenhilfe sind alle Einnahmen in Geld oder 
Geldeswert, einschließlich der Leistungen, die von 
Dritten beansprucht werden können. Abzusetzen 
sind 

1. die auf das Einkommen entfallenden Steuern, 

2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung und zur 
Bundesanstalt sowie Beiträge zu öffentlichen oder 
privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrich-
tungen, soweit diese Beiträge gesetzlich vorge-
schrieben oder nach Grund und Höhe angemes-
sen sind, 
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3. die notwendigen Aufwendungen zur Erwerbung, 
Sicherung und Erhaltung der Einnahmen. 

(3) Nicht als Einkommen gelten 

1. Leistungen, die nach bundes- oder landesgesetz-
lichen Vorschriften gewährt werden, um einen 
Mehrbedarf zu decken, der durch einen Körper-
schaden verursacht ist, 

2. Leistungen der vorbeugenden oder nachgehen-
den Gesundheitsfürsorge, 

3. zweckgebundene Leistungen, insbesondere nicht-
steuerpflichtige Aufwandsentschädigungen und 
Leistungen zur Erziehung, Erwerbsbefähigung 
und Berufsausbildung, 

4. Leistungen, die unter Anrechnung der Arbeits-
losenhilfe gewährt werden, 

5. die Grundrenten und die Schwerstbeschädigten-
zulage nach dem Bundesversorgungsgesetz, die 
Renten, die in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes über 
die Grundrente und die Schwerstbeschädigtenzu-
lage gewährt werden, und die Renten, die den 
Opfern nationalsozialistischer Verfolgung wegen 
einer durch die Verfolgung erlittenen Gesund-
heitsschädigung gewahrt werden, bis zur Höhe 
des Betrages, der in der Kriegsopferversorgung 
bei gleicher Minderung der Erwerbsfähigkeit als 
Grundrente und Schwerstbeschädigtenzulage ge-
währt würde, 

6. Leistungen zum Ausgleich eines Schadens, soweit 
sie nicht für entgangenes oder entgehendes Ein-
kommen oder für den Verlust gesetzlicher Unter-
haltsansprüche gewährt werden; die Vorschriften 
über die Berücksichtigung von Vermögen bleiben 
unberührt, 

7. Unterstützungen auf Grund eigener Vorsorge für 
den Fall der Arbeitslosigkeit und Zuwendungen, 
die die freie Wohlfahrtspflege gewährt oder die 
ein Dritter zur Ergänzung der Arbeitslosenhilfe 
gewährt, ohne dazu rechtlich oder sittlich ver-
pflichtet zu sein, 

8. das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldge-
setz sowie Leistungen für Kinder, die den An-
spruch auf Kindergeld ausschließen, jedoch nur 
bis zur Höhe des Kindergeldes, das ohne den 
Anspruch auf die Leistung zu zahlen wäre (§ 8 
Abs. 1 des Bundeskindergeldgesetzes), 

9. die Arbeitslosenhilfe des nicht dauernd getrennt 
lebenden Ehepartners. 

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung 
bestimmen, daß auch andere als die in Absatz 3 ge-
nannten Einnahmen nicht als Einkommen gelten; 
es kann dabei auch Näheres über die Berechnung 
des Einkommens bestimmen und für die nach Ab-
satz 2 abzusetzenden Beträge Pauschbeträge fest-
setzen.  

§ 182 

Bewilligung von Arbeitslosenhilfe 

(1) Die Arbeitslosenhilfe soll jeweils für längstens 
ein Jahr bewilligt werden. 

(2) Vor einer erneuten Bewi lligung sind die Voraus-
setzungen des Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe zu 
prüfen. 

§ 183 

Übergang von Ansprüchen auf den Bund 

(1) Solange und soweit der Arbeitslose Leistungen, 
auf die er einen Anspruch hat, nicht erhält, kann das 
Arbeitsamt dem Arbeitslosen ohne Rücksicht auf 
diese Leistungen Arbeitslosenhilfe gewähren. Das 
Arbeitsamt hat die Gewährung der Arbeitslosenhilfe 
dem Leistungspflichtigen unverzüglich anzuzeigen. 
Die Anzeige bewirkt, daß die Ansprüche des Arbeits-
losen gegen jemanden, der kein Leistungsträger im 
Sinne des § 12 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
ist, in Höhe der Aufwendungen an  Arbeitlosenhilfe, 
die infolge der Nichtberücksichtigung der Leistun-
gen entstanden sind oder entstehen, auf den Bund 
übergehen. Der Übergang wird nicht dadurch ausge-
schlossen, daß der Anspruch nicht übertragen, ver-
pfändet oder gepfändet werden kann. Die Bundes-
anstalt ist berechtigt und verpflichtet, die Ansprüche 
für den Bund geltend zu machen. 

(2) Hat der Leistungspflichtige die in Absatz 1 
Satz 1 genannten Leistungen trotz des Rechtsüber-
gangs mit befreiender Wirkung an den Arbeitslosen 
oder an einen Dritten gezahlt, hat der Empfänger der 
Arbeitslosenhilfe diese insoweit zu erstatten. 

§ 184 

Übergang von anderen Ansprüchen auf den Bund 

Soweit die Vorschriften dieses Gesetzes oder des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch bestimmen, daß 
Ansprüche auf die Bundesanstalt übergehen, daß ihr 
Aufwendungen zu erstatten sind oder daß ihr Scha-
denersatz zu leisten ist, finden diese Vorschriften in 
der Arbeitslosenhilfe mit der Maßgabe Anwendung, 
daß die Ansprüche dem Bund zustehen, die Aufwen-
dungen dem Bund zu erstatten sind oder dem Bund 
Schadenersatz zu leisten ist. Die Bundesanstalt ist 
berechtigt und verpflichtet, die Ansprüche für den 
Bund geltend zu machen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Konkursausfallgeld 

§ 185 

Anspruch auf Konkursausfallgeld 

Arbeitnehmer haben bei Zahlungsunfähigkeit ih-
res Arbeitgebers nach diesem Abschnitt Anspruch 
auf Ausgleich ihres ausgefallenen Arbeitsentgelts 
(Konkursausfallgeld). 
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§ 186 

Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Anspruch auf Konkursausfallgeld hat ein Ar-
beitnehmer, der bei Eröffnung des Konkursverfah-
rens über das Vermögen seines Arbeitgebers für die 
letzten der Eröffnung des Konkursverfahrens voraus-
gehenden drei Monate des Arbeitsverhältnisses noch 
Ansprüche auf Arbeitsentgelt hat. Der Anspruch auf 
Konkursausfallgeld ist nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß der Arbeitnehmer vor der Eröffnung des Kon-
kursverfahrens gestorben ist. 

(2) Zu den Ansprüchen auf Arbeitsentgelt gehören 
alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis, die unab-
hängig von der Zeit, für die sie geschuldet werden, 
Masseschulden nach § 59 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a 
der Konkursordnung sein können. 

(3) Der Eröffnung des Konkursverfahrens stehen 
bei der Anwendung der Vorschriften dieses Ab-
schnittes gleich 

1. die Abweisung des Antrags auf Eröffnung des 
Konkursverfahrens mangels Masse, 

2. die vollständige Beendigung der Betriebstätigkeit 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, wenn ein 
Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens 
nicht gestellt worden ist und ein Konkursverfah-
ren offensichtlich mangels Masse nicht in Be tracht 
kommt. 

(4) Hat der Arbeitnehmer in Unkenntnis des Ab-
weisungsbeschlusses nach Absatz 3 Nr. 1 weitergear-
beitet oder die Arbeit aufgenommen, so treten an die 
Stelle der letzten dem Abweisungsbeschluß voraus-
gehenden drei Monate des Arbeitsverhältnisses die 
letzten dem Tag der Kenntnisnahme vorausgehen-
den drei Monate des Arbeitsverhältnisses. 

(5) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Beschluß 
des Konkursgerichts, mit dem ein Antrag auf Eröff-
nung des Konkursverfahrens über sein Vermögen 
mangels Masse abgewiesen worden ist, dem Be-
triebsrat oder, soweit ein Betriebsrat nicht besteht, 
den Arbeitnehmern unverzüglich bekanntzugeben. 

§ 187 

Anfechtung von Rechtshandlungen 

Ansprüche auf Arbeitsentgelt, die der Arbeitneh-
mer durch eine Rechtshandlung erworben hat, die 
nach den Vorschriften der Konkursordnung ange-
fochten worden ist, begründen keinen Anspruch auf 
Konkursausfallgeld; das gleiche gilt, wenn der Kon-
kursverwalter von seinem Recht Gebrauch macht, 
die Leistungen zu verweigern. Ist ein Konkursverfah-
ren nicht eröffnet worden, so begründen die Ansprü-
che auf Arbeitsentgelt keinen Anspruch auf Kon-
kursausfallgeld, wenn die Rechtshandlung im Falle 
des Konkurses nach den Vorschriften der Konkurs-
ordnung angefochten werden könnte. Soweit Kon-
kursausfallgeld auf Grund von Ansprüchen auf 
Arbeitsentgelt zuerkannt worden ist, die nach den 
Sätzen 1 und 2 keinen Anspruch auf Konkursausfall-
geld begründen, ist es zu erstatten.  

§ 188 

Höhe des Konkursausfallgeldes 

(1) Das Konkursausfallgeld ist so hoch wie der 
Teil des um die gesetzlichen 'Abzüge verminderten 
Arbeitsentgelts für die letzten der Eröffnung des 
Konkursverfahrens vorausgehenden drei Monate 
des Arbeitsverhältnisses, den der Arbeitnehmer 
noch zu beanspruchen hat. § 187 gilt entspre-
chend. 

(2) Ist der Arbeitnehmer im Inland nicht einkom-
mensteuerpflichtig und unterliegt das Konkursaus-
fallgeld nach den für ihn außerhalb des Geltungs-
bereichs des Einkommensteuergesetzes maßgeben-
den Vorschriften nicht der Steuer, so ist das Ar-
beitsentgelt nach Absatz 1 um die Steuern zu ver-
mindern, die im Falle der Steuerpflicht im Inland 
durch Abzug vom Arbeitslohn erhoben würden. 
Das gleiche gilt in den Fällen, in denen der Arbeit-
nehmer im Inland einkommensteuerpflichtig ist, die 
Steuern jedoch nicht durch Abzug vom Arbeitslohn 
erhoben werden. 

§ 189 

Antragstellung, zuständiges Arbeitsamt 

(1) Das Konkursausfallgeld wird vom zuständigen 
Arbeitsamt auf Antrag gewährt. Der Antrag ist inner-
halb einer Ausschlußfrist von zwei Monaten nach 
Eröffnung des Konkursverfahrens zu stellen. Hat der 
Arbeitnehmer die Ausschlußfrist aus Gründen ver-
säumt, die er nicht zu vertreten hat, so wird das Kon-
kursausfallgeld gewährt, wenn der Antrag innerhalb 
von zwei Monaten nach Wegfall des Hindernisses 
gestellt worden ist. Der Arbeitnehmer hat die Versäu-
mung der Ausschlußfrist zu vertreten, wenn er sich 
nicht mit der erforderlichen Sorgfalt um die Durch-
setzung seiner Ansprüche bemüht hat. 

(2) Zuständig ist das Arbeitsamt, in dessen Bezirk 
die für den Arbeitnehmer zuständige Lohnabrech-
nungsstelle des Arbeitgebers liegt. Hat der Arbeitge-
ber keine Lohnabrechnungsstelle im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes, so ist das Arbeitsamt zustän-
dig, in dessen Bezirk das Konkursgericht seinen Sitz 
hat. 

(3) Kann das Arbeitsamt die Höhe der nicht erfüll- 
ten Arbeitsentgeltansprüche nicht in angemessener 
Zeit endgültig feststellen, so hat es diese Ansprüche 
unter Berücksichtigung der Arbeitsentgeltansprüche 
vergleichbarer Arbeitnehmer in vergleichbaren Be-
trieben und der getroffenen Feststellungen zu schät-
zen. Stellt sich nachträglich heraus, daß der Arbeit-
nehmer einen höheren Arbeitsentgeltanspruch hatte, 
so ist das Konkursausfallgeld insoweit neu festzuset-
zen. 

§ 190 

Vorschuß 

(1) Das Arbeitsamt hat einen angemessenen Vor-
schuß auf das Konkursausfallgeld zu zahlen, wenn 
der Arbeitnehmer dies beantragt und dem Arbeits- 
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amt die folgenden oder gleichwer tige Bescheinigun-
gen vorliegen: 

1. die letzte Arbeitsentgeltabrechnung und 

2. eine schriftliche Erklärung des Arbeitgebers, des 
Konkursverwalters, eines für die Lohnabrechnung 
des Arbeitgebers zuständigen Arbeitnehmers 
oder des Betriebsrates darüber, für welchen Zeit-
raum und in welchem Umfang der Arbeitgeber 
die Ansprüche seiner Arbeitnehmer auf Arbeits-
entgelt nicht erfüllt hat. 

(2) Der Vorschuß ist auf das Konkursausfallgeld 
anzurechnen. Soweit der Vorschuß das Konkursaus-
fallgeld übersteigt, ist er vom Empfänger zu erstat-
ten. 

§ 191 
Auskunftspflicht 

Der Arbeitgeber, der Konkursverwalter, die Arbeit-
nehmer sowie Personen, die Einblick in die Arbeits-
entgeltunterlagen hatten, sind verpflichtet, dem 
Arbeitsamt alle Auskünfte zu erteilen, die zur Durch-
führung der Vorschriften dieses Abschnittes erforder-
lich sind. 

§ 192 

Verdienstbescheinigung 

(1) Der Konkursverwalter hat auf Verlangen des 
Arbeitsamtes unverzüglich für jeden Arbeitnehmer, 
für den ein Anspruch auf Konkursausfallgeld in 
Betracht kommt, die Höhe des Arbeitsentgelts für 
die letzten der Eröffnung des Konkursverfahrens vor-
ausgehenden drei Monate des Arbeitsverhältnisses 
sowie die Höhe der gesetzlichen Abzüge und der zur 
Erfüllung der Ansprüche auf Arbeitsentgelt bewirk-
ten Leistungen zu bescheinigen; er hat auch zu be-
scheinigen, inwieweit die Ansprüche auf Arbeitsent-
gelt gepfändet, verpfändet oder abgetreten sind. 
Dabei hat er den von der Bundesanstalt vorgesehe-
nen Vordruck zu benutzen. 

(2) Der Arbeitgeber und die Arbeitnehmer sowie 
sonstige Personen, die Einblick in die Arbeitsentgelt-
unterlagen hatten, sind verpflichtet, dem Konkurs-
verwalter alle Auskünfte zu erteilen, die er für die 
Bescheinigung nach Absatz 1 Satz 1 benötigt. 

(3) In den Fällen, in denen ein Konkursverfahren 
nicht eröffnet wird (§ 186 Abs. 3) oder nach § 204 der 
Konkursordnung eingestellt worden ist, sind die 
Pflichten des Konkursverwalters nach Absatz 1 vom 
Arbeitgeber zu erfüllen. 

§ 193 
Beauftragung des Konkursverwalters 

Der Konkursverwalter hat auf Verlangen des Ar-
beitsamtes unverzüglich das Konkursausfallgeld zu 
errechnen und auszuzahlen, wenn ihm dafür geeig-
nete Arbeitnehmer des Betriebes zur Verfügung ste-
hen und das Arbeitsamt die Mittel für die Auszah-
lung des Konkursausfallgeldes bereitstellt. Für die 

Abrechnung hat er den von der Bundesanstalt vorge-
sehenen Vordruck zu benutzen. Kosten werden nicht 
erstattet. 

§ 194 

Verfügungen fiber Arbeitsentgelt 

(1) Soweit die Ansprüche auf Arbeitsentgelt vor 
Stellung des Antrages auf Konkursausfallgeld auf 
einen Dritten übertragen worden sind, steht der 
Anspruch auf Konkursausfallgeld diesem zu. Ein Vor-
schuß nach § 190 Abs. 1 steht ihm nur zu, wenn die 
Übertragung wegen einer gesetzlichen Unterhalts-
pflicht erfolgt ist. 

(2) Soweit die Ansprüche auf Arbeitsentgelt vor 
Stellung des Antrages auf Konkursausfallgeld ge-
pfändet oder verpfändet worden sind, wird hiervon 
auch der Anspruch auf Konkursausfallgeld erfaßt. 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Soweit die Ansprüche auf Arbeitsentgelt vor 
Eröffnung des Konkursverfahrens zu ihrer Vorfinan-
zierung übertragen oder verpfändet worden sind, be-
steht ein Anspruch auf Konkurausfallgeld nur, wenn 
im Zeitpunkt der Übertragung oder Verpfändung der 
neue Gläubiger oder Pfandgläubiger nicht zugleich 
Gläubiger des Arbeitgebers oder an dessen Unter-
nehmen beteiligt war. Dasselbe gilt, wenn Satz 1 
durch andere Gestaltungen umgangen wird. 

(4) Pfandrechte, die an den Ansprüchen auf 
Arbeitsentgelt bestehen, die auf die Bundesanstalt 
nach § 196 übergegangen sind, erlöschen, wenn das 
Arbeitsamt das Konkursausfallgeld an den Berech-
tigten gezahlt hat. 

§ 195 
Verfügungen fiber Konkursausfallgeld 

(1) Der Anspruch auf Konkursausfallgeld kann 
selbständig nicht verpfändet oder übertragen wer-
den, bevor das Konkursausfallgeld beantragt worden 
ist. Eine Pfändung des Anspruches auf Konkursaus-
fallgeld vor diesem Zeitpunkt gilt als mit der Maßga-
be ausgesprochen, daß sie den Anspruch auf Kon-
kursausfallgeld erst von diesem Zeitpunkt an erfaßt. 

(2) Der Anspruch auf Konkursausfallgeld kann wie 
der Anspruch auf Arbeitseinkommen gepfändet, ver-
pfändet oder übertragen werden, nachdem das Kon-
kursausfallgeld beantragt worden ist. 

§ 196 
Anspruchsübergang 

(1) Die Ansprüche auf Arbeitsentgelt, die den 
Anspruch auf Konkursausfallgeld begründen, gehen 
abweichend von j 115 des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch bereits mit der Stellung des Antrages auf 
Konkursausfallgeld auf die Bundesanstalt über. 

(2) Die gegen den Arbeitnehmer begründete 
Anfechtung nach der Konkursordnung findet gegen 
die Bundesanstalt statt. 
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§ 197 
Entrichtung von Pflichtbeiträgen 

(1) Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Krankenver-
sicherung und zur gesetzlichen Rentenversicherung 
sowie Beiträge zur Bundesanstalt, die auf Arbeitsent-
gelte für die letzten der Eröffnung des Konkurs-
verfahrens vorausgehenden drei Monate des Arbeits-
verhältnisses entfallen und bei Eröffnung des Kon-
kursverfahrens noch nicht entrichtet worden sind, 
entrichtet das Arbeitsamt auf Antrag der zuständigen 
Einzugsstelle. Die Einzugsstelle hat dem Arbeitsamt 
die Beiträge nachzuweisen und dafür zu sorgen, daß 
die Beschäftigungszeit und das beitragspflichtige 
Bruttoarbeitsentgelt einschließlich des Arbeitsent-
gelts, für das Beiträge nach Satz 1 entrichtet werden, 
dem zuständigen Rentenversicherungsträger mitge-
teilt werden. §§ 187, 189, 192 Abs. 1 und 3 gelten ent-
sprechend. 

(2) Die Ansprüche auf die in Absatz 1 Satz 1 
genannten Beiträge bleiben gegenüber dem Arbeit-
geber bestehen. Soweit Zahlungen geleistet werden, 
hat die Einzugsstelle dem Arbeitsamt die nach Ab-
satz 1 Satz 1 entrichteten Beiträge zu erstatten. 

8. KAPITEL 

Gemeinsame Vorschriften 
über die Gewährung von Leistungen 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeines 

§ 198 

Ausländische Sozialleistungen 

Soweit der Anspruch auf eine laufende Leistung 
wegen eines Anspruchs auf eine andere Soziallei-
stung nicht entsteht, ruht oder entfällt, gilt dies auch 
wegen eines vergleichbaren Anspruchs, den ein aus-
ländischer Träger zuerkannt hat. 

§ 199 

Bescheinigung von Nebeneinkommen 

(1) Wer jemanden, der Berufsausbildungsbeihilfe, 
Unterhaltsgeld, Übergangsgeld nach diesem Gesetz, 
Kurzarbeitergeld, Schlechtwettergeld, Strukturan-
passungsgeld, Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhil-
fe (laufende Leistungen) beantragt hat oder bezieht, 
gegen Arbeitsentgelt beschäftigt, ist verpflichtet, die-
sem Art und Dauer der Beschäftigung sowie die 
Höhe des Arbeitsentgelts für die Zeiten zu bescheini-
gen, für die eine laufende Leistung beantragt worden 
ist oder bezogen wird. Er hat dabei den von der Bun-
desanstalt vorgesehenen Vordruck zu benutzen. 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn eine selb-
ständige Tätigkeit übertragen wird. 

(2) Wer eine laufende Leistung beantragt hat oder 
bezieht und Dienst- oder Werkleistungen gegen Ver-
gütung erbringt, ist verpflichtet, dem Dienstberech- 

tigten oder Besteller den für die Bescheinigung nach 
Absatz 1 vorgeschriebenen Vordruck vorzulegen. 

§ 200 

Ermittlungsrecht, Auskunftspflicht Dritter 

(1) Die Bundesanstalt ist befugt, Einsicht in 
Geschäftsbücher, Geschäftsunterlagen und Belege 
sowie in Listen, Entgeltverzeichnisse und Entgelt

-

belege für Heimarbeiter zu nehmen, soweit dies zur 
Durchführung des Gesetzes erforderlich ist. 

(2) Wer jemandem, der eine laufende Leistung 
beantragt hat oder bezieht, Leistungen gewährt, die 
geeignet sind, die laufende Leistung auszuschließen 
oder zu mindern, hat der Bundesanstalt hierüber 
Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlich ist. 

(3) Wer jemandem, der eine laufende Leistung 
beantragt hat oder bezieht, zu Leistungen verpflich-
tet ist, die geeignet sind, die laufende Leistung aus-
zuschließen oder zu mindern, hat der Bundesanstalt 
hierüber sowie über sein Einkommen oder Vermögen 
Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlich ist. Für die Feststellung 
einer Unterhaltsverpflichtung gilt § 1605 Abs. 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 

(4) Wer 

1. jemanden, der eine laufende Leistung beantragt 
hat oder bezieht, oder dessen Ehepartner oder 
Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft oder 

2. jemanden, der nach Absatz 3 zur Auskunft ver-
pflichtet ist, 

beschäftigt, hat der Bundesanstalt über die Beschäf-
tigung, insbesondere über das Arbeitsentgelt, Aus-
kunft zu erteilen, soweit es zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlich ist. Die Bundesanstalt darf eine 
Auskunft über die Beschäftigung des Partners einer 
eheähnlichen Gemeinschaft nur verlangen, wenn 
dieser im Einzelfall eingewilligt hat. 

(5) Ehepartner oder Partner einer eheähnlichen 
Gemeinschaft, deren Einkommen oder Vermögen im 
Rahmen einer Bedürftigkeitsprüfung zu berücksich-
tigen ist, haben der Bundesanstalt hierüber Auskunft 
zu erteilen, soweit es zur Durchführung dieses Geset-
zes erforderlich ist. 

(6) Auf Verlangen der Bundesanstalt ist für eine 
schriftliche Auskunft nach den Absätzen 2 bis 5 der 
Vordruck der Bundesanstalt zu benutzen. 

§ 201 

Schadensersatzpflicht Dritter 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. eine Arbeitsbescheinigung nach § 176, eine Ver-
dienstbescheinigung nach § 192 Abs. 1 und 3 oder 
eine Bescheinigung über Nebeneinkommen nach 
§ 199 Abs. 1 nicht, nicht richtig oder nicht voll-
ständig ausfüllt, 
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2. eine Auskunft, zu der er nach §§ 191, 191 Abs. 2 
oder § 200 Abs. 2, 3, 4 oder Abs. 5 verpflichtet ist, 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erteilt 
oder 

3. als Konkursverwalter die Verpflichtungen nach 
§ 193 Satz 1 und 2 nicht erfüllt, 

ist der Bundesanstalt zum Ersatz des daraus entstan-
denen Schadens verpflichtet. 

§ 202 

Entscheidung fiber den Antrag 

Die Entscheidungen über den Anspruch trifft der 
Direktor des Arbeitsamtes. Die Entscheidungen sind 
schriftlich bekanntzugeben. 

§ 203 

Zustellung von Pfändungsbeschlüssen 

Bei Pfändung eines Geldleistungs- oder Erstat-
tungsanspruchs gilt der Direktor des Arbeitsamtes, 
der über den Anspruch entschieden oder zu ent-
scheiden hat, als Drittschuldner im Sinne der §§ 829 
und 845 der Zivilprozeßordnung. 

§ 204 

Anzeige und Nachweis der Arbeitsunfähigkeit 

(1) Wer Unterhaltsgeld, Strukturanpassungsgeld, 
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe beantragt 
hat oder bezieht, hat dem Arbeitsamt die Arbeits-
unfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer unver-
züglich anzuzeigen. 

(2) Er hat ferner spätestens vor Ablauf des dritten 
Kalendertages nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit 
eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfä-
higkeit und die voraussichtliche Dauer der Arbeits-
unfähigkeit vorzulegen. Dauert die Arbeitsunfähig-
keit langer als in der ärztlichen Bescheinigung ange-
geben, so ist dem Arbeitsamt eine neue ärztliche Be-
scheinigung vorzulegen. Die Bescheinigungen müs-
sen einen Vermerk des behandelnden Arztes darüber 
enthalten, daß dem Träger der Krankenversicherung 
unverzüglich eine Bescheinigung über die Arbeits-
unfähigkeit mit Angaben über den Befund und die 
voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit über-
sandt wird. 

§ 205 

Pauschbeträge für Berechnung 
des Nettoeinkommens 

(1) Soweit nach Vorschriften dieses Gesetzes Ein-
kommen nach Abzug der Steuern, der Sozialver-
sicherungsbeiträge, der Beiträge zur Bundesanstalt 
und der Werbungskosten anzurechnen oder zu be-
rücksichtigen ist, kann die Bundesanstalt durch 
Anordnung für diese Abzüge Pauschbeträge festset-
zen. 

(2) Die Bundesanstalt soll von jemandem, der 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unterhalts-
geld beantragt oder bezieht, die Hinterlegung der 
Lohnsteuerkarte verlangen, auf der nicht die Steuer-
klasse VI eingetragen ist; hiervon darf nur abge-
wichen werden, wenn überwiegende Interessen des 
zur Hinterlegung Verpflichteten einer Hinterlegung 
entgegenstehen. Die Bundesanstalt darf die auf der 
Lohnsteuerkarte enthaltenen Daten weder verarbei-
ten noch nutzen. Die Lohnsteuerkarte ist nach Weg-
fall der Leistung oder nach Ablauf des Kalender-
jahres unverzüglich zurückzugeben. Kommt der Ver-
pflichtete der Aufforderung zur Hinterlegung aus 
von ihm zu vertretenden Gründen nicht nach, kann 
die Bundesanstalt die Leistungen bis zur Nachholung 
der Hinterlegung ganz oder teilweise versagen oder 
entziehen. 

§ 206 

Ermittlungen durch Bundesanstalt 
und Hauptzollämter 

(1) Die Bundesanstalt prüft, ob Leistungen nach 
diesem Gesetz zu Unrecht bezogen werden oder 
wurden, ob die Angaben des Arbeitgebers, die für 
die Leistungen erheblich sind, zutreffend bescheinigt 
wurden und ob ausländische Arbeitnehmer, soweit 
erforderlich, mit einer gültigen Erlaubnis nach § 26 
Abs. 1 Satz 1 und nicht zu ungünstigeren Arbeits-
bedingungen als vergleichbare deutsche Arbeitneh-
mer beschäftigt werden oder wurden. Die Bundes-
anstalt ist berechtigt, zu diesen Zwecken Grund-
stücke und Geschäftsräume des Arbeitgebers wäh-
rend der Geschäftszeit zu be treten und dort  Einsicht 
in die Lohn-, Melde- oder vergleichbaren Unterlagen 
des Arbeitgebers zu nehmen. Ist der Arbeitnehmer 
bei einem Dritten tätig, ist die Bundesanstalt zur Prü-
fung nach Satz 1 berechtigt, die Grundstücke und 
Geschäftsräume dieses Dritten während der Ge-
schäftszeit zu be treten. Die Bundesanstalt ist ferner 
ermächtigt, die Personalien der in den Geschäftsräu-
men oder auf dem Grundstück des Arbeitgebers oder 
des Dritten tätigen Personen zu überprüfen. Die 
Sätze 2 und 3 gelten bei Prüfungen im Verteidi-
gungsbereich mit der Maßgabe, daß ein Betretens-
recht nur im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium der Verteidigung ausgeübt werden kann. 

(2) Die Bundesanstalt ist berechtigt, für die Prüfun-
gen nach Absatz 1 Satz 1 die Daten nach §§ 28 a und 
104 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch zu verar-
beiten und zu nutzen, die ihr auf Grund einer Rechts-
verordnung nach § 28 c des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch übermittelt wurden. Die Daten dürfen 
nach Ablauf von fünf Jahren ab dem Ende des Jah-
res, auf das sich die Meldung nach §§ 28 a und 104 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch bezieht, nur 
noch für Zwecke der Statistik oder Forschung ver-
wendet werden. 

(3) Die Bundesanstalt ist bei ihren Prüfungen von 
den Krankenkassen, den Trägern der Rentenversi-
cherung, den in § 63 des Ausländergesetzes genann-
ten Behörden, den  nach Landesrecht für die Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 
dem Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit zu- 
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ständigen Behörden, den Trägern der Unfallversiche-
rung und den für den Arbeitsschutz zuständigen 
Landesbehörden zu unterstützen; die Aufgaben die-
ser Behörden auf Grund anderer Rechtsvorschriften 
bleiben unberührt. Für diese Behörden gelten die in 
Absatz 1 Satz 2 bis 4 genannten Rechte. Die Behör-
den sind befugt, die im Rahmen ihrer Unterstützung 
nach Satz 1 erforderlichen Daten untereinander aus-
zutauschen. Die Prüfungen nach Absatz 1 Satz 1 kön-
nen mit anderen Prüfungen verbunden werden; die 
Vorschriften über die Zusammenarbeit mit anderen 
Behörden bleiben unberührt. 

(4) Neben der Bundesanstalt führen die örtlich 
zuständigen Hauptzollämter die Aufgaben nach Ab-
satz 1 Satz 1 in eigener Verantwortung durch. Die 
Prüfung erfolgt im Einvernehmen mit der Bundesan-
stalt. Die Hauptzollämter sind an Erklärungen der 
Bundesanstalt zu Rechtsfragen von grundsätzlicher 
Bedeutung gebunden. Absatz 1 Satz 2 bis 5 und Ab-
satz 2 gelten entsprechend. 

(5) Die Hauptzollämter haben die bei ihrer Aufga-
benerfüllung nach Absatz 1 Satz 1 erhobenen perso-
nenbezogenen Daten sowie Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse ebenso wie die in § 35 des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch genannten Leistungsträger 
als Sozialgeheimnis zu wahren. Das Zweite Kapitel 
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch ist anzuwen-
den. 

(6) Der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und jeder, 
der bei einer Prüfung an einem der in Absatz 1 Satz 2 
und 3 genannten Orte angetroffen wird, hat die Prü-
fungen der Bundesanstalt und der in den Absätzen 2 
bis 4 genannten Behörden zu dulden und hierbei mit-
zuwirken sowie Auskünfte über Tatsachen zu ertei-
len, die darüber Aufschluß geben, ob Leistungen 
nach diesem Gesetz zu Unrecht bezogen werden 
oder wurden, ob die Angaben des Arbeitgebers, die 
für die Leistungen erheblich sind, zutreffend be-
scheinigt wurden, ob ausländische Arbeitnehmer 
mit der erforderlichen gültigen Erlaubnis nach § 26 
Abs. 1 Satz 1 und nicht zu ungünstigeren Arbeitsbe-
dingungen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer 
beschäftigt werden oder wurden, und die in Absatz 1 
Satz 2 genannten Unterlagen vorzulegen. Arbeitge-
ber und Dritte haben das Be treten der Grundstücke 
und der Geschäftsräume nach Maßgabe des Absat-
zes 1 Satz 2 und 3 zu dulden. Auskünfte auf Fragen, 
deren Beantwortung dem Auskunftsverpflichteten 
selbst oder einer ihm nahestehenden Person (§ 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung) die Gefahr 
zuziehen würde, wegen einer Straftat oder einer Ord-
nungswidrigkeit verfolgt zu werden, können verwei-
gert werden. 

(7) Hat der Arbeitgeber die erforderlichen Daten in 
automatisierten Dateien gespeichert, hat er die Daten 
auf Verlangen und auf Kosten der Bundesanstalt und 
der Hauptzollämter aus den Datenbeständen auszu-
sondern und auf maschinenverwertbaren Datenträ-
gern oder in Form von Listen zur Verfügung zu stel-
len. Der Arbeitgeber darf maschinenverwertbare 
Datenträger oder Datenlisten, die die erforderlichen 
Daten enthalten, ungesondert zur Verfügung stellen, 
wenn die Aussonderung mit einem unverhältnismä- 

ßigen Aufwand verbunden wäre und überwiegende 
schutzwürdige Interessen des Be troffenen nicht ent-
gegenstehen. In diesem Fall hat die Bundesanstalt 
die erforderlichen Daten auszusondern. Die übrigen 
Daten dürfen darüber hinaus nicht verarbeitet und 
genutzt werden. Sind die zur Verfügung gestellten 
Datenträger oder Datenlisten für die in Absatz 1 
Satz 1 genannten Zwecke nicht mehr erforderlich, 
sind sie unverzüglich zu vernichten oder auf Verlan-
gen des Arbeitgebers zurückzugeben. 

§ 207 

Ergänzende Bestimmungen zur Aufhebung 
von Verwaltungsakten 

(1) Außer in den in §§ 47, 48 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch genannten Fällen kann ein recht-
mäßiger begünstigender Verwaltungsakt ganz oder 
teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die 
Vergangenheit widerrufen werden, soweit die auf 
Grund dieses Verwaltungsaktes gewährte Leistung 
nicht oder nicht mehr ihrem Zweck entsprechend 
verwendet oder eine mit dem Verwaltungsakt ver-
bundene Auflage nicht oder nicht innerhalb einer 
dem Empfänger gesetzten Frist erfüllt wird; die Bun-
desanstalt kann das Nähere durch Anordnung be-
stimmen. 

(2) Für den Widerruf von Verwaltungsakten nach 
§§ 94, 96, 62 in Verbindung mit § 96 und nach §§ 70, 
82, 86 Abs. 1 Nr. 1 sowie die Erstattung und Verzin-
sung der auf Grund dieser Verwaltungsakte gewähr-
ten Leistungen gilt § 44 a der Bundeshaushaltsord-
nung entsprechend. 

(3) Ist die Entscheidung, durch die eine laufende 
Leistung bewilligt worden ist, ganz aufgehoben wor-
den, so darf die Leistung von neuem nur gewährt 
werden, wenn sie erneut beantragt ist. 

§ 208 

Rücknahme von Verwaltungsakten 

(1) Liegen die in § 44 Abs. 1 Satz 1 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch genannten Voraussetzun-
gen für die Rücknahme eines rechtswidrigen nicht 
begünstigenden Verwaltungsaktes vor, weil er auf 
einer Rechtsnorm beruht, die nach Erlaß des Verwal-
tungsaktes für unvereinbar mit dem Grundgesetz er-
klärt oder in ständiger Rechtsprechung anders als 
durch die Bundesanstalt ausgelegt worden ist, so ist 
der Verwaltungsakt, wenn er unanfechtbar gewor-
den ist, nur mit Wirkung für die Zukunft zurückzu-
nehmen. 

(2) Liegen die in § 45 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten Bu-
ches Sozialgesetzbuch genannten Voraussetzungen 
für die Rücknahme eines rechtswidrigen begünsti-
genden Verwaltungsaktes vor, ist dieser auch mit 
Wirkung für die Vergangenheit zurückzunehmen. 

(3) Die Bundesanstalt kann durch Anordnung Vor-
schriften über die Stundung und Niederschlagung 
von Rückforderungen sowie die Einstellung des Ein-
ziehungsverfahrens erlassen. 
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§ 209 
Übergang von Ansprüchen auf die Bundesanstalt 

(1) Das Arbeitsamt kann durch schriftliche Anzeige 
an den Leistungspflichtigen bewirken, daß Ansprü-
che eines Erstattungspflichtigen auf Leistungen zur 
Deckung des Lebensunterhalts, insbesondere auf 

1. Renten der Sozialversicherung, 

2. Renten nach dem Bundesversorgungsgesetz so-
wie Renten, die nach anderen Gesetzen in ent-
sprechender Anwendung des Bundesversor-
gungsgesetzes gewährt werden, 

3. Renten nach dem Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen, 

4. Unterhaltsbeihilfe nach dem Gesetz über die 
Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsge-
fangenen, 

5. Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz, 

6. Mutterschaftsgeld oder Sonderunterstützung nach 
dem Mutterschutzgesetz, 

7. Arbeitsentgelt aus einem Arbeitsverhältnis, das 
während des Bezuges der zurückzuzahlenden 
Leistung bestanden hat, 

in Höhe der zurückzuzahlenden Leistung auf die 
Bundesanstalt übergehen. Satz 1 gilt nicht, soweit 
das Arbeitsamt aus dem gleichen Grund einen Er-
stattungsanspruch nach §§ 102 bis 105 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch hat. Der Übergang be-
schränkt sich auf Ansprüche, die dem Rückzahlungs-
pflichtigen für den Zeitraum in der Vergangenheit 
zustehen, für den die zurückzuzahlenden Leistungen 
gewährt worden sind. Hat der Rückzahlungspflichti-
ge den unrechtmäßigen Bezug der Leistung vorsätz-
lich oder grob fahrlässig herbeigeführt, so geht in 
den Fällen der Nummern 1 bis 5 auch der Anspruch 
auf die Hälfte der laufenden Bezüge auf die Bundes-
anstalt insoweit über, als der Rückzahlungspflichtige 
dieses Teils der Bezüge zur Deckung seines Lebens-
unterhalts und des Lebensunterhalts seiner unter-
haltsberechtigten Angehörigen nicht bedarf. 

(2) Der Leistungspflichtige hat seine Leistungen in 
Höhe des nach Absatz 1 übergegangenen Anspruchs 
an das Arbeitsamt abzuführen. 

(3) Der nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 Leistungspflichti-
ge hat den Eingang eines Antrages auf Rente, Unter-
haltsbeihilfe oder Unterhaltshilfe dem Arbeitsamt 
mitzuteilen, von dem der Antragsteller zuletzt Lei-
stungen nach diesem Gesetz bezogen hat. Die Mittei-
lungspflicht entfällt, wenn der Bezug dieser Leistun-
gen im Zeitpunkt der Antragstellung länger als drei 
Jahre zurückliegt. Bezüge für eine zurückliegende 
Zeit dürfen an  den Antragsteller frühestens zwei Wo-
chen nach Abgang der Mitteilung an das Arbeitsamt 
ausgezahlt werden, falls bis zur Auszahlung eine An-
zeige des Arbeitsamts nach Absatz 1 nicht vorliegt. 

(4) Der Rechtsübergang nach Absatz 1 wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, daß der Anspruch nicht 
übertragen, verpfändet oder gepfändet werden 
kann.  

§ 210 
Aufrechnung 

(1) Hat ein Bezieher von Kurzarbeitergeld, 
Schlechtwettergeld, Strukturanpassungsgeld, Ar-
beitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe die Leistung zu 
Unrecht erhalten, weil der Anspruch wegen der 
Anrechnung von Nebeneinkommen nach § 160 ge-
mindert war oder wegen einer Sperrzeit oder einer 
Säumniszeit ruhte, so kann das Arbeitsamt mit dem 
Anspruch auf Erstattung gegen einen Anspruch auf 
die genannten Leistungen abweichend von § 51 
Abs. 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch in voller 
Höhe aufrechnen. 

(2) Der Anspruch auf Rückzahlung von Leistungen 
kann gegen einen Anspruch auf Rückzahlung zu Un-
recht entrichteter Beiträge (§ 247) aufgerechnet wer-
den. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Sozialversicherung der Leistungsempfänger 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Krankenversicherung der Empfänger von 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 

Strukturanpassungsgeld, Unterhaltsgeld 
und Übergangsgeld 

§ 211 

Grundsatz der Pflichtversicherung 

(1) Wer Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Struk-
turanpassungsgeld oder Unterhaltsgeld bezieht, ist 
für den Fall  der Krankheit versichert. 

(2) Die Krankenversicherung wird nach den Vor-
schriften der gesetzlichen Krankenversicherung 
durchgeführt, soweit sich nicht aus den folgenden 
Vorschriften Abweichendes ergibt. Soweit es sich um 
die Rechte und Pflichten aus der Krankenversiche-
rung handelt, tritt an  die Stelle der versicherungs-
pflichtigen Beschäftigung der Bezug des Arbeits-
losengeldes, der Arbeitslosenhilfe, des Strukturan-
passungsgeldes oder des Unterhaltsgeldes, für die 
fünfte bis achte Woche einer Sperrzeit nach § 165 so-
wie für den Zeitraum, während dessen der Anspruch 
nach § 162 Abs. 3 ruht, gelten die Leistungen als be-
zogen. Das Versicherungsverhältnis wird nicht be-
rührt, wenn die Entscheidung, die zu einem Lei-
stungsbezug geführt hat, rückwirkend aufgehoben 
oder die Leistung zurückgefordert oder zurückge-
zahlt worden ist. 

(3) Die Mitgliedschaft der nach Absatz 1 Versi-
cherten beginnt mit dem Tag, von dem an eine in Ab-
satz 1 genannte Leistung bezogen wird. Die Mit-
gliedschaft endet mit Ablauf des letzten Tages, für 
den die Leistung bezogen wird; § 190 Abs. 12 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 

(4) Für die Krankenversicherung der Empfänger 
von Übergangsgeld gelten die Vorschriften des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch und der Reichsversiche- 
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rungsordnung sowie die zu ihrer Änderung, Ergän-
zung oder Durchführung erlassenen Vorschriften. 

§ 212 

Ansprüche nach dem Ausscheiden 
aus dem Leistungsbezug 

Scheidet ein Versicherter aus der Krankenversi-
cherung aus, weil er keine der in § 211 Abs. 1 ge-
nannten Leistungen mehr bezieht, so stehen ihm die 
Ansprüche aus der gesetzlichen Krankenversiche-
rung in derselben Weise zu, als wenn er wegen Weg-
falls der Versicherungspflicht (§ 19 Abs. 2 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch) ausgeschieden wäre. 

§ 213 

Beiträge 

(1) Die Beiträge für die nach § 211 Versicherten 
trägt die Bundesanstalt. 

(2) Für die Berechnung der Beiträge ist der allge-
meine Beitragssatz (§ 241 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch) maßgeblich. Bei Versicherten der land-
wirtschaftlichen Krankenkassen tritt an  die Stelle des 
Beitragssatzes nach Satz 1 der allgemeine Beitrags-
satz der Ortskrankenkasse, in deren Bezirk die l and-
wirtschaftliche Krankenkasse ihren Sitz hat. 

(3) Als beitragspflichtige Einnahmen (§ 223 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch) gilt das durch sie-
ben geteilte wöchentliche Arbeitsentgelt, das der Be-
messung des Arbeitslosengeldes, der Arbeitslosen-
hilfe, des Strukturanpassungsgeldes oder des Unter-
haltsgeldes zugrunde liegt, soweit es ein Dreihun-
dertsechzigstel der Jahresarbeitsentgeltgrenze der 
gesetzlichen Krankenversicherung nicht übersteigt. 
Für die Berechnung der beitragspflichtigen Einnah-
men ist das wöchentliche Arbeitsentgelt um das aus 
einer die Krankenversicherungspflicht begründen-
den Beschäftigung erzielte Arbeitsentgelt zu kürzen. 

(4) Der Versicherte hat der Bundesanstalt die Bei-
träge zu erstatten, soweit die Entscheidung, die zu ei-
nem Bezug von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe 
oder Unterhaltsgeld geführt hat, rückwirkend aufge-
hoben und die Leistung zurückgefordert worden ist. 
Hat für den Zeitraum, für den der Versicherte nach 
Satz 1 erstattungspflichtig ist, ein weiteres Kranken-
versicherungsverhältnis bestanden, so erstattet die 
Krankenkasse, die die Krankenversicherung nach 
§§ 211 bis 217 durchführt, der Bundesanstalt die für 
diesen Zeitraum entrichteten Beiträge; der Versicher-
te wird insoweit von der Erstattungspflicht nach 
Satz 1 befreit; § 211 Abs. 2 Satz 3 gilt nicht. Werden 
die beiden Versicherungsverhältnisse bei verschie-
denen Krankenkassen durchgeführt und wurden in 
dem Zeitraum, in dem die Versicherungsverhältnisse 
nebeneinander bestanden, Leistungen von der Kran-
kenkasse erbracht, die die Krankenversicherung 
nach §§ 211 bis 217 durchgeführt hat, so besteht kein 
Beitragserstattungsanspruch der Bundesanstalt nach 
Satz 2. Die Bundesanstalt und die Spitzenverbände 
der Krankenkassen (I  213 des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch) können das Nähere über die Erstat-

tung der Beiträge nach den Sätzen 2 und 3 durch 
Vereinbarung regeln. 

(5) Beiträge für Versicherte, denen eine Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder Über-
gangsgeld von einem nach § 251 Abs. 1 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch beitragspflichtigen Rehabi-
litationsträger gewährt worden ist, sind der Bundes-
anstalt vom Träger der Rentenversicherung oder vom 
Rehabilitationsträger zu erstatten, wenn und soweit 
die Entscheidung, durch die die in § 155 Abs. 1 ge-
nannte Leistung bewilligt worden ist, wegen der Ge

-

währung dieser Rente oder des Übergangsgeldes 
rückwirkend aufgehoben worden ist; das gleiche gilt 
in den Fällen des § 148 Abs. 3 und § 183 Abs. 1. Zu 
erstatten sind 

1. vom Rentenversicherungsträger die Beitragsteile 
des versicherten Rentners und des Trägers der 
Rentenversicherung, die diese ohne die Regelung 
dieses Absatzes für dieselbe Zeit aus der Rente zu 
entrichten gehabt hätten, 

2. vom Rehabilitationsträger der Be trag, den er als 
Krankenversicherungsbeitrag hätte leisten müs-
sen, wenn der Versicherte nicht nach § 211 Abs. 1 
versichert gewesen wäre. 

Der Träger der Rentenversicherung und der  Rehabi-
litationsträger sind nicht verpflichtet, für dieselbe 
Zeit Beiträge zur Krankenversicherung zu entrichten. 
Der Versicherte ist abgesehen von Satz 2 Nr. 1 nicht 
verpflichtet, für dieselbe Zeit Beiträge aus der Rente 
zur Krankenversicherung zu entrichten. 

§ 214 

Höhe und Beginn des Krankengeldes 

(1) Als Krankengeld ist der Be trag des Arbeits-
losengeldes, der Arbeitslosenhilfe, des Strukturan-
passungsgeldes oder des Unterhaltsgeldes zu ge-
währen, den der Versicherte zuletzt bezogen hat. 
Das Krankengeld wird vom ersten Tage der Arbeits-
unfähigkeit an  gewährt. § 157 Abs. 13 bis 15 gilt ent-
sprechend. 

(2) Ändern sich während des Bezuges von Kran-
kengeld die für den Anspruch auf Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe, Strukturanpassungsgeld oder Un-
terhaltsgeld maßgeblichen Verhältnisse des Versi-
cherten, so ist auf Antrag des Versicherten als Kran-
kengeld derjenige Be trag zu gewähren, den der 
Versicherte als Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 
Strukturanpassungsgeld oder Unterhaltsgeld erhal-
ten würde, wenn er nicht erkrankt wäre. Änderun-
gen, die zu einer Erhöhung des Krankengeldes um 
weniger als zehn vom Hundert führen würden, wer-
den nicht berücksichtigt. 

§ 215 

Kassenzuständigkeit 

(1) Versicherte sind Mitglieder der Krankenkasse, 
der sie im Zeitpunkt der Arbeitslosmeldung oder des 
Beginns der Umschulungsmaßnahme angehören 
oder zuletzt vor diesem Zeitpunkt angehört haben. 
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(2) Im übrigen sind Versicherte Mitglieder der 
Ortskrankenkasse, deren Bezirk den für die Zustän-
digkeit des Arbeitsamtes maßgebenden Wohn- oder 
Aufenthaltsort der Versicherten umfaßt. 

(3) Übt ein Versicherter während des Bezuges einer 
in § 211 Abs. 1 genannten Leistung eine krankenver-
sicherungspflichtige Beschäftigung aus, so ist für die 
Krankenversicherung auf Grund dieser Beschäfti-
gung dieselbe Kasse zuständig, bei der er nach den 
Absätzen 1 und 2 versichert ist. 

§ 216 

Beitragserstattung durch den Arbeitgeber, 
Ausgleich zwischen den Krankenkassen 

(1) Der Arbeitgeber hat der Bundesanstalt die im 
Falle des § 162 Abs. 10 Satz 1 geleisteten Beiträge 
zur Krankenversicherung zu erstatten, soweit er für 
dieselbe Zeit Beiträge zur Krankenversicherung des 
Arbeitnehmers zu entrichten hat. Er wird insoweit 
von seiner Verpflichtung befreit, Beiträge an die 
Krankenkasse zu entrichten. Die Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für den Zuschuß nach § 257 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch. 

(2) Hat auf Grund des Bezuges von Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe, Strukturanpassungsgeld oder Unter-
haltsgeld nach § 162 Abs. 10 Satz 1 eine andere Kasse 
die Krankenversicherung durchgeführt als diejenige 
Kasse, die für das Beschäftigungsverhältnis zuständig 
ist, aus dem der Leistungsempfänger Arbeitsentgelt 
bezieht oder zu beanspruchen hat, so erstatten die Kas-
sen einander Beiträge und Leistungen wechselseitig. 

§217 
Meldepflicht des Arbeitsamtes 

Die Meldungen, die nach den Vorschriften der 
gesetzlichen Krankenversicherung dem Arbeitgeber 
obliegen, werden hinsichtlich der nach § 211 versi-
cherten Leistungsempfänger von den Arbeitsämtern 
erstattet. Die Meldungen sind monatlich zu erstatten 
und beschränken sich, soweit mit den Krankenkas-
sen nichts anderes vereinbart ist, auf die Anzahl der 
Empfänger der in § 211 Abs. 1 genannten Leistun-
gen, die in dem Zahlungszeitraum, in den der Fünf-
zehnte des Monats fällt, eine Leistung tatsächlich 
erhalten haben. Im übrigen werden die Meldungen 
durch die Meldekarte oder eine andere Bescheini-
gung ersetzt, die das Arbeitsamt dem Arbeitslosen 
ausstellt. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Krankenversicherung der Empfänger 
von Kurzarbeitergeld und Schlechtwettergeld 

§ 218 
Fortbestehen der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger in 
der gesetzlichen Krankenversicherung bleibt erhal-

ten, solange sie Anspruch auf Kurzarbeiter- oder 
Schlechtwettergeld haben. 

(2) § 211 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 219 
Berechnung der Beiträge zur Krankenversicherung 

(1) Soweit Kurzarbeiter- oder Schlechtwettergeld 
gewährt wird, gilt als Arbeitsentgelt im Sinne der ge-
setzlichen Krankenversicherung das Arbeitsentgelt 
nach §§ 105 und 123, vervielfacht mit der Zahl der 
Ausfallstunden, für die dem Arbeitnehmer Kurzar-
beiter- oder Schlechtwettergeld gewährt worden ist. 

(2) Den Beitrag für das Arbeitsentgelt im Sinne des 
Absatzes 1 trägt der Arbeitgeber. 

(3) Hat ein Empfänger von Schlechtwettergeld gegen 
seinen Arbeitgeber für die Ausfallstunden Anspruch 
auf Arbeitsentgelt, das unter Anrechnung des Schlecht-
wettergeldes zu zahlen ist (§ 122 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3), so 
bemißt sich der Beitrag abweichend von den Absätzen 1 
und 2 nach dem Arbeitsentgelt unter Hinzurechnung 
des Schlechtwettergeldes. §§ 249 und 250 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend. 

§ 220 
Höhe des Krankengeldes 

(1) Für Versicherte, die während des Bezuges von 
Kurzarbeiter- oder Schlechtwettergeld arbeitsunfä-
hig erkranken, wird das Krankengeld nach dem 
regelmäßigen Arbeitsentgelt, das zuletzt vor Eintritt 
des Arbeitsausfalls erzielt wurde (Regelentgelt, § 47 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch), berechnet. 

(2) Für Versicherte, die arbeitsunfähig erkranken, be-
vor in ihrem Betrieb die Voraussetzungen für den Bezug 
von Kurzarbeiter- oder Schlechtwettergeld erfüllt sind, 
wird, solange Anspruch auf Fortzahlung des Arbeits-
entgelts im Krankheitsfalle besteht, neben dem Arbeits-
entgelt als Krankengeld der Be trag des Kurzarbeiter- 
oder Schlechtwettergeldes gewährt, den der Versi-
cherte erhielte, wenn er nicht arbeitsunfähig wäre. 
§ 109 Abs. 4 Satz 2 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Im übrigen ist bei der Ermittlung der Bemessungs-
grundlage für die Leistungen der gesetzlichen Kranken-
versicherung von dem Arbeitsentgelt auszugehen, das 
bei der Bemessung der Beiträge zugrunde gelegt wurde. 

(4) In den Fällen des § 219 Abs. 3 wird das Kranken-
geld abweichend von Absatz 1 nach dem Arbeitsent-
gelt unter Hinzurechnung des Schlechtwettergeldes 
berechnet. Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Unfallversicherung 

§ 221 
Unfallversicherung der Leistungsempfänger 

Für die Unfallversicherung der Leistungsempfän-
ger gelten die Vorschriften der Reichsversicherungs

- ordnung und die zu ihrer Änderung, Ergänzung oder 
Durchführung erlassenen Vorschriften. 
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VIERTER UNTERABSCHNITT 

Rentenversicherung 

§ 222 

Berechnung der Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung, Beitragszuschuß 

an Arbeitgeber 

(1) Während des Bezuges von Kurzarbeiter- oder 
Schlechtwettergeld besteht ein rentenversicherungs-
pflichtiges Beschäftigungsverhältnis fo rt . 

(2) Soweit Kurzarbeiter- oder Schlechtwettergeld 
gewährt wird, gilt als Bruttoarbeitsentgelt im Sinne 
der gesetzlichen Rentenversicherung das Arbeitsent-
gelt nach §§ 105 und 123, vervielfacht mit der Zahl 
der Ausfallstunden, für die dem Arbeitnehmer Kurz-
arbeiter- oder Schlechtwettergeld gewährt worden 
ist; der Beitrag bemißt sich nach dem Kurzarbeiter-
oder Schlechtwettergeld. 

(3) Den Beitrag nach Absatz 2 trägt der Arbeitge-
ber. Die Bundesanstalt gewährt dem Arbeitgeber auf 
Antrag einen Zuschuß in Höhe von 50 vom Hundert 
seiner Aufwendungen. Soweit Kurzarbeitergeld ge-
währt wird, wird der Zuschuß längstens für eine 
Kurzarbeitergeldbezugsfrist von bis zu sechs Mona-
ten gezahlt. Für die Antragstellung gelten die Aus-
schlußfrist des § 109 Abs. 3 Satz 4 und des § 125 
Abs. 2 Satz 2 entsprechend. 

(4) Hat ein Empfänger von Schlechtwettergeld ge-
gen seinen Arbeitgeber für die Ausfallstunden An-
spruch auf Arbeitsentgelt, das unter Anrechnung des 
Schlechtwettergeldes zu zahlen ist (§ 122 Abs. 1 Nr. 2 
Satz 3), so bemißt sich der Beitrag zur Rentenversi-
cherung nach dem Arbeitsentgelt unter Hinzurech-
nung des Schlechtwettergeldes. Die Vorschriften des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch über die Beitrags-
bemessungsgrenze und die Beitragstragung gelten 
entsprechend. 

§ 223 

Beitragserstattung durch den Arbeitgeber - 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 

§ 216 Abs. 1 gilt für Beiträge zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung entsprechend.  

31. Dezember 1991 geltenden Fassung von der Versi-
cherungspflicht befreit oder die in Artikel 2 § 1 Abs. 4 
Satz 1 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs-
gesetzes in der am 31. Dezember 1991 geltenden 
Fassung genannt sind und auf ihre Befreiung von der 
Versicherungspflicht nicht verzichtet haben, bis zu 
der Höhe, in der sie Beiträge zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung zu entrichten hätte, wenn der Lei-
stungsempfänger nicht von der Versicherungspflicht 
befreit worden wäre, höchstens jedoch bis zur Höhe 
des vom Leistungsempfänger auf Grund der Satzung 
der Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung ge-
schuldeten oder im Lebensversicherungsvertrag spä-
testens sechs Monate vor Beginn des Leistungsbezu-
ges vereinbarten Beitrages. Der Leistungsempfänger 
wird insoweit von der Verpflichtung befreit, Beiträge 
zur Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung 
oder zum Versicherungsunternehmen zu entrichten. 

(2) Für Empfänger von Arbeitslosengeld, Arbeitslo-
senhilfe, Strukturanpassungsgeld oder Unterhalts-
geld im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, die in dem Jahr, 
das den letzten sechs Monaten vor Beginn des Lei-
stungbezugs vorausgeht, freiwillige Beiträge zur ge-
setzlichen Rentenversicherung entrichtet haben, de-
ren Gesamtbetrag wenigstens zwölf Mindestbeiträ-
gen entspricht, trägt die Bundesanstalt auf Antrag 
neben den Beiträgen zur Versicherungs- oder Versor-
gungseinrichtung oder zum Versicherungsunterneh-
men auch die freiwilligen Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung. Für die Höhe der Beiträge gilt 
Absatz 1 Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, daß 
die freiwilligen Beiträge zur gesetzlichen Rentenver-
sicherung höchstens bis zu der Höhe zu tragen sind, 
in der sie vom Leistungsempfänger in dem in Satz 1 
genannten Jahr im Durchschnitt entrichtet worden 
sind. Übersteigen beide Beiträge zusammen die 
Höchstgrenze des Absatzes 1 Satz 1, so bestimmt der 
Leistungsempfänger in seinem Antrag nach Satz 1, 
welcher der beiden Beiträge zu kürzen ist. Trifft der 
Leistungsempfänger in seinem Antrag keine Bestim-
mung, so ist der Beitrag zur Versicherungs- oder Ver-
sorgungseinrichtung oder zum Versicherungsunter-
nehmen entsprechend zu kürzen. Der Antragsteller 
hat die Entrichtung der freiwilligen Beiträge nachzu-
weisen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

9. KAPITEL 

Aufbringung der Mittel 
§ 224 

Beiträge zur Altersvorsorge für Leistungsempfänger, 
die von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 

Rentenversicherung be freit sind 

(1) Die Bundesanstalt trägt die Beiträge zur Versi-
cherungs- oder Vesorgungseinrichtung oder zum 
Versicherungsunternehmen für Empfänger von Ar-
beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Strukturanpas-
sungsgeld oder Unterhaltsgeld, die als Mitglieder 
einer öffentlich-rechtlichen Versicherungseinrich-
tung oder Versorgungseinrichtung ihrer Berufsgrup-
pe oder nach Artikel 2 § 1 Abs. 1 und 2 des Angestell-
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes in der am 

ERSTER ABSCHNITT 

Beiträge zur Bundesanstalt 

§ 225 

Verteilung der Beitragslast 
zur Arbeitslosenversicherung 

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes vorsieht, 
erhebt die Bundesanstalt von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern Beiträge, um die Mittel für die Durch-
führung ihrer Aufgaben aufzubringen. Der Beitrags-
satz ist für Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleich. 
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§ 226 
Beitragspflichtige Arbeitnehmer 

(1) Beitragspflichtig sind Personen, die als Arbeiter 
oder Angestellte gegen Entgelt oder zu ihrer Berufs-
ausbildung beschäftigt sind (Arbeitnehmer), soweit 
sie nicht nach §§ 227 bis 230 oder einer Rechtsverord-
nung nach § 240 Abs. 1 beitragsfrei sind. Jugendliche 
Behinderte, die in Einrichtungen für Behinderte, ins-
besondere in Berufsbildungswerken, an einer berufs-
fördernden Maßnahme teilnehmen, die ihnen eine 
Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
ermöglichen soll, und Jugendliche, die in Einrichtun-
gen der Jugendhilfe durch Beschäftigung für eine 
Erwerbstätigkeit befähigt werden sollen, stehen den 
zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten gleich. Bei 
Wehr- und Zivildienstleistenden, denen nach gesetz-
lichen Vorschriften während ihrer Dienstleistung Ar-
beitsentgelt weiterzugewähren ist, gilt das Beschäfti-
gungsverhältnis als durch den Wehrdienst oder den 
Zivildienst nicht unterbrochen. 

(2) Beitragspflichtig ist auch, wer als Wehrpflich-
tiger für länger als drei Tage zum Wehr- oder Zivil-
dienst einberufen ist, während dieser Zeit nicht nach 
Absatz 1 beitragspflichtig ist und unmittelbar vor 
Dienstantritt 

1. mehr als geringfügig (§ 8 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch) beschäftigt war und in dieser 
Beschäftigung nicht die Voraussetzungen für die 
Beitragsfreiheit nach § 227 oder § 229 erfüllte oder 

2. eine Beschäftigung gesucht hat, die die Beitrags-
pflicht als Wehr- oder Zivildienstleistender nach 
Nummer 1 begründen kann. 

Die Beitragspflicht nach Satz 1 Nr. 2 tritt nicht ein, 
wenn der Wehr- oder Zivildienstleistende 

1. in den letzten zwei Monaten vor Beginn des Dien-
stes eine Ausbildung im Sinne des § 229 Satz 1 
Nt 1 beendet oder eine Ausbildung im Sinne des 
§ 229 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 unterbrochen hat und 

2. in den letzten zwei Jahren vor Beginn der Ausbil-
dung weniger als 360 Kalendertage in einer die 
Beitragspflicht begründenden Beschäftigung ge-
standen hat. 

Einer Beschäftigung im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 
stehen Zeiten mit Anspruch auf Lohnersatzleistun-
gen gleich, die auf Beschäftigungen beruhen, die die 
Beitragspflicht als Wehr- oder Zivildienstleistender 
begründen können. 

(3) Beitragspflichtig sind auch Personen während 
der Zeit der Erziehung eines Kindes in dessen ersten 
drei Lebensjahren, soweit diese Zeit vom Rentenver-
sicherungsträger als Kindererziehungszeit (§ 56 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) angerechnet wird. 
Die Entscheidung des Rentenversicherungsträgers dar-
über, ob und welchem Elternteil eine Kindererzie-
hungszeit anzurechnen ist, sowie über deren Dauer, ist 
für die Bundesanstalt bindend. Eine rückwirkende Zu-
ordnung von Erziehungszeiten wird nur berücksichtigt, 
soweit diese Zeiten nicht schon beim anderen Elternteil 
bei einer bindend festgestellten Leistung nach diesem 
Gesetz berücksichtigt worden sind. 

(4) Beitragspflichtig sind auch Pflegepersonen 
während der Zeit einer nicht erwerbsmäßigen häusli-
chen Pflege eines Pflegebedürftigen im Inland, so-
weit auch der Rentenversicherungsträger für den 
gleichen Zeitraum Berücksichtigungszeiten wegen 
Pflege (§ 57 Abs. 2 des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch) anrechnet oder soweit Pflichtbeiträge 
zur Rentenversicherung gemäß § 177 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch entrichtet werden. Absatz 3 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(5) Die Beitragspflicht nach den Absätzen 3 und 4 
besteht nur, wenn durch die Erziehungs- oder Pfiege-
zeit eine die Beitragspflicht begründende Beschäf-
tigung oder der Bezug einer laufenden Lohnersatz-
leistung nach diesem Gesetz unterbrochen worden 
ist. Sie besteht nicht, während die Erziehungs- oder 
Pflegeperson 

1. nach Absatz 1 oder Absatz 2 beitragspflichtig ist, 

2. arbeitslos gemeldet ist und Leistungen nach die-
sem Gesetz bezieht, 

3. nach §§ 227, 229 oder 230 beitragsfrei ist. 

(6) Beitragspflichtig sind auch Gefangene, die 
Arbeitsentgelt, Ausbildungsbeihilfe oder Ausfallent-
schädigung (§§ 43 bis 45, 176 und 177 des Strafvoll-
zugsgesetzes) erhalten oder Ausbildungsbeihilfe nur 
wegen des Vorranges der Berufsausbildungsbeihilfe 
nach § 50 nicht erhalten, soweit sie nicht nach ande-
ren gesetzlichen Vorschriften beitragspflichtig oder 
nach § 230 Nr. 1, 2 oder 3 beitragsfrei sind. Die bei-
tragspflichtigen Gefangenen gelten als Arbeitneh-
mer im Sinne der Vorschriften dieses Abschnitts; das 
für die Vollzugsanstalt zuständige Land g ilt insoweit 
als Arbeitgeber. Gefangene im Sinne dieses Gesetzes 
sind Personen, die im Vollzug von Untersuchungs-
haft, Freiheitsstrafen und freiheitsentziehenden Maß-
regeln der Besserung und Sicherung oder einstweilig 
nach § 126 a Abs. 1 der Strafprozeßordnung unterge-
bracht sind. 

(7) Arbeitnehmer im Sinne der Vorschriften dieses 
Abschnitts sind auch die Heimarbeiter (§ 12 Abs. 2 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch). 

(8) Für die Beitragspflicht der Seeleute, die auf 
einem Seeschiff beschäftigt sind, das nicht berechtigt 
ist, die Bundesflagge zu führen, gelten § 2 Abs. 3 und 
§ 13 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch entspre-
chend. 

(9) Mitglieder des Vorstandes einer Ak tiengesell-
schaft sind in Beschäftigungen für das Unterneh-
men, dessen Vorstand sie angehören, nicht beitrags-
pflichtig. Konzemunternehmen im Sinne des § 18 
des Aktiengesetzes gelten als ein Unternehmen. 

§ 227 
Beitragsfreier Personenkreis 

Beitragsfrei sind Arbeitnehmer in einer Beschäfti-
gung, insbesondere als Beamter, Richter, Berufssol-
dat, in der sie die in § 6 Abs. 1 Nr. 2, 4, 5 oder 7 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch genannten Voraus-
setzungen für die Krankenversicherungsfreiheit er-
füllen. 
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§ 228 

Zeitlich begrenzte Beschäftigungsverhältnisse 

Beitragsfrei sind Arbeitnehmer in einer geringfügi-
gen (I 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) oder 
kurzzeitigen (§ 143) Beschäftigung. Die Arbeitszeiten 
mehrerer nebeneinander ausgeübter kurzzeitiger 
Beschäftigungen werden zusammengerechnet. Ar-
beitnehmer, die nur wegen der Zusammenrechnung 
der Arbeitszeiten mehrerer nebeneinander ausge-
übter kurzzeitiger Beschäftigungen beitragspflichtig 
waren, bleiben während des Bezugs von Arbeits-
losengeld oder Arbeitslosenhilfe auch dann bei-
tragspflichtig, wenn die Gesamtarbeitszeit die eines 
kurzzeitigen Beschäftigungsverhältnisses nicht über-
steigt. 

§ 229 

Schüler und Studenten 

Beitragsfrei sind Arbeitnehmer, die während der 
Dauer 

1. ihrer Ausbildung an einer allgemeinbildenden 
Schule oder 

2. ihres Studiums als ordentliche Studierende einer 
Hochschule oder einer der fachlichen Ausbildung 
dienenden Schule 

eine Beschäftigung ausüben. Nummer 1 gilt nicht, 
wenn der Arbeitnehmer schulische Einrichtungen 
besucht, die der Fortbildung außerhalb der üblichen 
Arbeitszeit dienen. 

§ 230 

Sonstige Beitragsfreie 

Beitragsfrei sind 

1. Arbeitnehmer vom Ablauf des Monats an, in dem 
sie das 65. Lebensjahr vollenden, 

2. Arbeitnehmer während der Zeit, für die ihnen ein 
Anspruch auf Rente wegen Erwerbsunfähigkeit 
aus einer der gesetzlichen Rentenversicherungen 
zuerkannt ist, 

3. Arbeitnehmer, die wegen einer Minderung ihrer 
Leistungsfähigkeit dauernd der Arbeitsvermitt-
lung nicht zur Verfügung stehen (I 144 Abs. 1), 
von dem Zeipunkt an, an dem das Arbeitsamt 
diese Minderung der Leistungsfähigkeit und der 
zuständige Träger der gesetzlichen Rentenversi-
cherung Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähig-
keit im Sinne der gesetzlichen Rentenversiche-
rung festgestellt haben, 

4. Arbeitnehmer in urständigen Beschäftigungen 
(§ 179 Abs. 2 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch), 

5. Heimarbeiter, die gleichzei tig Zwischenmeister 
(I 12 Abs. 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) 
sind und den überwiegenden Teil ihres Verdien-
stes aus ihrer Tätigkeit als Zwischenmeister bezie-
hen, 

6. Arbeitnehmer in einer Beschäftigung zur berufli-
chen Aus- oder Fortbildung, wenn 

a) die berufliche Aus- oder Fortbildung als Ent-
wicklungshilfe aus Mitteln des Bundes, eines 
Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeinde-
verbandes oder aus Mitteln einer Einrichtung 
oder einer Oganisation, die sich im Rahmen 
der Eintwicklungshilfe der beruflichen Aus-
oder Fortbildung widmet, gefördert wird, 

b) der Arbeitnehmer verpflichtet ist, nach Beendi-
gung der geförderten Aus- oder Fortbildung 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes zu ver-
lassen, und 

c) die im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu-
rückgelegten Beitragszeiten weder nach dem 
Recht der Europäischen Union noch nach zwi-
schenstaatlichen Abkommen oder dem Recht 
des Wohnlandes des Arbeitnehmers einen An-
spruch auf Leistungen für den Fa ll  der Arbeits-
losigkeit in dem Wohnland des Arbeitnehmers 
begründen können. 

§ 231 
Ausländische Erwerbsunfähigkeitsrente 

Soweit Beitragsfreiheit wegen des Anspruchs auf 
eine Sozialleistung eintritt, gilt dies auch wegen 
eines vergleichbaren Anspruchs, den ein ausländi-
scher Träger zuerkannt hat. 

§ 232 

Beginn und Ende der Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht beginnt mit dem Tage des 
Eintritts des Arbeitnehmers in das Beschäftigungs-
verhältnis, das die Beitragspflicht begründet, oder 
mit dem Tage nach dem Erlöschen der Beitragsfrei-
heit des Arbeitnehmers. 

(2) Die Beitragspflicht endet mit dem Tage des 
Ausscheidens des Arbeitnehmers aus dem Beschäfti-
gungsverhältnis, das die Beitragspflicht begründet, 
oder mit dem Tage vor Eintritt der Beitragsfreiheit 
des Arbeitnehmers. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Beitrags-
pflicht der Wehr- und Zivildienstleistenden (§ 226 
Abs. 2), der Erziehungs- und Pflegepersonen (§ 226 
Abs. 3 und 4) sowie der Gefangenen (I 226 Abs. 6) 
entsprechend. 

§ 233 
Beitragspflicht der Arbeitgeber 

(1) Beitragspflichtig sind Arbeitgeber, die minde-
stens einen 

1. beitragspflichtigen oder 

2. nur nach § 230 Nr. 1 beitragsfreien oder 

3. nur nach § 228 beitragsfreien 

Arbeitnehmer beschäftigen. Satz 1 Nr. 2 und 3 gilt 
nicht, wenn das Arbeitsentgelt im Kalendermonat 
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zwei vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße (§ 18 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) nicht über-
steigt. Arbeitgeber im Sinne der Vorschriften dieses 
Abschnittes sind auch die Auftraggeber von Heim-
arbeitern sowie die Träger der Einrichtungen für Be-
hinderte und der Jugendhilfe (§ 226 Abs. 1 Satz 2). 

(2) Wie Arbeitgeber beitragspflichtig sind auch die 
Träger der Sozialhilfe für Empfänger von laufender 
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozial-
hilfegesetz, wenn diese arbeitslos gemeldet sind. An-
sprüche nach dem 7. Kapitel werden dadurch nicht 
begründet. 

§ 234 
Übernahme des Arbeitnehmeranteils 

(1) Die Beiträge des Arbeitnehmers trägt der 
Arbeitgeber, 

1. wenn der Arbeitnehmer als Behinderter in einer 
nach dem Schwerbehindertengesetz anerkannten 
Werkstätte für Behinderte oder in einer nach dem 
Blindenwarenvertriebsgesetz anerkannten Blin-
denwerkstätte beschäftigt ist und das monatliche 
Bruttoarbeitsentgelt 20 vom Hundert der monatli-
chen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch nicht übersteigt oder 

2. soweit der Arbeitnehmer ein freiwilliges soziales 
Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines 
freiwilligen sozialen Jahres leistet oder nach § 226 
Abs. 1 Satz 2 beitragspflichtig ist. 

Übersteigt das Arbeitsentgelt die Grenze nach Satz 1 
Nr. 1, weil der Arbeitnehmer eine einmalige oder 
wiederkehrende Zuwendung erhalten hat, so trägt 
der Arbeitgeber den Beitrag des Arbeitnehmers nur 
bis zu dieser Grenze. 

(2) Die Beiträge der Erziehungs- und Pflegeperso-
nen nach § 226 Abs. 3 und 4 sowie der Wehr- und Er-
satzdienstleistenden nach § 226 Abs. 2 trägt der 
Bund. 

(3) Die Beiträge der Gefangenen nach § 226 Abs. 6 
trägt das für die Vollzugsanstalt zuständige Land. 

§ 235 
Meldung beitragsfreier Arbeitnehmer 

Der Arbeitgeber hat der Einzugsstelle die Arbeit-
nehmer zu melden, die nur nach § 230 Nr. 1 oder nur 
nach § 228 beitragsfrei sind. Die Vorschriften des 
Dritten Abschnitts und die Bußgeldvorschriften des 
§ 95 Abs. 1 und 4 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch gelten entsprechend. 

§ 236 
Befreiung von der Beitragspflicht 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann durch Rechtsverordnung Arbeitneh-
mer, die im In- oder Ausland im Bezirk des Grenzver-
kehrs beschäftigt sind, oder Ausländer, die im Inland 
beschäftigt sind, zur Vermeidung besonderer Härten 
von der Beitragspflicht befreien. 

(2) Soweit durch eine Rechtsverordnung nach Ab-
satz 1 Arbeitnehmer von der Beitragspflicht befreit 
werden, die im Inland beschäftigt sind, sind deren 
Arbeitgeber gleichwohl beitragspflichtig; Beitragsbe-
messungsgrundlage ist insoweit der Be trag, der der 
Bemessung des Beitrages des Arbeitnehmers zu-
grunde zu legen wäre, wenn dieser beitragspflichtig 
wäre. Der Beitrag ist an die Stelle zu zahlen, die im 
Falle der Beitragspflicht des Arbeitnehmers Einzugs-
stelle wäre. 

§§ 237 bis 240 
entfallen 

§ 241 
Geltung einzelner Vorschriften 

des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Für die Beitragspflicht der Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber gelten die Vorschriften des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch über 

1. den persönlichen und räumlichen Geltungsbe-
reich (§ 3 Nr. 1), 

2. die Ausstrahlung und Einstrahlung (§§ 4 und 5), 

3. die Beschäftigung (§ 7), 

4. den Beschäftigungsort (§§ 9 und 10) und 

5. das Arbeitsentgelt (§§ 14 und 17) 

entsprechend. 

§ 242 
Beitragssatz 

(1) Die Beiträge werden nach einem Vomhundert-
satz (Beitragssatz) von der Bemessungsgrundlage 
erhoben, die nur bis zur Höhe der jewei ligen Bei-
tragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten (§ 159 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch) berücksichtigt wird. 

(2) Der Beitragssatz ist so festzusetzen, daß unter 
Berücksichtigung zu erwartender Bundeszuschüsse, 
sonstiger Einnahmen und von Entnahmen aus der 
Rücklage die voraussichtlichen Beitragseinnahmen 
ausreichen, um die aus Beitragsmitteln voraussicht-
lich zu finanzierenden Ausgaben des auf die Festset-
zung folgenden Kalenderjahres zu decken. Der Bei-
tragssatz ist auf zwei Dezimalstellen aufzurunden. 

§ 243 
Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesregierung hat durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates für die Zeit 
vom 1. Januar des folgenden Jahres an die Beitrags-
sätze festzusetzen. Die Festsetzung soll bis zum 
30. September erfolgen. 

(2) Die Bundesregierung legt durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzel-
heiten der Ermittlung der Beitragssätze nach § 242 
Abs. 2 fest. 
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§ 244 

Beitragsbemessung 

(1) Beitragsbemessungsgrundlage ist 

1. für den beitragspflichtigen Arbeitnehmer das Ar-
beitsentgelt aus einer die Beitragspflicht begrün-
denden Beschäftigung bis zur Höhe der Beitrags-
bemessungsgrenze der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten, 

2. für den beitragspflichtigen Wehr- oder Zivildienst-
leistenden das durchschnittliche Arbeitsentgelt 
(§ 157) aller Bezieher von Arbeitslosengeld am 
1. März und am 1. September des Kalenderjahres, 
in dem der Dienst geleistet worden ist, 

3. für Erziehungs- und Pflegepersonen (§ 226 Abs. 3 
und 4) das durchschnittliche Arbeitsentgelt (§ 157) 
aller Bezieher von Arbeitslosengeld am 1. März 
und am 1. September des Kalenderjahres, in dem 
die Erziehungs- oder Pflegezeit liegt, 

4. für den beitragspflichtigen Arbeitnehmer, der im 
Anschluß an  eine die Beitragspflicht begründende 
Beschäftigung ein freiwilliges soziales Jahr im 
Sinne des Gesetzes zur Förderung eines freiwilli-
gen sozialen Jahres leistet, ein Arbeitsentgelt in 
Höhe der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Bu-
ches Sozialgesetzbuch, 

5. für den beitragspflichtigen Gefangenen ein Ar-
beitsentgelt in Höhe von 90 vom Hundert der 
Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch, 

6. für den beitragspflichtigen Arbeitgeber die Ge-
samtheit der Beitragsbemessungsgrundlagen der 
von ihm beschäftigten beitragspflichtigen Arbeit-
nehmer; nach § 230 Nr. 1 oder § 228 beitragsfreie 
Arbeitnehmer werden wie beitragspflichtige Ar-
beitnehmer berücksichtigt; nach § 228 beitrags-
freie Arbeitnehmer werden nicht berücksichtigt, 
wenn das Arbeitsentgelt im Kalendermonat zwei 
vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße (§ 18 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) nicht über-
steigt, 

7. für die Beitragspflicht der Sozialhilfeträger die 
Summe der monatlich an die in § 233 Abs. 2 ge-
nannten Personen als laufende Leistung gezahl-
ten Hilfen zum Lebensunterhalt ohne Anrech-
nung von Wohngeld und Kindergeld. Das Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Gesundheit durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates eine pauschale 
Berechnung der Beiträge zu bestimmen. 

Die Vorschriften des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch über die Bemessung des Beitrags zur gesetzli-
chen Krankenversicherung gelten entsprechend; 
§ 228 Abs. 4 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, daß bei 
Arbeitnehmern, die nicht krankenversicherungs-
pflichtig sind, anstelle der Jahresarbeitsentgeltgren-
ze die Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversi-
cherung der Arbeiter und der Angestellten zugrunde 
zu legen ist. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen und dem Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
durch Rechtsverordnung eine Pauschalberechnung 
für einen Gesamtbeitrag der Erziehungs- und Pflege-
personen sowie, insoweit im Einvernehmen auch mit 
dem Bundesministerium der Verteidigung, für einen 
Gesamtbeitrag der Wehrdienstleistenden und für 
einen Gesamtbeitrag der Zivildienstleistenden vor-
schreiben; es kann dabei eine geschätzte Durch-
schnittszahl der beitragspflichtigen Dienstleistenden 
zugrunde legen sowie die Besonderheiten berück-
sichtigen, die sich aus der Zusammensetzung dieses 
Personenkreises hinsichtlich der Bemessungsgrund-
lage für das Arbeitslosengeld ergeben. 

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann durch Rechtsverordnung Pauschalbe-
rechnungen für die Beiträge der Gefangenen und der 
für die Vollzugsanstalten zuständigen Länder (§ 226 
Abs. 6) vorschreiben und die Zahlungsweise regeln. 

§ 245 

Beitragsentrichtung 

(1) Die Beiträge für Erziehungs- und Pflegeperso-
nen(§ 226 Abs. 3 und 4) sowie für Wehr- und Ersatz-
dienstleistende (§ 226 Abs. 2) werden an  die Bundes-
anstalt entrichtet. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann im Benehmen mit dem Bundes-
ministerium der Verteidigung und dem Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend durch Rechtsverordnung Vorschriften über die 
Einziehung und Abrechnung der Beiträge erlassen. 

§ 246 

Anwendung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Für die Zahlung und Einziehung von Beiträgen, 
die an die Einzugsstellen zu entrichten sind, gelten 
die Vorschriften des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch über 

1. das Entstehen der Beitragsansprüche (§ 22), 

2. die Fälligkeit der Beitragsansprüche (§ 23 Abs. 1 

3. die Erhebung von Säumniszuschlägen (§ 24), 

4. die Verjährung der Beitragsansprüche (§ 25), 

5. die rechtzeitige und vollständige Erhebung der 
Beiträge (§ 76 Abs. 1), 

6. die Stundung, die Niederschlagung und den Erlaß 
von Beitragsansprüchen (§ 76 Abs. 2 und 3) sowie 
den Vergleich (§ 76 Abs. 4) 

entsprechend. 

§ 247 

Beitragserstattung 

(1) Zu Unrecht entrichtete Beiträge sind zu erstat-
ten. Für die Erstattung gelten die Vorschriften des 
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Vierten Buches Sozialgesetzbuch (§ 26 Abs. 3, §§ 27 
und 28) entsprechend. Der zu erstattende Be trag 
mindert sich um den Betrag der Leistung, der in der 
irrtümlichen Annahme der Beitragspflicht gezahlt 
worden ist. 

(2) Die Beiträge werden erstattet durch 

1. das Arbeitsamt, in dessen Bezirk die Stelle ihren 
Sitz hat, an  welche die Beiträge entrichtet worden 
sind, 

2. die Landesarbeitsämter, wenn die Beitragszah-
lung auf § 248 beruht, 

3. die zuständige Einzugsstelle oder den Leistungs-
träger, soweit die Bundesanstalt dies mit den Ein-
zugsstellen oder den Leistungsträgern vereinbart 
hat. 

§ 248 

Beiträge aus Entgeltersatzleistungen 

(1) Die Träger der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, der Kriegsopferversorgung, der gesetzlichen 
Unfallversicherung sowie der gesetzlichen Renten-
versicherung zahlen Beiträge für die Zeiten, für die 
sie Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletz-
tengeld oder Übergangsgeld zahlen, wenn der Bezie-
her dieser Leistung unmittelbar vor deren Beginn in 
einer die Beitragspflicht nach diesem Gesetz begrün-
denden Beschäftigung (§ 226 Abs. 1) gestanden oder 
eine laufende Lohnersatzleistung nach diesem Ge-
setz bezogen hat. Die Beiträge für Zeiten des Bezugs 
von Krankengeld oder Verletztengeld tragen die Be-
zieher dieser Leistungen und die Leistungsträger je 
zur Hälfte, soweit sie auf die Leistungen entfallen, im 
übrigen die Leistungsträger; die Leistungsträger tra-
gen sie auch allein, soweit sie folgende Leistungen 
zahlen: 

1. Versorgungskrankengeld oder Übergangsgeld, 

2. Krankengeld oder Verletztengeld in Höhe der 
Lohnersatzleistungen nach diesem Gesetz oder 

3. eine Leistung, die nach einem monatlichen Ar-
beitsentgelt bemessen wird, das ein Siebtel der 
monatlichen Bezugsgröße nicht übersteigt; solan-
ge ein Siebtel der monatlichen Bezugsgröße den 
Betrag von 610 Deutsche Mark nicht übersteigt, 
ist dieser Betrag maßgebend. 

Für die Berechnung der Beiträge sind 80 vom Hun-
dert des der Leistung zugrundeliegenden Arbeitsent-
gelts oder Arbeitseinkommmens und die Summe der 
für Arbeitnehmer und Arbeitgeber jeweils geltenden 
Beitragssätze maßgebend. Das Nähere über Zahlung 
und Abrechnung regeln die Bundesanstalt und die 
Leistungsträger durch Vereinbarung. § 28 g Satz 1 
und 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch gilt ent-
sprechend. 

(2) Die Rehabilitationsträger zahlen Beiträge für 
die Zeiten, für die sie Übergangsgeld wegen einer 
berufsfördernden Maßnahme zur Rehabilita tion zah-
len. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. Ist die 
Bundesanstalt Rehabilitationsträger, so werden keine 
Beiträge gezahlt. 

(3) Die Unternehmen der p rivaten Krankenversi-
cherung zahlen Beiträge für die Zeiten, für die sie 
Krankentagegeld zahlen, wenn 

1. der Bezieher dieser Leistung unmittelbar vor de-
ren Beginn in einer die Beitragspflicht nach die-
sem Gesetz (§ 226 Abs. 1) begründenden Beschäf-
tigung gestanden hat und 

2. für die Zeiten keine Beiträge nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 zu zahlen sind. 

Für die Berechnung der Beiträge sind ein Arbeitsent-
gelt in Höhe von 70 vom Hundert der Jahresarbeits-
verdienstgrenze der gesetzlichen Krankenversiche-
rung und die Summe der für Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber jeweils geltenden Beitragssätze (§ 242) 
maßgebend. Für den Kalendermonat ist ein Zwölftel 
und für den Kalendertag ein Dreihundertsechzigstel 
des Arbeitsentgelts zugrunde zu legen. Der Bundes-
anstalt sind Verwaltungskosten für den Einzug der 
Beiträge in Höhe von zehn vom Hundert der Beiträge 
pauschal zu erstatten, wenn die Beiträge nicht nach 
Absatz 4 gezahlt werden. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung kann durch Rechtsverordnung das Nähere über 
die Zahlung, Einziehung und Abrechnung regeln. 

(4) Die Beiträge, die von Unternehmen der p rivaten 
Krankenversicherung zu zahlen sind, können durch 
eine Einrichtung dieses Wirtschaftszweiges gezahlt 
werden. Mit dieser Einrichtung kann die Bundesan-
stalt Näheres über die Zahlung, Einziehung und 
Abrechnung vereinbaren; sie kann auch vereinba-
ren, daß der Beitragsberechnung statistische Durch-
schnittswerte über die Zahl der Arbeitnehmer, für die 
Beiträge zu zahlen sind, und über die Zeiten der 
Arbeitsunfähigkeit zugrunde gelegt werden. 

(5) Die Beiträge werden an die Bundesanstalt ent-
richtet. Die Vorschriften für den Einzug der Beiträge, 
die an  die Einzugsstellen zu entrichten sind, gelten 
entsprechend, soweit die Besonderheiten der Beiträ-
ge nach den Absätzen 1 bis 4 nicht entgegenstehen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Umlagefinanzierung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Umlage für die Produktive Winterbauförderung 

§ 249 
Produktive Winterbauförderung - 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Mittel für die Produktive Winterbauförde-
rung einschließlich der Verwaltungskosten und der 
sonstigen Kosten, die mit der Gewährung der ge-
nannten Leistungen zusammenhängen, werden von 
den Arbeitgebern des Baugewerbes, in deren Betrie-
ben die ganzjährige Beschäftigung durch Leistungen 
nach §§ 114 bis 117 zu fördern ist (§ 113 Abs. 2), 
durch eine Umlage aufgebracht. Die Umlage ist mo-
natlich nach einem Prozentsatz der Bruttoarbeitsent-
gelte der in den genannten Betrieben beschäftigten 
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Arbeiter zu erheben. Die Verwaltungskosten und die 
sonstigen Kosten werden pauschaliert. 

(2) Die Arbeitgeber können ihre Umlagebeträge 
über eine gemeinsame Einrichtung ihres Wirtschafts-
zweiges abführen; Kosten werden der gemeinsamen 
Einrichtung nicht erstattet. Die Bundesanstalt kann 
mit der gemeinsamen Einrichtung ein vereinfachtes 
Abrechnungsverfahren vereinbaren und dabei auf 
Einzelnachweise verzichten. Arbeitgeber, die ihre 
Umlagebeträge nicht über eine gemeinsame Einrich-
tung abführen, haben der Bundesanstalt die Mehr-
aufwendungen für die Einziehung pauschal zu er-
statten. 

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung bestimmt durch Rechtsverordnung den Pro-
zentsatz für die Berechnung der Umlage sowie das 
Nähere über ihre Zahlung. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Umlage für das Konkursausfallgeld 

§ 250 
Konkursausfallgeld - Aufbringung der Mittel 

(1) Die Mittel für das Konkursausfallgeld ein-
schließlich der Beiträge nach § 197, der Verwaltungs-
kosten und der sonstigen Kosten, die mit der Gewäh-
rung des Konkursausfallgeldes zusammenhängen, 
werden von den Berufsgenossenschaften jährlich 
nachträglich aufgebracht. 

(2) Die Verwaltungskosten und die sonstigen Ko-
sten werden pauschaliert. Die Höhe der Pauschale 
bestimmt das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung nach Anhörung der Bundesanstalt 
und der Verbände der Berufsgenossenschaften durch 
Rechtsverordnung. 

§ 251 
Gewerbliche Berufsgenossenschaften, 

See-Berufsgenossenschaften 

(1) Die gewerblichen Berufsgenossenschaften und 
die See-Berufsgenossenschaft bringen die Mittel für 
das Konkursausfallgeld auf, soweit diese nicht von 
den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
(§ 252) aufgebracht werden. Sie zahlen ihre Anteile 
bis zum 30. Juni eines jeden Jahres an die Bundesan-
stalt. 

(2) Der Anteil jeder Berufsgenossenschaft an den 
aufzubringenden Mitteln entspricht dem Verhältnis 
ihrer Lohnsumme zu der Gesamtlohnsumme der ge-
werblichen Berufsgenossenschaften und der See-Be-
rufsgenossenschaft. Unberücksichtigt bleiben die 
Lohnsummen des Bundes, der Länder, der Gemein-
den sowie der Körperschaften, Stiftungen und An-
stalten des öffentlichen Rechts, bei denen der Kon-
kurs nicht zulässig ist, und solcher juristischer Perso-
nen des öffentlichen Rechts, bei denen der Bund, ein 
Land oder eine Gemeinde kraft Gesetzes die Zah-
lungsfähigkeit sichert. 

(3) Die gewerblichen Berufsgenossenschaften und 
die See-Berufsgenossenschaft legen den von ihnen 
aufzubringenden Anteil nach dem Entgelt der Versi-
cherten in den Unternehmen auf ihre Mitglieder um; 
hierbei bleiben die in Absatz 2 Satz 2 genannten Mit-
glieder unberücksichtigt. Die Satzung kann bestim-
men, 

1. daß der Anteil nach der Zahl der Versicherten statt 
nach Entgelten umgelegt wird, 

2. daß die durch die Umlage auf die Mitglieder 
entstehenden Verwaltungskosten mit umgelegt 
werden, 

3. daß von einer besonderen Umlage abgesehen 
wird. 

Im übrigen gelten die Vorschriften über den Beitrag 
zur gesetzlichen Unfa llversicherung entsprechend. 

(4) Die Berufsgenossenschaften und die Bundesan-
stalt übermitteln dem Hauptverband der gewerbli-
chen Berufsgenossenschaften e. V. bis zum 31. März 
eines jeden Jahres die Angaben, die für die Berech-
nung der Anteile der Berufsgenossenschaften erfor-
derlich sind. Dieser ermittelt die Anteile der Berufs-
genossenschaften und teilt sie den Berufsgenossen-
schaften und der Bundesanstalt mit. Der Hauptver-
band und die Bundesanstalt können ein anderes Ver-
fahren vereinbaren. 

§ 252 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

(1) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf-
ten bringen die Mittel für das Konkursausfallgeld 
auf, das den bei ihnen versicherten Arbeitnehmern 
gezahlt worden ist. Sie zahlen ihre Anteile bis zum 
30. September eines jeden Jahres an die Bundesan-
stalt. 

(2) Der Anteil jeder landwirtschaftlichen Berufsge-
nossenschaft an den aufzubringenden Mitteln ent-
spricht dem Verhältnis der Summe der von ihr im ab-
gelaufenen Geschäftsjahr gezahlten Renten zu der 
Summe der von allen landwirtschaftlichen Berufsge-
nossenschaften gezahlten Renten. Der Berechnung 
nach Satz 1 werden nur die Summen der Renten zu-
grunde gelegt, die nicht nach Durchschnittssätzen 
berechnet worden sind. Die Vertreterversammlungen 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
können durch übereinstimmenden Beschluß bestim-
men, daß die Anteile jeder Berufsgenossenschaft 
nach einem anderen angemessenen Maßstab ermit-
telt werden. 

(3) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf-
ten legen den von ihnen aufzubringenden Anteil 
nach ihrer Satzung auf ihre Beitragsschuldner (§ 819 
der Reichsversicherungsordnung) um. § 251 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 2 und 3 und Satz 3 gilt entsprechend; § 251 
Abs. 4 gilt mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Hauptverbandes der gewerblichen Berufsgenossen-
schaften e. V. der Bundesverband der landwirtschaft-
lichen Berufsgenossenschaften e. V. tritt. 
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DRITTER UNTERABSCHNITT 

Umlage für Entgeltersatzleistungen 
an ältere Arbeitnehmer 

§ 253 
Umlage für Entgeltersatzleistungen 

an ältere Arbeitnehmer 

(1) Die Mittel für nach dem Ersten und Zweiten 
Abschnitt des 7. Kapitels gewährte Leistungen an Ar-
beitslose, deren Beschäftigungsverhältnis nach Voll-
endung des 56. Lebensjahres beendet worden ist, 
und für die auf diese Leistungen entfallenden Beiträ-
ge zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversiche-
rung werden in Höhe von 50 vom Hundert von den 
Berufsgenossenschaften jährlich nachträglich auf-
gebracht. 

(2) § 251 Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 4 sowie § 252 
gelten entsprechend. Die gewerblichen Berufsgenos-
senschaften und die See-Berufsgenossenschaft legen 
den von ihnen aufzubringenden Anteil nach dem 
Entgelt der Versicherten in den Unternehmen auf ih-
re Mitglieder um. § 251 Abs. 3 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend. In die Umlage werden auch die Lohn-
summen der Unternehmer einbezogen, die den in 
§§ 653 bis 657, 790 Abs. 2 und § 850 Abs. 3 der 
Reichsversicherungsordnung genannten Trägern der 
Unfallversicherung zugeordnet sind. Den hierauf 
entfallenden Anteil der Mittel erhebt die Verwal-
tungsberufsgenossenschaft von diesen Unterneh-
men. Diese haben, wenn nicht die Satzung Ab-
weichendes bestimmt, binnen sechs Wochen nach 
Ablauf des Geschäftsjahres der Verwaltungsberufs-
genossenschaft einen Nachweis für die Berechnung 
der Umlage (Lohnsummennachweis) einzureichen. 

(3) Unternehmen, die ausschließlich der zu ihrer 
Berufsausbildung Beschäftigten in der Regel nicht 
mehr als 20 Arbeitnehmer beschäftigen, werden von 
der zuständigen Berufsgenossenschaft jeweils für 
das kommende Jahr von der Umlagepflicht befreit, 
wenn sie dies zu dem in Absatz 2 Satz 6 genannten 
Termin beantragen. Für Konzernunternehmen (§ 18 
des Aktiengesetzes) gilt dies nur, wenn der Konzern 
die Voraussetzungen nach Satz 1 erfüllt. 

DRITTER ABSCHNITT 

Bundesmittel 

§ 254 
Darlehens- und Zuschußpflicht des Bundes 

(1) Kann der Bedarf der Bundesanstalt aus den Ein-
nahmen und der Rücklage nach § 288 Abs. 2 nicht 
gedeckt werden, so gewährt der Bund der Bundesan-
stalt Darlehen bis zur Höhe der Rücklage nach § 288 
Abs. 4. 

(2) Der Bund leistet zu den Ausgaben der Bun-
desanstalt einen jährlichen Zuschuß von acht Milliar-
den Deutsche Mark. Der Zuschuß ändert sich im 
jeweils folgenden Kalenderjahr in dem Verhältnis, in 
dem die Bruttolohn- und -gehaltssumme je durch- 

schnittlich beschäftigtem Arbeitnehmer im vorver-
gangenen Kalenderjahr zur entsprechenden Brutto-
lohn- und -gehaltssumme im vergangenen Kalender-
jahr steht. Bei Veränderungen des Beitragssatzes än-
dert sich der Bundeszuschuß zusätzlich in dem Ver-
hältnis, in dem der Beitragssatz des Jahres, für das er 
bestimmt wird, zum Beitragssatz des Vorjahres steht. 

(3) Kann der Bedarf der Bundesanstalt auch durch 
Darlehen und Zuschüsse nach den Absätzen 1 und 2 
nicht gedeckt werden, so gewährt der Bund die er-
forderlichen Zuschüsse nach Artikel 120 des Grund-
gesetzes. 

§ 255 

Kostenübernahme bei Auftragsangelegenheiten 

(1) Die Kosten 

1. der Arbeitslosenhilfe 

2. die aus der Übertragung weiterer Aufgaben nach 
§ 2 Abs. 5 entstehen 

trägt der Bund. 

(2) Der Bund trägt nach Maßgabe des Satzes 2 an
-teilig die Kosten der Beschäftigungsförderung nach 

dem Siebten Abschnitt des 4. Kapitels mit Ausnahme 
der Aufwendungen für § 90. Der Bund trägt die 
Kosten nach Satz 1, die dem Anteil der Arbeitslosen-
hilfeempfänger an der Gesamtzahl der Empfänger 
von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe und dem 
Anteil des durchschnittlichen Leistungssatzes für die 
Arbeitslosenhilfe am durchschnittlichen Leistungs-
satz für Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, je-
weils einschließlich der Beiträge zur gesetzlichen 
Renten- und Krankenversicherung, entspricht. 

(3) Verwaltungskosten werden nicht erstattet. 

§ 256 

Bundeszuschuß bei unzureichendem 
Wirtschaftswachstum 

(1) Für jeweils 0,1 Prozentpunkte, die die Verände-
rung des realen Bruttoinlandsprodukts im Bundesge-
biet im Durchschnitt des laufenden Kalenderjahres 
unter einem Zuwachs von zwei vom Hundert liegt, 
leistet der Bund der Bundesanstalt einen Zuschuß in 
Höhe des Betrages, den die Bundesanstalt im abge-
laufenen Kalenderjahr an Mehreinnahmen erzielt 
hätte, wenn der Beitragssatz für Arbeitnehmer nach 
dem Ersten Abschnitt um 0,05 vom Hundert höher 
festgesetzt worden wäre. 

(2) Der Zuschuß wird nach Absatz 1 jährlich nach-
träglich gezahlt. Auf den Zuschuß leistet der Bund zu 
Beginn des Kalenderjahres einen Abschlag in Höhe 
des Betrages, der sich ergibt, wenn der Berechnung 
des Zuschusses die bei Haushaltsaufstellung durch 
die Bundesanstalt für dieses Kalenderjahr erwartete 
durchschnittliche Veränderung des Bruttoinlandpro-
dukts zugrunde gelegt wird. Ergibt sich bei Fälligkeit 
des Zuschusses, daß dessen Zahlbetrag die Höhe der 
Abschlagszahlung nicht erreicht, ist die Bundesan-
stalt dem Bund zum Ausgleich verpflichtet. 
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10. KAPITEL 

Bundesanstalt, Landesarbeitsämter 
und Arbeitsämter 

ERSTER ABSCHNITT 

Organisation 

§ 257 

Rechtsform und Gliederung der Bundesanstalt 

(1) Die Bundesanstalt ist eine rechtsfähige Körper-
schaft des öffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung. 
Sie hat ihren Sitz in Nürnberg. 

(2) Die Bundesanstalt gliedert sich in die Haupt-
stelle, die Landesarbeitsämter und die Arbeitsämter. 

(3) Die Bezirke der Landesarbeitsämter und der 
Arbeitsämter werden vom Verwaltungsrat (§ 259) 
unter Berücksichtigung wirtschaftlicher Zusammen-
hänge im Benehmen mit den beteiligten obersten 
Landesbehörden abgegrenzt. In den Stadtstaaten 
können die Funktionen der Landesarbeitsämter 
einem örtlichen Arbeitsamt übertragen werden. 

(4) Für zentrale und überbezirkliche Aufgaben 
kann der Verwaltungsrat bei Bedarf besondere 
Dienststellen errichten. 

§ 258 

Stelle für Frauenerwerbsarbeit 

(1) Bei der Bundesanstalt, den Landesarbeits-
ämtern und den Arbeitsämtern werden Stellen für 
Frauenerwerbsarbeit eingerichtet. Diese unterste-
hen unmittelbar der Behördenleitung und sind von 
Verwaltungsaufgaben, die ihnen nicht durch diese 
Vorschrift übertragen sind, befreit. Sie entwerfen 
Vorschläge für die Umsetzung derjenigen Bestim-
mungen dieses Gesetzes, die der Sicherung der 
gleichberechtigten Teilhabe der Frauen am Erwerbs-
leben und am Arbeitsmarkt dienen, insbesondere der 
Bestimmungen des § 1 Abs. 2 Nr. 1, des § 7 Abs. 3 
Nr. 4 und des § 40 Abs. 2, und überwachen die Um-
setzung dieser Bestimmungen. Sie erarbeiten Kon-
zepte nach § 7 Abs. 2 Nr. 4 und den Bericht an den 
Verwaltungsausschuß gemäß § 40 Abs. 2 Satz 3. 

(2) Die Stellen für Frauenerwerbsarbeit sind bei al-
len Entscheidungen, die der Umsetzung der in Ab-
satz 1 genannten Vorschriften dienen oder sie beein-
trächtigen können, frühzeitig zu beteiligen. Insbe-
sondere sind sie zu beteiligen an 

1. der Vorbereitung von Anordnungen und bundes-
einheitlichen Weisungen, die die Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit und bei Zahlungsunfähigkeit des 
Arbeitgebers und die aktive Arbeitsförderung be-
treffen, 

2. der Vorbereitung arbeitsmarkt- und strukturpoliti-
scher Konsensrunden (§ 7), 

3. der Konzeption von Maßnahmen zur Eingliede-
rung am Arbeitsmarkt besonders benachteiligter 
Gruppen (§ 16). 

(3) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben arbeiten die 
Stellen für Frauenerwerbsarbeit mit den in Fragen 
der Frauenerwerbsarbeit tätigen Stellen ihres Bezirks 
zusammen. 

(4) Soweit eine Stellungnahme der Stelle für Frau-
enerwerbsarbeit nicht berücksichtigt wird, ist die 
Entscheidung des Vermittlungsausschusses einzuho-
len und der Vorlage eine Stellungnahme der Stelle 
für Frauenerwerbsarbeit beizufügen. Der Vermitt-
lungsausschuß besteht aus drei Mitgliedern des zu-
ständigen Verwaltungsrats oder -ausschusses. § 263 
Abs. 1 Satz 1 und § 261 Abs. 7 gelten entsprechend. 
Die Vertreter der Arbeitnehmer und nicht selb-
ständig Erwerbstätigen, die der Arbeitgeber und der 
selbständig Erwerbstätigen sowie die der öffent-
lichen Körperschaften wählen aus ihrer Mitte zu Be-
ginn eines jeden Kalenderjahres je ein Mitglied des 
Vermittlungsausschusses und seinen Stellvertreter. 
Der Vermittlungsausschuß tagt mindestens einmal 
monatlich, soweit hierfür Bedarf besteht. 

§ 259 

Organe der Selbstverwaltung 

Die Organe der Bundesanstalt sind 

1. der Verwaltungsrat, 

2. der Vorstand, 

3. die Verwaltungsausschüsse der Landesarbeits-
ämter, 

4. die Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter. 

§ 260 

Aufgaben der Selbstverwaltung, Anordnungen 

(1) Die Organe nehmen für ihre Bereiche die Auf-
gaben der Selbstverwaltung wahr. Der Umfang ihrer 
Aufgaben und Befugnisse ergibt sich aus Gesetz und 
Satzung (§ 281). 

(2) Die Organe haben alle aktuellen Fragen des Ar-
beitsmarktes zu beraten und Maßnahmen zur Errei-
chung der Ziele nach § 1 zu erörtern. Sie haben ins-
besondere darauf hinzuwirken, daß auf dem Arbeits-
markt ihres Bereiches die arbeitsmarktpolitischen 
Zielsetzungen des § 1 umgesetzt werden. Der Erfolg 
eingeleiteter Maßnahmen ist zu überwachen. 

(3) Die Organe können die Erledigung ;einzelner 
Aufgaben Ausschüssen übertragen. Das gilt nicht für 
die Aufgaben nach § 257 Abs. 3 und 4, § 260 Abs. 4, 
§§ 266, 272 Abs. 3, §§ 273, 280 Abs. 1 bis 3, §§ 281, 
283 Abs. 1, § 285 Abs. 1 und § 290 Abs. 2 und 3. Der 
Vorstand und die Verwaltungsausschüsse sollen Aus-
schüsse zur Förderung der ganzjährigen Beschäfti-
gung in der Bauwirtschaft bilden. Diese haben im 
Zusammenwirken mit den zuständigen Stellen des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden darauf hin-
zuwirken, daß Bauaufträge der öffentlichen H and so-
wie des öffentlich geförderten und des steuerbegün-
stigten Wohnungsbaues in angemessenem Umfang 
während der Schlechtwetterzeit durchgeführt wer-
den. Bauherren, die Bauaufträge im Sinne des Sat-
zes 4 vergeben, sollen dem zuständigen Ausschuß 
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auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte über die 
Planung, Vergabe und Durchführung der Bauaufträ-
ge erteilen. 

(4) Die Anordnungen und Verwaltungsvorschriften 
der Bundesanstalt nach diesem Gesetz erläßt der Ver-
waltungsrat. Sie sind geänderten Verhältnissen als-
bald anzupassen. Das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung kann anstelle einer Anordnung 
nach diesem Gesetz eine Rechtsverordnung erlassen, 
wenn die Bundesanstalt seiner Aufforderung, eine 
Anordnung zu erlassen oder den veränderten Ver-
hältnissen anzupassen, nicht binnen vier Monaten 
nachkommt. 

(5) Die Anordnungen nach diesem Gesetz bedür-
fen der Genehmigung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung; die Anordnungen nach 
§ 208 Abs. 3 bedürfen außerdem der Genehmigung 
des Bundesministeriums der Finanzen. Die Anord-
nungen sind in dem durch die Satzung bestimmten 
Veröffentlichungsorgan bekanntzumachen. 

(6) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann anstelle der in diesem Gesetz vorgese-
henen Anordnungen der Bundesanstalt Rechtsver-
ordnungen erlassen, wenn die Bundesanstalt nicht 
innerhalb von vier Monaten, nachdem das Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung sie dazu 
aufgefordert hat, eine Anordnung erläßt oder den 
veränderten Verhältnissen anpaßt. 

§ 261 

Zusammensetzung der Organe 

(1) Die Organe der Bundesanstalt setzen sich zu 
einem Drittel aus Vertretern der Arbeitnehmer, der 
Arbeitgeber und der öffentlichen Körperschaften zu-
sammen. 

(2) Der Verwaltungsrat besteht aus 51, der Vor-
stand aus neun Mitgliedern. 

(3) Die Verwaltungsausschüsse der Landesarbeits-
ämter bestehen aus mindestens 15, höchstens 27 Mit-
gliedern. Die Zahl der Mitglieder setzt der Verwal-
tungsrat fest. 

(4) Die Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter 
bestehen aus mindestens neun, höchstens 21 Mitglie-
dern. Die Zahl der Mitglieder setzt der Verwaltungs-
ausschuß des Landesarbeitsamtes fest. 

(5) Mitglieder des Verwaltungsrates können nicht 
gleichzei tig Mitglieder des Vorstandes sein. 

(6) In den Organen sollen die regionalen Bereiche, 
die Wirtschaftszweige und die Berufsgruppen ange-
messen vertreten sein. 

(7) Als Mitglieder der Organe, unter Einschluß der 
Stellvertreter, sind von allen Vorschlagsberechtigten 
zur Hälfte Frauen zu entsenden. Diese Anforderung 
entfällt nur, wenn der jewei ligen Interessenvertre-
tung oder Institu tion auf Grund ihrer Zusammenset-
zung eine Entsendung von Frauen regelmäßig oder 
im Einzelfall nicht möglich ist. War einer Interessen-
vertretung oder Institu tion die Entsendung einer 
Frau in einer Amtsperiode im Einzelfall nicht mög- 

lich, so hat sie in der darauffolgenden Amtsperiode 
über Satz 1 hinaus für den Sitz eines weiteren 
Mitgliedes oder Stellvertreters eine Frau zu ent-
senden. 

§ 262 

Amtsdauer der Organmitglieder 

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe be-
trägt sechs Jahre. 

(2) Die Mitglieder der Organe bleiben nach Ablauf 
ihrer Amtsdauer im Amt, bis ihre Nachfolger berufen 
sind. 

(3) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtsdauer 
aus, so ist für den Rest der Amtsdauer ein neues Mit-
glied zu berufen. Bis zur Berufung des Nachfolgers 
tritt an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds des-
sen Stellvertreter. 

§ 263 

Stellvertretende Organmitglieder 

(1) Für jedes Mitglied der Organe wird ein Stellver-
treter berufen, der das Mitglied vertritt, wenn es ver-
hindert ist, an einer Sitzung teilzunehmen. Ist auch 
der Stellvertreter verhindert, so kann das Mitglied 
sich durch den Stellvertreter eines anderen Mitglieds 
derselben Gruppe vertreten lassen. 

(2) Die Stellvertreter der Mitglieder sind berech-
tigt, auch an denjenigen Sitzungen des Organs teil-
zunehmen, in denen sie kein Mitglied vertreten. Sie 
können den von den Organen nach § 260 Abs. 3 
gebildeten Ausschüssen auch als Mitglieder ange-
hören. 

(3) Die Vorschriften über Berufung, Abberufung, 
Amtsdauer und Doppelmitgliedschaft der Mitglieder 
gelten für die Stellvertreter entsprechend. Soweit sie 
die Mitglieder vertreten, haben sie deren Rechte und 
Pflichten. 

§ 264 

Vorschläge far die Berufung 

(1) Vorschlagsberechtigt für die Vertreter der Ar-
beitnehmer in den Organen sind die Gewerkschaf-
ten, die für die Vertretung der Interessen der abhän-
gig Beschäftigten wesentliche Bedeutung haben. 
Vorschlagsberechtigt für die Verwaltungsausschüsse 
der Landesarbeitsämter und Arbeitsämter sind nur 
die für den Bezirk zuständigen Gewerkschaften und 
Berufsorganisationen. 

(2) Vorschlagsberechtigt für die Vertreter der Ar-
beitgeber in den Organen sind die Arbeitgeberver-
bände, die für die Vertretung der Interessen der Ar-
beitgeber wesentliche Bedeutung haben. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Vorschlagsberechtigt für die Vertreter der öf-
fentlichen Körperschaften in den Organen sind 
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1. für den Verwaltungsrat 

a) die Bundesregierung und der Bundesrat für je 
sieben Mitglieder, 

b) die Spitzenvereinigungen der kommunalen 
Selbstverwaltungskörperschaften für drei Mit-
glieder, 

2. für den Vorstand die Bundesregierung, der Bun-
desrat und die Spitzenvereinigungen der kommu-
nalen Selbstverwaltungskörperschaften für je ein 
Mitglied, 

3. für die Verwaltungsausschüsse der Landesarbeits-
ämter die oberste Landesbehörde. Die oberste 
Landesbehörde hat neben den Vertretern des Lan-
des auch Vertreter der Gemeinden und Gemein-
deverbände zu berücksichtigen, deren Bezirk zu 
dem Bezirk des Landesarbeitsamtes gehört. Ge-
hört der Bezirk eines Landesarbeitsamtes zum 
Gebiet mehrerer Länder und einigen sich diese 
über den Vorschlag nicht, so entscheidet das Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung. Vor 
der Entscheidung hat es die beteiligten obersten 
Landesbehörden zu hören, 

4. für die Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter 
die gemeinsame Gemeindeaufsichtsbehörde; die 
beteiligten Gemeinden benennen die Vertreter. 
Einigen sich die beteiligten Gemeinden auf einen 
Vorschlag, so ist die Gemeindeaufsichtsbehörde 
an diesen gebunden. Ist eine gemeinsame Ge-
meindeaufsichtsbehörde nicht vorhanden und 
einigen sich die beteiligten Gemeindeaufsichtsbe-
hörden nicht, so steht das Vorschlagsrecht der 
obersten Landesbehörde oder der von ihr bezeich-
neten Stelle zu. Vertreter der öffentlichen Körper-
schaften können nur Vertreter der Gemeinden 
und Gemeindeverbände sein, die zu dem Arbeits-
amtsbezirk gehören. 

§ 265 
Voraussetzungen für die Berufung 

(1) Als Mitglieder der Organe können nur Deutsche 
im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes, die das 
passive Wahlrecht zum Deutschen Bundestag besit-
zen, und Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufent-
halt rechtmäßig im Bundesgebiet haben und die Vor-
aussetzungen des § 15 des Bundeswahlgesetzes mit 
Ausnahme der von der Staatsangehörigkeit abhängi-
gen Voraussetzungen erfüllen, berufen werden. Die 
Mitglieder der Verwaltungsausschüsse sollen minde-
stens sechs Monate in dem Bezirk wohnen oder tätig 
sein, auf den sich die Zuständigkeit des Organes er-
streckt. 

(2) Beamte, Angestellte und Arbeiter der Bundes-
anstalt können nicht Mitglieder von Organen der 
Bundesanstalt sein. 

§ 266 
Berufung 

(1) Die Mitglieder des Verwaltungsrates und des 
Vorstandes werden vom Bundesministerium für Ar- 

beit und Sozialordnung, die Mitglieder der Verwal-
tungsausschüsse der Landesarbeitsämter vom Vor-
stand, die Mitglieder der Verwaltungsausschüsse der 
Arbeitsämter vom Verwaltungsausschuß des Landes-
arbeitsamtes berufen. 

(2) Schlägt der Vorschlagsberechtigte mehrere Per-
sonen vor, so ist der Berufende an die Reihenfolge 
gebunden, die der Vorschlagsberechtigte bestimmt. 
Von der Reihenfolge darf abgewichen werden, wenn 
dies im Hinblick auf § 261 Abs. 7 notwendig ist. 

(3) Liegen Vorschläge mehrerer Vorschlagsberech-
tigter vor, so sind die Sitze anteilmäßig, jedoch unter 
billiger Berücksichtigung der Minderheiten, zu ver-
teilen. 

§ 267 

Abberufung 

Ein Mitglied eines Organes ist von der berufenden 
Stelle abzuberufen, wenn 

1. eine Voraussetzung für seine Berufung entfällt 
oder sich nachträglich herausstellt, daß sie nicht 
vorgelegen hat, oder 

2. das Mitglied seine Amtspflicht grob verletzt oder 

3. die vorschlagende Stelle es beantragt oder 

4. das Mitglied es beantragt. 

Vertreter der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber 
können nach Satz 1 Nr. 3 nur abberufen werden, 
wenn sie aus ihren Organisationen ausgeschlossen 
worden oder ausgetreten sind. 

§ 268 

Vorsitzende der Organe 

(1) Die Organe und deren Ausschüsse wählen aus 
ihrer Mitte jeweils für die Dauer eines Jahres einen 
Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzen-
den. 

(2) Als Vorsitzender und stellvertretender Vorsit-
zender können nur Vertreter der beiden in § 264 
Abs. 1 und 2 genannten Gruppen gewählt werden; 
sie dürfen nicht der gleichen Gruppe angehören. Die 
beiden Gruppen stellen in regelmäßigem Wechsel 
den Vorsitzenden oder den stellvertretenden Vorsit-
zenden. Die Reihenfolge wird durch die Beendigung 
der Amtsdauer der Organmitglieder nicht unterbro-
chen. 

(3) Schließen Tatsachen das Vertrauen der Organ
-mitglieder zu der Amtsführung eines Vorsitzenden 

oder eines stellvertretenden Vorsitzenden aus, so 
kann das Organ abweichend von § 270 Abs. 2 mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder 
die Abberufung beschließen. 

(4) Scheidet ein Vorsitzender oder ein stellvertre-
tender Vorsitzender aus, so wird der Ausscheiden-
de für den Rest seiner Amtsdauer durch Neuwahl 
ersetzt. Vor der Neuwahl ist das Organ zu ergän-
zen. 
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§ 269 

Einberufung und Sitzungen der Organe 

(1) Die Organe und deren Ausschüsse werden von 
ihren Vorsitzenden nach Bedarf einberufen. Sie müs-
sen einberufen werden, wenn es ein Drittel der Mit-
glieder verlangt. 

(2) Die Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse 
sind nicht öffentlich. Dem Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung oder dem von ihm beson-
ders Beauftragten ist Gelegenheit zu geben, in den 
Sitzungen des Verwaltungsrates und des Vorstandes 
sowie der Ausschüsse dieser Organe seine Auffas-
sung darzulegen. 

§ 270 

Beschlußfähigkeit 

(1) Die Organe und deren Ausschüsse sind be-
schlußfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsge-
mäß eingeladen sind und die Mehrzahl der Mitglie-
der anwesend ist. Ist ein Organ nicht beschlußfähig, 
so kann der Vorsitzende anordnen, daß in der näch-
sten Sitzung über den Gegenstand der Abstimmung 
auch dann beschlossen werden kann, wenn die 
Mehrheit der Mitglieder nicht anwesend ist. Hierauf 
muß in der Einladung der Mitglieder zu der nächsten 
Sitzung hingewiesen werden. 

(2) Die Organe fassen ihre Beschlüsse mit Stim-
menmehrheit. 

(3) In eiligen Fällen kann ohne Sitzung im schrift-
lichen Verfahren abgestimmt werden. Das Nähere 
bestimmt die Satzung. 

(4) Die Organe geben sich eine Geschäftsordnung. 

§ 271 

Bindungswirkung von Beschlüssen 

Die Beschlüsse des Verwaltungsrates sind für die 
Verwaltungsausschüsse, die Beschlüsse des Verwal-
tungsausschusses des Landesarbeitsamtes sind für 
die Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter bin-
dend. 

§ 272 

Beanstandung von Beschlüssen 

(1) Verstößt ein Beschluß des Verwaltungsaus-
schusses des Arbeitsamtes gegen Gesetz oder sonsti-
ges Recht, so hat ihn der Präsident des Landesar-
beitsamtes zu beanstanden. 

(2) Verstößt ein Beschluß des Verwaltungsaus-
schusses des Landesarbeitsamtes oder des Vorstan-
des gegen Gesetz oder sonstiges Recht, so hat ihn 
der Präsident der Bundesanstalt zu beanstanden. 

(3) Ändert das Organ den beanstandeten Beschluß 
nicht innerhalb eines Monats nach der Beanstandung 
ab, so hat danach 

1. über einen Beschluß des Verwaltungsausschusses 
eines Arbeitsamtes der Verwaltungsausschuß des 
Landesarbeitsamtes, 

2. über einen Beschluß des Verwaltungsausschusses 
des Landesarbeitsamtes der Vorstand, 

3. über einen Beschluß des Vorstandes der Verwal-
tungsrat 

unverzüglich zu entscheiden. 

(4) Eine Beanstandung hat aufschiebende Wir-
kung. 

§ 273 
Verfahren bei Versagen eines Organs 

(1) Ist die ordnungsgemäße Durchführung der Auf-
gaben des Verwaltungsausschusses eines Arbeits-
amtes nicht gewährleistet, so kann auf Antrag des 
Verwaltungsausschusses des Landesarbeitsamtes der 
Vorstand die Befugnisse des Verwaltungsausschus-
ses des Arbeitsamtes einer anderen Stelle übertra-
gen. 

(2) Ist die ordnungsgemäße Durchführung der Auf-
gaben durch den Verwaltungsausschuß eines Lan-
desarbeitsamtes nicht gewährleistet, so kann der Ver-
waltungsrat dessen Befugnisse auf Antrag des Vor-
standes dem Vorstand oder einer anderen Stelle der 
Bundesanstalt übertragen. 

(3) Ist die ordnungsgemäße Durchführung der Auf-
gaben durch den Vorstand nicht gewährleistet, so 
kann der Verwaltungsrat die Abberufung des Vor-
standes beim Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung beantragen. Gibt dieses dem Antrag 
statt, so hat er alsbald einen neuen Vorstand zu 
berufen. 

§ 274 
Verbot der Beeinträchtigung 

Mitglieder von Organen dürfen in der Übernahme 
oder Ausübung ihres Amtes nicht beschränkt und 
wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes 
nicht benachteiligt werden. 

§ 275 
Haftung der Organmitglieder 

Die Mitglieder der Organe haften der Bundes-
anstalt entsprechend § 42 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch. 

§ 276 
Entschädigung der Organmitglieder 

(1) Die Mitglieder der Organe üben ihre Tätigkeit 
ehrenamtlich aus. Die Bundesanstalt erstattet ihnen 
ihre baren Auslagen; der Verwaltungsrat kann dafür 
feste Sätze beschließen. Die Satzung bestimmt, was 
den Mitgliedern als Entschädigung für entgangenen 
Arbeitsverdienst oder Zeitverlust zu gewähren ist. 
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(2) Die Auslagen der Vorsitzenden und des stellver-
tretenden Vorsitzenden eines Organes für deren Tä-
tigkeit außerhalb der Sitzung können mit einem 
Pauschbetrag abgegolten werden, den der Verwal-
tungsrat auf Vorschlag des Vorstandes festsetzt. 

(3) Die Beschlüsse des Verwaltungsrates nach den 
Absätzen 1 und 2 bedürfen der Genehmigung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung. 

§ 277 
Fachvermittlungsstellen und Fachausschüsse 

für Seeleute 

(1) Für die Arbeitsvermittlung von Arbeitnehmern, 
auf die das Seemannsgesetz Anwendung findet, hat 
die Bundesanstalt im Benehmen mit den beteiligten 
Verbanden der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber 
bei Arbeitsämtern Fachvermittlungsstellen einzu-
richten. 

(2) Die Verwaltungsausschüsse der zuständigen 
Landesarbeitsämter und Arbeitsämter bilden für die 
Fachvermittlungsstellen nach Absatz 1 Fachaus-
schüsse, die sich je zur Hälfte aus Vertretern der in 
Absatz 1 genannten Arbeitnehmer und der Reeder 
zusammensetzen. Das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung bestimmt durch Rechtsverord-
nung das Nähere über die Bildung der Fachaus-
schüsse und ihre Aufgaben. 

§ 278 

Vertretung 

(1) Der Vorstand vertritt die Bundesanstalt gericht-
lich und außergerichtlich. 

(2) Die laufenden Geschäfte der Hauptstelle und 
der Landesarbeitsämter führen deren jewei liger Prä-
sident, die der Arbeitsämter deren jewei liger Direk-
tor. Insoweit vertreten diese die Bundesanstalt ge-
richtlich und außergerichtlich. Beschränkungen der 
laufenden Geschäftsführung sowie der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Vertretung sind Dritten ge-
genüber nur wirksam, wenn sie sich aus der Satzung 
ergeben. Der Vorstand kann für die Führung der Ge-
schäfte Richtlinien aufstellen. § 271 Abs. 2 bleibt un-
berührt. 

(3) Hat eine Klage gegen die Bundesanstalt Bezug 
auf den Aufgabenbereich eines Landesarbeitsamtes 
oder Arbeitsamtes und ist der Sitz der Bundesanstalt 
maßgeblich für die örtliche Zuständigkeit des Ge-
richts, so kann die Klage auch bei dem Gericht des 
Sitzes des betreffenden Landesarbeitsamtes oder Ar-
beitsamtes erhoben werden. 

§ 279 

Rechtsste llung des Personals der Bundesanstalt 

(1) Die Geschäfte der Bundesanstalt werden durch 
Arbeitskräfte, die durch privatrechtlichen Dienstver-
trag angestellt sind, und durch Beamte wahrgenom-
men. Die Beamten der Bundesanstalt sind mittelbare 
Bundesbeamte. 

(2) Die Präsidenten und Vizepräsidenten der Bun-
desanstalt und der Landesarbeitsämter werden zu 
Beamten auf Zeit ernannt. Die Amtszeit be trägt acht 
Jahre. Die Berufung für weitere Amtszeiten von 
jeweils vier Jahren ist zulässig. Die Beamten sind ver-
pflichtet, nach Ablauf der ersten Amtszeit einer 
erneuten Berufung Folge zu leisten. Kommen sie die-
ser Verpflichtung nicht nach, so sind sie mit Ablauf 
der Amtszeit entlassen. 

(3) Oberste Dienstbehörde für den Präsidenten und 
den Vizepräsidenten der Bundesanstalt ist das Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung, für die 
übrigen Beamten der Vorstand der Bundesanstalt. 
Der Vorstand kann seine Befugnisse auf den Präsi-
denten der Bundesanstalt übertragen. Soweit beam-
tenrechtliche Vorschriften die Übertragung der Be-
fugnisse von obersten Dienstbehörden auf nachge-
ordnete Behörden zulassen, kann der Präsident der 
Bundesanstalt seine Befugnisse im Rahmen dieser 
Vorschriften auf die Präsidenten der Landesarbeits-
ämter, die Direktoren der Arbeitsämter und die 
Leiter der besonderen Dienststellen übertragen. j 187 
Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes und § 129 Abs. 1 
der Bundesdisziplinarordnung bleiben unberührt. 

(4) Auf die Rechtsstellung der Beamten auf Zeit 
(Absatz 2) finden die für Beamte auf Lebenszeit gel-
tenden Vorschriften mit Ausnahme der Vorschriften 
über die Laufbahnen und die Probezeit entsprechen-
de Anwendung. 

(5) Die Beamten auf Zeit (Absatz 2) treten mit dem 
Ablauf der Amtszeit in den Ruhestand, wenn sie 
nicht für eine weitere Amtszeit in dasselbe Amt beru-
fen werden. Sie treten ferner mit Erreichen der in § 41 
Abs. 1 Satz 1, § 42 Abs. 3 Satz 1 des Bundesbeamten-
gesetzes bestimmten Altersgrenzen in den Ruhe-
stand, wenn sie aus einem Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit zum Beamten auf Zeit ernannt worden wa-
ren oder eine Dienstzeit von mindestens zehn Jahren 
in einem Beamtenverhältnis mit Dienstbezügen zu-
rückgelegt haben; Zeiten nach § 6 Abs. 3 des Beam-
tenversorgungsgesetzes stehen der im Beamtenver-
hältnis zurückgelegten Dienstzeit gleich. 

(6) Beamte der Bundesanstalt, die nach Absatz 2 
ernannt werden, sind mit der Ernennung aus ihrem 
bisherigen Beamtenverhältnis entlassen. 

§ 280 

Ernennung der Beamten 

(1) Der Präsident und der Vizepräsident der Bun-
desanstalt werden vom Bundespräsidenten auf Vor-
schlag der Bundesregierung ernannt. Die Bundesre-
gierung hört zuvor den Verwaltungsrat, von dessen 
Stellungnahme sie nur aus einem wich tigen Grunde 
abweichen kann. 

(2) Die Präsidenten und Vizepräsidenten der Lan-
desarbeitsämter ernennt der Bundespräsident auf 
Vorschlag des Bundesrates. Der Bundesrat macht 
seine Vorschläge auf Grund des Vorschlages der zu-
ständigen obersten Landesbehörden im Bezirk des 
Landesarbeitsamtes. Diese stellen zuvor das Einver- 
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nehmen mit dem Verwaltungsausschuß des Landes-
arbeitsamtes her und hören den Verwaltungsrat. 

(3) Der Bundespräsident ernennt auf Vorschlag des 
Vorstandes der Bundesanstalt die übrigen Beam-
ten der Bundesanstalt, denen ein in der Besoldungs-
gruppe B des Bundesbesoldungsgesetzes aufgeführ-
tes Amt übertragen werden soll. Der Vorstand hört 
vor seinem Vorschlag den Präsidenten der Bundesan-
stalt. Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung legt den Vorschlag dem Bundespräsidenten 
vor. 

(4) Der Vorstand ernennt auf Vorschlag 

1. des Präsidenten des Landesarbeitsamtes die übri-
gen Beamten bei dem Landesarbeitsamt und den 
Arbeitsämtern im Bezirk des Landesarbeitsamtes. 
Der Präsident des Landesarbeitsamtes hört zuvor 
den Präsidenten der Bundesanstalt und stellt das 
Einvernehmen mit dem Verwaltungsausschuß des 
Arbeitsamtes her, soweit sein Vorschlag die Er-
nennung des Direktors eines Arbeitsamtes oder 
seines Stellvertreters betrifft. Soweit sein Vor-
schlag Beamte des Arbeitsamtes betrifft, hört er 
zuvor den Direktor des Arbeitsamtes, von dessen 
Stellungnahme er nur aus wich tigem Grund ab-
weichen kann. 

2. des Präsidenten der Bundesanstalt die übrigen 
Beamten der Bundesanstalt. 

§ 281 

Satzung 

Der Verwaltungsrat beschließt die Satzung der 
Bundesanstalt. Sie bedarf der Genehmigung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
und ist im Bundesanzeiger bekanntzumachen. Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch für Satzungsänderungen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Haushalt und Vermögen 

§ 282 
Verwendung der Mittel 

Die Mittel der Bundesanstalt dürfen nur für die 
gesetzlich vorgeschriebenen oder zugelassenen 
Zwecke verwendet werden. Zur Erreichung dieser 
Zwecke kann die Bundesanstalt auch die Mitglied-
schaft in Vereinen erwerben und sich mit Zustim-
mung des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung an  Gesellschaften beteiligen. Die Bundes-
anstalt stellt durch geeignete organisatorische Maß-
nahmen sicher, daß die Entscheidungen über 
Schwerpunktsetzungen beim Einsatz der Förderin-
strumente der aktiven Arbeitsförderung und über die 
regionale Verteilung der den Landesarbeitsämtern 
für ihren Bezirk zugewiesenen Mittel für Ermessens-
leistungen der aktiven Arbeitsförderung ortsnah er-
folgen. Von den ihnen für Ermessensleistungen der 
aktiven Arbeitsförderung zugewiesenen Haushalts-
mitteln können die Arbeitsämter mit Zustimmung  

des Verwaltungsausschusses abweichend von Satz 1 
bis zu fünf vom Hundert als freie Mittel zur Erpro-
bung neuer Wege der aktiven Arbeitsförderung ver-
wenden, wenn mit den eingesetzten Mitteln voraus-
sichtlich ein im wesentlichen gleicher arbeitsmarkt-
politischer Erfolg erzielt wird wie mit vergleichbaren 
Maßnahmen nach diesem Gesetz. 

§ 283 

Zustandekommen des Haushalts 

(1) Der Haushaltsplan der Bundesanstalt wird vom 
Vorstand aufgestellt. Die Verwaltungsausschüsse der 
Landesarbeitsämter und Arbeitsämter machen hierzu 
Vorschläge. Der Verwaltungsrat stellt den Haushalts-
plan fest. 

(2) Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung 
der Bundesregierung. 

§ 284 

Vorlage des Haushalts an die Bundesregierung, 
Leistung von Ausgaben vor Genehmigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung kann mit Zustimmung des Bundesministeriums 
der Finanzen zulassen, daß die Bundesanstalt die zur 
Durchführung ihrer Aufgaben und zur Erfüllung 
rechtlich begründeter Verpflichtungen unvermeid-
baren Ausgaben leistet, wenn der Haushaltsplan zu 
Beginn des neuen Haushaltsjahres noch nicht geneh-
migt ist. 

§ 285 

Mehrausgaben 

(1) Für einen unvorhergesehenen unabweisbaren 
Bedarf sowie für Maßnahmen, durch die für die Bun-
desanstalt Verpflichtungen entstehen können, für die 
Ausgabemittel im Haushaltsplan nicht veranschlagt 
sind, kann der Verwaltungsrat auf Vorschlag des Vor-
standes Mehrausgaben bewil ligen. Die Bewilligung 
bedarf der Genehmigung des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung, das sie mit Zustim-
mung des Bundesministeriums der Finanzen erteilt. 

(2) Kann die Genehmigung nicht vor der Leistung 
von Ausgaben eingeholt werden, weil diese unauf-
schiebbar sind, so ist sie unverzüglich nachzuholen. 
Ist auch die Bewilligung nicht rechtzeitig möglich, so 
kann der Präsident der Bundesanstalt Ausgabe-
ermächtigung bis zur Höhe der unvorhergesehenen 
unabweisbaren Mehrausgaben erteilen, bis die Be-
willigung nachgeholt ist. 

§ 286 
Geltung von Haushaltsvorschriften des Bundes 

(1) Soweit sich aus diesem Gesetz nicht etwas an
-deres ergibt, gelten für die Aufstellung des Haus-

haltsplans sowie für die sonstige Haushaltswirtschaft 
die Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung sinn- 
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gemäß. Die allgemeinen Grundsätze der Haushalts-
wirtschaft des Bundes sind zu beachten. 

(2) Die Kassen- und Rechnungslegungsbücher 
über die Haushaltseinnahmen und -ausgaben, über 
den Bestand, die Einnahmen und Ausgaben der 
Rücklage und des sonstigen Vermögens (§ 288) sowie 
der Schulden sind jährlich abzuschließen. 

§ 287 

Besondere Haushaltsvorschriften 
für die Bundesanstalt 

(1) Die Ausgaben für die aktive Arbeitsförderung 
(§ 41) müssen - bezogen auf den Durchschnitt von 
vier aufeinanderfolgenden Jahren - im Haushalt der 
Bundesanstalt einen Anteil von wenigstens 50 vom 
Hundert an  den Gesamtausgaben der Bundesanstalt 
ausmachen. 

(2) Im Haushaltsplan werden die Haushaltsmittel 
für Ermessensleistungen der aktiven Arbeitsförde-
rung nach objektiven Kriterien, die unter arbeits-
marktpolitischen Gesichtspunkten eine ausgewoge-
ne Förderungsstruktur gewährleisten (Arbeitsmarkt-
indikator), global den Landesarbeitsämtern zugewie-
sen, die die Mittel unter Berücksichtigung der Emp-
fehlungen der arbeitsmarkt- und strukturpolitischen 
Konsensrunden (§ 7) zur Bewirtschaftung auf die Ar-
beitsämter verteilen. 

(3) Im Haushaltsplan sind die Ausgaben für das 
Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe einseitig 
deckungsfähig zugunsten der Ausgaben für die Aus-
gaben nach dem Siebten Abschnitt des 4. Kapitels 
dieses Gesetzes. Vorschriften, nach denen auch an-
dere Ausgaben deckungsfähig sind oder sein kön-
nen, bleiben unberührt . 

§ 288 

Rücklage 

(1) Die Bundesanstalt hat aus den Überschüssen 
der Einnahmen über die Ausgaben eine Rücklage zu 
bilden, die vorrangig dazu dient, die Zahlungsfähig-
keit der Bundesanstalt bei ungünstiger Arbeitsmarkt-
lage sicherzustellen. Soweit die Mittel der Rücklage 
dazu nicht benötigt werden, können sie verwendet 
werden, um die Voraussetzungen für die Beschäfti-
gung von Arbeitnehmern in Dauerarbeit zu schaffen. 
Die Rücklage ist verzinslich anzulegen. 

(2) Die zur Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit 
der Bundesanstalt benötigten Mittel sind so anzule-
gen, daß sie innerhalb von einem Jahr fällig werden. 

(3) Die zur Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit 
der Bundesanstalt benötigten Mittel sind, soweit 
Bundesregierung und Deutsche Bundesbank dies 
aus konjunkturpolitischen oder währungspolitischen 
Gründen für erforderlich halten, 

1. bis zu 50 vom Hundert in Geldmarktpapieren oder 

2. bis zu zwei Dritteln in Mobilisierungs- und Liqui-
ditätspapieren (§§ 42, 42 a des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank) anzulegen. Bei der Anlage 

nach Nummer 1 soll die Bundesanstalt Anlagevor-
schläge der Deutschen Bundesbank beachten. So-
weit die Bundesanstalt die Mittel füt die Durchfüh-
rung ihrer Aufgaben benötigt, hat die Deutsche 
Bundesbank die auf ihren Vorschlag gekauften 
Geldmarktpapiere vor Fälligkeit zu übernehmen. 

(4) Der Vorstand bestimmt die Höhe der für die An-
lage nach Absatz 1 Satz 2 zur Verfügung stehenden 
Mittel und die Anlagebedingungen. Beschlüsse nach 
Satz 1 bedürfen der Zustimmung des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung. 

(5) Ober die Anlage der Rücklage sowie über die 
Verwaltung des sonstigen Vermögens erläßt die Bun-
desanstalt Verwaltungsvorschriften, die der Zustim-
mung der Bundesregierung bedürfen. 

§ 289 
Abgabenfreistellung 

Das Vermögen der Bundesanstalt ist von bundes-
gesetzlich geregelten Bundes-, Landes- und Kommu-
nalsteuern und -abgaben im gleichen Umfange frei 
wie das Vermögen der Sozialversicherungsträger. 

§ 290 
Prüfung durch den Bundesrechungshof, Entlastung 

(1) Der Bundesrechnungshof prüft die Haushalts-
und Wirtschaftsführung der Bundesanstalt einschließ-
lich der Anlage und der Verwaltung der Rücklage und 
des sonstigen Vermögens sowie der Schulden. 

(2) Der Vorstand nimmt zu dem Ergebnis der Prü-
fung Stellung. 

(3) Der Verwaltungsrat nimmt den Rechnungsab-
schluß ab (Entlastung). 

DRITTER ABSCHNITT 

Aufsicht 

§ 291 

Aufsicht, Geschäftsbericht 

(1) Die Aufsicht über die Bundesanstalt führt das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 
Soweit nicht das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung nach § 25 Abs. 4 und § 26 Abs. 5 das 
Recht hat, Weisungen zu erteilen, erstreckt sie sich 
darauf, daß Gesetz und sonstiges Recht beachtet 
werden. 

(2) Die Ausübung der Aufsicht richtet sich nach 
den für die Aufsicht über die Träger der Sozialversi-
cherung geltenden Vorschriften und Rechtsgrundsät-
zen, soweit Besonderheiten der Bundesanstalt nicht 
entgegenstehen. 

(3) Dem Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung ist jährlich ein Geschäftsbericht vorzulegen, 
der vom Vorstand zu erstatten und vom Verwaltungs-
rat zu billigen ist. 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/1440 

11. KAPITEL 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Strafvorschriften 

§ 292 

Unberechtigte Vermittlung 
von und nach dem Ausland 

(1) Wer 

1. ohne vorherige Zustimmung der Bundesanstalt 
nach § 25 Abs. 1 Satz 2 oder ohne Auftrag der 
Bundesanstalt nach § 30 Abs. 1 Satz 2 einen Ar-
beitnehmer für eine Beschäftigung als Arbeitneh-
mer im Ausland oder im Ausland für eine Beschäf-
tigung als Arbeitnehmer im Inland anwirbt oder 
vermittelt oder 

2. einen nichtdeutschen Arbeitnehmer, der die nach 
§ 26 Abs. 1 Satz 1 erforderliche Erlaubnis nicht be-
sitzt, ohne Auftrag der Bundesanstalt nach § 30 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1 im Inland vermit-
telt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die S trafe Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 
der Täter gewerbsmäßig oder aus grobem Eigennutz 
handelt. 

§ 293 

Beschäftigung ohne Arbeitserlaubnis 

(1) Wer als Arbeitgeber einen nichtdeutschen 
Arbeitnehmer, der eine nach § 26 Abs. 1 Satz 1 erfor-
derliche Erlaubnis nicht besitzt, zu Arbeitsbedingun-
gen beschäftigt, die in einem auffälligen Mißverhält-
nis zu den Arbeitsbedingungen deutscher Arbeitneh-
mer stehen, die die gleiche oder eine vergleichbare 
Tätigkeit ausüben, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. In beson-
ders schweren Fällen ist die S trafe Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren; ein beson-
ders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter gewerbsmäßig oder aus grobem Eigennutz 
handelt. 

(2) Wer als Arbeitgeber 

1. gleichzeitig mehr als fünf nichtdeutsche Arbeit-
nehmer, die eine nach § 26 Abs. 1 Satz 1 erforder-
liche Erlaubnis nicht besitzen, mindestens dreißig 
Kalendertage beschäftigt oder 

2. eine in § 295 Abs. 1 Nr. 2 bezeichnete vorsätzliche 
Zuwiderhandlung beharrlich wiederholt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. Handelt der Täter aus grobem 
Eigennutz, ist die S trafe Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Bußgeldvorschriften 

§ 294 
Unberechtigte Berufsberatung 

oder Arbeitsvermittlung 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. Berufsberatung (§ 32) oder ohne Auftrag der Bun-
desanstalt nach § 36 Abs. 4 in Verbindung mit § 30 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1 Vermittlung in 
berufliche Ausbildungsstellen (§ 36 Abs. 1) aus-
übt, 

2. ohne Auftrag der Bundesanstalt nach § 30 Abs. 1 
Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1 Arbeitsvermittlung (§ 20) 
ausübt, 

3. als Verleiher mit einer Erlaubnis nach Artikel 1 § 1 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes oder als 
Entleiher dem Verbot des § 14 zuwiderhandelt 
oder 

4. einer Auflage nach § 25 Abs. 1 Satz 4 oder einer 
Weisung nach § 20 Abs. 2 Satz 1 zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungdswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 
bis 3 kann mit einer Geldbuße bis zu 30 000 Deutsche 
Mark, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 4 
mit einer Geldbuße bis zu 5 000 Deutsche Mark ge-
ahndet werden. 

§ 295 

Beschäftigung ohne Arbeitserlaubnis 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 26 Abs. 1 Satz 1 als nichtdeutscher Ar-
beitnehmer ohne Erlaubnis der Bundesanstalt 
eine Beschäftigung ausübt oder 

2. entgegen § 26 Abs. 1 Satz 6 einen nichtdeutschen 
Arbeitnehmer beschäftigt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer sich entge-
gen § 28 Abs. 2 Satz 4 die Gebühr von dem vermittel-
ten ausländischen Arbeitnehmer oder einem Dritten 
ganz oder teilweise erstatten läßt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 
kann mit einer Geldbuße bis zu 100 000 Deutsche 
Mark, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 mit 
einer Geldbuße bis zu 50 000 Deutsche Mark geahn-
det werden. 

§ 296 
Verletzung von Mitwirkungspflichten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 6 Abs. 1 bis 3 als Betriebsinhaber 
oder Erwerbsperson eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder 
nicht auf den vorgesehenen Erhebungsvordruk-
ken erteilt, 
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2. entgegen § 109 Abs. 4 Satz 1 oder entgegen § 118 
Abs. 3 Satz 4, § 125 Abs. 4, jeweils in Verbindung 
mit § 109 Abs. 4 Satz 1, einen Nachweis nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig erbringt, 

3. entgegen § 118 Abs. 4 oder entgegen § 125 Abs. 3 
Aufzeichnungen über die geleisteten Arbeits-
stunden nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
führt oder diese Aufzeichnungen nicht aufbe-
wahrt, 

4. entgegen § 206 Abs. 6 Satz 1 als Arbeitnehmer 
bei einer Prüfung nicht mitwirkt, eine do rt  ge-
nannte Auskunft nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig erteilt oder eine in § 206 Abs. 1 Satz 2 
genannte Unterlage nicht oder nicht vollständig 
vorlegt, 

5. entgegen § 176 eine Arbeitsbescheinigung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig ausstellt, 

6. entgegen § 192 Abs. 1 oder Abs. 3 eine Ver-
dienstbescheinigung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig ausstellt, 

7. entgegen § 199 Abs. 1 eine Bescheinigung oder 
entgegen den §§ 191, 192 Abs. 2 oder § 200 
Abs. 2, 3, 4 Satz 1 oder Absatz 5 eine Auskunft 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erteilt, 

8. die Vorlage des Vordruckes nach § 199 Abs. 2 
unterläßt, 

9. eine Einsichtnahme in die in § 200 Abs. 1 be-
zeichneten Unterlagen nicht duldet, 

10. als Arbeitgeber oder Dritter entgegen § 206 
Abs. 6 Satz 1 eine Prüfung nicht duldet, bei einer 
Prüfung nicht mitwirkt, eine do rt  genannte Aus-
kunft nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
erteilt oder eine in § 206 Abs. 1 Satz 2 genannte 
Unterlage nicht oder nicht vollständig vorlegt 
oder entgegen § 206 Abs. 6 Satz 2 das Betreten 
eines Grundstückes oder eines Geschäftsraumes 
nicht duldet, 

11. entgegen § 206 Abs. 7 Satz 1 die erforderlichen 
Daten nicht oder nicht vollständig zur Verfügung 
stellt oder 

12. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 1 dem Präsidenten des 
Landesarbeitsamtes nicht unverzüglich Meldung 
macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 
bis 9 kann mit einer Geldbuße bis zu 1 000 Deutsche 
Mark, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 10 
bis 12 mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Deutsche 
Mark geahndet werden. 

§ 297 

Verletzung der Anzeigepflicht 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 24 Abs. 1 Satz 1 als Arbeitgeber bei 
Ausbruch oder Beendigung eines Arbeitskampfes 
eine Anzeige nicht oder nicht richtig erstattet, 

2. entgegen § 186 Abs. 5 einen Beschluß des Kon-
kursgerichts, mit dem ein Antrag auf Eröffnung 
des Konkursverfahrens mangels Masse abgewie-
sen worden ist, nicht oder nicht unverzüglich 
bekanntgibt oder 

3. entgegen § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch eine Änderung in den Verhält-
nissen, die für einen Anspruch auf eine laufende 
Leistung erheblich ist, nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht unverzüglich anzeigt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. einer Rechtsverordnung nach § 9 Satz 3 oder § 24 
Abs. 1 Satz 2 oder 

2. einer Rechtsverordnung nach § 248 Abs. 3 Satz 5 
oder § 249 Abs. 3 zuwiderhandelt, soweit sie für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift verweist. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 
und 3 und Absatz 2 Nr. 1 kann mit einer Geldbuße 
bis zu 1 000 Deutsche Mark, die Ordnungswidrigkeit 
nach Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2 Nr. 2 mit einer 
Geldbuße bis zu 5 000 Deutsche Mark geahndet 
werden. Handelt es sich in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 3 bei der Änderung in den Verhältnissen um die 
Aufnahme einer Beschäftigung oder selbständigen 
Tätigkeit gegen Vergütung, so kann die Ordnungs-
widrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 5 000 Deutsche 
Mark geahndet werden. 

§ 298 

Beeinträchtigung von Mitgliedern der Organe 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer einen Arbeitneh-
mer oder einen Heimarbeiter in der Übernahme oder 
Ausübung seines Amtes als Mitglied eines Organs 
oder Ausschusses der Bundesanstalt beschränkt oder 
wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes 
benachteiligt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 5 000 Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 299 

Zuständigkeit, Beitreibung 

(1) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
sind die Hauptstelle der Bundesanstalt, die Landes-
arbeitsämter und die Arbeitsämter jeweils für ihren 
Geschäftsbereich. 

(2) Die Geldbußen fließen in die Kasse der zu-
ständigen Verwaltungsbehörden. § 66 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 

(3) Die notwendigen Auslagen trägt abweichend 
von § 105 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten die Kasse der zuständigen Verwaltungsbehör-
de; diese ist auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 
Abs. 4 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. 
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§ 300 
Organisation 

Die Bundesanstalt stellt durch organisatorische 
Maßnahmen sicher, daß die Verfolgung und Ahn-
dung der Beschäftigung oder Tätigkeit nichtdeut-
scher Arbeitnehmer ohne die erforderliche Erlaubnis 
nach § 26 Abs. 1 sowie von Verstößen gegen die Mit-
wirkungspflicht gegenüber einer Dienststelle der 
Bundesanstalt nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Bu-
ches Sozialgesetzbuch ortsnah erfolgt. Bei besonders 
schwerwiegenden Verstößen in bestimmten Wirt

-schaftszweigen oder Regionen, die umfangreiche Er-
mittlungen mit anderen Behörden oder öffentlichen 
Stellen erfordern, erfolgt die Verfolgung und Ahn-
dung schwerpunktmäßig und überbezirklich. 

§ 301 
Zusammenarbeit mit anderen Behörden 

(1) Bei der Verfolgung und Ahndung der Beschäf-
tigung oder Tätigkeit von nichtdeutschen Arbeitneh-
mern ohne die erforderliche Erlaubnis nach § 26 
Abs. 1 sowie der Verstöße gegen die Mitwirkungs-
pflicht gegenüber einer Dienststelle der Bundesan-
stalt nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches Sozial-
gesetzbuch arbeitet die Bundesanstalt insbesondere 
mit folgenden Behörden zusammen: 

1. den nach Landesrecht für die Verfolgung und . 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem 
Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit zu-
ständigen Behörden, 

2. den Trägern der Krankenversicherung als Ein-
zugsstellen, 

3. den in § 63 des Ausländergesetzes genannten Be-
hörden, 

4. den Finanzbehörden, 

5. den Trägern der Unfallversicherung, 

6. den für den Arbeitsschutz zuständigen Landesbe-
hörden. 

(2) Ergeben sich für die Bundesanstalt bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben im Einzelfall konkrete 
Anhaltspunkte für Verstöße 

1. gegen das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarz-
arbeit, 

2. gegen das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz, 

3. gegen die Bestimmungen der Reichsversiche-
rungsordnung und des Vierten Buches Sozialge-
setzbuch über die Verpflichtung zur Zahlung von 
Sozialversicherungsbeiträgen, soweit sie im Zu-
sammenhang mit den in den Nummern 1 bis 2 
und Absatz 1 genannten Verstößen stehen, 

4. gegen die Steuergesetze, 

5. gegen das Ausländergesetz, 

unterrichtet sie die für die Verfolgung und Ahndung 
zuständigen Behörden sowie die Behörden nach § 63 
des Ausländergesetzes. Die Unterrichtung kann An-
gaben darüber enthalten, ob die erforderliche Er-
laubnis nach § 5 Abs. 1 vorliegt, ob und in welchem 

Umfang Leistungen nach dem Arbeitsförderungsge-
setz bezogen werden und ob die Mitwirkungspflicht 
gegenüber einer Dienststelle der Bundesanstalt nach 
§ 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
erfüllt ist, sowie über die Tatsachen, die für die Ein-
ziehung der Beiträge zur Bundesanstalt erheblich 
sind. 

(3) Die Bundesanstalt regt, soweit zweckmäßig, die 
Zusammenarbeit zwischen den Behörden und öffent-
lichen Stellen nach Absatz 1 an und koordiniert ein-
vernehmlich gemeinsame Ermittlungen. Verwal-
tungskosten werden nicht erstattet. 

12. KAPITEL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Übergangsvorschriften aus Anlaß 
der Herstellung der Einheit Deutschlands 

§ 302 
Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne der Vorschriften dieses Abschnitts ist 

1. Beitrittsgebiet das in Artikel 3 des Einigungsver-
trages vom 31. August 1990 genannte Gebiet, 

2. altes Bundesgebiet das Bundesgebiet nach dem 
Stand vor dem 3. Oktober 1990. 

(2) Bis zur Herstellung einheitlicher Entgeltverhält-
nisse im Gebiet der Bundesrepublik Deutschl and gilt 
dieses Gesetz nach Maßgabe der Vorschriften dieses 
Abschnitts. 

§ 303 
Bemessungsgrundlagen 

(1) § 157 Abs. 14 ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß der Anpassungsfaktor für Beitrittsgebiet und 
altes Bundesgebiet jeweils gesondert entsprechend 
der Entwicklung der Bruttoarbeitsentgelte in dem 
jeweiligen Gebiet zu bestimmen ist. Beruht das 
Bemessungsentgelt überwiegend auf Zeiten mit 
Arbeitsentgelten aus dem Beitrittsgebiet, ist der 
Anpassungsfaktor dieses Gebietes, im übrigen der 
für das alte Bundesgebiet bestimmte Anpassungsfak-
tor anzuwenden. 

(2) Soweit in diesem Gesetz auf die Bezugsgröße 
nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch ver-
wiesen wird, ist die Bezugsgröße (Ost) zugrunde zu 
legen, wenn das zu beurteilende Einkommen oder 
Nebeneinkommen überwiegend im Beitrittsgebiet 
erzielt wird. 

(3) Ist in diesem Gesetz auf Durchschnittsentgelte, 
auf den Prozentsatz der Rentenanpassung in der ge-
setzlichen Rentenversicherung oder auf sonstige sta-
tistische Durchschnitts- oder Verhältniswerte Bezug 
genommen, die nicht ausdrücklich als Bundesdurch-
schnitt bezeichnet sind, so sind diese Werte jeweils 
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gesondert für Beitrittsgebiet und altes Bundesgebiet 
zu bestimmen. Es ist der für das Gebiet ermittelte 
Wert zugrunde zu legen, zu dem der zu beurteilende 
Sachverhalt den engsten Bezug aufweist. Ist auf die 
Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung 
Bezug genommen, so ist die Beitragsbemessungs-
grenze der Rentenversicherung nach §§ 275 a, 275 b 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch anzuwenden. 

(4) Bei der Anwendung einer Rechtsverordnung 
nach § 19 ist die jeweilige Leistungsbemessungs-
grenze maßgebend, die in dem Gebiet gilt, in dem 
der Arbeitslose vor Entstehung des Anspruchs zuletzt 
in einer die Beitragspflicht begründenden Beschäf-
tigung gestanden hat. 

§ 304 

Weitergeltung der Vorschriften über das 
Altersübergangsgeld und von Übergangsregelungen 

(1) § 309 gilt nicht für die §§ 249 e bis 249 g des 
Arbeitsförderungsgesetzes. 

(2) § 249 c Abs. 8 und 8 a des Arbeitsförderungs-
gesetzes gilt sinngemäß auch ergänzend zu § 152. 

(3) Bei der Anwendung von § 157 gilt § 249 c 
Abs. 11 und 12 des Arbeitsförderungsgesetzes sinn-
gemäß fort . 

(4) Für das Vorruhestandsgeld im Sinne des § 164 
gilt § 249 c Abs. 15 des Arbeitsförderungsgesetzes 
sinngemäß fort . 

(5) Für die Beurteilung einer Beschäftigung als Ar-
beitnehmer im Sinne des § 226 Abs. 1 gilt § 249 c 
Abs. 22 des Arbeitsförderungsgesetzes sinngemäß. 

(6) Für die Anwendung des § 238 Abs. 1 Nr. 1 gilt 
§ 249 d Nr. 14 des Arbeitsförderungsgesetzes sinnge-
mäß fort . 

ZWEITER ABSCHNITT 

Allgemeine Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 305 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung erläßt im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften. Sie bedürfen, soweit sie sich an 
Landesstellen richten, der Zustimmung des Bundes-
rates. 

(2) Vor Erlaß von allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften oder einer Rechtsverordnung nach diesem 
Gesetz ist die Bundesanstalt zu hören. 

§ 306 

Beschränkungen im Zwangsverfahren 

Soweit auf Grund dieses Gesetzes Forderungen im 
Zwangsverfahren beigetrieben werden, gelten die 

Verbote und Beschränkungen, die nach der Zivilpro-
zeßordnung und anderen Reichs- und Bundesgeset-
zen für die Pfändung von Forderungen und Ansprü-
chen bestehen, auch für das Zwangsverfahren. 

§ 307 

Zustimmungsfreie Rechtsverordnungen 

Die Rechtsverordnungen nach § 5 Abs. 4, § 9 
Satz 3, §§ 19, 24 Abs. 1, § 25 Abs. 3, § 26 Abs. 4, § 31 
Abs. 3, § 104 Abs. 2, § 110 Abs. 2, § 113 Abs. 2, § 116 
Abs. 3, § 117 Abs. 2, § 146 Abs. 1 Satz 4, § 153 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 3, § 154 Abs. 1, § 163 Abs. 4, § 180 
Abs. 4, § 236 Abs. 1, § 244 Abs. 2 und 3, § 245 Abs. 2, 
§ 248 Abs. 3 Satz 5, § 249 Abs. 3, § 260 Abs. 6 in Ver-
bindung mit §§ 49, 62 Abs. 4, § 74 Abs. 6, § 83 Abs. 2 
oder § 87 Abs. 2 bedürfen nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 

§ 308 

Änderung der Verweisungen 
in anderen Vorschriften 

Soweit in anderen Vorschriften auf Bestimmungen 
verwiesen wird, die durch dieses Gesetz aufgehoben 
werden, treten an ihre Stelle die entsprechenden 
Bestimmungen dieses Gesetzes. Soweit in anderen 
Vorschriften Bezeichnungen verwendet werden, die 
durch dieses Gesetz geändert werden, treten an  ihre 
Stelle die entsprechenden Bezeichnungen dieses 
Gesetzes. 

§ 309 

Aufhebung von Vorschriften 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes werden alle Vor-
schriften früherer Gesetze und Verordnungen, die 
denselben Gegenstand regeln, aufgehoben, insbe-
sondere das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) und alle 
zu diesem Gegenstand ergangenen Ausführungsge-
setze und -verordnungen und Verwaltungsvorschrif-
ten, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

§ 310 

Weitergeltung von Ansprüchen 

(1) Bei der Anwendung dieses Gesetzes stehen die 
Maßnahmen und Leistungen nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz den entsprechenden Maßnahmen und 
Leistungen nach diesem Gesetz gleich. 

(2) Der Anspruch auf eine Leistung, der am 30. Juni 
1994 bestand, entfällt nicht allein deshalb, weil die 
Vorschriften, auf denen er beruht, durch Vorschriften 
dieses Gesetzes ersetzt worden sind. Verwenden die 
ersetzenden Vorschriften für den gleichen Sachver-
halt oder Anspruch andere Begriffe als die aufgeho-
benen Vorschriften, treten insoweit diese Begriffe an 
die Stelle der aufgehobenen Beg riffe. Die Höhe einer 
Lohnersatzleistung ist für die Zeit ab dem 1. Juli 1994 
auf der Grundlage des zuvor maßgeblichen Bemes- 
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sungsentgelts neu festzusetzen. Eine Verminderung 
der Leistung ist ausgeschlossen. 

(3) Im Falle der Neu- oder Wiederbewilligung von 
Leistungen richten sich die Anspruchsvoraussetzun-
gen und die Bemessung der Leistung, auch soweit 
hierfür Sachverhalte in der Vergangenheit maßgeb-
lich sind, ausschließlich nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes. Eine Verminderung der Anspruchsdauer ist 
ausgeschlossen. Abweichend von Satz 1 sind Zeiten 
einer beitragspflichtigen Beschäftigung oder gleich-
gestellte Zeiten bis einschließlich 30. Juni 1994, die 
nur nach den bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vor-
schriften der Erfüllung einer Anwartschaft oder der 
Begründung eines Leistungsanspruchs dienen konn-
ten, nach Maßgabe der einschlägigen Vorschriften 
des Arbeitsförderungsgesetzes auch für die Begrün-
dung und die Bemessung der Höhe und Dauer von 
Ansprüchen nach diesem Gesetz zu berücksichtigen. 

(4) Die Teilnahme an einer Fördermaßnahme, die 
nach Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes ge-
fördert wurde, nach diesem Gesetz jedoch nicht oder 
nur zu schlechteren Bedingungen gefördert werden 
könnte, wird bis zum Ende der Maßnahme nach den 
Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes weiter-
gefördert. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nur, soweit in diesem 
Kapitel nichts anderes bestimmt ist. 

§ 311 

Übergangsvorschriften 

(1) §§ 23 bis 24 c, § 29 Abs. 4 und 5 sowie § 242 r 
des Arbeitsförderungsgesetzes gelten fort, soweit die 
Erlaubnis vor dem 1. Juli 1994 erteilt wurde. Eine 
Verlängerung befristeter Erlaubnisse ist ausgeschlos-
sen. § 23 a Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes gilt 
mit der Maßgabe, daß die Erlaubnis aufzuheben ist, 
wenn die Vermittlungstätigkeit länger als sechs Mo-
nate nicht ausgeübt wurde. Galt die Erlaubnis nach 
§ 242 r Abs. 1 als erteilt, so erlischt die Erlaubnis mit 
Inkrafttreten dieses Gesetzes. Zugleich lebt der 
ursprünglich erteilte Auftrag wieder auf. 

(2) Rechtsansprüche nach § 44 entstehen frühe-
stens drei Monate nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes. 

(3) Die Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes 
über Einarbeitungszuschüsse (§ 49), Eingliederungs-
beihilfen (§ 54) und Leistungen zur Förderung der 
Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit (§ 55 a) gel-
ten für erstmals vor dem 1. Juli 1994 bewi lligte Lei-
stungen bis zum Ablauf der jeweiligen Förderhöchst-
dauer fort. Satz 1 gilt auch, wenn die Förderung vor 
dem 1. Juli 1994 beantragt wurde und der Förderzeit-
raum vor dem 1. Juli 1994 beginnt. 

(4) §§ 162 und 155, soweit sie auf § 162 verweisen, 
gelten nur . für Ruhenszeiträume, die nach dem 
30. Juni 1994 beginnen. Für Ruhenszeiträume, die 
vor dem 1. Juli 1994 begonnen haben, gelten die ent-
sprechenden Bestimmungen des Arbeitsförderungs-
gesetzes (§§ 110, 117, 117 a) fort. 

(5) Durch § 165 Abs. 2 Satz 2 werden vor dem 
1. Juli 1994 eingetretene Sperrzeiten nicht verlän-
gert. Vor dem 1. Juli 1994 eingetretene Sperrzeiten, 
die über den 30. Juni 1994 hinausreichen, enden spä-
testens mit dem Tag nach dem 30. Juni 1994, an dem 
sie geendet hätten, wenn sie bereits im Zeitpunkt ih-
res Eintritts nach § 165 zu beurteilen gewesen wären. 

(6) Die Amtsdauer der nach dem Siebenten Ab-
schnitt des Arbeitsförderungsgesetzes berufenen 
Organmitglieder endet mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. § 193 Abs. 2 des Arbeitsförderungsgeset-
zes gilt bis zur Berufung der Nachfolger fort  

(7) § 279 Abs. 2 gilt für die Präsidenten und Vize-
präsidenten der Landesarbeitsämter nur, wenn sie 
nach dem 1. Juli 1994 ernannt werden. 

(8) § 287 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle des Vierjahreszeitraums für das Haus-
haltsjahr 1995 ein Zeitraum von zwei Jahren und für 
das Haushaltsjahr 1996 ein solcher von drei Jahren 
tritt und daß für das Haushaltsjahr 1994 der Anteil 
von 50 vom Hundert als erreicht gilt, falls er nicht 
überschritten wird. 

§ 312 
Weitergeltung der Vorschriften 

über die Eingliederung der Spätaussiedler 

Die Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes 
über die Eingliederung der Spätaussiedler sind bis 
zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung ihres 
Gegenstandes in ihrer bis zum 31. Dezember 1993 
geltenden Fassung weiter anzuwenden. Die Kosten 
der Eingliederung der Spätaussiedler trägt der Bund. 
Verwaltungskosten werden der Bundesanstalt nicht 
erstattet. 

§ 313 
Weitergeltung sonstiger Vorschriften 

des Arbeitsförderungsgesetzes 

(1) § 242 k des Arbeitsförderungsgesetzes gilt sinn-
gemäß für § 248 fort. 

(2) § 242 p Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes gilt 
bis zum 31. Dezember 1995 sinngemäß auch für die 
Bestimmung der Leistungssätze nach diesem Gesetz. 

(3) § 242 o Buchstabe c des Arbeitsförderungsge-
setzes ist weiter anzuwenden. 

§ 314 
Beschäftigungsförderung bei Truppenabzug 

Bis zum 31. Dezember 1998 kann eine Förderung 
nach dem Siebten Abschnitt des 4. Kapitels auch für 
solche Arbeitnehmer 'gewährt werden, die als zivile 
Bedienstete deutscher oder ausländischer S treit-
kräfte auf Grund der Verlegung oder Auflösung von 
Truppenverbänden oder des Abzugs ausländischer 
Truppen von Arbeitslosigkeit bedroht sind. § 89 gilt 
mit der Maßgabe, daß die Mitteilung nach § 11 Abs. 1 
sowie die Fördervoraussetzungen nach Absatz 4 Nr. 1 
und 3 nicht vorliegen müssen. 
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§ 315 

Beitragssatz 

Bis zum Inkrafttreten einer Rechtsverordnung nach 
§ 242 betragen die Beiträge der Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber je 3,25 vom Hundert. 

§ 316 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 
am 1. Juli 1994 in Kraft. 

(2) §§ 253 und 287 Abs. 1 treten am 1. Januar 1995 
in Kraft. § 78 tritt am 1. Juli 1996 in Kraft. Vorschrif-
ten, die zum Erlaß von Rechtsverordnungen, Anord- 

nungen oder Satzungen ermächtigen, treten am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. 

(3) Abweichende Regelungen gelten für die §§ 54, 
63, 105, 156 und 179. In den ersten drei Jahren nach 
Inkrafttreten beträgt die Lohnersatzquote für das Un-
terhaltsgeld nach § 54 65 vom Hunde rt, die erhöhte 
Lohnersatzquote 73 vom Hundert; die Lohnersatz-
quote fir das Übergangsgeld nach § 63 beträgt ent-
sprechend 68 vom Hundert beziehungsweise 75 vom 
Hundert; in den ersten zwei Jahren nach Inkrafttre-
ten betragen die Lohnersatzquoten für das Arbeits-
losengeld nach § 156 und für das Kurzarbeitergeld 
nach § 105 jeweils 60 vom Hundert und 67 vom Hun-
dert für die erhöhte Lohnersatzquote;. im ersten Jahr 
nach Inkrafttreten beträgt die Lohnersatzquote für 
die Arbeitslosenhilfe nach § 179 53 vom Hundert und 
57 vom Hundert für die erhöhte Lohnersatzquote. 

Bonn, den 18. Mai 1995 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Die mittel- und langfristigen Arbeitsmarktprognosen 
weisen übereinstimmend aus, daß selbst nach Über-
windung der derzeitigen Konjunkturkrise von einem 
raschen Abbau der Arbeitslosigkeit keine Rede sein 
kann. Unter Status-quo-Bedingungen (Wirtschafts-
wachstum durchschnittlich 2,5 Prozent, Zuwande-
rung in bisherigem Umfang, leicht steigende Er-
werbsbeteiligung) dürfte die Arbeitsplatzlücke im 
Jahre 2000 bei sechs Millionen fehlenden Arbeits-
plätzen liegen. Die registrierte Arbeitslosigkeit wür-
de dann bei über drei Millionen verharren. Daraus 
ergibt sich eindeutig die politische Notwendigkeit, 
eine mehrere Politikbereiche umfassende S trategie 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu entwickeln. 
Unverzichtbar ist dabei eine gesamtdeutsche Wirt-
schafts- und Finanzpolitik, die sich stärker als bisher 
an beschäftigungspolitischen Zielen orientiert. Das 
allein reicht jedoch nicht aus. Hinzu kommen müs-
sen eine Arbeitszeitpolitik mit Arbeitsverkürzungen 
für eine gerechtere und intelligentere Verteilung der 
Arbeit und eine Arbeitsmarktpolitik, die die Finan-
zierung von Arbeit anstelle der Finanzierung von Ar-
beitslosigkeit in den Mittelpunkt stellt. 

Das Vollbeschäftigungsziel steht im Mittelpunkt des 
ASFG. Arbeitslosigkeit abbauen und unterwertige 
Beschäftigung vermeiden soll zur Richtschnur für das 
Handeln der Bundesanstalt für Arbeit (BA) werden. 
Der Vorrang der aktiven Arbeitsmarktpolitik wird in 
den Haushaltsvorschriften verankert. Ein Regelme-
chanismus stellt sicher, daß die Ausgaben für aktive 
Arbeitsmarktpolitik über einen Vier-Jahres-Zeitraum 
mindestens 50 Prozent der Gesamtausgaben der BA 
für Arbeit ausmachen. Dadurch werden zunächst 18, 
in den Folgejahren über 20 Mrd. DM von passiven in 
aktive Leistungen umgeschichtet mit der Folge, daß 
die Arbeitslosigkeit um 470 000 bis 500 000 Personen 
zurückgeht. 

Die Arbeitsmarktpolitik muß mit einem breiten An-
gebot an Instrumenten sowohl das Angebot als auch 
die Nachfrage am Arbeitsmarkt beeinflussen. Sie 
erzielt dann ihre Wirkungen fast ohne zeitliche Ver-
zögerung und kann deshalb flexibel den veränderten 
wirtschaftlichen Situationen angepaßt und mit der 
(regionalen) Strukturpolitik verzahnt werden. Sie 
wird damit auch die eher mittel- bis langfristigen Wir-
kungen der Wirtschafts- und Finanzpolitik beträcht-
lich verstärken. 

Die Bundesregierung hat jedoch die Chancen der 
Arbeitsmarktpolitik nicht genutzt. Im Gegenteil, mit 
ihrer Stop-and-go-Politik und den vielen, meist kurz-
atmigen Sonderprogrammen hat sie die Umsetzung 
der Arbeitsmarktpolitik erschwert. In den letzten 
zwei Jahren wurde die aktive Arbeitsmarktpolitik 
trotz einer steigenden Arbeitslosigkeit sogar abge-
baut, und damit wurden die positiven Ansätze z. B.  

aus dem Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost zu-
nichte gemacht. Vor allem ist die Zahl der Teilnehmer 
in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und Maßnahmen 
der Fortbildung und Umschulung deutlich zurückge

-

gangen. Selbst das von seinem Grundgedanken der 
Projektförderung her durchaus innova tive Instrument 
zur Förderung von Arbeiten zur Strukturverbesse-
rung (§ 249 h AFG im Osten und § 242 s im Westen) 
ist unzureichend ausgestaltet. 

Ein wesentlicher Grund für den ineffizienten und 
eher prozyklischen Einsatz der Arbeitsmarktpolitik 
liegt in der einseitigen und falschen Finanzierung im 
Rahmen des bisherigen AFG. Bisher stehen nicht die 
Gesamtkosten der Arbeitslosigkeit, sondern isoliert 
der Haushalt der BA im Mittelpunkt. Bei steigender 
Arbeitslosigkeit und zusätzlichen strukturellen Pro-
blemen ist jedoch die Forderung nach einem ausge-
glichenen Haushalt der BA nicht zu erfüllen. Weitere 
Beitragserhöhungen scheiden aus wirtschaftspoli-
tischen Gründen aus. Selbst die drastischen Kür-
zungen bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik und zu-
letzt auch bei den Lohnersatzleistungen konnten den 
Bundeszuschuß nicht wesentlich vermindern, weil 
diese Politik die Arbeitslosigkeit und damit die Zahl 
der Leistungsempfänger erhöht. Dazu kommt, daß 
das bisherige AFG im wesentlichen nur auf vorüber-
gehende, rein konjunkturelle Schwankungen und auf 
individuelle Überbrückungshilfen zugeschnitten ist. 

Notwendig ist eine Kehrtwende in der Arbeitsmarkt-
politik und bei ihrer Finanzierung. Hierfür reicht eine 
bloße Novelle des AFG nicht aus. Vielmehr muß ein 
neues ASFG Arbeitgebern, Arbeitnehmern, Arbeits-
ämtern und den anderen am Arbeitsmarkt tätigen 
Akteuren eine dauerhafte, verläßliche Grundlage für 
eine an der Problemlage der 90er Jahre ausgerichtete 
Arbeitsmarktpolitik bieten. Das ASFG soll mit neuen 
und neu angepaßten Instrumenten auch strukturelle 
Probleme angehen. Hierzu gehören z. B. Arbeits-
losigkeit infolge des technischen Wandels, Verände-
rungen beim Erwerbspersonenpotential und die zu-
nehmende Frauenerwerbstätigkeit und erst recht die 
Umstellung auf die soziale Marktwirtschaft im Osten 
Deutschlands, die sich übrigens überproportional zu 
Lasten der Frauen ausgewirkt hat. 

Außerdem bietet das ASFG mehrere Instrumente zur 
Finanzierung gesellschaftlich sinnvoller Arbeit in ei-
nem öffentlich geförderten Arbeitsmarkt. 

Die Instrumente des ASFG 

1. Das ASFG soll neue Instrumente zur Beschäfti-
gungsförderung erhalten. Dazu zählen die Förde-
rung von Projekten im öffentlichen Interesse zur 
Strukturverbesserung (Lohn- und Sachkostenzu-
schüsse für Durchführung von Projekten insbeson-
dere im Umweltbereich bis zu drei Jahren Dauer), 
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Existenzgründungshilfen und gezielte Einarbei-
tungszuschüsse für mittelständische Betriebe bis 
zu 100 Beschäftigten und junge Betriebe bis zu 
drei Jahren nach ihrer Gründung. Darüber hinaus 
dient die Förderung der innerbetrieblichen Quali-
fizierung vor allem der Vorbeugung gegen Ar-
beitslosigkeit infolge des strukturellen Wandels. 

2. Die Zielgruppenförderung wird erheblich erwei-
tert. Schwerpunkt bilden die Maßnahmen zur be-
ruflichen Qualifizierung einschließlich Rehabi lita-
tion. Hierauf soll es wieder - wie schon bis 1991 - 
einen Rechtsanspruch geben. Die Arbeitsämter 
sollen außerdem für Arbeitslose nach einem hal-
ben Jahr Arbeitslosigkeit einen Eingliederungs-
plan erstellen und damit vor allem benachteiligte 
Gruppen wie nicht- oder gering qualifizierte und 
ältere Arbeitslose für die Teilnahme an Maßnah-
men gewinnen. 

Zentrales Element einer S trategie zur Bekämpfung 
der Langzeitarbeitslosigkeit ist der Ausbau von Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen, ergänzt durch die 
längerfristig angelegte Förderung von sozialen Be-
trieben. Hier geht es im Gegensatz zur Projektför-
derung um die Reintregation von benachteiligten 
Arbeitslosen mit entsprechend angepaßten Förder-
konditionen und Zuweisungskriterien, allerdings 
ohne regionale Beschränkung. Eine Verbindung 
mit Qualifizierungsmaßnahmen ist erwünscht. 
Nach einer Übergangszeit soll darüber hinaus für 
Langzeitarbeitslose (ab zwei Jahren Arbeitslosig-
keit, für junge Menschen bis 27 Jahren ab einem 
Jahr Arbeitslosigkeit) ein Rechtsanspruch auf eine 
befristete Arbeitsbeschaffungsmaßnahme einge-
führt werden, damit niemand auf Dauer vom Ar-
beitsmarkt ausgeschlossen bleibt. 

3. Zur Schaffung gleicher Beschäftigungschancen 
für Frauen gehört die gleichberech tigte Teilhabe 
an den Instrumenten und Leistungen des ASFG. 
Frauen müssen also bei allen arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen entsprechend ihrem Anteil an 

 den Arbeitslosen gefördert werden. Soll-Vorschrif-
ten reichen nach den bisherigen Erfahrungen 
nicht aus. Jedes Arbeitsamt soll eine Beauftragte 
für Frauenbeschäftigung erhalten, die die Frauen-
förderung auch in Hinsicht auf die Qualität der 
Maßnahmen überwachen und die bei den Ent-
scheidungen über Förderanträge ein Mitsprache-
recht erhalten soll. Die Wiedereingliederung nach 
Unterbrechung der Erwerbstätigkeit wird durch 
die breite Palette von Maßnahmen der beruflichen 
Qualifizierung und ggf. Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen gefördert. Die Anspruchsvoraussetzun-
gen sind dann, anders als heute, in der Regel er-
füllt, u. a. wegen des gesonderten Beitrages zur 
Arbeitsmarktpolitik. 

4. Zeiten der Kindererziehung und der Pflege wer-
den parallel zur Rentenversicherung als Beitrags-
zeiten gewertet. Der Bund übernimmt die Bei-
tragszahlungen. 

Bei Lohnersatzleistungen und Schlechtwettergeld 
nimmt das ASFG im übrigen die 1994 in Kraft ge-
tretenen Verschlechterungen zurück, teilweise 
erst nach einer Übergangszeit, um den Bundes-
haushalt nicht zu stark zu belasten. Für indirekt 

vom Streik be troffene Arbeitnehmer wird (wie bis 
1985) wieder Arbeitslosengeld gezahlt. 

Umsetzung 

Eine dezentrale Organisa tion und erweiterte Kom-
petenzen für die Arbeitsämter und Landesarbeits-
ämter dienen dazu, die Mittel der BA effizienter 
und zielgruppenorientiert einzusetzen. Dies be-
deutet Verringerung von Normen und einen er-
weiterten Ermessensspielraum beim Vollzug der 
Arbeitsmarktpolitik. Vor allem erhalten die Ar-
beitsämter für die arbeitsmarktpolitischen Kann-
Leistungen eine eigenständige Verantwortung. 
Die Selbstverwaltung der Hauptstelle legt die Mit-
telverteilung nach dem arbeitsmarktpolitischen 
Bedarf fest, danach erhalten die Arbeitsämter (teil-
weise die Landesarbeitsämter) jeweils einen glo-
balen Haushaltstitel. Über dessen Verwendung 
entscheidet das Arbeitsamt mit Zustimmung der 
Selbstverwaltung vor Ort. Um Mitnahmeeffekte 
und eine Verdrängung ansässiger Unternehmen 
zu vermeiden, soll die Einhaltung der Förderkrite-
rien in einem regionalen Konsens unter Einbezie-
hung der örtlichen Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merorganisationen sichergestellt werden. 

Die wirtschaftsnahen Förderinstrumente (verglei-
che Nummer 1) sollen vor allem auf Ebene der 
Landesarbeitsämter umgesetzt werden, weil so 
eine Verknüpfung mit der regionalen Strukturpoli-
tik der Länder und mit dem Einsatz der Mittel aus 
dem EG-Strukturfonds am ehesten gewährleistet 
ist. Für die Projektförderung ist es außerdem zwin-
gend, daß das betreffende Land bzw. die Kommu-
nen die Projekte vorschlagen und sich an  der För-
derung beteiligen. Für betrieb liche Beschäfti-
gungs- und Qualifizierungsgesellschaften ist eine 
Beteiligung des Betriebes etwa durch Einsatz von 
Sozialplangeldern anzustreben. 

Die BA wird zu einer Dienstleistungsbehörde um-
gestaltet, die sich sowohl an der Nachfrage nach 
Arbeitskräften durch die Betriebe als auch an 
den Bedürfnissen der Arbeitsuchenden orientiert. 
Zwingend ist hierfür ein Ausbau der Arbeitsver-
mittlung und die Beibehaltung des Alleinvermitt-
lungsrechtes durch die BA. 

Finanzierung 

Mit dem ASFG wird die Finanzierungsbasis der 
Arbeitsmarktpolitik gegenüber dem bisherigen AFG 
verbreitert, außerdem soll sich die Finanzierung stär-
ker am jeweiligen Charakter der einzelnen Leistun-
gen ausrichten. Im einzelnen: 

- Die versicherungspflichtigen Arbeitnehmer/Ar-
beitnehmerinnen und ihre Arbeitgeber tragen den 
Beitrag zur Bundesanstalt für Arbeit jeweils zur 
Hälfte. 

- Der Bund trägt die Kosten der Arbeitslosen-
hilfe, der Eingliederungsleistungen für Aussiedler 
und Aussiedlerinnen und - wie in der Rentenversi-
cherung - die Beiträge für die Anerkennung von 
Kindererziehungs- und Pflegezeiten. 
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ASFG 
- Geförderte Personen und Arbeitsmarkteffekt im Jahresdurchschnitt - 

Instrument 

ASFG 
Teilnehmerzahl 
in 1000 pro Jahr 

Veränderung zum Haushalt BA 1994 1 ) 
Teilnehmerzahl in 1000 pro Jahr 

West Ost West Ost Summe 

Zielgruppenförderung 

Berufliche FuU 

- Teilnehmer insgesamt 	 430 370 215 135 350 

- mit Unterhaltsgeld 	  245 260 70 38 108 

- Einarbeitung 	  14 12 7 0 7 

Berufliche Reha 	  62 14 0 0 0 

ABM 	  120 260 66 51 117 

LKZ für Ältere 	  33 8 0 0 0 

Projekt- und Strukturförderung 
Projekte 2)3) 
(Drei-Jahres-Förderung) 	 65 130 65 75 3 ) 140 

Existenzgründung 	  33 33 22 0 22 

Eingliederungszuschuß 	  30 35 30 35 65 

Qualifizierung, innerbetriebliche 	 40 20 40 20 60 

Soziale Beträge') 	  27 9 13 2 15 

Beschäftigungssicherung 
Kurzarbeitergeld 	  550 220 0 0 0 

Passive Arbeitsmarktpolitik 
Strukturanpassung (Altersüber-
gangsgeld) 	  25 610 25 0 25 

Arbeitslosengeld 	  1 328 583 - 92 - 97 189 

Arbeitslosenhilfe 	  535 197 - 58 - 40 98 

Arbeitsmarkteffekt 
Verminderung der Arbeitslosigkeit 5) 
durch aktive Maßnahmen 	 616 841 259 206 465 

- Leistungsempfängers) 	 476 660 200 162 362 

- Nichtleistungsempfänger 	 107 167 59 44 103 

1) Bei Einarbeitung und LKZ Haushalt 1993. 
2) Teilnehmerzahlen auf Jahresbasis. 
3) Bisher für Ost-Förderung nach § 249 h. 
4) Inkl. Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose wie bisher. 
5) Berechnung analog JAB, „Erfolg der Arbeitsmarktpolitik", aber ohne Vorruhestand; die Beschäftigungswirkung der Projekt-

förderung ist mit Faktor 1,2, die von Existenzgründungen, Eingliederungszuschuß und innerbetrieblicher Qualifizierung mit 
Faktor 0,5 angesetzt. 

6) Die Leistungsempfängerquote ist mit 55,1 % (West) bzw. 58,7 % (Ost) um jeweils 2 Prozentpunkte höher angesetzt als im Haus-
halt der Bundesanstalt wegen erweiterter Anerkennung von Kindererziehungszeiten. 

- Konkursausfallgeld und Arbeitslosengeld für äl-
tere Arbeitslose ab 56 Jahren (zu 50 Prozent mit 
Befreiungsmöglichkeit für Mittel- und Kleinbetrie-
be) werden durch Arbeitgeberumlagen finanziert. 
Die Arbeitgeberumlage speziell bei den Betrieben 
der Bauwirtschaft zur Finanzierung der produkti-
ven Winterbauförderung bleibt erhalten. 

- Die Sozialhilfeträger zahlen den Beitrag für die 
arbeitslosen Sozialhilfeempfänger. Die be troffenen 

Länder und/oder Gemeinden beteiligen sich an der 
Finanzierung der arbeitsmarktpolitischen Projekte. 

- Die Pflichtversicherungsgrenze wird auf 17 Stun-
den herabgesetzt. 

Die Beitragshöhe ist grundsätzlich dem Finanzbedarf 
anzupassen, so daß keine Haushaltsdefizite ent-
stehen. Bei unzureichendem Wirtschaftswachstum 
(2 Prozent oder weniger) gewährt der Bund jedoch 
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einen Globalzuschuß, der einer Beitragserhöhung 
entsprechen würde (für jeweils 0,1 Prozentpunkte 
Wachstumsrückstand entspricht der Zuschuß einer 
Beitragserhöhung von 0,05 Prozentpunkten). Auf-
grund der sehr ungünstigen Ausgangssituation sind 
in den ersten Jahren allerdings zusätzliche Zu-
schüsse des Bundes erforderlich, die erst allmählich 
abgebaut werden können. 

Wegen dieses regelgebundenen Bundeszuschusses 
bei unzureichendem Wirtschaftswachstum und dem 

gesetzlich verankerten Vorrang der aktiven Arbeits-
marktpolitik auch bei schlechter Wirtschaftslage ist es 
möglich, mehrjährige Haushaltspläne für die aktive 
Arbeitsmarktpolitik aufzustellen. Die Haushalte der 
Leistungen mit Rechtsanspruch verwaltet die Bundes-
anstalt für Arbeit zentral in Nürnberg, die Arbeits-
ämter und Landesarbeitsämter können für die Kann-
Leistungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik ebenfa lls 
mehrjährige Haushaltspläne aufstellen. Die Selbstver-
waltung legt wie bisher den Haushaltsplan fest. Er be-
darf der Genehmigung durch die Bundesregierung. 

ASFG 

Einnahmen und Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit 
im gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang 

Veränderungsraten in % 1 ) 

1. Jahr 2. Jahr 

Bruttoinlandsprodukt (real) 
Ost 	  + 9,1 + 9,6 

West 	  + 2,6 + 3,1 

insgesamt 	  + 3,1 + 3,6 

Erwerbstätige 	  + 1,0 + 1,4 

Betrage in Mrd. DM (in Klammem Haushalt der BA nach AFG) 

Einnahmen der BA 	  111,6 	(101,1) 106,1 
Beiträge 2) 	  87,1 	( 84,3) 91,0 

Umlagen 3) 	  2,7 	( 	2,7) 4,2 

Bundeszuschuß 	  19,8 	( 12,0) 8,9 

sonstige Einnahmen 4) 	  2,0 	( 	2,0) 2,0 

Ausgaben der BA 	  111,6 	(101,1) 106,1 
Arbeitsmarkt- und Strukturförderung 	 55,9 	( 39,5) 54,7 

- Kurzarbeiter- und Schlechtwettergeld 	 2,5 	( 	2,5) 2,5 

passive Arbeitsmarktpolitik 	  44,1 	( 49,8) 39,8 

- Altersübergangsgeld + Aussiedler 	 2,5 	( 	2,5) 2,9 

Umlagefinanzierte Leistungen 	  2,5 	( 	2,5) 2,5 

Verwaltung, Sonstiges 	  9,1 	( 	9,1) 9,2 

Anteil der aktiven Arbeitsmarktpolitik5) 	 50,0 % 51,6 % 

nachrichtlich: Arbeitslosenhilfe 15,1 	( 	18,4) 13,1 

1) Basis ist die mittelfristige Prognose der Bundesregierung, dazu kommen posi tive Auswirkungen des ASFG auf Wachstum 
(0,1 %) und Beschäftigung (0,2 %), Prognose nur für zwei Jahre, weil Prognosen über einen längeren Zeitraum mit zu großen 
Unsicherheiten behaftet sind. 

2) Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung 6,5 %, Arbeitnehmer und Arbeitgeber jeweils die Hälfte, zusätzliche Beitragsein-
nahmen gegenüber AFG durch mehr Erwerbstätige und Einbeziehung der Sozialhilfeempfänger in die Beitragspflicht. 

3) Ab 2. Jahr kommt Arbeitgeberumlage für Arbeitslosengeld (zu 50 %) älterer Arbeitnehmer (ab 56 Jahren) hinzu. 
4) Erstattungen für Verwaltungsaufgaben, ESF-Mittel, Darlehensrückzahlungen. 
5) Anteil der Arbeitsmarkt- und Strukturförderung (einschließlich der Leistungen zum Erhalt von Arbeitsplätzen) an den Gesamt-

ausgaben der BA - Ziel des ASFG ist 50 % über einen Zeitraum von vier Jahren. 
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ASFG 

Einnahmen und Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit 
Veränderungen gegenüber Haushalt 1995 

Zusätzliche Einnahmen der Bundesanstalt für Arbeit pro Jahr 

Mrd. DM 

Beiträge für geringfügig Beschäftigte 	  

Beiträge der Gemeinden für Sozialhilfeempfänger 1 ) 	  

Bund: Beiträge Erziehungszeiten 	  

Arbeitgeberumlage für Arbeitslose ab 56 Jahren 	  

0,9 

0,2 

ca. 2,0 (ab 2. Jahr) 

ca. 1,5 (ab 2. Jahr) 

Zusätzliche Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit pro Jahr (ab dem 4. Jahr) 

Mrd. DM 
West 

Mrd. DM 
Ost 

Mrd. DM 
Summe 

Fortbildung und Umschulung 

- erhöhte Teilnehmerzahl 	  2,49 1,19 3,68 
- Verbesserung Unterhaltsgelde) 	  1,24 1,16 2,40 
- Rücknahme SKWPG 3) 	  0,58 0,44 1,02 

Zwischensumme 	  4,31 2,79 7,10 

ABM 	 2,14 1,76 3,90 
Einarbeitung 	  0,21 0,13 0,34 
Projektförderung 	  1,82 1,74 3,56 
Existenzgründung 	  0,26 0,00 0,26 
Eingliederungszuschuß 	  0,60 0,63 1,23 
innerbetriebliche Qualifizierung 	  0,48 0,20 0,68 
soziale Betriebe 	  0,65 0,08 0,73 

aktive Arbeitsmarktpolitik insgesamt 	 10,47 7,33 17,80 

Strukturanpassungsgeld 	  0,70 0,00 0,70 
Arbeitslosengeld 	  - 4,09 - 2,27 - 6,37 
zusätzliche Leistungsempfänger 4) 	  0,91 0,31 1,22 

insgesamt 	  7,99 5,37 13,35 

davon: Leistungsverbesserungen . 	  3,78 2,25 6,03 
davon: Rücknahme SKWPG im 3. Jahrs) 	 2,17 1,23 3,40 

1) Erweiterte Beitragspflicht. 
2) Teilweise Rücknahme SKWPG. 
3) Zweckmäßige Fortbildung. 
4) Erweiterte Anerkennung von Kindererziehungs- und Pflegezeiten. 
5) Ohne Arbeitslosenhilfe. 

Anmerkung: wegen verschiedener Übergangsregelungen nach § 316 fallen die zusätzlichen Ausgaben der Bundesanstalt in den 
ersten drei Jahren geringer aus, vgl. Tabelle auf Seite 92. 
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Kosten ASFG, detaillierte Aufstellung auf Basis 1994 

1. Bund (wegen Erhöhung Bundeszuschuß zur BA) 

a) Ausweitung aktive Arbeitsmarktpolitik 	  

Wiedereinführung Aufstiegsfortbildung 	  

Ersparnisse wegen vermiedener Arbeitslosigkeit 	 

14,5 Mrd. 

1,0 Mrd. 

-10,3 Mrd. 

insgesamt 	  5,2 Mrd. (netto) 

b) Leistungsverbesserungen 

erhöhtes Unterhaltsgeld im 1. bis 3. Jahr 	  

ab dem 4. Jahr 	  

erhöhtes Arbeitslosengeld/Arbeitslosenhilfe im 1. Jahr 	 

im 2. Jahr 	  

ab dem 3. Jahr 	  

1,0 Mrd. 

2,4 Mrd. 

0,0 Mrd. 

0,4 Mrd. 

1,3 Mrd. 

insgesamt im 1. Jahr 	  

im 2. Jahr 	  

im 3. Jahr 	  

ab dem 4. Jahr 	  

1,0 Mrd. 

1,4 Mrd. 

2,3 Mrd. 

3,7 Mrd. 

c) erweiterte Anerkennung von Kindererziehungszeiten 	 

d) zusätzliche Beitragseinnahmen für Sozialhilfeempfänger und 
geringfügig Beschäftigte 	  

e) zusätzliche Arbeitgeberumlage ab dem 2. Jahr 
(für ältere Arbeitslose) 	  

1,2 Mrd. 

- 1,1 Mrd. 

- 1,5 Mrd. 

Bund insgesamt im ersten Jahr bzw. zusätzliche Arbeitgeber-
umlage, weitere Leistungsverbesserungen 	  

im 2. Jahr 	  

im 3. Jahr 	  

ab dem 4. Jahr   	

6,3 Mrd. 

5,2 Mrd. 

6,3 Mrd. 

7,5 Mrd. 

2. Länder und Gemeinden 

a) Kosten für Projektförderung 	  

b) Beiträge für Sozialhilfeempfänger 	  

c) Ersparnisse (Steuermehreinnahmen) 	  

2,2 Mrd. 

0,2 Mrd. 

- 2,3 Mrd. 

Länder und Gemeinden insgesamt 
(etwaige Zuschüsse an p rivate Träger nicht eingerechnet) 	 0,1 Mrd. 

3. Sozialversicherung 	 ' 

Ersparnisse wegen zusätzlicher Beitragseinnahmen 	 - 2,7 Mrd. 

4. Private 

Arbeitgeberumlage (s. oben) ab 2. Jahr 	  

Beiträge geringfügig Beschäftigter 	  

ABM und Projektträger 	  

1,5 Mrd. 

0,9 Mrd. 

1,0 Mrd. 

Kosten insgesamt im 4. Jahr 	  8,3 Mrd. 
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Ausblick 

Um einen kontinuierlichen und bedarfsgerechten 
Einsatz der Arbeitsmarktpolitik sicherzustellen, ist 
über die Maßnahmen des ASFG hinaus eine Finanz-
reform der Bundesanstalt für Arbeit notwendig. Dies 
kann aber nur im Rahmen einer generellen Reform 
der Kosten der Arbeit erfolgen, wonach ein höherer 
und regelgebundener Bundeszuschuß zugleich die 
wirtschaftspolitisch sinnvolle Senkung der Beiträge 
ermöglicht. Dabei könnte auch die Fehlentscheidung 
korrigiert werden, wonach die Bundesregierung mit 
der Finanzierung der Sonderlasten aus der deut-
schen Einheit einseitig die Beitragszahler, d. h. 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen und ihre 
Arbeitgeber, belastet hat. 

Die Finanzreform der Bundesanstalt für Arbeit, die in 
einen größeren wirtschafts- und finanzpolitischen 
Zusammenhang einzuordnen ist, bleibt daher einer 
gesonderten Gesetzesinitiative vorbehalten. 

B. Besonderer Teil 

Zum 1. Kapitel (Ziele und Aufgaben) 

Zu § 1 

Die Vorschrift formuliert die im Allgemeinen Teil der 
Begründung näher beschriebenen Ziele des Geset-
zes. Sie hat jedoch nicht nur programmatischen Cha-
rakter. Sie verpflichtet vielmehr die BA, bei Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben und in der Zusammen-
arbeit mit anderen Stellen im Rahmen der Gesetze 
auf die Erreichung der vorgegebenen Ziele hinzuwir-
ken. 

Absatz I  

nennt als vorrangiges Ziel der Arbeitsmarktpolitik 
die Vollbeschäftigung. Die größte Herausforderung 
auf dem Arbeitsmarkt ist nach wie vor die Massenar-
beitslosigkeit. Für 1994 schätzt die Bundesregierung 
vier Millionen Arbeitslose und eine Unterbeschäfti-
gung (Arbeitslose und Personen, die in arbeitsmarkt-
entlastenden Maßnahmen der BA aufgenommen 
sind) von rund sechs Millionen Personen. Die abseh-
bare zukünftige Entwicklung verspricht keine Entla-
stung. Unter diesen Bedingungen muß das Vollbe-
schäftigungsziel aufgewertet werden und stärker als 
bisher die Konzeption der Arbeitsförderung beein-
flussen. Durch Verwendung des Wortes „Vermeiden" 
im Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit und unter-
wertiger Beschäftigung betont Absatz 1 die gegen-
über der bisherigen Gesetzeslage verstärkt präven-
tive Ausrichtung der Arbeitsförderung. 

Zu § 2 

Zu den Absätzen I  und 2 

Die Vorschrift ermächtigt in den Absätzen 1 und 2 
die BA zur Durchführung der in ihr umschriebenen 
Aufgaben. Der Kreis wird erweitert um neue Aufga-
ben im Zusammenhang mit der Beschäftigungs- und 
Projektförderung und der Verbesserung der Struktur 
der Arbeitslosigkeit. Ein Grundanliegen des Geset- 

zes ist es, die Posi tion der BA gegenüber der Bundes-
regierung im Sinne einer effizienteren Arbeitsmarkt-
politik unabhängiger auszugestalten. Dementspre-
chend wird die bisher in den §.§.  1 und 3 AFG enthal-
tene Regelung, wonach die Aufgaben und Maßnah-
men nach dem AFG „im Rahmen der Sozial- und 
Wirtschaftspoli tik der Bundesregierung" durchzufüh-
ren sind, ersetzt durch die Verpflichtung der BA, un-
ter Wahrung ihrer Aufgaben die Sozial- und Wirt

-schaftspolitik der Bundesregierung zu unterstützen. 
Die Rechtsaufsicht verbleibt beim BMA (§ 291). 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift beruht auf der gegenüber der bis zum 
31. Dezember 1993 geltenden gesetzlichen Regelung 
in § 40 b AFG geänderten Form der Finanzierung der 
Förderung des Hauptschulabschlusses. 

Die Absätze 4 und 5 

sind wortgleich mit dem bisherigen § 3 Abs. 4 und 5 
AFG. 

Zum 2. Kapitel (Allgemeine Vorschriften und 
Begriffsbestimmungen) 

Zum 1. Abschnitt - Allgemeine Vorschriften 

Der Abschnitt enthält allgemeine Vorschriften für die 
Aufgabenerfüllung der BA. 

Zu § 3 

Die Vorschrift regelt, inhaltlich übereinstimmend mit 
§ 4 AFG i. d. F. vom 23. Juni 1993, die grundsätzlich 
ausschließliche Zuständigkeit der BA für Berufsbera-
tung und Vermittlung in Arbeit bzw. Ausbildung. 

Zu § 4 

Vorrangiges Ziel des Gesetzes ist es, dazu beizutra-
gen, daß Vollbeschäftigung erreicht wird. Folgerich-
tig sieht die Vorschrift vor, daß die Bemühungen der 
BA in erster Linie auf eine Vermittlung in reguläre 
Beschäftigungsverhältnisse zu richten sind. Wenn 
dies nicht möglich ist, sind mit Hilfe von Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsförderung die Wiedereingliede-
rungs- und Vermittlungschancen zu verbessern (und 
zwar vorrangig durch Qualifizierung, § 40 Abs. 1). 
Passive Lohnersatzleistungen, also Alg oder AlHi, 
sind unter den Leistungen nach diesem Gesetz nur 
die Ultima ra tio, wenn andere Maßnahmen erfolglos 
geblieben oder aussichtslos sind. 

Zu § 5 

Die Vorschrift regelt die Aufgaben der BA im Zusam-
menhang mit der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
im wesentlichen in gleicher Weise wie § 6 AFG i. d. F. 
vom 23. Juni 1993. Entsprechend dem generellen 
Anliegen des Gesetzes, die Rechtsstellung der BA 
gegenüber dem BMA und der Bundesregierung un-
abhängiger auszugestalten, sind die Pflicht zur Ab-
stimmung der Forschungsvorhaben mit dem BMA 
und dessen nach bisherigem Recht bestehende Mög- 
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lichkeiten zur Einflußnahme auf die Gegenstände 
und Ausgestaltung der Statistiken eingeschränkt 
worden. 

Zu § 6 

Die Vorschrift regelt in gleicher Weise wie § 7 AFG 
i. d. F. vom 23. Juni 1993 die Auskunftspflicht der Be-
fragten bei Erhebungen der BA nach § 6. 

Zu § 7 

Zu Absatz 1 

Ein wesentliches Anliegen des Gesetzes ist es, ange-
sichts der wi rtschaftlichen Umbruchsituation in Ost-
deutschland und der einschneidenden Prozesse des 
industriellen Strukturwandels auch im Westen - etwa 
in NRW, Bremen und dem Saarland - eine Verzah-
nung der aktiven Arbeitsmarktpolitik mit struktur- 
und wirtschaftspolitischen Strategien zu fördern. 
Schon das bisherige AFG verfolgte in § 2 die arbeits-
marktpolitische Zielsetzung, „nachteilige Folgen, die 
sich für die Erwerbstätigen aus ... wi rtschaftlichen 
Strukturwandlungen ergeben können" zu vermei-
den, auszugleichen oder zu beseitigen, ohne daß es 
jedoch in der Praxis zu einer effektiven Umsetzung 
dieses Anliegens kam. 

Die Vorschrift verpflichtet deshalb die BA, initiativ zu 
werden in Richtung auf eine Zusammenarbeit der 
regionalen Akteure der Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- 
und Strukturpolitik. Ziel ist es, Handlungs- und ins-
besondere Förderstrategien a ller öffentlichen und 
privaten Beteiligten, wo sich sinnvolle Ansätze er-
geben, aufeinander abzustimmen und so zu einem 
effektiveren Mitteleinsatz auch im Interesse der 
Arbeitsmarktpolitik zu gelangen. Im Idealfall ge-
schieht dies in einer Verständigungsrunde unter 
Beteiligung möglichst aller in der Vorschrift genann-
ten Akteure, die allerdings im Hinblick auf das 
Mischverwaltungsverbot keine eigenen Entschei-
dungsbefugnisse haben kann, sondern ausgehend 
von einer Analyse der Stärken und Schwächen der 
Region mittel- und langfristige Perspektiven der 
Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik erörtern und 
Empfehlungen für eine Koordinierung möglicher 
Handlungsansätze aussprechen soll. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift begründet für die Untergliederungen 
der BA die Verpflichtung, den nach Absatz 1 er-
wünschten Abstimmungsprozeß zu erleichtern, in-
dem sie bestimmte arbeitsmarktrelevante Daten, 
Fakten und Entwicklungen ermitteln, bewerten und 
auf der Basis der gewonnenen Erkenntnisse H and-
lungsstrategien vorschlagen. Häufig werden die 
Dienststellen der BA dabei auf die Unterstützung des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung an-
gewiesen sein. 

Zu § 8 

Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung und 
arbeitsmarktpolitische Sonderprogramme können 

von Bund, Ländern und Gemeinden, soweit deren 
Kompetenzen reichen, ebenfalls finanziert werden. 
Dabei kann es zweckmäßig sein, Mittel der Länder 
durch den Präsidenten des LAA zuteilen und ver-
walten zu lassen. Dieser wird mit der Vorschrift 
verpflichtet, auf Antrag eines Landes eine ent-
sprechende Organleihe durch Verwaltungsverein-
barung zu begründen, soweit nicht im Einzelfall 
zwingende Gründe, etwa verfassungsrechtlicher A rt 

 (vgl. BVerfGE 63, 1) entgegenstehen. 

Zu § 9 

Die Vorschrift dient dazu, mehr Transparenz hinsicht-
lich des Bedarfs an Arbeitskräften zu schaffen. We-
gen der Freiwilligkeit der Inanspruchnahme der 
Dienststellen der BA fällt die Informa tion über offene 
Arbeits- und Ausbildungsplätze bisher nicht vollstän-
dig und nach Gebieten und Wirtschaftszweigen un-
gleichmäßig an. Zur Sicherstellung einer hohen Ef-
fektivität der Arbeitsvermittlung ist es aber notwen-
dig, daß das gesamte Angebotsspektrum in die Ver-
mittlungstätigkeit einbezogen werden kann. Die 
Meldepflicht u. a. „für Zwecke der Arbeitsvermitt-
lung" umfaßt - als die weniger weitgehende 
Maßnahme - die Befugnis zur Aufnahme dieser Stel-
len in das Vermittlungsangebot der BA, auch wenn 
sie der BA auf andere Weise als durch Meldung (z. B. 
Zeitungsanzeigen) bekanntwerden. 

Zu § 10 

Die Vorschrift ist wortgleich mit § 10 AFG. 

Zu § 11 

Die Vorschrift regelt wortgleich mit dem bisherigen 
§ 8 AFG die Pflicht der Arbeitgeber zur Mitteilung 
bevorstehender Massenentlassungen und vergleich-
barer betrieblicher Veränderungen. 

Zu § 12 

Die Vorschrift regelt übereinstimmend mit dem bis-
herigen § 11 AFG die Melde- und Mitteilungspflich-
ten der anderen Sozialversicherungsträger an  die 
BA. 

Zu § 13 

Gleichstellung der Heimarbeiter mit Arbeitnehmern, 
gleichlautend mit § 12 AFG. 

Zu § 14 

Die Vorschrift verbietet, wie schon § 12 a AFG, die 
gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung für ge-
werbliche Arbeitnehmer im Baugewerbe. 

Zum 2. Abschnitt - Begriffsbestimmungen 

Die Vorschriften dieses Abschnitts ziehen häufig 
wiederkehrende Begriffe „vor die Klammer" um so 
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das Gesetz von Wiederholungen zu entlasten und 
die Lesbarkeit der einzelnen Vorschriften zu ver-
bessern. 

Zu § 15 

Nummer 1 

definiert  den Begriff „tarifliches Arbeitsentgelt", ent-
sprechend auch für Ausbildungsvergütungen und 
Arbeitszeiten, in dem umfassenderen Sinn, daß, wo 
Tarifbestimmungen fehlen, die örtliche Übung maß-
geblich ist. 

Nummer 2 

erläutert den Begriff der „familienbedingten" Unter-
brechung der Erwerbstätigkeit, der insbesondere 
dort  von Bedeutung ist, wo sich Vorschriften mit der 
Berufsrückkehr von Personen befassen, die wegen 
Kindererziehung oder Pflegetätigkeiten vorüberge-
hend aus dem Erwerbsleben ausgeschieden waren. 
Die Unterbrechung muß auf einer „nicht erwerbs-
mäßigen häuslichen" Betreuung beruhen, so daß Per-
sonen, die berufsmäßig Kinderbetreuung ausüben 
(z. B. Tagesmütter) nicht begünstigt sind. Häusliche 
Betreuung ist die Betreuung in einem Haushalt (nicht 
notwendig dem des Kindes). Hingegen ist nicht Tat-
bestandsvoraussetzung, daß ein eigenes Kind betreut 
wird, weshalb z. B. auch ein Großelternteil begün-
stigt sein kann. Die Erziehung (oder Pflege) muß al-
lerdings kausal („wegen") für die Unterbrechung der 
Erwerbstätigkeit gewesen sein, so daß dieser Tatbe-
stand in aller Regel nur bei einer Erziehungs- oder 
Pflegeperson berücksichtigt werden kann. 

Nummer 3 

definiert  den Begriff der „unmittelbaren Bedrohung 
von Arbeitslosigkeit", wie er insbesondere für die Be-
urteilung der Notwendigkeit einer Qualifizierungs-
maßnahme von Bedeutung ist. Die Beispiele in Num-
mer 3 sind nicht abschließend, so daß weitere Tatbe-
stände unmittelbarer Bedrohung denkbar sind. Der 
Begriff ist weiter gefaßt als nach dem bisherigen 
AFG (§ 44 Abs. 2 Satz 3 AFG), wo nur die bereits aus-
gesprochene Kündigung oder die Eröffnung des 
Konkursverfahrens über das Vermögen des Arbeitge-
bers ausdrücklich genannt waren. Nummer 3 nennt 
nunmehr als zusätzliche Tatbestände weitere im Ar-
beitsverhältnis, aber auch in der persönlichen Lei-
stungsfähigkeit des Arbeitnehmers begründete 
Sachverhalte unmittelbarer Bedrohung von Arbeits-
losigkeit, nämlich ein bevorstehendes Ende des Ar-
beitsverhältnisses durch Befristung und das durch 
Leistungsminderung verursachte Unvermögen des 
Arbeitnehmers, den bisherigen oder einen gleich-
wertigen Arbeitsplatz ausfüllen zu können. Letzteres 
wird objektiv, etwa durch eine arbeitsamtsärztliche 
Untersuchung, festgestellt sein müssen. 

Die Erweiterung des Tatbestandes dient der Verwirkli-
chung eines der Grundanliegen des ASFG, nämlich an-
stelle der überwiegend reaktiven (nach Eintritt von Ar-
beitslosigkeit ansetzenden) Förderinstrumente des bis-
herigen AFG die präventive Förderung zur Verhinde-
rung der Entstehung von Arbeitslosigkeit zu stärken. 

Nummer 4 

definiert das Tatbestandsmerkmal der „Bedrohung 
von Arbeitslosigkeit", wie es als Fördervoraussetzung 
z. B. in § 73 Abs. 1 gebraucht ist. Es umfaßt insbeson-
dere die Arbeitnehmer von Betrieben, in denen Mas-
senentlassungen oder vergleichbare bet riebliche 
Veränderungen i. S. von § 11 angekündigt worden 
sind. Daneben haben die Arbeitsämter die Befugnis, 
entsprechend dem Anliegen des ASFG den örtlichen 
Untergliederungen der BA größere Freiräume zuzu-
gestehen, den begüns tigten Personenkreis durch 
Entscheidung des Verwaltungsausschusses zu erwei-
tern. Macht das AA hiervon Gebrauch, kann es mit 
seinen Fördermitteln einen erweiterten Personen-
kreis erreichen. Das bedeutet allerdings nicht, daß 
dem AA weitere Fördermittel zur Verfügung zu stel-
len wären, da Nummer 4 nur für Ermessensleistun-
gen der aktiven Arbeitsförderung von Bedeutung ist 
und die Arbeitsämter die Mittel hierfür global zuge-
wiesen bekommen sowie in eigener Verantwortung 
bewirtschaften und zuteilen müssen. Als dem Wo rt

-sinne nach weiterer Begriff umfaßt die „Bedrohung", 
ohne daß dies in Nummer 4 nochmals ausdrücklich 
auszusprechen war, auch die Fälle „unmittelbarer 
Bedrohung" nach Nummer 3. 

Nummer 5 

definiert berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
in gleicher Weise wie bisher § 40 Abs. 1 AFG. 

Nummer 6 

umschreibt die Voraussetzungen, unter denen die 
Teilnahme an einer Maßnahme notwendig ist. Über 
die bisher in § 44 Abs. 2 Satz 2 AFG genannten Tatbe-
stände hinaus (Eingliederung von Arbeitslosen, Ver-
meidung von Arbeitslosigkeit bei von Arbeitslosigkeit 
unmittelbar Bedrohten, Qualifizierung von Un- und 
Angelernten) erweitert Nummer 6 die Fördermöglich-
keiten, die an die Notwendigkeit der Förderung an-
knüpfen, erheblich: Die zuletzt im Anordnungsrecht 
nicht mehr vorgesehene Möglichkeit, Personen, die 
den erlernten Beruf längere Zeit nicht mehr ausgeübt 
hatten, förderungsrechtlich als Ungelernte anzuse-
hen, wird wieder eingeführt. Im Interesse einer Besei-
tigung bestehender Benachteiligungen von Frauen 
soll eine Maßnahmeteilnahme künftig auch dann als 
notwendig anzusehen sein, wenn sie erforderlich ist, 
damit zum einen Teilzeitbeschäftigte in Vollzeitbe-
schäftigungen bzw. kurzzeitig oder unständig Be-
schäftigte in beitragspflichtige Beschäftigungen ge-
langen können, zum anderen nach einer mehr als 
dreijährigen familienbedingten Unterbrechung wie-
der eine beitragspflichtige Beschäftigung aufgenom-
men werden kann. Die Beurteilung der Erforder-
lichkeit bedingt eine Prognose im Zeitpunkt der Ver-
waltungsentscheidung. Die Begriffe Erforderlichkeit 
und Notwendigkeit sind synonym gebraucht, so daß 
die bisher zur Prognoseentscheidung bei der Beurtei-
lung der Notwendigkeit von Maßnahmen ergangene 
Rechtsprechung uneingeschränkt herangezogen 
werden kann. 

Nummer 7 

umschreibt demgegenüber den Begriff der zweck-
mäßigen Teilnahme an einer Maßnahme. 
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Nummer 8 

definiert  den Begriff der Zusätzlichkeit einer Arbeit 
bzw. Einstellung in gleicher Weise, wie er im bisheri-
gen AFG gebraucht wurde. 

Nummer 9 

führt die in der Praxis gebräuchlichen, dem Gesetz 
aber bisher zum Teil fremden Begriffe „Bemessungs-
entgelt", „Lohnersatzquote" und „Leistungssatz" in 
das ASFG ein, die im Zusammenhang mit der Be-
rechnung der Höhe von Lohnersatzleistungen benö-
tigt werden. Zugleich wird in Nummer 9 Buchstabe c 
eine materielle Änderung gegenüber dem bisherigen 
Recht (z. B. § 111 Abs. 1 Nr. 1 AFG) vorgenommen, 
indem für die erhöhte Lohnersatzquote aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung nicht mehr wie bisher 
darauf abgestellt wird, daß ein nach einkommensteu-
errechtlichen Bestimmungen zu berücksichtigendes 
Kind vorhanden ist. Künftig soll es nur noch darauf 
ankommen, ob mindestens ein halber Kinderfreibe-
trag auf der Lohnsteuerkarte eingetragen ist. 

Zu§ 16 

Die Vorschrift definie rt  die arbeitsmarktpolitischen 
Zielgruppen, denen eine Reihe der intensiveren För-
dermöglichkeiten nach diesem Gesetz (z. B. § 77 
Abs. 1 Satz 2, j 79 Abs. 1 Satz 2, § 81 Abs. 1, § 86 
Abs. 3, § 91 Abs. 7) vorbehalten sind. Der im bisheri-
gen AFG und den Sonderprogrammen der Bundesre-
gierung gebrauchte Begriff der „schweren Vermittel-
barkeit" wird wegen seines negativen Bedeutungs-
gehalts zugunsten der neutraleren Formulierung der 
„besonderen Benachteiligung am Arbeitsmarkt" auf-
gegeben. Es erscheint darüber hinaus aufgrund 
praktischer Erfahrungen zweckmäßig, den Kreis der 
Begünstigten deutlich zu erweitern. 

Nummer 1 

nimmt daher eine besondere Benachteiligung am 
Arbeitsmarkt nicht erst, wie nach bisherigem Recht, 
aufgrund einer Anerkennung als Schwerbehinderter 
an, sondern läßt auch gesundheitlich bedingte Lei-
stungsminderungen unterhalb dieser Schwelle genü-
gen, wenn sie voraussichtlich ohne Förderung ein 
Vermittlungshindernis bedeuten würden, weil für die 
Arbeiten, für die der Be troffene in Be tracht kommt, 
genügend leistungsfähigere Bewerber zur Verfü-
gung stehen und zu erwarten ist, daß diese bevorzugt 
eingestellt werden. 

Zu Nummer 2 

Die dramatische Verschlechterung der Chancen älte-
rer Arbeitsloser am Arbeitsmarkt macht es notwen-
dig, bereits Personen ab Vollendung des 50. Lebens-
jahres aufwärts als am Arbeitsmarkt besonders Be-
nachteiligte gezielt zu fördern. 

Zu Nummer 3 

Arbeitslose Jugendliche und junge Erwachsene ohne 
Berufsabschluß bedürfen ebenfalls besonderer För -
derung, ohne daß jedoch die Arbeitsmarktpolitik in 

Konkurrenz zur dualen Ausbildung treten will . Num-
mer 3 erleichtert für diesen Personenkreis den Zu-
gang zu ABM (i 77 Abs. 1 Satz 2) und damit, wenn 
wenigstens drei Jahre beruflicher Tätigkeit zurück-
gelegt wurden (I  56 Abs. 1 Nr. 2), auch zu den für 
diesen Personenkreis besonders geeigneten Zusam-
mengesetzten Maßnahmen. 

Zu Nummer 4 

Das Problem der Arbeitslosigkeit ist heute in starkem 
Maße ein Problem der Langzeitarbeitslosigkeit ge-
worden, die immer häufiger mit psychischen und so-
zialen Schwierigkeiten verbunden ist. Beispiele aus 
Sonderprogrammen des Bundes und der Länder zei-
gen jedoch, daß auch für diesen Personenkreis eine 
zielgruppenorientierte Förderung posi tive Ergeb-
nisse bringen kann. Zur Defini tion der Langzeitar-
beitslosigkeit vgl. § 17. 

Zu Nummer 5 

Wer wegen der Erziehung von Kindern mehr als drei 
Jahre aus dem Erwerbsleben ausgeschieden ist, also 
nicht auf die Wiedereinstellungsgarantie im An-
schluß an den Erziehungsurlaub zurückgreifen kann, 
bedarf wegen der zwischenzeitlich eingetretenen 
Dequalifizierung in der Regel besonderer Förderung, 
um den Wiedereintritt ins Berufsleben zu ermögli-
chen. Entsprechendes gilt für Pflegepersonen. 

Nummer 6 

entspricht dem Anliegen des Gesetzes, der BA flexi

-

blere Reaktionsmöglichkeiten auf arbeitsmarktliche 
Sondersituationen an  die Hand zu geben und die 
Selbstverwaltung zu stärken. 

Zu § 17 

Die Vorschrift definiert den Beg riff der Langzeitar-
beitslosigkeit und bestimmt, in welcher Weise Zeiten 
der Arbeitslosigkeit als Leistungsvoraussetzung zu 
berechnen sind. 

Zu Absatz 1 

Unterbrechungen der Arbeitslosigkeit von insgesamt 
bis zu vier Wochen sollen für die (begüns tigende) 
Einstufung als „langzeitarbeitslos" außer Be tracht 
bleiben. Durch einen erfolglosen Beschäftigungsver-
such oder ein Meldeversäumnis verursachte Unter-
brechungen der Arbeitslosigkeit ändern nichts dar-
an, daß die Betroffenen in gleicher Weise förderungs-
bedürftig sind wie andere Langzeitarbeitslose. Län-
gere Erkrankungen mit Arbeitsunfähigkeit sollen un-
abhängig von ihrer Dauer ebenfalls die Langzeitar-
beitslosigkeit (im Sinne dieser Vorschrift) nicht unter-
brechen, da sie die arbeitsmarktliche Situa tion der 
Arbeitslosen allenfalls weiter verschlechtern. Aller-
dings bleibt Voraussetzung, daß Arbeitslosigkeit be-
steht und auch vor der Erkrankung bestand. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift sieht für die Pflicht der BA zur Erstel-
lung eines Eingliederungs- und Förderplans (I  44 
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Abs. 2) und für Maßnahmen und Leistungen, deren 
Gewährung in das Ermessen der BA gestellt ist, vor, 
daß bei der Berechnung der Dauer der Arbeitslosig-
keit weitere Tatbestände, die typischerweise die För-
derungsbedürftigkeit der Arbeitslosen nicht wesent-
lich verringern, den Zeiten der Arbeitslosigkeit 
gleichgestellt sind oder den Zeitraum, innerhalb des-
sen eine bestimmte Zeit der Arbeitslosigkeit nach-
zuweisen ist, verlängern. Für Leistungen und Maß-
nahmen, auf die ein Rechtsanspruch besteht, gilt 
Absatz 2 (mit Ausnahme der Nummer 3) nicht, um 
den Kreis der Berechtigten überschaubar zu halten 
und weil in diesen Fällen Besonderheiten des Einzel-
falles nicht im Wege der Ermessensentscheidung 
über das „Ob" der Förderung berücksichtigt werden 
können. 

Zu § 18 

Die Vorschrift ist im Entwurfsstadium gestrichen wor-
den. Sie sah vor, daß bestimmte Förderinstrumente 
nur in strukturschwachen Regionen eingesetzt wer-
den können. 

§ 19 

entspricht inhaltlich dem bisherigen § 111 Abs. 2 
AFG und ermöglicht es, auf die bisher bei allen 
Lohnersatzleistungen notwendige Verweisung auf 
§ 111 Abs. 2 zu verzichten. 

Zum 3. Kapitel (Arbeitsvermittlung und 
Berufsberatung) 

Zum 1. Abschnitt - Arbeitsvermittlung 

Der Abschnitt übernimmt mit Ausnahme des § 19 
im wesentlichen unverändert die bisher im AFG 
(i. d. F. vom 23. Juni 1993) geltenden Regelungen 
(dort  §§ 13 bis 24). In § 23 ist gegenüber dem bisheri-
gen § 16 AFG das Wort  „soll" durch das Wort  „darf" 
ersetzt worden. Durch diese Änderung wird Marge-
stellt, daß die Mitwirkung der BA am Zustandekom-
men tarifwidriger Arbeitsverhältnisse verboten ist, 
wenn sie positiv um die Tarifwidrigkeit der Arbeits-
bedingungen und die Tarifgebundenheit der Ver-
tragsparteien weiß. 

§§ 20 bis 25 

entsprechen §§ 13 bis 18 AFG, vgl. die Vorbemer-
kungen zum 1. Abschnitt. 

Zu § 26 

Das Arbeitserlaubnisrecht hat sich inzwischen zu 
einer sehr komplexen und damit sowohl für die be-
troffenen nichtdeutschen Arbeitnehmer als auch für 
die zuständigen Dienststellen der BA zu einem 
schwer handhabbaren Regelwerk entwickelt. 

Zahlreiche Regelungen des Arbeitserlaubnisrechts 
verursachen unnö tigen Bearbeitungs-, Prüfungs-
und Zeitaufwand für Arbeitsämter, Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber. Dies gilt insbesondere für die Tat- 

bestände, die einen Rechtsanspruch auf die Erteilung 
der Arbeitserlaubnis in besonderen Fällen (besonde-
re Arbeitserlaubnis) gewähren. Eine wesentliche 
Vereinfachung der rechtlichen Vorschriften und des 
Verfahrens ist für die meisten der einschlägigen Tat-
bestände erzielbar, wenn man sich entschließt, die 
betreffenden Personen von der Arbeitserlaubnis-
pflicht zu befreien und statt dessen an ohne weiteres 
aus Paß oder Ausweispapier ersichtliche aufenthalts-
rechtliche Voraussetzungen anzuknüpfen. 

Das geltende Arbeitserlaubnisrecht ist wegen seines 
hohen Restriktionsgrades teilweise auch materiell 
unbefriedigend, weil es bei der Wertentscheidung 
zwischen seinem arbeitsmarktlichen Steuerungsan-
spruch und den grundrechtlich, gesetzlich oder 
durch politische Entscheidungen anerkannten Belan-
gen der auf Erwerbstätigkeit angewiesenen Auslän-
der letzteren nur unzureichendes Gewicht zubilligt. 

Die Menschenwürde (Artikel 1 GG), die Freiheit der 
persönlichen Entfaltung (Artikel 2 Abs. 1 GG) und 
das Sozialstaatsprinzip (Artikel 20 Abs. 1 GG) gebie-
ten es, jedem Menschen, der sich nicht nur vorüber-
gehend oder mit unsicherem Aufenthaltsstatus recht-
mäßig im Bundesgebiet aufhält und bei regulärem 
Verlauf voraussichtlich in einen rechtlich gesicherten 
Daueraufenthalt hineinwachsen wird, den Erwerb 
des eigenen Lebensunterhalts durch Arbeit rechtlich 
unbehindert zu ermöglichen. Gleiches gilt z. B. für 
die aus völkerrechtlichen oder dringenden humanitä-
ren Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland ermöglichten Auf-
enthalte (§§ 30 bis 32 AuslG). Der nichtdeutsche Teil 
der Bevölkerung soll deshalb von rechtlichen Un-
gleichbehandlungen befreit werden, die nicht aus 
ordnungspolitischer Sicht unverzichtbar sind. 

Zu Absatz 1 

Begünstigt werden diejenigen, die aufgrund ihres 
Aufenthaltsstatus ihren Lebensmittelpunkt nicht von 
vornherein nur vorübergehend, sondern rechtmäßig 
und im allgemeinen dauerhaft ins Bundesgebiet ver-
lagert haben. 

Ausländer mit Aufenthaltsberechtigung sind bereits 
seit 1991 durch § 9 Nr. 13 AEVO von der Arbeitser-
laubnispflicht befreit. Ausländer mit bef risteter oder 
unbefristeter Aufenthaltserlaubnis oder einer Aufent-
haltsbefugnis haben spätestens nach sechs Jahren 
Aufenthalt einen Rechtsanspruch auf die Erteilung 
einer besonderen Arbeitserlaubnis. Für sie bedeutet 
die Neuregelung einen zeitlichen Gewinn auf dem 
Weg zu einer Rechtsposition, die ihnen ohnehin dau-
erhaft nicht verwehrt werden kann. 

Asylberechtigte, ausländische Ehegatten deutscher 
Staatsangehöriger, Inhaber deutscher Reiseausweise 
für Flüchtlinge, Kontingentflüchtlinge u. a. haben 
schon bisher ohne Mindestaufenthaltsdauer An-
spruch auf Erteilung der besonderen Arbeitserlaub

-

nis. Für sie alle bedeutet die Befreiung von der Ar-
beitserlaubnispflicht lediglich den Verzicht auf das 
insoweit überflüssige, zeit-, personal- und kostenauf-
wendige Verfahren der Beantragung und Erteilung 
gesonderter Erlaubnisse. 
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Nicht begünstigt werden Asylbewerber; sie verfügen 
über keine der hier privilegierten Aufenthaltsgeneh-
migungen, sondern über eine Aufenthaltsgestattung 
(§ 55 AsylVfG) und können den Zugang zum Arbeits-
markt auch weiterhin nur über eine allgemeine Ar-
beitserlaubnis nach Prüfung von Lage und Entwick-
lung des Arbeitsmarkts erhalten. 

Unberührt  bleibt auch die Rechtsstellung der im Ein-
vernehmen zwischen Bund und Ländern aufgenom-
menen Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge. Auch 
sie erhalten zwar ebenfalls eine Aufenthaltsbefugnis, 
jedoch nicht nach §§ 30 bis 32 AuslG, sondern nach 
§ 32 a AuslG. Dieser Personenkreis hat nach § 32 a 
Abs. 1 Satz 1 AuslG nur ein vorübergehendes Auf-
enthaltsrecht, so daß die Notwendigkeit eines ver-
gleichbaren Integrationsangebotes durch Arbeits-
marktzugang nicht besteht. 

Um Arbeitgebern, die Ausländer ohne erforderliche 
Arbeitserlaubnis beschäftigen, die Berufung auf eine 
irrtümlich angenommene Arbeitserlaubnisfreiheit zu 
erschweren, sieht Satz 6 vor, daß sich der Arbeitge-
ber nachweislich von der Arbeitserlaubnisfreiheit 
überzeugen muß. Zum Nachweis wird in aller Regel 
eine Kopie der einschlägigen Paßseite bei den Ar-
beitspapieren genügen. Um eine Einstellung der 
arbeitserlaubnisfreien ausländischen Arbeitnehmer 
nicht durch Rechtsunsicherheit auf seiten des Arbeit-
gebers zu erschweren, ist dem Arbeitsuchenden auf 
Verlangen seine Arbeitserlaubnisfreiheit zu beschei-
nigen. Ausländerrechtliche Auflagen sind zu beach-
ten. 

Nach Satz 2 soll nunmehr grundsätzlich nicht mehr 
mit Hilfe des Arbeitserlaubnisrechts in bestehende 
Arbeitsverhältnisse eingegriffen werden können. 
Während es bis Anfang 1993 allgemeine Praxis war, 
ablaufende befristete Arbeitserlaubnisse für die Fo rt

-setzung des bisherigen Beschäftigungsverhältnisses 
zu verlängern, forde rt  der Erlaß der BA vom 5. März 
1993, auch bei solchen Sachverhalten zunächst zu 
prüfen, ob der be treffende Arbeitsplatz mit bevor-
rechtigten Arbeitsuchenden besetzt werden kann. 
Dies birgt die Gefahr, daß ausländische Arbeitneh-
mer im Widerspruch zu ihren Interessen und denen 
ihrer Arbeitgeber aus bestehenden Arbeitsverhält-
nissen herausgedrängt werden und daß ohne jeden 
volkswirtschaftlichen Nutzen „Austauscharbeitslose" 
geschaffen werden, was sozialstaatlich bedenklich 
ist. 

Die Absätze 2 bis 5 

stimmen inhaltlich mit dem bisherigen § 19 Abs. 2 
bis 5 AFG überein. 

Zu Absatz 6 

Da Ausländern mit Aufenthaltserlaubnis oder -befug-
nis seit 1991 nach sechsjährigem Inlandsaufenthalt 
der Anspruch auf die besondere Arbeitserlaubnis zu-
steht (§ 2 Abs. i Nr. 6 AEVO) und sie künftig nicht 
mehr arbeitserlaubnispflichtig sein sollen (Absatz 1), 
ist im Vergleich hierzu die von bereits mehrjährig als 
Arbeitnehmer tätig gewesenen Personen ohne privi-
legierten Aufenthaltsstatus noch geforderte fünfjähri-
ge Beschäftigungsfrist zu lang und auf die nunmehr 

angemessen erscheinende Frist von drei Jahren ab-
zusenken. 

Zahlreiche ausländische Arbeitnehmer und beson-
ders Arbeitnehmerinnen, die nach bisherigem Recht 
keinen Anspruch auf Erteilung einer besonderen Ar-
beitserlaubnis hatten, waren auf die von bevorrech-
tigten Arbeitsuchenden nicht so stark nachgefragten 
kurzzeitigen bzw. geringfügigen Arbeitsverhältnisse 
nach § 169 a AFG angewiesen, um so ihren Lebens-
unterhalt wenigstens teilweise verdienen zu können. 
Hierdurch erwarben sie jedoch keine Anwartschaft 
für eine besondere Arbeitserlaubnis nach § 19 Abs. 6 
Satz 1 AFG. Diese Restriktion ist sozialpolitisch ver-
fehlt, da sie allgemein diejenigen, die die meist quali-
tativ und verdienstmäßig ungünstigen Beschäftigun-
gen nach § 169a AFG jahrelang ausgeübt haben, zu-
sätzlich benachteiligt und sich zugleich als Diskrimi-
nierung der in diesen Beschäftigungsverhältnissen 
überdurchschnittlich stark vertretenen Frauen er-
weist. Es sollen daher auch die Beschäftigungszeiten 
oberhalb der Bagatellgrenze nach § 172a Satz 2 be-
rücksichtigt werden. 

§§ 27 bis 31 

entsprechen im wesentlichen §§ 20 bis 24 AFG in der 
bis zum 31. Dezember 1993 geltenden Fassung, vgl. 
die Vorbemerkungen zum 1. Abschnitt. Die Ände-
rungen durch das 1. SKWPG werden überwiegend 
übernommen. Die Ausnahme betrifft die Neuformu-
lierung von § 30 Abs. 1 bis 4, die die gemeinnützige, 
nicht auf Gewinn gerichtete Arbeitsvermittlung - 
z. B. nach dem START-Modell  - erleichtern soll. 

Zum 2. Abschnitt - Berufsberatung 

Zu §§ 32 bis 39 

Übernahme der schon bisher im AFG (i. d. F. vom 
23. Juni 1993) geltenden Regelungen (do rt §§ 25 bis 32). 

Zum 4. Kapitel (Maßnahmen der aktiven Arbeits-
förderung) 

Zum 1. Abschnitt - allgemeine Vorschriften 

Der 1. Abschnitt enthält Vorschriften, die allgemein 
für Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung oder 
allgemein für Maßnahmen der beruflichen Bildung 
Bedeutung haben. 

Zu § 40 

Zu Absatz 1 

Satz 2 ergänzt die in § 5 festgeschriebene Rangfolge 
unter den verschiedenen Instrumenten der BA dahin 
gehend, daß vorrangig Maßnahmen mit Qualifizie-
rungsanteilen zu fördern sind, da sie die Vermitt-
lungschancen der Geförderten am günstigsten beein-
flussen. 

Zu Absatz 2 

Der arbeitsmarktpolitischen Notwendigkeit der Be
-teiligung von Frauen an den aktiven Instrumenten 
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der Arbeitsmarktpolitik entsprechend ihrem Anteil 
an der Arbeitslosigkeit wird die bisherige Soll-Vor-
schrift (§ 2 Nr. 5 AFG) nicht gerecht. Frauen sind bei 
Maßnahmen der beruflichen Bildung und zur Ar-
beitsbeschaffung deutlich unterrepräsentiert. Betrug 
im Jahre 1992 der Anteil der Frauen an der Arbeitslo

-

sigkeit in den alten Bundesländern 45,7 Prozent, so 
waren Frauen bei den Eintritten in berufliche Bil-
dungsmaßnahmen nur zu 41,9 Prozent und bei Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen im Jahresdurchschnitt 
nur zu 39,6 Prozent vertreten. In den neuen Bundes-
ländern sind Frauen besonders von Arbeitslosigkeit 
betroffen. Ihr Anteil an der Arbeitslosigkeit betrug 
1992 63,3 Prozent, ihr Anteil an  den Eintritten in be-
rufliche Bildungsmaßnahmen 62,0 Prozent und ihr 
Anteil bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nur 
41,3 Prozent. 

Daher ist es unerläßlich, Frauen an den arbeitsmarkt-
politischen Förderinstrumenten der beruflichen Bil-
dung und zur Arbeitsbeschaffung entsprechend ih-
rem Anteil an den Arbeitslosen zu beteiligen. 

Zu§41 

Die Vorschrift definiert den Begriff der aktiven Ar-
beitsförderung. Nicht zur aktiven Arbeitsförderung 
zählen danach das bisherige (nach Übergangsrecht 
weiter zu gewährende) Altersübergangsgeld, das 
Strukturanpassungsgeld (obwohl aus Mitteln für die 
aktive Arbeitsförderung zu finanzieren) und die För-
derung der Altersteilzeitarbeit. 

Absatz 2 

übernimmt die bisher in § 34 Abs. 1 Nr. 3 und 4 AFG 
enthaltenen Fördervoraussetzungen allgemein für 
die aktive Arbeitsförderung. 

Zu 42 

Die Erweiterung der Förderinstrumente, insbesonde

-

re ihre im Vergleich zum bisherigen AFG wirtschafts-
nähere Ausrichtung, macht es gleichzei tig notwen-
dig, der Gefahr von unerwünschten Mitnahmeeffek-
ten und von Leistungsmißbrauch durch Arbeitgeber 
zu begegnen. 

Absatz 1 

macht deshalb eine bisher in ähnlicher Weise in 
§ 249 h AFG schon enthaltene, do rt  aber auf Ost-
deutschland beschränkte Vorschrift zum allgemeinen 
Grundsatz. Im Gegensatz zu der unpraktikablen Re-
gelung in § 249h, die einen von der BA in der Praxis 
kaum zu erbringenden Nachweis verlangt, begnügt 
sich die Vorschrift mit dem Vorliegen konkreter Ver

-

dachtstatsachen. Für die Auslegung dieses Tatbe-
standsmerkmals kann die Rechtsprechung zu der 
gleichlautenden Formulierung in § 3 Abs. 1 des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes herangezogen wer-
den. 

Zu Absatz 2 

Die Möglichkeit der Förderung z. B. von Probebe-
schäftigungen (§ 45 Abs. 4 Satz 2) und von Projekten 
zur Strukturverbesserung (§ 88) dient der Schaffung 
zusätzlicher Arbeitsgelegenheiten bzw. der Einglie- 

derung besonders benachteiligter Arbeitsloser. Nicht 
erwünscht ist hingegen, daß Arbeitgeber auf Kosten 
der Versichertengemeinschaft ihre' Arbeitskosten 
herabzusetzen versuchen. Die Vorschrift soll insbe-
sondere auch der Versuchung entgegenwirken, bei 
den Gebietskörperschaften reguläre Arbeitsplätze, 
etwa im Bereich der Sozialen Dienste, durch geför-
derte Projekte zu ersetzen. Gegen eine Anschubfi-
nanzierung in Form einer Projektförderung, die spä-
ter in reguläre Arbeitsverhältnisse einmündet, wer-
den jedoch regelmäßig keine Bedenken bestehen. Im 
übrigen gilt das zu Absatz 1 Gesagte. 

Zu j 43 

Auch eine Beteiligung der Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer und die Pflicht zur Vorlage von Ver-
wendungsnachweisen sind geeignete Mittel, die Ge-
fahr von bloßen Mitnahmen oder Leistungsmiß

-

brauch gering zu halten. 

Zu § 44 

Eine Verbesserung des Finanzrahmens ist für eine 
quantitative Steigerung und bessere Zielgenauigkeit 
der aktiven Arbeitsförderung allein nicht ausrei-
chend. Das ASFG will insgesamt ein hohes Mindest-
niveau aktiver Arbeitsförderung schaffen und sicher-
stellen. Eine Voraussetzung hierfür sind der Ausbau 
von Rechtsansprüchen auf Leistungen der aktiven 
Arbeitsförderung (Absatz 1) und die Möglichkeit der 
Erstellung von Eingliederungs- und Förderplänen für 
Personen mit erheblichen Beschäftigungsrisiken als 
Grundlage für eine zielgerichtete Maßnahmeteilnah-
me (Absatz 2ff.). 

Zu Absatz 1 

Wer wenigstens ein halbes Jahr arbeitslos ist, soll ei-
nen Rechtsanspruch auf eine arbeitsmarktpolitisch 
geeignete Maßnahme der aktiven Arbeitsförderung 
erhalten. Als geeignet wird diejenige Maßnahme an

-zusehen sein, die aufgrund der individuellen Voraus-
setzungen des Teilnehmers eine deutliche Verbesse-
rung seiner Arbeitsmarktposition verspricht. Damit 
die Anspruchsberechtigten über ihre Rechte und die 
für sie damit im Hinblick auf ihre Situa tion am Ar-
beitsmarkt verbundenen Möglichkeiten und Chan-
cen umfassend aufgeklärt sind, sind sie in einem Be-
ratungsgespräch hierüber aufzuklären, spätestens 
sobald ihr Anspruch entsteht. Allerdings soll der 
Rechtsanspruch auf Förderung lediglich ein Mindest-
niveau aktiver Arbeitsmarktpolitik sichern hellen. 
Grundsätzlich sollen Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsförderung möglichst früh ansetzen und nicht 
erst, nachdem Rechtsansprüche geltend gemacht 
werden. Natürlich haben insbesondere auch Bera-
tungsgespräche bereits vor dem in Satz 2 genannten 
Termin, der ja nur den spätesten Zeitpunkt der Infor-
mation über den Anspruch nach Satz 1 bezeichnet, 
stattzufinden. 

Zu Absatz 2 

Die Erstellung von Eingliederungs- und Förderplä-
nen erfordert einen erheblichen Bearbeitungsauf- 
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wand und setzt deshalb auf seiten der Arbeitslosen  
eine gewisse Eigeninitiative voraus, die sich in dem  
Erfordernis - der Antragstellung dokumentiert. Bei  
Langzeitarbeitslosen - es gilt die erweiterte Defini-
tion  in § 17 Abs. 2 - muß allerdings das Arbeitsamt  
von Amts wegen tätig werden, damit ein dauerhaftes  
Ausscheiden aus dem Erwerbsprozeß nach Möglich-
keit verhindert werden kann. Ein Eingliederungs-  
und Förderplan wird häufig nicht von vornherein  
eine maßgeschneiderte Maßnahmenkombination ab-
schließend festlegen können. Oft wird die geeignete  
Förderung erst nach Vorschaltung von Orientie-
rungsmaßnahmen ermittelt werden können. Um die  
Erfolgsaussichten der Maßnahmen zu erhöhen und  
eine optimale Mitwirkung der Geförderten sicherzu-
stellen, verlangt die Vorschrift eine weitgehende Be

-

rücksichtigung der Vorstellungen der Geförderten  
über ihren künftigen beruflichen Werdegang und die  
Ausgestaltung der Maßnahmen (etwa in zeitlicher  
Hinsicht bei Berufsrückkehrern). Soll hiervon ohne  
Zustimmung des Betroffenen abgewichen werden,  
macht dies eine verwaltungsförmliche Abwägungs-
entscheidung notwendig, die allerdings (Absatz 5)  
mit Rechtsmitteln nur dann erfolgreich angegriffen  
werden kann, wenn sie unter Berücksichtigung der  
Belange der Versichertengemeinschaft den Betroffe-
nen erheblich beeinträchtigt, also etwa überhöhte  
Anforderungen stellt oder von der Lebensplanung  
des Geförderten ohne nachvollziehbaren Grund ab-
weicht.  

Zu Absatz 3  

Die Förderung Zusammengesetzter Maßnahmen  
(Kombi-Maßnahmen) erleichtert § 54 Abs. 5 und 6.  
Sie sind gerade in Fällen bereits verfestigter Arbeits-
losigkeit häufig der einzig erfolgversprechende Weg  
zur Wiedereingliederung.   

Zu Absatz 4  

Der Eingliederungs- und Förderplan ist ein begünsti-
gender Verwaltungsakt. Er bildet die Grundlage der  
weiteren Förderung, der Geförderte kann demnach  
die Bewilligung planentsprechender Fördermaßnah-
men verlangen. Um die notwendige Flexibilität der  
Förderung_ insbesondere im Hinblick auf Verände-
rungen in der Entwicklung des Arbeitsmarktes oder  
in der Person des Geförderten zu gewährleisten,  
kann der Plan unter den Voraussetzungen des  
Absatzes 4 abgeändert werden. Nach Bewil ligung  
der Maßnahme gelten allerdings die allgemeinen  
Vorschriften, insbesondere §§ 45, 48 SGB 10.  

Zu Absatz 5  

Vgl. die Begründung zu Absatz 2  

Zu § 45  

Zu Absatz 1  

Die Vorschrift stellt in gleicher Weise wie bisher § 34  
Abs. 1 Satz 1 AFG Voraussetzungen auf, die eine  
Maßnahme erfüllen muß, damit die Teilnahme an  ihr  
gefördert werden kann. Sie erweitert die bisherigen  
Fördermöglichkeiten durch Zulassung auch grenz- 

überschreitender Maßnahmen, wenn diese einen im  
wesentlichen vergleichbaren • Mittelaufwand erfor-
dern wie inländische Maßnahmen. Dies entspricht  
einem Bedürfnis der Praxis in den Grenzgebieten.  

Absatz 2  

ergänzt Absatz 1 um weitere Voraussetzungen (seriö-
ser Maßnahmeträger, angemessene Teilnahmebedin-
gungen), die z. T. in gleicher Weise bisher in § 34  
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 AFG enthalten waren. Hin-
zugekommen ist Nummer 3, wonach die individuel-
len Lebensverhältnisse insbesondere der Teilnehmer  
mit Erziehungs- oder Pflegepflichten bei der zeitli-
chen, inhaltlichen und organisatorischen Ausgestal-
tung von Maßnahmen zu berücksichtigen sind. Be-
rufliche Bildungsmaßnahmen werden häufig zu Zei-
ten angeboten, die für familiengebundene Personen  
- in der Regel Frauen - nicht mit ihren Erziehungs- 
und Betreuungsaufgaben vereinbar sind. Um ihnen  
einen gleichberechtigten Zugang zu beruflichen  
Qualifizierungsmaßnahmen - auch zu Langzeitmaß-
nahmen - zu ermöglichen und die Teilnahme bis zum  
Ende der Maßnahmen sicherzustellen, ist es erforder-
lich, Qualifizierungsmaßnahmen der zeitlichen Aus-
gestaltung der Lebensverhältnisse der Teilnehmer,  
insbesondere mit Kindern, anzupassen und sie in-
haltlich auf die besonderen Bedürfnisse dieser Perso-
nen, insbesondere auch von Berufsrückkehrern, aus-
zurichten.  

Die dadurch bedingten Kosten (z. B. durch Teilungs-
unterricht, sozialpädagogische Begleitung im Rah-
men einer Orientierungs-, Stabilisierungs- oder  
Nachbetreuungsphase als Teile einer Qualifizie-
rungsmaßnahme) sollen den Maßnahmeträgem  
ebenso erstattet werden wie evtl. weitere Mehrko-
sten, die u. U. dadurch entstehen, daß dem genann-
ten Personenkreis gleichberechtigter Zugang zu  
Qualifizierungsmaßnahmen ermöglicht wird.  

Absatz 3  

ist inhaltsgleich mit dem bisherigen § 33 Abs. 1 Satz 2  
AFG.  

Zu Absatz 4  

Die Vorschrift ist inhaltsgleich mit § 33 Abs. 2 AFG,  
jedoch redaktionell bereinigt um einen überflüssi-
gen, weil selbstverständlichen Satzteil.  

Zu Absatz 5  

Die Vorschrift erweitert gegenüber der bisherigen  
Regelung in § 34 Abs. 2 AFG die Fördermöglichkeit  
von Praktika im Rahmen einer beruflichen Bildungs-
maßnahme. Entscheidend für die Förderungsfähig-
keit ist nunmehr, ob das Praktikum notwendig für  
eine erfolgreiche berufliche Bildung ist. Alle Erfah-
rungen deuten darauf hin, daß durch betriebliche  
Praktika im Rahmen von arbeitsmarktpolitischen  
Maßnahmen die Eingliederungschancen von Ar-
beitslosen beträchtlich erhöht werden. Solche Prakti-
ka, die es den Unternehmen erlauben, die Maßnah-
meteilnehmer in einem betrieblichen Umfeld zu er-
proben, ohne sich bereits vertraglich binden zu müs-
sen, können bisher nach dem AFG nicht gefördert 
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werden. Die Vorschrift bezieht daher nunmehr be-
triebliche Praktika im Anschluß an die Maßnahme 
bis zu drei Monaten in den Förderumfang mit ein, 
wenn die Praktika Aussicht auf eine spätere Über-
nehme in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis eröff-
nen. Die hierzu erforderliche Erklärung des Arbeit-
gebers muß im Hinblick auf den Zweck der Vorschrift 
nicht rechtlich verbindlich sein, aber doch den Willen 
des Arbeitgebers erkennen lassen, den Arbeitneh-
mer im Falle der Bewährung voraussichtlich einstel-
len zu wollen. § 42 ist zu beachten. 

Die Absätze 5 und 6 

sind inhaltsgleich mit § 34 Abs. 3 und 4 AFG. 

§§ 46 bis 48 

regeln allgemeine Förderungsvoraussetzungen für 
die Teilnahme an Maßnahmen der beruflichen Bil-
dung, den Vorrang bzw. Nachrang anderer in Frage 
kommender Träger, die Leistungen im Zusammen-
hang mit beruflicher Bildung gewähren, und die Vor-
leistungspflicht der BA, falls ein vorrangig verpflich-
teter Träger nicht leistet. Die Vorschriften sind in-
haltsgleich mit §§ 36 bis 38 AFG. 

Zu § 49 

Die Vorschrift enthält die Ermächtigungsgrundlage 
für die Anordnungen der BA auf dem Gebiet der För-
derung der beruflichen Bildung und der individuel-
len Förderung von Beschäftigten. 

Zum 2. Abschnitt - individuelle Förderung der 
beruflichen Bildung 

Der Abschnitt behandelt die berufliche Ausbildung 
(1. Unterabschnitt) sowie die berufliche Fortbildung 
und Umschulung (2. Unterabschnitt). 

Zum 1. Unterabschnitt 

Zu § 50 

Die Vorschrift regelt die Förderung der beruflichen 
Ausbildung in gleicher Weise wie bisher § 40 AFG. 

Zu § 51 

Die Vorschrift regelt die Berufsausbildungsbeihilfe 
für Arbeitslose in gleicher Weise wie bisher § 40 a 
AFG Abs. 1 Buchstabe a und Abs. 2, jedoch ohne die 
in der Vorschrift vorgesehene Bef ristung und - in An-
passung an § 54 - unter Erhöhung der Altersgrenze 
bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres. 

Zu § 52 

Die bis zum AFG u. ä. ÄndG vom 18. Dezember 1992 
in § 40b AFG vorgesehene Möglichkeit zur Förde-
rung der Teilnahme von Arbeitslosen unter 25 Jahren 
an Vorbereitungslehrgängen zum nachträglichen Er-
werb des Hauptschulabschlusses und an allgemein

-bildenden Kursen zum Abbau von beruflich schwer-
wiegenden Bildungsdefiziten soll wieder eingeführt 

werden. Die Streichung des § 40b AFG war fragwür-
dig, da sie eine ohnehin bereits benachteiligte Grup-
pe von Arbeitnehmern zusätzlich belastete, die ohne 
eine Teilnahme an den (seit ihrer Einführung zum 
1. Januar 1988 außerordentlich erfolgreichen) Maß-
nahmen nach dieser Vorschrift so gut wie keine 
Chance auf dem Arbeitsmarkt hat. 

Andererseits ist nicht zu übersehen, daß die Förde-
rung dieser Leistungen aus Beitragsmitteln nicht ge-
rechtfertigt ist und als eine ihrer Natur nach „ASFG-
fremde" Leistung zwar - wegen der besonderen 
Sachnähe und weil diese Maßnahmen häufig Be-
standteil einer umfassenderen Gesamtförderung im 
Wege eines Eingliederungs- und Förderplans sein 
werden - durch die BA weiterhin durchgeführt, aber 
nicht durch Beitragszahlermittel finanziert werden 
sollte. Es soll daher die Förderung künftig nur noch 
im Wege der Organleihe aufgrund einer Verwal-
tungsvereinbarung mit den an sich bildungspolitisch 
zuständigen Ländern aus Landesmitteln erfolgen. 

Zu § 53 

Die Vorschrift ermöglicht die Förderung der Berufs-
ausbildung benachteiligter Gruppen in gleicher Wei-
se wie bisher § 40c AFG. 

Zum 2. Unterabschnitt 

Zu § 54 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift gibt - wie bisher § 44 Abs. 1 AFG 
i. d. F. vom 23. Juni 1993 - die Möglichkeit der Ge-
währung von Unterhaltsgeld an Teilnehmer von 
Maßnahmen der beruflichen Fortbildung und Um-
schulung. Die BA ist neben den Bet rieben der wich-
tigste Kostenträger beruflicher Bildungsmaßnahmen. 
Die Betriebe konzentrieren sich im wesentlichen auf 
die Weiterbildung ihrer Stammkräfte und bemühen 
sich wenig um betriebliche „Randgruppen" wie Un-
gelernte oder gar Arbeitslose. Die von der BA geför-
derten Maßnahmen beziehen in stärkerem Maße ar-
beitsmarktpolitische Zielgruppen ein, verbessern de-
ren Eingliederungschancen und verhindern vielfach 
ihre dauerhafte Verdrängung. Die Förderung durch 
die BA hat in den vergangenen Jahren noch an Be-
deutung gewonnen, da betriebliche Arbeitsmärkte 
vielfach ihre schützende Funktion verloren haben. 
Außerdem ist der Übergang in einen anderen Betrieb 
oft erst nach einer Fortbildung möglich. Aufgrund 
der Bedeutung der beruflichen Qualifikation für die 
zwischenbetriebliche Mobilität und die Wiederein-
gliederung in das Erwerbsleben wird für die notwen-
dige Teilnahme an beruflichen Bildungsmaßnahmen 
der Rechtsanspruch auf Förderung durch Unterhalts-
geld (und auch der Maßnahmekosten, vgl. § 58) wie-
der hergestellt. 

Zu Absatz 2 

Berufliche Qualifizierung ist als besonders effektiver 
Wegbereiter für eine berufliche Wiedereingliederung 
Arbeitsloser (ebenso wie als Schutz vor drohender 
Arbeitslosigkeit) von zentraler Bedeutung. Angebote 
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beruflicher Qualifizierung erreichen aber insbeson-
dere die arbeitsmarktpolitischen Zielgruppen häufig 
nur, wenn sie im Vergleich zum Bezug von Arbeitslo-
senunterstützung attraktiv ausgestaltet sind. Dem 
trägt die Vorschrift Rechnung, indem sie nicht nur 
die Kürzungen des Unterhaltsgeldes durch das 
1. SKWPG zurücknimmt, sondern darüber hinaus 
eine Erhöhung auf 80 Prozent (erhöhte Lohnersatz-
quote) vorsieht.  

Zu Absatz 3 

Die Notwendigkeit der Teilnahme an der Maßnahme 
ist nach der weitgehenden Öffnung der Zugangsvor-
aussetzungen in § 56 Abs. 1 nunmehr die zentrale 
Fördervoraussetzung. Die Förderung durch Darle-
hen, bei der die Förderung nicht Notwendigkeit, son-
dern nur Zweckmäßigkeit der Teilnahme voraussetzt, 
soll deshalb nur noch im Ermessenswege möglich 
sein, um den Teilnehmerkreis steuerbar zu halten. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift ermöglicht es, unter bestimmten Vor-
aussetzungen Teilzeitmaßnahmen - isoliert mit min-
destens zwölf Wochenstunden Unterricht, neben 
einer nach diesem Gesetz geförderten Beschäftigung 
auch von kürzerer Dauer - zu fördern. Für isolierte 
Teilzeitmaßnahmen wird ein Unterhaltsgeld nach 
dem halbierten Bemessungsentgelt gewährt. 

Zu Absatz 5 

Die Vorschrift ermöglicht gemeinsam mit Absatz 6 
die Förderung Zusammengesetzter Maßnahmen. Für 
die Integra tion von Arbeitslosen - insbesondere 
Langzeitarbeitslosen - in den Arbeitsmarkt reichen 
isolierte arbeitsfördernde Maßnahmen oft nicht aus. 
Integrationserfolge sind häufig erst dann zu errei-
chen, wenn geförderte Beschäftigung und berufliche 
Bildung zu flexiblen Förderungsketten oder Parallel-
förderungen verknüpft werden, die auf die indivi-
duellen Defizite und Fähigkeiten der einzelnen Ar-
beitslosen zugeschnitten sind. Solche Zusammenge-
setzten Fördermaßnahmen hat das bisherige AFG er-
heblich behindert. Zwar ermöglicht das AFG mittler-
weile als Ausnahme von der ansonsten strikten Tren-
nung zwischen Beschäftigungs- und Weiterbildungs-
förderung die Kombination von Teilzeitbeschäftigung 
(in ABM) und Teilzeitqualifizierung. Diese wird aber 
nicht ausreichend genutzt. 

Grund hierfür sind offenbar das Fördergefälle zwi-
schen ABM-Entlohnung und beruflicher Bildung, die 
bisher unterschiedlichen Zugangsvoraussetzungen 
bei ABM und beruflicher Bildung sowie die Tatsache, 
daß das AFG bei diesen Kombi-Maßnahmen gleiche 
Anteile von Beschäftigung und Bildung verlangt. Die 
Vorschrift baut demgegenüber diese Hemmnisse ab, 
zum einen durch Anhebung der Lohnersatzquote des 
Unterhaltsgeldes für Zusammengesetzte Maßnah-
men auf 80 Prozent des Bemessungsentgelts. Bemes-
sungsentgelt ist dabei das tarifliche Arbeitsentgelt 
der in der Zusammengesetzten Maßnahme ausge-
übten geförderten Beschäftigung, wodurch zugleich 
vermieden wird, daß Maßnahmeteilnehmer, die in der 
Zusammengesetzten Maßnahme identische Tätigkei-

ten verrichten und den gleichen Ausbildungsgang 
absolvieren, unterschiedlich bezahlt werden. Zum 
anderen ermöglicht sie flexible Förderanteile von Be-
schäftigung und beruflicher Bildung sowohl zeitlich 
neben- als auch nacheinander. In beiden Fä llen rich-
tet sich die Höhe der Förderung nach dem tatsächli-
chen Anteil der Qualifizierung an der Gesamtmaß-
nahme. 

Auch die unterschiedlichen Fördervoraussetzungen 
hat das ASFG angeglichen (s. hierzu die Begründung 
zu § 56 Abs. 1). 

Aus Gründen der Vereinfachung für Arbeitsverwal-
tung und Arbeitnehmer wird das Unterhaltsgeld bei 
Zusammengesetzten Maßnahmen mit dem Lohn 
über den Arbeitgeber ausgezahlt. Satz 4 erklärt des-
halb durch Verweisung einige Vorschriften zur Si-
cherung der Unterhaltsgeld-Forderung gegenüber 
dem Arbeitgeber und im Konkurs für entsprechend 
anwendbar. 

Zu Absatz 6 

Die Vorschrift ergänzt Absatz 5 um eine Defini tion 
der Zusammengesetzten Maßnahme. Beschäftigungs-
fördernde Maßnahmen, die für eine Kombination in 
Frage kommen, sind ABM, zielgruppengebundene 
Projekte und die Beschäftigungsförderung nach § 88. 

Zu Absatz 7 

Die Vorschrift ermöglicht, wie schon § 44 Abs. 2 
Satz 4 AFG, die Förderung von Teilzeitmaßnahmen 
für arbeitslose oder un- bzw. angelernte Berufsrück-
kehrer. 

Zu Absatz 8 

Die Vorschrift regelt, in welcher Weise Nebenein-
kommen von Unterhaltsgeld-Beziehern anzurechnen 
ist. 1/100 der monatlichen Bezugsgröße (vgl. auch § 160) 
waren 1992 35 DM. Einkommen aus einer Teilzeitbe-
schäftigung neben einer Teilzeitqualifizierungsmaß-
nahme bleibt ohne Anrechnung, da es sich hierbei 
entweder um Einkommen aus dem Beschäftigungs-
anteil einer Zusammengesetzten Maßnahme handelt 
oder um Teilzeiteinkommen neben einer Qualifizie-
rungsmaßnahme, bei der sich das Unterhaltsgeld nur 
nach dem halben Bemessungsentgelt richtet. In bei-
den Fällen ist die Nichtanrechnung geboten, in erste-
rem, weil es schon nach dem Maßnahmekonzept so 
vorgesehen ist, in letzterem wegen der unterhaltssi-
chernden Funktion des Unterhaltsgeld. 

Die Absätze 9 und 10 

entsprechen inhaltlich § 44 Abs. 5 und 6 AFG. Sie be-
treffen die Anrechnung bestimmter Arbeitgeberlei-
stungen und geben der BA das Recht zur Rückforde-
rung von Unterhaltsgeld, wenn der Erfolg der Maß-
nahme wegen eines Verhaltens des Teilnehmers 
nicht mehr erreicht werden kann. 

Die Absätze 11 und 12 

entsprechen inhaltlich § 44 Abs. 7 und 8 AFG. Sie se- 
hen für den Fall des Todes des Teilnehmers das Erlö- 
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schen der Darlehensschuld vor und erklären die Vor-
schriften des 7. Kapitels über das Arbeitslosengeld 
für ergänzend anwendbar. 

Zu § 55 

Die Vorschrift regelt die Anforderungen an die För-
derungsfähigkeit von Maßnahmen in gleicher Weise 
wie nach bisherigem Recht § 41 AFG. 

Zu 56 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift regelt die persönlichen Zugangsvor-
aussetzungen für eine Maßnahme der beruflichen 
Fortbildung und Umschulung. Grundsätzlich soll an-
ders als im AFG i. d. F. vom 23. Juni 1993 (und ähn-
lich wie nach dem 1. SKWPG, das aber den Rechts-
anspruch auf Förderung nicht mehr vorsieht) künftig 
eine vorherige berufliche Tätigkeit nur noch in Aus-
nahmefällen erforderlich sein, wenn nämlich der 
Teilnehmer jünger als 27 Jahre ist und keine abge-
schlossene Berufsausbildung hat. In diesen Fällen 
wird daran festgehalten, eine Vorbeschäftigung von 
drei Jahren zu verlangen, um nicht mit der dualen 
Ausbildung in Konflikt zu geraten. Im übrigen wird 
auf eine vorherige berufliche Tätigkeit verzichtet, um 
die arbeitsmarktpolitisch erwünschte Flexibilität der 
Förderung zu ermöglichen, insbesondere die Kombi-
nierbarkeit mit Maßnahmen der Beschäftigungsför-
derung zu vereinfachen. Die Voraussetzung der Not-
wendigkeit der Teilnahme für Förderungen, auf die 
ein Rechtsanspruch besteht, wird als ausreichendes 
Regulativ angesehen. 

Zu Absatz 2 

Eine erneute Förderung soll im unmittelbaren An-
schluß an eine bereits erfolgte Förderung ohne zwi-
schenzeitliche berufliche Tätigkeit nur möglich sein, 
wenn die weitere Förderung Teil eines Eingliede-
rungs- und Förderplans oder notwendig ist oder 
wenn die zu fördernde Person am Arbeitsmarkt be-
sonders benachteiligt ist. 

Zu 57 

Die Vorschrift stellt weitere - bisher in § 43 AFG in-
haltsgleich geregelte - maßnahmebezogene Förder-
voraussetzungen auf. 

Zu § 58 

Zu Absatz 1 

Der Rechtsanspruch auf Förderung der Maßnahme-
kosten wird - insoweit abweichend von § 45 AFG - 
aus den bei § 44 Abs. 1 genannten Gründen wieder 
hergestellt. 

Absatz 2 

sieht in Abweichung von den bisher geltenden 
Höchstbeträgen die Übernahme der durch die Maß-

nahme unvermeidbar entstandenen Kinderbetreu-
ungskosten in angemessener Höhe vor. Angemessen 
sind Kosten, die ein Dritter in vergleichbarer Lage 
vernünftigerweise aufwenden würde, wenn die Ko-
sten nicht von der BA erstattet würden. 

Die Absätze 3 und 4 

entsprechen der bisherigen Regelung in § 45 Satz 5 
bis 7. 

§ 59 

regelt in gleicher Weise wie bisher § 47 AFG 
(i. d. F. vom 23. Juni 1993) die Voraussetzungen der 
Förderung einer beruflichen Umschulung. Die Lei-
stungsverschlechterungen des 1. SKWPG werden 
nicht übernommen. 

Zum 3. Abschnitt - berufsfördernde 
Leistungen zur 
Rehabilitation 

Zu §§ 60 bis 71 

Übernahme der schon bisher im AFG (i. d. F. vom 
23. Juni 1993) geltenden Regelungen über die be-
rufsfördernden Leistungen zur Rehabi litation (dort 

 §§ 56 bis 62). Die Leistungsverschlechterungen des 
1. SKWPG werden nicht übernommen. 

Zum 4. Abschnitt - Individuelle Förde

-

rung von Beschäftigten 

Zu 72 

Einarbeitungszuschüsse sind grundsätzlich eine ef-
fektive Hilfe bei der Vermittlung in reguläre Arbeits-
verhältnisse. Die Praxis hat allerdings gezeigt, daß 
die bisherige Förderregeldauer (§ 49 AFG) von einem 
halben Jahr zu kurz und der Lohnkostenzuschuß mit 
in der Regel 30 Prozent (in besonderen Ausnahmefäl-
len 50 Prozent) zu niedrig bemessen war. Von der 
Verbesserung dieser Leistungsbestandteile (auf ein 
Jahr und 65 Prozent) abgesehen, entspricht die Vor-
schrift dem bisherigen § 49 AFG. 

Zu 73 

Zu Absatz 1 

Die wirtschaftliche Entwicklung wird künftig noch 
stärker als bisher von einer raschen Abfolge techno-
logischer Wandlungen geprägt sein, so daß immer 
wieder ganze Branchen von umfassenden Struktur-
veränderungen betroffen sein werden. Gerade dann 
gilt es, nach dem Grundsatz „Qualifizieren statt Ent-
lassen" die Umstrukturierung zu begleiten. Deshalb 
ist es erforderlich, auch (noch) Beschäftigte wie Teil-
nehmer an einer notwendigen Qualifizierungsmaß-
nahme fördern zu können, wenn sie von Arbeitslosig-
keit lediglich bedroht sind, also z. B. Arbeitnehmer 
eines Betriebes sind, der Massenentlassungen ange-
kündigt hat. 
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Zu Absatz 2 

Die Verantwortung der Arbeitgeber für die Qualifi-
zierung der Arbeitnehmer soll nicht aufgeweicht 
werden, auch eine Hilfestellung durch die jewei ligen 
Kommunen ist anzustreben. Die Vorschrift ermög-
licht es, für eine Kofinanzierung von den starren För-
dersätzen der §§ 54, 58 nach unten abzuweichen. 

Absatz 3 

ermöglicht die Förderung im Rahmen einer betriebli-
chen Auffanggesellschaft. 

Zu Absatz 4 

Angesichts des schärfer und schneller werdenden 
Strukturwandels reicht die Pra xis der sozialen Abfe-
derung durch Sozialpläne nicht mehr aus. In von 
Massenentlassungen betroffenen Betrieben muß ne-
ben die soziale Sicherung der Arbeitnehmer deren 
Qualifizierung für neue produktive Aufgaben tre-
ten. Dabei lassen sich die Bestimmungen des Be-
triebsverfassungsgesetzes (BetrVG) über den Inter-
essenausgleich (im Vorfeld oder zur Vermeidung 
eines Sozialplans) mit der finanziellen Förderung 
der beruflichen Fortbildung durch die BA kombi-
nieren. Die Vorschrift setzt Erfahrungen um, die in 
der Vergangenheit mit vergleichbaren Fördermodel-
len gemacht wurden. 

Wesentlich ist, daß im Wege des Interessenaus-
gleichs eine bestimmte Zielgröße für den Personal-
abbau festgelegt ist und Entlassungen ausgeschlos-
sen werden, solange die Zahl der weiter regulär im 
Betrieb tätigen Arbeitnehmer durch Fluktuation 
und Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen um 
diese Zielgröße reduziert ist (Nummer 2). Die Kofi-
nanzierung durch die BA rechtfertigt sich daraus, 
daß sie im Falle von Entlassungen mit hoher Wahr-
scheinlichkeit ohnehin mit Arbeitslosengeld einzu-
treten hätte und daraus, daß nach der Vorschrift 
universell verwertbare Qualifikationen vermittelt 
werden müssen, die demnach nicht vorrangig dem 
Betrieb, sondern eher der Mobilität des Geförderten 
dienen. Die Arbeitgeber bleiben durch die Pflicht 
zur Mitfinanzierung (Nummer 6) aus ersparten So-
zialplanmitteln, die zweckmäßigerweise im Wege 
des Interessenausgleichs unter Hinzuziehung des 
Arbeitsamts festgelegt wird, in die Verantwortung 
genommen. 

Da die Arbeitsmarktbelastung durch Massenentlas-
sungen in der Regel in ohnehin strukturschwachen 
Regionen auftritt, muß die Förderung eine Laufzeit 
vorsehen, die es möglich macht, einen künftigen 
Aufschwung zu erreichen und die produktiven Po-
tentiale ausreichend zu entwickeln. Es ist deshalb 
im Hinblick auf die Förderungshöchstdauer von 
zwei Jahren notwendig, durch Öffnung der Qualifi-
zierung für alle Beschäftigten (Nummer 5) ein rol-
lierendes System zu ermöglichen, bei dem die Be-
schäftigten einander in der Fortbildungsteilnahme 
abwechseln. Darüber hinaus ist die Öffnung erfor-
derlich, damit die Fortbildungsteilnahme nicht als 
Entlassungsersatz diffamiert und dadurch entwertet 
wird. 

Zum 5. Abschnitt - Maßnahmen zur 
Arbeitsbeschaffung 

Der Abschnitt betrifft die Förderung der Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen (ABM). 

Zu § 74 

Die Vorschrift enthält einige Fördervoraussetzungen, 
die vom bisher geltenden Recht nicht abweichen. 

Absatz 1 

ist gleichlautend mit § 91 Abs. 1 AFG. Der mangels 
anderweitiger Regelung selbstverständliche Klam-
merzusatz entfällt. 

Absatz 2 

ist gleichlautend mit § 95 Abs. 1 AFG. 

Die Absätze 3 und 4 

entsprechen § 93 Abs. 2 und 3 AFG. Die Verschärfun-
gen durch das 1. SKWPG werden nicht übernom-
men. 

Absatz 5 

ist gleichlautend mit § 93 Abs. i Satz 1 AFG. 

Zu 75 

Absatz I 

entspricht inhaltlich dem bisherigen § 91 Abs. 2 AFG 
(Erfordernis der Zusätzlichkeit). Ausnahmen vom 
grundsätzlichen Verbot der Förderung von Arbeiten, 
die üblicherweise von juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts durchgeführt werden, sind - mate-
riell abweichend von der bisherigen Regelung - nun-
mehr in Absatz 5 geregelt. 

Zu Absatz 2 

Es erscheint aus Gründen der Flexibilität zweckmä-
ßig, bei ABM mit einem vom zeitlichen Aufwand her 
untergeordneten Qualifizierungsanteil nicht unter-
schiedliche Rechtsvorschriften für die Förderung bei-
der Maßnahmeteile anwenden zu müssen. 

Absatz 3 

übernimmt den Katalog bevorzugt zu fördernder Ar-
beiten aus dem bisherigen § 93 Abs. 3 AFG, ergänzt 
um Arbeiten, die Arbeitsgelegenheiten für am Ar-
beitsmarkt besonders benachteiligte (bisher nur 
langzeitarbeitslose) Arbeitslose schaffen und solche, 
die die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse in der 
Bundesrepublik verbessern. 

Die Absätze 4 und 5 

dienen dem Anliegen des ASFG, die Selbstverwal-
tung zu stärken und die regionalen Entscheidungs-
kompetenzen zu verbessern. Absatz 4 (Förderung 
nicht zusätzlicher Arbeiten) erfordert, daß sich in je-
der der im Verwaltungsausschuß vertretenen Grup-
pen eine Mehrheit für die Förderung findet. Sinn der 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/1440 

Vorschrift ist sicherzustellen, daß sich auch eine 
Mehrheit der Arbeitgebervertreter für die Maßnahme 
ausspricht, um das Risiko auszuschließen, daß durch 
die Maßnahme Wettbewerbsverzerrungen entstehen 
oder örtliche reguläre Anbieter verdrängt werden. 

Die Absätze 6 und 7 

entsprechen dem bisherigen Recht (§ 91 Abs. 2 Satz 4 
und Abs. 4). 

Zu § 76 

Die Vorschrift bestimmt die möglichen Träger der 
Maßnahmen in gleicher Weise wie bisher § 92 AFG. 

Zu § 77 

Absatz 1 

sieht im Interesse einer erleichterten Kombinierbar-
keit von ABM mit Fortbildungsmaßnahmen eine Re-
duzierung der Zugangsvoraussetzungen vor (Ar-
beitslosigkeit • und 180 Tage Arbeitslosmeldung in 
den zurückliegenden 360 Tagen). Besonders benach-
teiligte Arbeitslose brauchen die Sucharbeitslosigkeit 
von 180 Tagen nicht zu durchlaufen, wenn sie vor-
aussichtlich in den nächsten drei Monaten nicht ver-
mittelt werden können. 

Absatz 2 

ist inhaltsgleich mit § 93 Abs. 1 Satz 3 AFG. 

Zu § 78 

Die zunehmende Langzeitarbeitslosigkeit stellt eine 
besondere Herausforderung für die Arbeitsmarktpo-
litik dar (vgl. auch die Begründung zu § 83). Im We-
sten ist bereits jeder dritte Arbeitslose länger als ein 
Jahr ohne Arbeit. Auch in Ostdeutschland baut sich 
ein Sockel an Langzeitarbeitslosen auf. 

Für Langzeitarbeitslose nach zwei Jahren Arbeitslo-
sigkeit (ein Jahr für unter 27jährige) sieht die Vor-
schrift deshalb einen Rechtsanspruch auf Zuweisung 
zu einer befristeten ABM vor. Der Anspruch setzt vor-
aus, daß nicht eine alsbaldige Vermittlung wahr-
scheinlich ist oder bestimmte andere Maßnahmen 
oder Leistungen erfolgversprechender oder sonst ar-
beitsmarktpolitisch zweckmäßiger sind. Die BA muß 
solche Maßnahmen oder Leistungen dann allerdings 
auch tatsächlich anbieten, sonst bleibt der auf ABM 
gerichtete Rechtsanspruch bestehen. Das gleiche 
gilt, wenn sich nach Ablauf von drei Monaten 
herausstellt, daß eine ursprünglich wahrscheinlich 
erscheinende Vermittlungsmöglichkeit tatsächlich 
nicht bestand. Einen Anfangsbestand von voraus-
sichtlich mehreren 100 000 Langzeitarbeitslosen kön-
nen allerdings weder die Arbeitsämter noch die - 
durch die Kürzungspolitik der Vergangenheit ohne-
hin angeschlagenen - Maßnahmeträger finanziell 
und organisatorisch bewältigen. Die Vorschrift tritt 
deshalb erst nach einer Übergangszeit in Kraft (§ 316 
Abs. 2 Satz 2). 

Absatz 2 

dient der Verhinderung sog. „Maßnahmekarrieren". 

Zu Absatz 3 

In einer sozialen Marktwirtschaft setzt sich der Staat 
Vollbeschäftigung zum Ziel und bringt dadurch das 
Recht auf Arbeit - nicht im Sinne eines individuell 
einklagbaren Anspruchs, aber als staatliche 
Handlungsmaxime - zur Geltung. Das ASFG will  das 
Recht auf Arbeit wenigstens insoweit verwirklichen, 
als niemand auf Dauer vom Arbeitsmarkt ausge-
schlossen bleiben soll. Hierzu gehört neben dem 
Rechtsanspruch . nach Absatz 1 auch, daß die Maß-
nahmen nach dieser Vorschrift nach ihrer Dauer zu-
mindest wieder den Erwerb von Leistungsansprü-
chen ermöglichen, wodurch die individuelle Vermitt-
lungschance ansteigt. 

Zu § 79 

Die Vorschrift regelt die Höhe des Zuschusses. Ge-
genüber der bisherigen Regelung in § 94 AFG eröff-
net sie größere Gestaltungsspielräume, was im Hin-
blick auf die voraussichtliche Ausweitung der ABM

-

Förderung durch § 78 Abs. 1 notwendig ist. 

Zu § 80 

Die Vorschrift ermöglicht die sog. verstärkte Förde-
rung in gleicher Weise wie bisher § 96 AFG. 

Zu § 81 

Die Vorschrift ermöglicht die Gewährung von Lohn-
kostenzuschüssen an ältere Arbeitslose. Sie ist ge-
genüber dem bisherigen § 97 AFG etwas vereinfacht 
und erweitert den möglichen Berechtigtenkreis 
durch Einbeziehung schon der 50jährigen Arbeitneh-
mer und Gleichstellung der bisher zusätzlich erfor-
derlichen Langzeitarbeitslosigkeit mit anderen Tat-
beständen besonderer Benachteiligung am Arbeits-
markt. 

Zu § 82 

Die Vorschrift stimmt mit dem bisherigen § 98 AFG 
überein. 	- 

Zum 6. Abschnitt - Förderung 
zielgruppengebundener 
Projekte 

Zu § 83 

Die Vorschrift leitet den 6. Abschnitt ein, der die För-
derung der Beschäftigung von am Arbeitsmarkt be-
sonders Benachteiligten zum Gegenstand hat. 

In den letzten Jahren hat sich die Struktur der Ar-
beitslosigkeit weiterhin verschlechtert. Während für 
rund zwei Drittel der Arbeitslosen Arbeitslosigkeit 
ein vorübergehendes Phänomen darstellt, bedeutet 
für das restliche Drittel Arbeitslosigkeit ein längerfri-
stiges Ausscheiden aus dem Erwerbsprozeß oder so- 
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gar die andauernde Isolierung vom Erwerbsleben 
und somit Ausgrenzung aus dem gewohnten Lebens-
zusammenhang. Selbst in der Zeit anhaltenden Be-
schäftigungszuwachses bis 1992 ging dieser an Älte-
ren, Behinderten und Personen ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung nahezu vorbei, was zu einer stär-
keren Verkrustung der Langzeitarbeitslosigkeit ge-
führt hat. Die Arbeitsmarktentwicklung im Osten 
Deutschlands verschärft das Problem weiter und 
macht die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit 
zur zentralen Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik der 
nächsten Jahre. 

Angesichts dieser Situa tion ist es erforderlich, das ar-
beitsmarktpolitische Instrumentarium gegenüber 
dem bisherigen AFG zu erweitern. Eine dauerhafte 
Integra tion am Arbeitsmarkt besonders benachteilig-
ter Arbeitsloser in das Beschäftigungssystem ver-
langt eine kontinuierliche längerfristige institutio-
nelle Förderung von Maßnahmen. Insbesondere die 
Kombination von Beschäftigung und Qualifizierung, 
wenn nötig mit sozialer Betreuung, erhöht die Wett-
bewerbsfähigkeit auf dem allgemeinen Arbeits-
markt. Die praktische Erfahrung hat gezeigt, daß bei 
Langzeitarbeitslosen und sonstigen am Arbeitsmarkt 
besonders benachteiligten Arbeitslosen eine dauer-
hafte Integration nur über eine längerfristige Förde-
rung erfolgversprechend ist. Deshalb ist vorgesehen, 
sowohl die institutionelle als auch die individuelle 
Förderung auf bis zu fünf Jahre zu erstrecken und 
die Förderung für die Stammkräfte des Projekts, falls 
es arbeitsmarktpolitisch zweckmäßig ist und andern-
falls eingestellt werden müßte, gegebenenfalls auch 
noch darüber hinaus zu ermöglichen. Da sich die Pro-
duktivität der in den Projekten Beschäftigten schritt-
weise verbessert und sich hierdurch die Selbstfinan-
zierungsrate erhöht, soll bei wirtschaftlich orientier-
ten Projekten die Förderung ab dem dritten Förder-
jahr abgesenkt werden, auch um die Orientierung 
der Projekte in Richtung auf eine spätere Selbstfinan-
zierung zu verstärken. 

Mit der Förderung der Projekte wird neben einer län-
gerfristigen Arbeitsbeschaffung auch ein strukturför-
dernder Effekt erreicht. Eine Ergänzung der Förde-
rung durch Landesprogramme ist möglich. 

Die Vorschriften umfassen die Fördermöglichkeiten 
des sog. „490-Millionen-Programms" der Bundesre-
gierung (Richtlinien zur Förderung von Maßnahmen 
für besonders beeinträchtigte Langzeitarbeitslose 
und weitere schwerstvermittelbare Arbeitslose vom 
16. Juni 1986 i. d. F. vom 8. September 1989, 
BAnz. 177 vom 20. September 1989), das in befriste-
ter Form bereits mit dem 1. SKWPG vom 21. Dezem-
ber 1993 Eingang in das AFG gefunden hatte (§ 62 d). 
Sie gehen darüber aber weit hinaus, indem sie zu-
sätzlich die Förderung sog. „Sozialer Betriebe" er-
möglichen, wie sie z. B. im Land Niedersachsen be-
reits seit Ende 1991 möglich ist. 

Zu § 84 

Zu Absatz i 

Die Vorschrift definie rt  den Begriff des zielgruppen-
gebundenen Projekts. Zu unterscheiden sind einer-

seits insbesondere wirtschaftlich orientierte Projekte, 
in denen die zielgruppenangehörigen Arbeitnehmer 
überwiegend auf unbefristeten Arbeitsplätzen be-
schäftigt werden müssen (und für die Lohnkostenzu-
schüsse nach § 86 Abs. 3 bewi lligt werden können), 
andererseits gemeinnützig orientierte Projekte (de-
ren Beschäftigte, soweit sie nicht Stammpersonal 
i. S. des § 86 Abs. 1 Nr. 3 sind, in der Regel befristet 
angestellt und daher nach den Vorschriften über 
ABM zu behandeln sind). 

Zielgruppengebundene Projekte in der Form „Sozia-
ler Betriebe" sind Einrichtungen, die Güter, Dienst-
oder Werkleistungen erstellen und deren Arbeitneh

-

merschaft sich nahezu ausschließlich aus dem Ar-
beitsmarkt besonders benachteiligten Personen zu-
sammensetzt. Zugleich dient der Soziale Betrieb der 
beruflichen Qualifizierung und sozialen Stabilisie-
rung der Arbeitnehmer. Soziale Bet riebe können am 
allgemeinen Wirtschaftsleben teilnehmen (Wirt

-schaftlich orientierte Projekte), was zugleich bedeu-
tet, daß sie eine möglichst hohe Selbstfinanzierungs-
quote durch Erlöse anstreben, und sind dann Be-
standteil des regulären Arbeitsmarkts. Eine wirt-
schaftliche Orientierung ist besonders erwünscht, da 
eines der wesentlichen Ziele der Sozialen Betriebe 
darin zu sehen ist, Dauerarbeitsplätze zur Verbesse-
rung der Reintegrationschancen der am Arbeitsmarkt 
besonders benachteiligten Arbeitslosen zu schaffen 
und diesen Personenkreis wieder langfristig in den 
Erwerbsprozeß zu integ rieren. Hierfür sind Projekte, 
die sich nach Betriebsziel und Ausgestaltung am re-
gulären Arbeitsmarkt orientieren und unbefristete 
Arbeitsverhältnisse bieten, besonders geeignet, da 
zum einen eine Reintegra tion um so wahrscheinli-
cher ist, je näher eine Beschäftigung an den Anforde-
rungen des regulären Arbeitsmarkts orientiert ist, 
und zum anderen nach einer Faustregel Langzeitar-
beitslose zur Reintegra tion etwa die  gleiche Zeit be-
nötigen, die sie aus dem Erwerbsprozeß ausgeschlos-
sen waren. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Die Vorschriften dehnen die Möglichkeiten der För-
derung nach dem 6. Abschnitt insoweit aus, als sie 
auch die Förderung von Projekten im Trägerverbund 
sowie von solchen Projekten gestatten, die nur je-
weils einen Teilaspekt des erforderlichen Förderum-
fangs abdecken, also nur soziale Betreuung oder 
Qualifizierung arbeitsmarktpolitischer Zielgruppen 
anbieten bzw. auf die Teilnahme an Maßnahmen sol-
cher Projekte unmittelbar vorbereiten. Fördervoraus-
setzung bei den Nummern 1 und 2 ist die Erforder-
lichkeit des Angebots, was in der Regel bei Projekten 
mit Langzeitarbeitslosen, nicht aber notwendiger-
weise auch von vornherein bei allen anderen in § 16 
genannten Personengruppen (z. B. älteren Arbeitslo-
sen über 50 Jahren) unterstellt werden kann. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift stellt Mindestanforderungen an  die 
Qualität der zu fördernden Projekte. Sie müssen u. a. 
geeignet sein, die Eingliederungschancen der Maß-
nahmeteilnehmer zu verbessern. Hierzu gehört auch, 
daß eine ordnungsgemäße Durchführung der Maß- 
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nahmen gewährleistet ist, insbesondere realis tisch 
erwartet werden kann, daß die notwendige sachliche 
und personelle Ausstattung vorhanden sein wird. 

Zu Absatz 5 

Der Übergang in den regulären Arbeitsmarkt wird 
erheblich erleichtert, wenn die Projektteilnehmer 
eine den Anforderungen des regulären Arbeitsmark-
tes nahekommende Tätigkeit, also insbesondere eine 
Tätigkeit in einem erwerbswirtschaftlich orientierten 
Betrieb, ausüben können. Um Befürchtungen zu be-
gegnen, die öffentlich geförderte Beschäftigung in 
wirtschaftlich orientierten Projekten könne zu einer 
Verdrängung privatwirtschaftlicher Unternehmen 
führen, sieht die Vorschrift vor, daß eine Förderung 
nur gewährt werden kann, wenn die Mehrheit inner-
halb der drei in der Selbstverwaltung vertretenen 
Gruppen, insbesondere auch in der Arbeitgeber-
bank, das Projekt für unbedenk lich hält. 

Zu Absatz 6 

Die Vorschrift regelt die Rechtsverhältnisse zwischen 
Projektträger und Maßnahmeteilnehmer in gleicher 
Weise wie § 54 Abs. 6. Nur der besseren Lesbarkeit 
wegen ist wiederholt, daß Arbeitsrecht - auch für ei-
nen etwaigen Qualifizierungsanteil - gelten soll. Der 
Arbeitnehmer hat, wenn sich ihm eine Möglichkeit 
zum Übergang in eine nicht öffentlich geförderte Be-
schäftigung oder in eine Qualifizierungsmaßnahme 
bietet, dieselben Kündigungsmöglichkeiten wie nach 
§ 74 Abs. 3. Eine Abberufungsmöglichkeit durch das 
Arbeitsamt ist nicht vorgesehen, da die nach dem 
6. Abschnitt geförderten Beschäftigungen zum ganz 
überwiegenden Teil unbefristet sind. Soweit nach 
dem 6. Abschnitt Beschäftigung in Kombination mit 
Qualifizierung gefördert wird, sieht Absatz 6 vor, daß 
in gleicher Weise wie bei ABM eine Maßnahme mit 
Qualifizierungsanteil von höchstens 20 Prozent ins-
gesamt nach den für die Beschäftigung geltenden 
Sätzen in § 86 Abs. 3 gefördert werden kann. Anson-
sten gilt die Regelung für Zusammengesetzte Maß-
nahmen (§ 54 Abs. 5). 

Zu 85 

Die Vorschrift regelt, wer als Träger eines zielgrup-
pengebundenen Projekts in Be tracht kommt. Sie 
stimmt inhaltlich im wesentlichen mit dem bisheri-
gen § 62 d Abs. 2 AFG überein. Zur Durchführung ei-
nes Projektes besonders geeignet sind Unternehmen 
und Einrichtungen, die aufgrund ihrer Struktur und 
bisheriger Erfahrungen erwarten lassen, daß sie die 
Chancen zur dauerhaften Eingliederung von am Ar-
beitsmarkt besonders benachteiligten Arbeitslosen 
verbessern. 

Zu § 86 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift orientiert sich in den Nummern 1 bis 3 
an § 5 der „Richtlinien zur Förderung von Maßnah-
men für besonders beeinträchtigte Langzeitarbeitslo-
se und weitere schwerstvermittelbare Arbeitslose" 

vom 16. Juni 1989 i. d. F. vom 8. September 1989 
(BAnz 177 vom 20. September 1989). Sie regelt in 
den Nummern 1 und 2, in welchem Umfang Zu-
schüsse zu den Sachkosten eines Projekts gewährt 
werden können. Sie ermöglicht in Nummer 3 eine 
Stammkräfteförderung für das Anleitungs- und Be-
treuungspersonal sowie für das Projektmanagement. 
Die Förderung dieser Kosten hat sich in der Pra xis als 
notwendig herausgestellt. Sie dient der Stabilisie-
rung und Verstetigung der spezifischen Integra tions-
leistung der Projekte. Ohne eine derar tige Förderung 
kann die Beschäftigung arbeitsmarktpolitischer Ziel-
gruppen nicht in ausreichendem Umfang erreicht 
werden. Nummer 4 ermöglicht die Förderung von 
Kinderbetreuungskosten der Arbeitnehmer. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift ermöglicht eine Bezuschussung der 
Kosten nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 in Höhe von bis zu 
100 Prozent, wenn im Einzelfall ein besonderes 
arbeitsmarktpolitisches Interesse an dem Projekt 
besteht und es weder eigene noch Drittmittel ein-
bringen kann, so daß es ohne eine Vollförderung 
nicht durchgeführt werden könnte. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift ermöglicht die Bewil ligung von Lohn-
kostenzuschüssen für Arbeitnehmer, die entweder 
bei einem wirtschaftlich orientierten Projekt oder un-
befristet eingestellt sind, also für solche Arbeitneh-
mer, die nicht im Rahmen einer ABM beschäftigt 
werden können. Die Förderhöhe ist gestaffelt nach 
dem Grad der Benachteiligung am Arbeitsmarkt, um 
Anreize für eine Beschäftigung auch der stärker be-
einträchtigten Arbeitslosen zu schaffen. Da das Pro-
jekt so ausgestaltet sein kann, daß es mit einem 
wechselnden Personenkreis arbeitet, soll die indivi-
duelle Förderung für jeden neu eingestellten Ar-
beitnehmer jeweils für einen neuen Drei-  (bzw. 
Fünf-)Jahres-Zeitraum möglich sein. 

Zu Absatz 4 

Da sich die Produktivität der Beschäftigten in den 
wirtschaftlich orientierten Projekten Schritt für 
Schritt verbessert und sich die Selbstfinanzierungsra-
te damit erhöht, wird ab dem dritten Jahr die indivi-
duelle und institutionelle Förderung abgesenkt. Da-
mit soll auf die Projekte Druck ausgeübt werden, sich 
schrittweise der ökonomischen und arbeitsmarktli-
chen Realität anzupassen und sich mehr und mehr 
von der öffentlichen Förderung zu lösen. 

Zu Absatz 5 

Der Vorzug der wirtschaft lich orientierten Projekte 
unter dem Gesichtspunkt der Verbesserung der Rein-
tegrationschancen ist ihre enge Anbindung an den 
regulären Arbeitsmarkt (s. o. zu § 83). Sie sollen des-
halb nur gefördert werden, wenn sie nach ihrer Anla-
ge so konzipiert sind, daß sie langfristig auch ohne 
öffentliche Förderung im Wettbewerb bestehen kön-
nen (vgl. auch zu Absatz 4). Zugleich darf aber die öf-
fentliche Förderung auch nicht dazu führen, daß 
diese Projekte ihre Produkte und Dienstleistungen zu 
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Dumping-Preisen am Markt anbieten können und so 
evtl. andere privatwirtschaftliche Anbieter verdrän-
gen. Die Förderung darf deshalb nicht zu einem 
Wettbewerbsvorteil führen. Die Preise für seine Lei-
stungen muß das Projekt deshalb so kalkulieren, als 
ob es diejenigen Teile der Förderung, die nicht, wie 
Lohnkostenzuschüsse und Stammkräfteförderung, 
lediglich Ausgleich für durch die Zusammensetzung 
des Arbeitnehmerkreises bedingte besondere Auf-
wendungen oder Produktivitätsrückstände sind, nicht 
erhielte. Hingegen ist die Erwirtschaftung von Über-
schüssen bei wirtschaftlich orientierten Projekten er-
wünscht, da sie später selbständig existieren können 
sollen. Es darf deshalb nicht durch Anrechnung auf 
die Förderung bestraft werden, wenn dies dem Pro-
jekt schon zu einem frühen Zeitpunkt gelingt. Ge-
winne dürfen allerdings während des Förderzeit-
raums nicht ausgeschüttet werden, sondern müssen 
dem Projekt zur Eigenfinanzierung, etwa für Investi-
tionen oder als Rücklage für die Zeit nach Auslaufen 
der Förderung, verbleiben. 

Zum 7. Abschnitt - Beschäftigungsförderung, 
Eingliederungszuschuß und 
Existenzgründungshilfen 
aus Mitteln 
für Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit 

Zu § 87 

Zu Absatz I 

Absatz 1 der Vorschrift leitet den 7. Abschnitt ein, 
der der BA die Möglichkeit eröffnet, Mittel für passi-
ve Lohnersatzleistungen in aktive Beschäftigungsför-
derung umzuwidmen. Eine wesentliche Schwäche 
des bisherigen AFG liegt darin, daß ausreichende In-
strumente zur Schaffung von Arbeitsplätzen fehlten. 
Deshalb enthält das ASFG wirtschaftsnahe Förderin-
strumente. In Abgrenzung zur Wi rtschaftspolitik 
bleibt allerdings wesentliches Förderkriterium der 
Umfang der Entlastung des Arbeitsmarkts. 

Durch die Verwendung für die Beschäftigungsförde-
rung nach den Vorschriften des 7. Abschnitts werden 
die eingesetzten passiven Mittel zu aktiven auch im 
Sinne des § 287 Abs. 1. 

Zu Absatz 2 

Es erscheint zweckmäßig, der Bundesanstalt die Re-
gelung der näheren Einzelheiten zu überlassen. 

Zu § 88 

Zu Absatz 1 

Projekte im öffentlichen Interesse zur Strukturver-
besserung, insbesondere auch im Umweltbereich, 
können Lohn- und Sachkostenzuschüsse erhalten. 

Absatz 2 

zählt beispielhaft Tätigkeitsfelder auf, die struktur-
verbessernd und deshalb förderungsfähig sind. Die 
Aufzählung ist nicht abschließend. 

Zu Absatz 3 

Eine Förderung von Projekten erfolgt nur auf Vor-
schlag einer Gebietskörperschaft, um sicherzustel-
len, daß ein öffentliches Interesse an der Durchfüh-
rung dieser Arbeiten besteht. Die Körperschaft muß 
sich - da sie in der Regel von der Durchführung des 
Projektes profitiert - an der Finanzierung beteiligen. 
Gefördert werden - im Unterschied zu den 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen - Arbeiten, für de-
ren Durchführung ein alsbaldiger Bedarf besteht. Die 
Förderung setzt allerdings voraus, daß ohne sie die 
notwendige alsbaldige Durchführung der Arbeiten 
voraussichtlich nicht möglich wäre. Hierdurch soll 
Mitnahmeeffekten entgegengewirkt werden. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift entspricht § 249h Abs. 4 Satz 2 AFG. 
Der monatliche Zuschuß wurde jedoch auf 125 v. H. 
der durchschnittlichen monatlichen Aufwendungen 
pro Person für Mg und AlHi festgesetzt. Der Einspar-
effekt bei der BA durch die Umwidmung passiver in 
aktive Leistungen liegt nämlich über dem bisher in 
§ 249h genannten Satz von 100 v. H., insbesondere 
im Hinblick auf die von dem in der Beschäftigung er-
zielten Arbeitsentgelt abzuführenden Beiträge an die 
BA. Zusätzlich ergeben sich gesamtwirtschaftliche 
Nutzeffekte dadurch, daß die Arbeitnehmer anstelle 
von Lohnersatzleistungen Arbeitsentgelt beziehen, 
da Konsumanreize geschaffen werden und vom 
Arbeitsentgelt Steuern und Sozialversicherungsbei-
träge zu entrichten sind. 

Zu Absatz 5 

Träger der Projekte können p rivate Unternehmen, 
Arbeitsförderungsgesellschaften oder unter be-
stimmten Bedingungen öffentlich-rechtliche Körper-
schaften sein. 

Absatz 6 

sieht vor, daß Leistungen nur auf Antrag und durch 
schriftlichen Bescheid gewährt werden, der mit Auf-
lagen und Bedingungen verknüpft sein kann. 

Zu Absatz 7 

Da die Förderung sich aus ersparten Mitteln für pas-
sive Lohnersatzleistungen finanzieren soll, ist es not-
wendig, den Kreis der Zugangsberechtigten auf sol-
che Personen zu begrenzen, bei denen erwartet wer-
den darf, daß ihre Zuweisung zu einem geförderten 
Projekt tatsächlich zu derartigen Einsparungen führt. 
Ist aufgrund einer Prognose im Zeitpunkt der Zuwei-
sungsentscheidung ein Vermittlungserfolg in den 
kommenden drei Monaten wahrscheinlich, kann 
deshalb für den be treffenden Arbeitnehmer keine 
Förderung bewilligt werden. Zugewiesen werden 
können nur Personen, die bereits gewisse Zeit (90 Ta-
ge) arbeitslos, von erheblicher Kurzarbeit be troffen 
oder aus einer ABM oder einem zielgruppengebun-
denen Projekt ausgeschieden sind. Zusätzlich soll 
auch eine Förderung für durch Betriebsschließungen 
be troffene Arbeitnehmer bewilligt werden können, 
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da das Instrument für eine Reaktion auf derartige Si-
tuationen besonders geeignet erscheint. Hierdurch 
erhält die Vorschrift ein präventives Element, da der 
Entstehung und Verfestigung von Arbeitslosigkeit 
vorgebeugt werden kann. 

Beschäftigungsprojekte zur Strukturverbesserung 
können und sollen ABM als die umfassendere Förde-
rung nicht ersetzen. Die Vorschrift stellt daher klar, 
daß vorrangig nicht nur zu prüfen ist, ob der Arbeit-
nehmer für eine Vermittlung oder Qualifizierung in 
Betracht kommt, sondern auch, ob eine Zuweisung in 
eine ABM möglich ist. 

Zu Absatz 8 

Die Möglichkeit der Kapitalisierung entspricht einem 
Bedürfnis der Praxis. 

Zu Absatz 9  

Da es sich um eine Projektförderung, nicht um eine 
individuelle Förderung handelt, erscheint es unange-
messen, den Arbeitnehmer mit . dem Risiko zu bela-
sten, daß er im Falle erneuter Arbeitslosigkeit durch 
eine zuvor erfolgte Kapitalisierung des Förderbetra-
ges seinen Leistungsanspruch verliert. Mißbrauch ist 
vorgebeugt durch die Erstattungspflicht des Arbeit-
gebers (Absatz 10) und durch die Sperrzeitregelung 
(§ 165). 

Zu Absatz 10 

Vom Arbeitgeber kann hingegen erwartet werden, 
daß er den empfangenen Zuschuß zurückzahlt, wenn 
das Arbeitsverhältnis, das Grundlage seiner Förde-
rung war, vorzeitig beendet wird und der Arbeitge-
ber dies auch zu vertreten hat. Die Erstattungspflicht 
entfällt, wenn die Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses vom, Arbeitnehmer ausgeht oder eine fristlose 
Kündigung berechtigt gewesen wäre. Weitere Tatbe-
stände, in denen die Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses überwiegend in der Sphäre des Arbeitnehmers 
begründet ist oder es sonst unbil lig erscheint, den Ar-
beitgeber zu belasten, können über die Härterege-
lung berücksichtigt werden. 

Zu Absatz 11 

Ist ein Teilzeitarbeitsverhältnis begründet worden, 
kann auch nur ein entsprechend reduzierter Zuschuß 
bewilligt werden. Die Vereinbarung verkürzter Ar-
beitszeiten oder gar untertariflicher Entgelte - wie 
noch in § 249h Satz 1 AFG vorgeschrieben - ist hin-
gegen keine Fördervoraussetzung mehr. Arbeits-
plätze in Beschäftigungsprojekten sind vollwertige 
Arbeitsplätze. Die Beschäftigung do rt  soll nicht durch 
negative Sonderbehandlung in den Geruch der 
Zweitklassigkeit gebracht werden. 

Zu Absatz 12 

Die Regelung der Förderdauer entspricht der im bis-
herigen § 249h Abs. 4 Satz 4 AFG. 

Zu §89  

Zu Absatz 1 

Das bisherige AFG ist trotz seiner präventionsorien-
tierten Zielsetzung in § 2 Nr. 1 und 3 AFG weitge-
hend auf Förderinstrumente und -konditionen ausge-
richtet, die für die Adressaten entweder die unmittel-
bar bevorstehende Entlassung oder bereits eingetre-
tene zum Teil sogar längere - Arbeitslosigkeit sowie 
Mindestbeitragsleistungen voraussetzen. Dies gilt so-
wohl für Fortbildungs- als auch für Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen. Damit wird eine vorausschauen- 
de, Strukturwandel unterstützende Arbeitemarktpoli-
tik erschwert. 

Erfahrungen mit Beschäftigungsinitiativen, -plänen 
und -gesellschaften auf betrieblicher und kommunal-
regionaler Ebene in Westdeutschland, erst Recht die 
seit dem 3. Oktober 1990 in Ostdeutschland gemach-
ten Erfahrungen zeigen, daß kollektiv einsetzbare 
Fördermöglichkeiten benötigt werden. Als eines von 
mehreren im ASFG vorgesehenen Förderinstrumen-
ten, die diese Anforderungen erfüllen, ermöglicht die 
Vorschrift deshalb die Gewährung von Lohn- und 
Sachkostenzuschüssen an arbeitsmarktpolitische 
Auffanggesellschaften in Kofinanzierung mit erspar-
ten Sozialplanmitteln. Eine Kombination mit Qualifi-
zierung ermöglicht § 73. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift definie rt  den von ihr gebrauchten Be- 
griff der betrieblichen Auffanggesellschaft. Diese 
muß sich - ohne daß es darauf ankommt, ob Kündi-
gungen ausgesprochen sind oder nicht - aus noch 
beschäftigten oder bereits entlassenen Arbeitneh-
mem eines Betriebes zusammensetzen, für den Mas-
senentlassungen oder vergleichbare betrieb liche 
Veränderungen mitgeteilt sind, und dieser Bet rieb 
muß ihr auch im wesentlichen die benötigten Be-
triebsanlagen, also Betriebsstä tten, Einrichtungen, 
Maschinen etc., zur Verfügung stellen. 

Absatz 3 

regelt die persönlichen Voraussetzungen, die bei den 
Arbeitnehmern vorliegen müssen, für die die Förde-
rung gewährt wird. Die in Nummer 1 genannte Be-
drohung durch Arbeitslosigkeit ist im Hinblick auf 
Absatz 2 Nr. 1 stets erfüllt. Soweit keine Entlassun-
gen . vorgenommen wurden, die ohnehin zu einer 
rechtlichen Verselbständigung der Auffanggesell-
schaft führen würden, sind die Arbeitnehmer in einer 
betriebsorganisatorisch selbständigen Einheit zu-
sammenzufassen. Da die Förderung die Entstehung 
von Arbeitslosigkeit verhindern soll und die Beschäf-
tigungsperspektive in der Auffanggesellschaft be- 
grenzt ist, kann die Förderung für Arbeitnehmer mit 
guter Vermittlungsprognose nicht gewährt werden. 
Diese sollen vielmehr alsbald vermittelt werden. 

Zu Absatz 4  

Die Vorschrift verlangt als Fördervoraussetzung u. a., 
daß ein Interessenausgleich nach § 112 BetrVG 
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durchgeführt wurde. Ein solcher Interessenausgleich 
ist bei einem Personalabbau des hier in Rede stehen-
den Umfangs nach dem BetrVG ohnehin geboten. Er 
greift dem Sozialplan insoweit vor, als er den Zweck 
hat, wirtschaftliche Nachteile für die be troffenen Ar-
beitnehmer, zu deren Abmilderung der Sozialplan 
dient, möglichst gar nicht erst eintreten zu lassen. 
Durch den Interessenausgleich sollen die gegenläu-
figen Interessen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
soweit möglich in Einklang gebracht werden. Die 
Vorschrift zielt dahin, das Untemehmerinteresse an 
Kostensenkung und das Arbeitnehmerinteresse am 
Erhalt der Arbeitsplätze in der Weise auszugleichen, 
daß der Erhalt eines erheblichen Teils der Arbeits-
plätze (Nr. 2) für das Unternehmen interessanter ist 
als sozialplanpflichtige Entlassungen. Die Einbezie-
hung der Arbeitsverwaltung in die Verhandlungen 
wird sich empfehlen, da die Förderung eine Ermes-
sensleistung ist und für die Ausübung des Ermes-
sens auch die Höhe der durch das Unternehmen ein-
gebrachten Kofinanzierungsmittel von Bedeutung 
sein kann. Nummer 3 sieht vor, fa lls nicht ohnehin 
die Betroffenen Arbeitnehmer des Personal abbau-
enden Betriebes bleiben, die Betriebsanbindung da-
durch zu erhalten, daß der Unternehmer sich an der 
Auffanggesellschaft beteiligen muß. Die Förderung 
ist nach Nummer 4 auf die Beschäftigung in struktur-
verbessernden Arbeiten, entsprechend § 88, be-
schränkt. 

Absatz 5 

sieht vor, daß Leistungen nur auf Antrag und durch 
schriftlichen Bescheid gewährt werden, der mit Auf-
lagen und Bedingungen verknüpft sein kann. 

Zu Absatz 6 

Vgl. bei der Begründung zu den in der Verweisung 
genannten Vorschriften. 

Zu 90 

Die Fördermittel nach den §§ 87 bis 89 decken nur 
einen Teil der Projektkosten ab. Dies ist auch beab-
sichtigt, da eine Zusammenführung von Mitteln der 
BA, anderen Fördermitteln und den Mitteln p rivater 
und öffentlicher Träger im Wege der Kofinanzierung 
angestrebt wird, uni so das Fördervolumen zu erhö

-

hen. In der Praxis hat sich allerdings herausgestellt, 
daß die Sicherstellung der Gesamtfinanzierung von 
Maßnahmen insbesondere im Bereich der Sachko-
sten mitunter auf Schwierigkeiten stieß. Die Vor-
schrift soll deshalb verhindern, daß in Grenzfällen 
Projekte wegen vergleichsweise geringer Fehlbeträ-
ge im Sachkostenbereich ganz scheitern. Der nach 
dieser Vorschrift mögliche Sachkostenzuschuß über-
schreitet den an sich für alle Leistungen des 7. Ab-
schnitts geltenden Rahmen der Projektfinanzierung 
aus ersparten Mitteln für passive Lohnersatzleistun-
gen. Für ihn gilt das Prinzip der einseitigen Dek-
kungsfähigkeit (§ 287 Abs. 3) der Ausgabenansätze 
für die passiven Leistungen zugunsten der Leistun-
gen des 7. Abschnitts deshalb nicht. Die Vorschrift ist 
als Ausnahmeregelung eng auszulegen. 

Zu§91 

Zu Absatz I 

Um ein mengenmäßiges und qualita tives Mehr an 
Beschäftigungseffekten zu erzielen, soll zukünftig 
die ersparte Arbeitslosenunterstützung als Lohnko-
stenzuschuß für die Beschäftigung von Arbeitslosen 
zur Verfügung gestellt werden. Im Gegensatz zum 
bisherigen AFG darf auch das Interesse der Arbeit-
geber, nicht nur das der Arbeitnehmer Grundlage 
der Förderung sein. Deshalb soll der Zuschuß kleinen 
und mittleren Betrieben bis zu 100 Arbeitnehmern 
und Unternehmen in der Existenzgründungsphase 
gewährt werden können, wenn sie mit zuvor Arbeits-
losen einen unbefristeten Arbeitsvertrag schließen. 
Bei der Beschränkung auf diese Gruppen von Betrie-
ben erscheint das Mitnahmerisiko im Hinblick auf 
die zu erwartenden arbeitsmarktpolitischen Effekte 
gering. 

Zu Absatz 2 

Vgl. bei § 88 Abs. 7. Die Fördervoraussetzungen wer-
den der besseren Lesbarkeit wegen erneut aufge-
führt. Da es sich beim Eingliederungszuschuß um 
eine Individualförderung handelt, entfällt die Förder-
möglichkeit für von Betriebsschließungen be troffene 
Arbeitslose. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung der Höhe des Zuschusses entspricht 
der in § 88 Abs. 4 und § 89 Abs. 6. Mit der Begren-
zung der Höchstförderung auf 100 v H. der durch-
schnittlichen Arbeitslosenunterstützung pro Person 
wird der Tatsache Rechnung ge tragen, daß der Zu-
schuß nach § 91 ein reiner Lohnkostenzuschuß für 
die Einstellung auf einen im Betrieb ohnehin zu be-
setzenden Arbeitsplatz ist und nicht, wie die §§ 88 
und 89, ein Lohnkosten und Sachkosten umfassen-
der Zuschuß für die Schaffung eines neuen Arbeits-
platzes. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift ermöglicht wie § 88 Abs. 8 eine Kapita-
lisierung des Zuschusses, was, dem wirtschaftsnahen 
Charakter der Vorschrift entsprechend, ihre Inan-
spruchnahme für die Betriebe noch attraktiver 
macht. 

Zu Absatz 5 

Der individuelle Fördercharakter des Lohnkostenzu-
schusses macht es notwendig, auch den Arbeitneh-
mer für die durch Kapitalisierung bevorschußten 
Lohnersatzleistungen in die Haftung zu nehmen, 
wenn er vor Ablauf des Förderzeitraums erneut ar-
beitslos wird und hierfür auch selbst in erheblicher 
Weise Ursachen gesetzt hat. Das Risiko ist über-
schaubar, da es den Arbeitnehmer nur trifft, wenn er 
selbst gekündigt hat oder außerordentlich gekündigt 
werden durfte und weil der Arbeitnehmer zu Beginn 
des Arbeitsverhältnisses entsprechend zu belehren 
ist. 
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Zu Absatz 6 

Die Erstattungspflicht ist analog § 88 Abs. 10 gere-
gelt. Da jedoch eine unbefristete Einstellung Förder-
voraussetzung ist, erscheint es gerechtfertigt, wie 
schon bei vergleichbaren Leistungen nach altem 
Recht, die Erstattungspflicht auch dann noch eintre-
ten zu lassen, wenn das Arbeitsverhältnis nach Ab-
lauf der Förderdauer während einer gleichlangen 
Weiterbeschäftigungsfrist aufgelöst wird. 

Zu Absatz 7 

Die Vorschrift gibt die Möglichkeit, auch Betrieben 
mit mehr als 100 Beschäftigten und nach Abschluß 
der Gründungsphase den Lohnkostenzuschuß zu be-
willigen, wenn sie einen am Arbeitsmarkt besonders 
benachteiligten Arbeitslosen, etwa einen Schwerbe-
hinderten Langzeitarbeitslosen, unbefristet einstel-
len. Die Vorschrift ersetzt den entfallenen § 54 AFG 
(Eingliederungsbeihilfe). Entsprechend ihrem Cha-
rakter als Lohnsubvention zum Ausgleich für eine 
bei dem geförderten Arbeitslosen vermutete vorüber-
gehend geringere Produktivität entfällt die Möglich-
keit zur Kapitalisierung des Zuschusses. 

Zu Absatz 8 

Der Lolmkostenzuschuß soll nur gezahlt werden, bis 
der Arbeitsplatz für den Betrieb rentabel (Abs. 1) 
bzw. eine beim Arbeitslosen vermutete Produktivi-
tätsminderung durch „ training on the job" besei tigt 
(Abs. 7) ist. Die Förderdauer ist deshalb auf ein Jahr 
begrenzt, die Förderung degressiv ausgestaltet. 

Zu 92 

Zu Absatz 1 

Mittelständische Betriebe beeinflussen im Alt-Bun-
desgebiet mit einem Beschäftigungsanteil von zwei 
Dritteln und einer hohen Wi rtschaftskraft wesentlich 
die Entwicklung und Stabilisierung des Arbeits-
markts. Im Osten Deutschlands ist dieser Beschäftig-
tenanteil bei weitem noch nicht erreicht, vergleichba-
re leistungsfähige Strukturen fehlen bisher und müs-
sen herausgebildet werden. Die hierzu bereits vor-
handenen wirtschaftspolitischen Förderinstrumente 
des Bundes und der Länder reichen nicht aus. Wei-
terhin ergeben sich bei Existenzgründern vor allem 
in Ostdeutschland Finanzierungsprobleme, da die 
Aufnahme von Fremdkapital mangels geeigneter Si-
cherheiten (z. B. privaten Immobilienbesitzes) er-
schwert ist. Existenzgründer sind deshalb in hohem 
Maße auf Eigenkapital angewiesen, wodurch ihre 
private Existenzgrundlage bedroht ist. Deren Siche-
rung ist Zweck der Vorschrift. Satz 2 zielt insbeson-
dere darauf, die Förderung von Ausgründungen aus 
Arbeitsförderungs- und Beschäftigungsgesellschaf-
ten zu ermöglichen. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Die Regelung entspricht dem bisherigen Recht, § 55 a 
Abs. 2 und 3 AFG. Die Förderung erfolgt nicht auf 
der Basis der pauschalierten Ersparnis an Lohner-
satzleistungen (wie sonst im 7. Abschnitt); vielmehr 
nimmt der Arbeitslose seinen individuellen Lei

-

stungsanspruch mit in die Selbständigkeit. Die För-
derung muß sich an  der bisherigen Arbeitslosenun-
terstützung orientieren, weil sie unmittelbar Einfluß 
auf den Lebensstandard des Existenzgründers hat 
und damit Existenzgründungen nicht deswegen un-
terbleiben, weil sie in der Gründungsphase mit einer 
gegenüber dem Bezug von Lohnersatzleistungen 
nochmaligen Absenkung des Lebensstandards ein-
hergehen. 

Zu Absatz 4 

Insbesondere im Osten Deutschlands sind zahlreiche 
Existenzgründer darauf angewiesen, vor der Firmen-
gründung zur Überbrückung von Arbeitslosigkeit 
und zur Ansammlung eines Startkapitals in einer Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahme zu arbeiten. Es macht 
wirtschaftlich keinen Sinn, diese und andere Perso-
nen, bei denen der Eintritt von Arbeitslosigkeit ab-
sehbar, die alsbaldige Vermittlung in andere Be-
schäftigungen jedoch voraussichtlich nicht möglich 
ist, auf den unproduktiven Umweg über die Arbeits-
losigkeit zu verweisen. Deshalb soll die Förderung 
der Existenzgründung künftig nicht nur für bisher 
Arbeitslose möglich sein, sondern auch für Teilneh-
mer an  zielgruppengebundenen Projekten, an ABM 
- insbesondere auch Ausgründer aus ABS

-

Gesellschaften - und unter bestimmten Vorausset-
zungen auch für Kurzarbeiter. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 ermöglicht die Kapitalisierung der Förde-
rung wegen des erhöhten Finanzbedarfs gerade in 
der Gründungsphase. 

Zu Absatz 6 

Wird die selbständige Tätigkeit noch im Förderzeit-
raum beendet, so verbleibt dem Existenzgründer die 
bis dahin gewährte Förderung, soweit sie ohne den 
Schritt in die Selbständigkeit als Arbeitslosenunter-
stützung zu zahlen gewesen wäre. War die Förde-
rung kapitalisiert worden, so soll der Selbständige 
den Teil der Förderung zurückzahlen, der den Be trag 
übersteigt, den er ohne die Existenzgründung bis zu 
deren Beendigung an Arbeitslosenunterstützung er-
halten hätte. Eine Härteregelung ermöglicht die Be-
rücksichtigung von Sonderfällen. 

Zu Absatz 7 

Der bisher nach dem AFG (§ 55a) mögliche Zuschuß 
hat sich als zu gering erwiesen, um einen echten An-
reiz zur Existenzgründung bieten zu können. Die 
Vorschrift sieht deshalb vor, daß zusätzlich zu der 
Förderung nach den Absätzen 2 und 3 darlehnsweise 
eine Anschubfinanzierung bis zur doppelten Höhe 
des Förderbetrages gewährt werden kann. 

Zu Absatz 8 

Eine erneute Förderung nach § 92 soll nur zulässig 
sein, wenn der Antragsteller allen Rückzahlungsver-
pflichtungen aus einer früheren Förderung nachge-
kommen ist. Im übrigen sichert das Anordnungsrecht 
vor Mißbrauch. Hier wird insbesondere davon ausge-
gangen, daß auch die Anordnung nach § 87 Abs. 2 
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wieder eine der bisherigen Regelung in § 24 Abs. 1 
Satz 3 A-FdA entsprechende Vorschrift enthält, wo-
nach Fördervoraussetzung die Bestätigung einer 
fachkundigen Stelle über die Tragfähigkeit der Exi-
stenzgründung ist. 

Zum 8. Abschnitt - Förderung der 
Arbeitsaufnahme 

Zu den §§ 93 und 94 

Die Vorschriften entsprechen schon bisher im AFG 
(F: 23. Juni 1993) geltenden Regelungen (dort §§ 53 
und 55). Die Förderung von Maßnahmen der Arbeits-
beratung ist im Hinblick auf die Wiedereinführung 
der Maßnahmen nach § 41a AFG (§ 95) entbehrlich. 

Zu 95 

Die Streichung der bewährten Maßnahmen nach 
§ 41 a AFG durch das AFGuaÄndG vom 18. Dezem-
ber 1992 soll rückgängig gemacht werden. Sie war 
unter Arbeitsmarktgesichtspunkten kontraproduktiv. 
Gerade diese Maßnahmen hatten sich in den Jahren 
bis 1993 als ein wichtiges Orientierungsinstrument 
für Berufsrückkehrer und Berufsrückkehrerinnen er-
wiesen. Zugleich handelte es sich um ein Angebot, 
das einen ersten Schritt zur Arbeitsmarkt-Integration 
von Problemgruppen ermöglichte. 

Zum 9. Abschnitt - Institutionelle Förderung 

Zu den §§ 96 bis 98 

Übernahme der schon bisher im AFG (F: 23. Juni 
1993) geltenden Regelungen (do rt  §§ 50 bis 52). 

Zum 5. Kapitel (Leistungen der Arbeitslosenver-
sicherung zur Erhaltung 
von Arbeitsplätzen) 

Zum 1. Abschnitt - Kurzarbeitergeld 

Zu den §§ 99 bis 110 

Die Regelungen über das Kurzarbeitergeld sind - mit 
Ausnahme des § 102, s. u. - bis auf redaktionelle An-
passungen an die veränderte Gesetzessystematik in-
haltlich unverändert  aus dem bisherigen AFG (dort 
§§ 63 bis 73, F: 23. Juni 1993), übernommen worden. 
Nicht übernommen werden sollen die Leistungsver-
schlechterungen nach dem 1. SKWPG. 

Zu § 102 

Das bisherige AFG ist auf die Förderung von Einzel-
personen zugeschnitten; die zur Verfügung stehen-
den Leistungs- und Förderinstrumente sind, vom 
Kurzarbeitergeld abgesehen, grundsätzlich an den 
Nachweis individueller Berechtigung geknüpft. Dies 
verhindert bzw. erschwert die - vor allem präventiv 
erforderliche - kollektive Förderung in Fällen be-
trieblicher und branchenbezogener Beschäftigungs- 
und Strukturkrisen. 

Im Sinne des Präventionsgedankens (Vermeidung 
von Arbeitslosigkeit, § 1 Abs. 1) gilt es, die Weiterbil-
dung „noch" Beschäftigter - ohne deren drohende 
oder vollzogene Entlassung zur Voraussetzung zu 
machen - u. a. durch die Verbindung von Kurzarbeit 
und beruflicher Bildung zu fördern. 

Die Vorschrift stellt deshalb klar, daß die Durchfüh-
rung von Qualifizierungsmaßnahmen während der 
Zeit des Arbeitsausfalls durch Kurzarbeit grundsätz-
lich zulässig ist. Die gesetzlichen Voraussetzungen 
für Kurzarbeit müssen allerdings weiterhin gegeben 
sein; eine Verlagerung betriebsüblicher Qualifizie-
rungsmaßnahmen in Zeiten der Kurzarbeit - mit der 
Folge, daß sich der Kurzarbeitszeitraum um die 
bisher für Qualifizierung aufgewendeten Zeiten 
verlängert - wäre deshalb unzulässig. Bei erhebli-
chem Arbeitsausfall (25 v. H. und mehr) kann die BA 
für sinnvolle Qualifizierungsmaßnahmen Anreize 
schaffen, indem sie das Kug für die Zeit der Teilnah-
me an der Qualifizierungsmaßnahme auf das Niveau 
des Unterhaltsgeldes anhebt. Für kleine und mittlere 
Unternehmen bis unter 200 Arbeitnehmer kommt zu-
sätzlich eine Übernahme der halben Maßnahmeko-
sten analog § 58 in Be tracht, weil sie Qualifizierungs-
maßnahmen in der Regel extern durchführen müs-
sen. 

Zum 2. Abschnitt - Förderung der ganz

-

jährigen Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft 

Übernahme der schon bisher im AFG (F: 23. Juni 
1993) geltenden bewährten Regelungen (do rt  §§ 74 
bis 89). Nicht übernommen werden sollen die Lei-
stungsverschlechterungen durch das 1. SKPWG. 

Zum 6. Kapitel (Strukturanpassungsgeld und 
Arbeitszeitverkürzung für ältere 
Arbeitslose) 

Zu§1 27 

Zu den Absätzen I und 2 

Eine sozial verträgliche Form der passiven Arbeits-
marktpolitik ist der Vorruhestand für ältere Arbeitslo-
se, soweit diese Personengruppe nicht gezielt aus 
dem Arbeitsmarkt gedrängt wird. Für die Gruppe äl-
terer Arbeitsloser läuft in Regionen mit hoher Ar-
beitslosigkeit eine Investition in berufliche Bildung 
leider oft ins Leere. Denn die Vermittlungschancen 
dieser Gruppe steigen dadurch nicht wesentlich an . 
Für Gebiete mit überdurchschnittlich hoher Arbeits-
losigkeit und einem besonders hohen Anteil älterer 
Arbeitsloser wird deshalb ein neues Instrument 
„Strukturanpassungsgeld" eingeführt. Über 56jähri-
ge Arbeitslose, die mindestens ein Jahr lang arbeits-
los waren, können Strukturanpassungsgeld bis zu 
dem Zeitpunkt erhalten, an  dem die Voraussetzung 
zum Bezug einer gesetzlichen Altersrente erfüllt ist. 

Die Leistung ist nicht in die Umlage nach § 253 ein

-

bezogen, da sie zur Entlastung des Arbeitsmarktes 
gewährt wird. Sie mindert die dem Arbeitsamt für 
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Leistungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik zuste-
henden Mittel. Die eingesetzten Mittel werden - 
auch statistisch und haushaltsrechtlich im Sinne des 
§ 

 

287 Abs. 1- zu passiven Ausgabemitteln. 

Zu Absatz 3 

Das Zugangsalter wird entsprechend der demogra-
phischen Entwicklung und dem allmählichen An-
stieg der Altersgrenze in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung angepaßt. 

Zu den Absätzen 4 und 5 

Die Lohnersatzquote entspricht dem durch das 
Strukturanpassungsgeld ersetzten Altersübergangs

-g

eld (Ost). Absatz 5 entspricht § 249e Abs. 3 Nr. 3, 4 
und 5. 

Zu Absatz 6 

Ein Wahlrecht zwischen Alg und Strukturanpas-
sungsgeld besteht nur bis zur Bewilligung des letzte-
ren. Mit dem Tage, von dem ab Strukturanpassungs-
geld bewilligt wird, erlischt der Alg-Anspruch. 

Zu den §§ 128 bis 140 

Das Altersteilzeitgesetz vom 20. Dezember 1988 
(BGBl. I S. 2343) i. d. F. vom 23. September 1990, das 
unter bestimmten Voraussetzungen einen Rechtsan-
spruch auf Teilzeitbeschäftigung mit Lohnausgleich 
einräumt, wird verlängert mit der Maßgabe, daß die 
Altersgrenze entsprechend der Verschiebung der Al-
tersgrenze in der Rentenversicherung angepaßt wird 
(§ 135). In Regionen mit besonders hoher Arbeitslo-
sigkeit und einem hohen Anteil älterer Arbeitsloser 
kann darauf verzichtet werden, daß der Arbeitgeber 
die freigewordenen Arbeitsplätze mit Arbeitslosen 
wiederbesetzt. 

Zum 7. Kapitel (Leistungen bei Arbeitslosigkeit und 
bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeit-
gebers) 

Zum 1. Abschnitt - Arbeitslosengeld 

Zu den §§ 141 bis 143 

Die Vorschriften regeln die Voraussetzungen des An-
spruchs auf Arbeitslosengeld und bestimmen die 
Begriffe der Arbeitslosigkeit und der kurzzeitigen 
Beschäftigung. Sie entsprechen den bisherigen Re-
gelungen in den §§ 100 bis 102 AFG. 

Zu § 144 

Die Vorschrift, die die Voraussetzungen regelt, unter 
denen Arbeitslose der Arbeitsvermittlung zur Verfü-
gung stehen, entspricht weitgehend dem bisherigen 
Recht (§ 103 AFG). 

Absatz I  

entspricht der bisherigen Regelung in § 103 Abs. 1 
AFG. 

Zu Absatz 2 

Aufgrund der bisher geltenden Regelung in § 103 
AFG wurden Eltern, die ihre Kinder tatsächlich er-
ziehen und betreuen - mehrheitlich Frauen - über-
proportional häufig vom Leistungsbezug ausge-
schlossen. In der Praxis wurden Eltern, die ihre Kin-
der tatsächlich be treuen und erziehen und denen 
kein Hortplatz oder keine p rivate Kinderbetreuung 
zur Verfügung steht, häufig als nicht verfügbar i. S. 
der §§ 100, 103 AFG angesehen. Da gemäß § 103 
Abs. 1 AFG (vgl. jetzt Abs. 1) der Arbeitsvermittlung 
zur Verfügung steht, wer eine länger als kurzzeitige 
Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen des 
allgemeinen Arbeitsmarktes ausüben kann und 
darf, wurde die Bewilligung von Arbeitslosengeld 
häufig davon abhängig gemacht, daß eine Betreu-
ungsmöglichkeit für die Kinder nachgewiesen wer-
den kann. Auch nach der jüngsten Weisungslage 
der BA (Erl. vom 5. August 1992 zu § 103 AFG) 
müssen Arbeitslose eine Betreuungsperson benen-
nen können, die für den Fall  ihrer Vermittlung in 
Arbeit bereit steht. 

Es ist aber weder angemessen noch sachgerecht, daß 
nur als verfügbar gilt, wer bereits während der Zeit 
der Arbeitslosigkeit eine Betreuungsmöglichkeit für 
seine Kinder vorsorglich bereithält oder die Kinder 
auch in dieser Zeit anderweitig be treuen läßt. Es ist 
vielmehr davon auszugehen, daß im Falle der Auf-
nahme einer Beschäftigung - ggf. mit Unterstützung 
öffentlicher Stellen - eine Kinderbetreuung gefunden 
werden kann. Absatz 2 stellt deshalb klar, daß die 
Verfügbarkeit unter keinen Umständen vom Nach-
weis einer Kinderbetreuungsmöglichkeit durch den 
oder die Arbeitslose abhängt. 

Absatz 3 

entspricht der bisherigen Regelung in § 103 Abs. 2 
AFG, mit Ausnahme des nicht übernommenen 
Absatzes 2 Satz 3 Nr. 2, für den kein verwaltungs-
praktisches Bedürfnis bestand. 

Zu Absatz 4 

Nach der Rechtsprechung des BSG (12 RAr 36/76 
vom 30. Juni 1977, 7 RAr 15/86 vom 29. September 
1987, 7 RAr 80/86 vom 28. Oktober 1987) ist nicht ver-
fügbar, wer durch eigene Entscheidung - etwa eine 
Nebentätigkeit oder eine private Fortbildung - seine 
tatsächlichen Arbeitsmöglichkeiten zeitlich soweit 
eingeschränkt hat, daß seine Vermittlung beeinträch-
tigt wird. Die objektive Verfügbarkeit entfällt, solan-
ge die Einschränkung besteht, selbst dann, wenn der 
Arbeitslose bereit ist, die selbstgesetzte Einschrän-
kung unverzüglich aufzugeben, wenn er in Arbeit 
oder Qualifizierung vermittelt werden kann. Dies er-
scheint für den Bereich der p rivaten Fortbildung 
nicht sachgerecht. Die Teilnahme an einer Bildungs-
maßnahme, die die Vermittlungschancen des Ar-
beitslosen verbessert, liegt im Interesse der Versi-
chertengemeinschaft und darf nicht durch Leistungs-
entzug bestraft werden. Eine Verbesserung der Ver-
mittlungschancen wird etwa für Sprachkurse zu be-
jahen sein. Aber selbst die regelmäßige Teilnahme 
an Bildungsangeboten, die mit dem Beruf des Ar- 
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beitslosen nicht in Zusammenhang stehen, kann die 
Vermittlungschancen verbessern, wenn sie bei einer 
Bewerbung positiv bewertet wird. 

Zu den Absätzen 5 bis 8 

Die Vorschriften, die Sondertatbestände der Verfüg-
barkeit und die Anordnungsbefugnis der BA betref-
fen, entsprechen der bisherigen Regelung in § 103 
Abs. 2 bis 5. 

Zu § 145 

Die Vorschrift regelt in gleicher Weise wie bisher 
§ 103 a AFG die Verfügbarkeit arbeitsloser Schüler 
und Studenten. 

Zu § 146 

Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen, unter de-
nen die Anwartschaftszeit für das Alg erfüllt ist. Sie 
entspricht bis auf eine lediglich redaktionelle Ände-
rung § 104 AFG. 

Zu § 147 

Die Vorschrift regelt - inhaltlich in gleicher Weise 
wie § 105 AFG, jedoch in sprachlich einfacherer 
Fassung -, wann die Arbeitslosmeldung zu erfolgen 
hat. 

Zu § 148 

Nach dieser Vorschrift werden Arbeitslosigkeit und 
Verfügbarkeit insoweit fingie rt, als diese Anspruchs-
voraussetzungen sonst wegen einer nicht nur vor-
übergehenden Minderung der Leistungsfähigkeit zu 
verneinen wären, solange nicht der zuständige Ren-
tenversicherungsträger Erwerbs- oder Berufsunfä-
higkeit festgestellt hat. Sie entspricht der bisherigen 
Regelung in § 105a AFG. 

Zu § 149 

Die Vorschrift regelt im wesentlichen die Fortzahlung 
des Arbeitslosengeldes im Krankheitsfall bis zu sechs 
Wochen unter weitgehender Übernahme der Rege-
lungen des Lohnfortzahlungsgesetzes. Sie entspricht 
der bisherigen Regelung in § 105b AFG, bis auf eine 
Änderung in Absatz 1 Satz 1, wonach das Arbeitslo-
sengeld auch nach einem nicht strafbaren (bisher: 
nicht rechtswidrigen) Schwangerschaftsabbruch fort-
gezahlt wird. Hiermit wird auf die Entscheidung des 
BVerfG (2 BvF 4/92 vom 28. Mai 1993) reagiert, wo-
nach auch der straflose Schwangerschaftsabbruch 
grundsätzlich rechtswidrig ist. 

Zu § 150 

Nach dieser Vorschrift, die identisch ist mit § 105 c 
AFG, können Arbeitnehmer nach Vollendung des 
58. Lebensjahres Alg auch dann beanspruchen, 
wenn sie nicht mehr bereit sind, jede zumutbare Be-
schäftigung anzunehmen. 

Zu § 151 

Die Vorschrift regelt die Dauer des Anspruchs auf Ar-
beitslosengeld. Sie entspricht § 106 AFG. 

Zu § 152 

Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen der 
Gleichstellung von Zeiten der Beitragspflicht als Er-
ziehungs- oder Pflegeperson, als Wehr- oder Ersatz-
dienstleistender oder als Gefangener sowie Zeiten 
des Bezuges von Krankengeld, Übergangsgeld, Un-
terhaltsgeld und von Sonderunterstützung nach dem 
Mutterschaftsgesetz oder Mutterschaftsgeld mit  Be-
schäftigungszeiten, die der Erfüllung einer Anwart-
schaft auf Alg dienen können. Die Vorschrift ist in- 
haltsgleich mit dem bisherigen § 107 AFG, mit Aus-
nahme von 

Nummer 4 

Nach dem ASFG begründen Zeiten der Kindererzie-
hung in den ersten drei Lebensjahren und Zeiten der 
nicht erwerbsmäßigen häuslichen Pflege eines Pfle-
gebedürftigen im Inland die Beitragspflicht (§ 226 
Abs. 3 bis 5), soweit sie vom Rentenversicherungsträ-
ger als Kindererziehungs- bzw. Berücksichtigungs-
zeiten anerkannt sind und soweit vor Beginn der Er-
ziehungs- und Pflegetätigkeit eine mehr als gering-
fügige Beschäftigung ausgeübt wurde. Dieser Perso-
nenkreis soll daher den beitragspflichtig Beschäftig-
ten gleichgestellt werden, soweit ein Bezug zum Ar-
beitsmarkt besteht. Die Begünstigung umfaßt des-
halb, wie bei den vergleichbaren anderen Tatbestän-
den der Vorschrift, nur diejenigen Personen, für die 
durch die Aufnahme der Erziehungs- oder Pflegetä-
tigkeit eine beitragspflichtige Beschäftigung unter-
brochen wurde. Der durch Einführung der Nummer 4 
überflüssig gewordene § 107 Nr. 5 c AFG wurde nicht 
in das ASFG übernommen. 

Die §§ 153 und 154 

entsprechen der bisherigen Regelung in §§ 108 und 
109 AFG. 

Zu § 155 

Die Vorschrift regelt, in welcher Weise sich die Erfül-
lung des Arbeitslosengeld-Anspruches sowie Sperr-
und Ruhenszeiten auf die Anspruchsdauer auswir-
ken. Satz 1 Nr. 1, 6, 7 und 8 sowie Satz 2 entsprechen 
den bisherigen Regelungen in § 110 Satz 1 Nr. 1, 3, 4 
und 5 sowie Satz 2 AFG. Satz 1 Nr. 2 ersetzt ohne in-
haltliche Änderung den durch die Einarbeitung des 
bisherigen § 117a AFG in § 117 Abs. 3 überflüssig 
gewordenen § 110 Satz 1 Nr. 1 a AFG. 

Satz 1 Nr. 3 

beseitigt eine Unstimmigkeit im System der Anrech-
nung von Abfindungen, wie sie sich nach dem bisher 
geltenden AFG in den §§ 110, 117, 117a ergab. Wäh-
rend Abfindungen aus Anlaß einer eine Sperrzeit 
auslösenden Beendigung des Beschäftigungsverhält-
nisses (§ 117a AFG) neben dem Ruhen des Alg-An- 
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spruchs auch eine Kürzung der Anspruchsdauer ein-
treten ließen, führten Abfindungen im Zusammen-
hang mit einer lediglich nicht fristgerechten Auflö-
sung des Beschäftigungsverhältnisses (§ 117 Abs. 2) 
nur zum Ruhen des Anspruchs. Waren beide Ruhens-
tatbestände zugleich erfüllt, so verminderte sich die 
nach § 117a zu berücksichtigende Abfindung, mit 
dem systemwidrigen Ergebnis, daß durch das gleich-
zeitige Vorliegen zweier Ruhenstatbestände die An-
spruchsdauer gegenüber einem allein nach § 117 a 
zu behandelnden Sachverhalt verlängert wurde. Die 
Vorschrift trifft deshalb zusammen mit Nummer 2 
eine Neuregelung, die vorsieht, daß ein Ruhenszeit-
raum nach § 163 Abs. 3 (der dem bisherigen § 117 a 
entspricht) auch dann in vollem Umfang anspruchs-
mindernd zu berücksichtigen ist, wenn er mit dem 
Ruhenszeitraum nach § 163 Abs. 4 (dem bisherigen 
§ 117 Abs. 2) zusammentrifft. 

Satz  I  Nr. 4 

Die Anspruchsdauer mindert sich um die Tage einer 
Sperrzeit. Die bisherige Regelung in § 110 Satz 1 
Nr. 2 AFG, wonach die Minderung bei Arbeitsaufga-
be mindestens ein Viertel der Anspruchsdauer betra-
gen sollte, erscheint unbillig. Die Regelung beruhte 
auf der 10. Novelle vom 18. Dezember 1992, stand im 
Zusammenhang mit der Neufassung des § 128 AFG 
und diente „dem Schutz der Arbeitslosenversiche-
rung vor ungerechtfertigter Inanspruchnahme von 
Leistungen (Begründung des Regierungsentwurfs, 
BR-Drucksache 503/92, S. 22). Sie traf vor allem älte-
re Arbeitnehmer überproportional und erschwerte im 
Konzert mit den §§ 128 und 117a AFG nachhaltig die 
Aufstellung von Sozialplänen bei einem ökonomisch 
gebotenen Personalabbau (vgl. auch die Begründung 
bei § 253). 

Satz 1 Nr. 5 

Folgeänderung zur Einführung von § 91 Abs. 5 (vgl. 
dort). 

Zu § 156 

Die Vorschrift bestimmt die Höhe der Lohnersatzquo-
te beim Alg und entspricht inhaltlich § 111 Abs. 1 
AFG (F: 23. Juni 1993), redaktionell angepaßt an die 
veränderte Gesetzessystematik. Die Leistungskür-
zungen des 1. SKWPG vom 21. Dezember 1993 wer-
den nicht übernommen. 

Zu § 157 

Die Absätze 1 bis 3 

stimmen inhaltlich mit § 112 Abs. 1 bis 3 AFG (F: 
23. Juni 1993) im wesentlichen überein. Die Ände-
rungen durch das 1. SKWPG vom 21. Dezember 1993 
werden überwiegend nicht übernommen. Anders als 
noch im bisherigen § 112 Abs. 2 Satz 2 AFG ist es 
nicht mehr notwendig, Einkommensreduzierungen 
während des Bezuges von Erziehungsgeld bei der 
Bemessung des Alg unberücksichtigt zu lassen, da 
diese Zeiten nunmehr nach Absatz 4 Nr. 4 und 
Absatz 6 Nr. 9 eigenständig bewertet werden. 

Absatz 4 

übernimmt inhaltlich die Regelung aus § 112 Abs. 4 
AFG, unter Hinzufügung der Nummer 4, wonach 
als tarifliche regelmäßige Arbeitszeit einer Erzie-
hungs- oder Pflegetätigkeit i. S. des § 226 Abs. 3 bis 5 
39 Wochenstunden angenommen werden. Diese Fik-
tion einer regelmäßigen Arbeitszeit dient - für Teil-
zeitbeschäftigte in Kombination mit Absatz 5 - dazu, 
Erziehungs- und Pflegetätigkeiten leistungsrechtlich 
bewerten zu können, ohne das System des § 157 zu 
verlassen. 

Zu Absatz 5 

Die leistungsrechtliche Berücksichtigung von Erzie-
hungs- und Pflegezeiten ist ein Nachteilsausgleich 
für hierdurch verursachte Unterbrechungen der Er-
werbsbiographie oder eine notwendige Einschrän-
kung auf Teilzeitarbeiten. Neben einer Vollzeitbe-
schäftigung sollen Erziehungs- und Pflegetätigkeiten 
leistungsrechtlich nicht berücksichtigt werden, da sie 
offensichtlich nicht zu Einbußen im Erwerbsleben 
geführt haben. Neben einer Teilzeitbeschäftigung 
sollen sie nur insoweit berücksichtigt werden kön-
nen, als sie zusammen mit dieser eine noch übliche 
Wochenarbeitszeit von 39 Stunden nicht übersteigen. 

Zu Absatz 6 

Unveränderte Übernahme des § 112 Abs. 5 AFG un-
ter Hinzufügung der Nummer 9, die die Höhe des Be-
messungsentgelts regelt, wenn die Lohnersatzlei-
stung auf der Grundlage von Erziehungs- und Pfle-
gezeiten zu berechnen ist. Das Bemessungsentgelt 
beträgt in der Regel 75 v. H. der Beitragsbemes-
sungsgrundlage (§ 244 Abs. 1 Nr. 3, zur Höhe ver-
gleiche dort). Das Unterschreiten der Beitragsbemes-
sungsgrundlage rechtfertigt sich daraus, daß in einer 
erheblichen Zahl von Fällen Bemessungsentgelte 
maßgeblich sein werden, die die Beitragsbemes-
sungsgrundlage deutlich überschreiten. So soll etwa, 
wenn vor Beginn der Erziehungs- oder Pflegetätig-
keit ein höheres Einkommen erzielt wurde, dieses 
maßgeblich sein. Auch wer während der Erziehungs-
oder Pflegetätigkeit aus eigenem Entschluß eine Teil-
zeitbeschäftigung annimmt, soll keine Nachteile er-
leiden, wenn diese - was in der Regel der Fall sein 
wird - nur zu schlechteren Bedingungen ausgeübt 
werden kann als eine frühere Vollzeittätigkeit. Die 
Teilzeitbeschäftigung wird deshalb bei der Bemes-
sung nur insoweit berücksichtigt, als dies für den Ar-
beitslosen günstiger ist. Diese Begünstigung von Per-
sonen, die bereits einen Bezug zum Arbeitsmarkt 
aufweisen, ist systemgerecht und - da der Bund die 
Beiträge zahlt - rechtlich bedenkenfrei. 

Absatz 7 

entspricht der bisherigen Regelung in § 112 Abs. 6 
AFG. Die Änderungen des 1. SKWPG vorn 21. De-
zember 1993 werden nicht übernommen. 

Die Absätze 8 bis 12 

entsprechen der bisherigen Regelung in § 112 Abs. 7 
bis 11 AFG. Soweit Unterhaltsgeld zu berechnen ist, 
kann wegen der veränderten Zugangsvoraussetzun- 
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gen der Fall  eintreten, daß noch gar kein Arbeitsent-
gelt im Sinne des Absatzes 1 erzielt wurde. Um diese 
Fälle ist Absatz 8 erweitert. 

Zu den Absätzen 13 bis 15 

Unveränderte Übernahme der Dynamisierungsvor-
schrift im bisherigen § 112a AFG (F: 23. Juni 1993) 

Zu § 158 

Die Vorschrift regelt, in welcher Weise die bei der Be-
rechnung einer Lohnersatzleistung zugrunde zu le-
gende Steuerklasse zu ermitteln ist. Absatz 2 stellt 
nunmehr eine Änderung der Steuerklasse aufgrund 
einer vom Vorjahr abweichenden Steuerklassenwahl 
dem Wechsel der Steuerklasse gleich. Die Rechtspre-
chung hatte bisher mit Rücksicht darauf, daß nach 
dem Sprachgebrauch des Einkommensteuerrechts 
der Steuerklassenwechsel eine Steuerklassenwahl 
nicht mit umfaßt, beide Tatbestände unterschiedlich 
behandelt, obwohl sie in ihren Auswirkungen für das 
Arbeitsförderungsrecht völlig gleich sind. Die Vor-
schrift entspricht im übrigen § 113 AFG. 

Zu § 160 

Zu den Absätzen 1 bis 3 

Die Vorschrift vereinfacht die bisher in § 115 AFG gere-
gelte Anrechnung von Nebeneinkommen bei Alg-Be-
ziehern. 1/100 der monatlichen Bezugsgröße waren 1992 
35 DM. 

Zu Absatz 4 

Häufig läßt sich erzieltes Einkommen nicht genau ei-
ner bestimmten Woche zuordnen, was aber nach der 
Auslegung der Anrechnungsvorschrift durch das 
BSG notwendig war. Dies erforderte häufig erhebli-
chen Verwaltungsaufwand und mehrfache Nachfra-
gen beim Arbeitgeber. Die Vermutungen und Fiktio-
nen in den Sätzen 2 und 3 ermöglichen deshalb eine 
deutliche Verwaltungsvereinfachung. Für die Nicht-
anrechnung einmaliger oder wiederkehrender Zu-
wendungen bestand kein sachlicher Grund. Sie gab 
vielmehr die Möglichkeit, den anrechnungsfreien 
Betrag zu manipulieren. 

Zu § 161 

Die seit dem 15. Mai 1986 geltende Fassung des § 116 
AFG verletzt die Neutralität der BA in Arbeitskämp-
fen, indem sie über die Verweigerung von Alg und 
Kug an mittelbar betroffene Arbeitnehmer Einfluß 
auf Ablauf und Ausgang von Arbeitskämpfen nimmt. 
Die Einbeziehung mittelbar betroffener Arbeitneh-
mer verschiebt die Gewichte im Arbeitskampf zu La-
sten der Gewerkschaften. Für die be troffenen Arbeit-
nehmer, deren Leistungsansprüche unter dem Schutz 
von Artikel 14 GG stehen, bedeutet dies ebenfalls 
eine gravierende Rechtsverschlechterung. Sie erhal-
ten von der BA nur ausnahmsweise Leistungen, 
wenn sie derselben Tarifbranche wie die streikfüh-
rende Gewerkschaft angehören. Die der Parität im 
Arbeitskampf zuwiderlaufende Schwächung der Ge

-

werkschaften bedeutet eine Gefahr für die Tarifauto-
nomie und damit für den sozialen Frieden. Die Vor-
schrift stellt deshalb die Neutralität der BA in Ar-
beitskämpfen wieder her. 

Zu § 162 

Die Vorschrift umfaßt die bisher in den §§ 117 und 
117 a AFG geregelten Ruhenstatbestände. 

Die Absätze 1 und 2 

entsprechen dem bisherigen § 117 Abs. 1 und 1 a 
AFG. 

Absatz 3 

umfaßt den Ruhenstatbestand des bisherigen § 117 a 
Abs. 1 und 2 (Berücksichtigung von Abfindungen bei 
Eintritt einer Sperrzeit). 

Die Absätze 4 bis 7 

regeln den Ruhenstatbestand wegen Abfindung bei 
nicht fristgerechter Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses in gleicher Weise wie § 117 Abs. 2, 3, 3 a und 4 
AFG. 

Absatz 8 

beschreibt gemeinsam für alle Ruhenstatbestände 
des § 162, welcher Zeitraum als letzte Beschäfti-
gungszeit anzusehen ist. Er ist wortgleich mit § 117 
Abs. 3 Satz 4 und 5 AFG (F: 23. Juni 1993). 

Absatz 9  

modifiziert die bisher in § 117 a Abs. 3 enthaltene 
Kollisionsregelung für das gleichzeitige Vorliegen 
beider Ruhenstatbestände nach § 162 Abs. 3 und 4, 
unter Beseitigung einer Unstimmigkeit im Verhältnis 
zwischen den bisherigen §§ 110, 117 und 117 a AFG 
(vgl. die Begründung bei § 155 Satz 1 Nr. 3). 

Absatz 10 

entspricht inhaltlich dem § 117 Abs. 4 AFG. Während 
einer Sperrzeit erfolgt keine Zahlung von Alg. 

Zu den §§ 163 und 164 

Die Vorschrift be treffen weitere Fälle des Ruhens- 
und entsprechen den §0 118, 118b AFG i. d. F. vom 
21. Dezember 1993. 

Zu § 165 

Die Vorschrift übernimmt im wesentlichen die be-
stehende Sperrzeitregelung nach § 119 AFG, nicht 
jedoch des § 119a AFG. Die bisherige Regelung zu 
zweiwöchigen Sperrzeiten in § 119 Abs. 2 AFG wur-
de vereinfacht. 

Zu den §§ 166 bis 169 

Die Vorschriften betreffend den Eintritt einer Säum
-ni szeit, den Zahlungsmodus des Alg, das Erlöschen 
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des Alg-Anspruchs und den Übergang von Schaden-
ersatzansprüchen sind im wesentlichen identisch mit 
§§ 120, 122, 125, 127 des bisherigen AFG. Die Vor-
schriften zur Säumniszeit wegen Versäumnissen im 
Zusammenhang mit Maßnahmen der Arbeitsbera-
tung sind entfallen, da diese Maßnahmen im Hin-
blick auf die Wiedereinführung der früheren „§ 41 a 
AFG-Maßnahmen" durch § 95 nicht mehr im ASFG 
enthalten sind. 

Zu den §§ 170 bis 176 

Die Vorschriften betreffend die Erstattungspflicht der 
Arbeitgeber bei Konkurrenzklausel und Ablösung, 
die Zuständigkeit des Arbeitsamtes, die Meldepf licht 
und die Arbeitsbescheinigung sind im wesentlichen 
identisch mit den §§.  128a, 128b, 129, 130, 131, 132, 
133 des bisherigen AFG. Die Vorschriften über die 
Pflicht zur Teilnahme an Maßnahmen der Arbeitsbe-
ratung sind entfallen, da diese Maßnahmen im Hin-
blick auf die Wiedereinführung der früheren „§ 41 a 
AFG-Maßnahmen" durch § 95 nicht mehr im ASFG 
enthalten sind. 

Zum 2. Abschnitt - Arbeitslosenhilfe 

Die Vorschriften des 2. Abschnittes über die Arbeits-
losenhilfe entsprechen mit den nachfolgend darge-
stellten Ausnahmen inhaltlich den bisherigen §.§.  134 
bis 141 AFG i. d. F. vom 23. Juni 1993, also ohne die 
Leistungsverschlechterungen nach dem 1. SKWPG. 

Zu § 177 

Die Vorschrift ist identisch mit § 136 AFG, wurde je-
doch in Absatz 1 der veränderten Gesetzessystematik 
angepaßt, und es wurde die Vorschrift des § 2 Abs. 4 
BErzGG in das ASFG übernommen. 

§ 179 

übernimmt die durch bundesverfassungsgerichtliche 
Rechtsprechung (BVerfGE 87, 234, Urteil vom 17. No-
vember 1992) gebotene und im Hinblick auf bundes-
sozialgerichtliche Rechtsprechung zweckmäßige An-
derung der Vorschriften über die Bedürftigkeitsprü-
fung bei der Arbeitslosenhilfe durch das 1. SKWPG 
(nähere Begründung dort, BB-Drucksache 502/93). 

Zum 3. Abschnitt - Konkursausfallgeld 

Übernahme der schon bisher im AFG (F: 23. Juni 
1993) geltenden Regelungen zum Konkursausfall-
geld (dort §§ 141a bis 141 n). Die Leistungsver-
schlechterungen des 1. SKWPG werden nicht über-
nommen. 

Zum 8. Kapitel (Gemeinsame Vorschriften über die 
Gewährung von Leistungen) 

Übernahme der schon bisher im AFG geltenden Re

-

gelungen (dort §§ 142 bis 166b F: 23. Juni 1993; 

§§ 150a, 150b und 152 - mit Ausnahme von 
Absatz 3 - i. d. F.  vom 21. Dezember 1993) mit redak-
tionellen Anpassungen. Das Kapitel Übernahme der 
schon bisher im AFG geltenden Regelungen (dort 
§§.  142 bis 166b F: 23. Juni 1993; §§ 150a, 150b und 
152 - mit Ausnahme von Absatz 3 - i. d. F. vom 
21. Dezember 1993) mit redaktionellen Anpassun-
gen. Das Kapitel enthält gemeinsame Verfahrensvor-
schriften, Bestimmungen über die Aufhebung von 
Entscheidungen und Rückzahlung von Leistungen 
sowie über die Kranken-, Unfa ll- und Rentenversi-
cherung der Leistungsempfänger. 

Zum 9. Kapitel (Aufbringung der Mittel) 

Zum 1. Abschnitt - Beiträge zur Bundesanstalt 

Das ASFG behält das bisherige Beitragssystem bei. 
Neben den Beitrag treten allerdings geregelte Bun-
deszuschüsse. Dies dient der Erweiterung der Finan-
zierungsgrundlagen der BA und einer verbesserten 
Beitragsgerechtigkeit (vgl. die Begründung zu den 
§§ 254ff.). 

Zu § 225 

Die Vorschrift macht in gleicher Weise wie bisher 
§ 167 AFG die Beitragsfinanzierung durch Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber zu gleichen Teilen zum 
Grundsatz. 

Zu § 226 

Die Vorschrift umreißt inhaltlich in gleicher Weise 
wie bisher § 168 AFG den beitragspflichtigen Perso-
nenkreis. Die Absätze 1 und 2 sowie 6 bis 9 entspre-
chen § 168 Abs. 1 bis 6 AFG. Hinzugekommen ist in 
den Absätzen 3 bis 5 die Beitragspflicht der Erzie-
hungs- und Pflegepersonen. 

Zu Absatz 3 

Trotz steigender Frauenerwerbsbeteiligung sind 
weibliche Erwerbsbiographien - bisher noch über-
wiegend in Westdeutschland - häufig durch familien-
bedingte Unterbrechungen der Berufstätigkeit bzw. 
Reduzierung auf Teilzeitarbeit gekennzeichnet. Beim 
Erwerb von Leistungsansprüchen waren Frauen da-
her nach dem AFG faktisch benachteiligt, da sie die 
erforderlichen Anwartschaften häufig nicht erfüllen 
konnten, weil sie nicht überausreichende sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigungszeiten verfügten. 
Deshalb sieht die Vorschrift eine Beitragspflicht für 
alle diejenigen vor, die Kindererziehungszeiten in 
der Rentenversicherung angerechnet erhalten. Aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung sind Ent-
scheidungen des Rentenversicherungsträgers im Zu-
sammenhang mit der Anrechnung von Kindererzie-
hungszeiten für die BA bindend. Eine rückwirkende 
Zuordnung derartiger Zeiten kann allerdings zur 
Vermeidung von Doppelleistungen nur berücksich-
tigt werden, wenn nicht der andere Elternteil unter 
ihrer Berücksichtigung bereits 1992 70 DM erhalten 
hat. Ein Arbeitnehmerbeitrag wird nicht erhoben, da 
kurzzeitige Beschäftigung für sich genommen keinen 
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Anspruch auf passive Lohnersatzleistungen begrün-
den soll. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift regelt in gleicher Weise wie Absatz 3 
die Beitragspflicht von Personen, denen vom Renten

-

versicherungsträger Berücksichtigungszeiten wegen 
der nicht erwerbsmäßigen häuslichen Pflege eines 
Pflegebedürftigen im Inland angerechnet werden. 

Zu Absatz 5 

Nach dieser Vorschrift tritt die Beitragspflicht der Er-
ziehungs- und Pflegepersonen nach den Absätzen 3 
und 4 nicht ein, wenn im Erziehungs- oder Pflege-
zeitraum zugleich Arbeitslosenunterstützung bezo-
gen wird und wenn Beitragsfreiheit als Beamter oder 
in ähnlichen Beschäftigungen oder als Schüler oder 
Student besteht. Für nach § 228 wegen kurzzeitiger 
Beschäftigung beitragsfreie Arbeitnehmer sind je-
doch Beiträge nach den Absätzen 3 und 4 zu entrich-
ten, da Absatz 5 nicht auf § 228 verweist. 

Zu § 227 

§ 227 regelt die Beitragsfreiheit der als Beamte oder 
in vergleichbaren Arbeitnehmerpositionen Beschäf-
tigten in gleicher Weise wie bisher § 169 AFG. 

Zu § 228 

§ 228 sieht, ebenso wie bisher § 169a Abs. 1 AFG, 
vor, daß Arbeitnehmer in kurzzeitigen Beschäftigun-
gen beitragsfrei sind. Für Arbeitgeber mit kurzzeitig 
Beschäftigten ist allerdings nunmehr § 233 Nr. 3 (vgl. 
dort) zu beachten. 

Zu § 229 

Die Vorschrift ist identisch mit § 169b AFG und re-
gelt die Beitragsfreiheit der Schüler und Studenten. 

Zu § 230 

Die Vorschrift stimmt mit § 169 c AFG überein und re-
gelt die Beitragsfreiheit weiterer Personen, etwa von 
Beschäftigten im Rentenalter oder Beziehern von Er-
werbsunfähigkeitsrenten. 

Zu § 231 

In gleicher Weise wie § 169 d AFG bestimmt die Vor-
schrift, daß ausländische Sozialleistungen bei der 
Beurteilung der Beitragsfreiheit in gleicher Weise 
zu berücksichtigen sind wie vergleichbare inländi-
sche. 

Zu § 232 

Die Vorschrift regelt in gleicher Weise wie bisher 
§ 170 AFG - mit einer redaktionellen Anpassung in 
Absatz 3 - Beginn und Ende der Beitragspflicht. 

Zu § 233 

Sozialversicherungsfreie Beschäftigung, die mehr-
heitlich von Frauen geleistet wird, schloß nach altem 
Recht Leistungs- und Förderansprüche nahezu voll-
ständig aus. Das ASFG öffnet kurzzeitig Beschäftig-
ten den Zugang zur aktiven Arbeitsförderung und  - 
in  Kombination z. B. mit Kindererziehungszeiten - 
auch zu passiven Leistungen. Die Vorschrift, die an-
sonsten § 172 AFG entspricht und die Beitragspflicht 
der Arbeitgeber regelt, wird deshalb erweitert um 
Satz 1 Nr. 3, wonach der Arbeitgeber auch für bei-
tragsfreie kurzzeitig beschäftigte Arbeitnehmer den 
Arbeitgeberbeitrag entrichten muß, sobald eine Ba-
gatell-Verdienstgrenze überschritten wird. Gleichzei-
tig sollen hierdurch die sozialpolitisch unerwünsch-
ten kurzzeitigen Beschäftigungsverhältnisse an At-
traktivität verlieren. 1/5e der monatlichen Bezugsgröße 
waren 1992 70 DM. Kurzzeitige Beschäftigung soll 
für sich genommen keinen Anspruch auf passive 

 Lohnersatzleistungen begründen, weil ansonsten Ar-
beitslosigkeit und der Bezug von Lohnersatzleistun-
gen mit einer beitragspflichtigen Beschäftigung zu-
sammenfallen könnte. 

Sozialhilfeempfänger sind von der arbeitsmarktpoliti-
schen Förderung voll erfaßt. Gleichzeitig wird eine 
dem Arbeitgeberbeitrag vergleichbare Beitragszah-
lung der Sozialhilfeträger eingeführt. 

Zu § 234 

Die Vorschrift bestimmt, wann an Stelle des Arbeit-
nehmers ein anderer dessen Beitrag zu zahlen hat. 

Absatz 1 entspricht § 171 Abs. 1 AFG (Übernahme 
durch den Arbeitgeber). 

Nach Absatz 2 trägt der Bund die Beiträge der Wehr- 
und Ersatzdienstleistenden sowie der Erziehungs- 
und Pflegepersonen. Letzteres entspricht der Rege-
lung in der Rentenversicherung. 

Absatz 3 ist identisch mit § 171 Abs. 3 AFG. 

Zu den §§ 235, 236, 241 

Die Vorschriften entsprechen den schon im bisheri-
gen AFG enthaltenen Regelungen in den §§ 172 
Abs. 3, 173, 173 a. 

Zu § 242 

Die Beitragshöhe ist dem Finanzbedarf - gegebenen-
falls unter Berücksichtigung des regelgebundenen 
Bundeszuschusses - jährlich anzupassen, so daß 
keine Haushaltsdefizite entstehen. Die gleichzei tige 
Erweiterung der Finanzierungsbasis der BA macht 
derzeit trotz der in der Vergangenheit regelmäßig 
entstandenen erheblichen Defizite eine Erhöhung 
der Beiträge überflüssig (vgl. auch die Allg. Begrün-
dung). 

Zu § 243 

Die Vorschrift regelt die Einzelheiten der Festlegung 
des Beitragssatzes. 
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Zu§244  

Die Vorschrift bestimmt, welches Einkommen der 
Beitragsbemessung zugrunde zu legen ist, im we-
sentlichen übereinstimmend mit dem bisherigen 
§ 175 AFG, ergänzt um Vorschriften für die hinzuge-
kommenen Beitragszahler. Die Beitragsbemessungs-
grundlage der Erziehungs- und Pflegepersonen ist 
identisch mit der der Wehr- und Ersatzdienstpflichti

-

gen. Sie betrug im Westen am 1. März 1993 739 DM, 
am 1. September 1993 766 DM pro Woche. 

§ 245 

sieht vor, daß neben den Beiträgen für Wehr- und Er-
satzdienstleistende auch die Beiträge für Erziehungs- 
und Pflegepersonen an die BA zu entrichten sind. 

Zu den §§ 246, 247, 248 

Die Vorschriften stimmen überein mit den bisherigen 
§§ 179, 185a, 186 AFG. 

Zu den §§ 249 bis 252 

Die Vorschriften über die Umlage der Aufwendun-
gen für die Produktive Winterbauumlage und das 
Konkursausfallgeld werden wie im bisherigen AFG 
(§§ 186a bis 186d, F: 23. Juni 1993) übernommen. 

Zu § 253 

Die bisher in § 128 AFG enthaltene Regelung über 
die Erstattungspflicht von Arbeitgebern für die Ge-
währung von Alg an  ältere Arbeitnehmer übernimmt 
das ASFG nicht. Sie enthielt eine Vielzahl von ver-
waltungsmäßig kaum beherrschbaren Ausnahmetat-
beständen, so daß zu befürchten war, daß die Versi- 
chertengemeinschaft weiterhin in einem nicht ver-
tretbaren Umfang zur Lösung betrieb licher und un-
ternehmerischer Probleme her angezogen würde. Die 
mit § 128 AFG verbundene Verkürzung der An-
spruchsdauer auf Alg bei Eintritt einer Sperrzeit und 
der teilweisen Anrechnung von Abfindungen auf das 
Alg bei Arbeitsaufgabe ohne wichtigen Grund auf 
Arbeitnehmerseite (§ 117 a AFG) stellt eine sozialpo-
litisch nicht zu rechtfertigende Belastung vor allem 
auch der älteren Arbeitnehmer dar, die aus einem 
Unternehmen ausscheiden und erschwert nachhaltig 
die Aufstellung von Sozialplänen bei einem ökono-
misch gebotenen Personalabbau im Betrieb. 

Die neue Regelung im Rahmen des § 263 wird so-
wohl den vom BVerfG in seiner Entscheidung zu 
§ 128 AFG (1 BvL 44/86 vom 23. Januar 1990) aufge-
stellten Grundsätzen als auch den Anforderungen ei-
ner möglichst .unkomplizierten Rechtsanwendung 
gerecht. Darüber hinaus belastet diese Regelung die 
Betriebe nur unerheblich. 

Die Regelung sieht vor, daß der Aufwand für das Alg 
und die AlHi an  Arbeitslose, die nach Vollendung 
des 56. Lebensjahres entlassen werden, einschließ-
lich der darauf entfallenden Beiträge zur Renten-
und Krankenversicherung von der Bundesanstalt er-
mittelt wird. Dieser Be trag wird - auch im Hinblick 

auf die o. a. Rechtsprechung des BVerfG - um 50 v. H. 
gekürzt, um auf diesem pauschalen Wege diejenigen 
Fälle aus dem Umlageverfahren herauszunehmen, in 
denen es nicht gerechtfertigt erscheint, die Kosten 
der Arbeitslosigkeit auf die Arbeitgeber zu überbür-
den, etwa weil die Gründe für die Vertragsauflösung 
überwiegend in der Sphäre des Arbeitnehmers lie-
gen. Die Berufsgenossenschaften bringen die ermit-
telten Finanzbeträge jährlich nachträglich durch Um-
lage bei ihren Mitgliedern (Unternehmen) auf. Der 
Anteil jeder Berufsgenossenschaft an den aufzubrin-
genden Mitteln entspricht dem Verhältnis ihrer 
Lohnsumme zu der Gesamtlohnsumme aller Berufs-
genossenschaften. Die Berufsgenossenschaften le-
gen den von ihnen aufzubringenden Anteil nach 
dem Entgelt der Versicherten in den Unternehmen 
auf ihre Mitglieder um. Dieses Umlageverfahren ent-
spricht der Regelung über die Umlage über das Kon-
kursausfallgeld (§§ 250 bis 252). Dadurch wird der 
Verwaltungsaufwand gering gehalten. Die Umlage-
pflicht erstreckt sich auch auf öffentlich-rechtliche 
Arbeitgeber. 

Nach Absatz 4 sind Unternehmen, die, ausschließlich 
ihrer Auszubildenden, nicht mehr als 20 Arbeitnehmer 
beschäftigen, auf Antrag, über den die Berufsgenos-
senschaft entscheidet, von der Umlagepflicht befreit. 

Zum 3. Abschnitt - Bundesmittel 

Zu § 254 

Die Vorschrift ist in den Absätzen 1 und 3 inhalts-
gleich mit dem bisherigen § 187 AFG. Die Defizithaf-
tung des Bundes muß im Hinblick auf die im ASFG 
vorgesehenen Rechtsansprüche erhalten bleiben. 
Absatz 2 führt  einen ständigen Bundeszuschuß nach 
dem Beispiel der Regelungen in der Rentenversiche-
rung (§ 213 SGB VI) ein. Eine reine Beitragsfinanzie-
rung erschien nicht mehr sachgerecht. Der Gleich-
heitsgrundsatz verlangt, daß sich eine vom Gesetz 
vorgenommene unterschiedliche Behandlung - hier 
der Beitragszahler gegenüber der Allgemeinheit der 
Steuerzahler - bezogen auf die Eigenart des zu re-
gelnden Sachverhalts auf einen vernünftigen oder 
sonstwie einleuchtenden Grund zurückführen läßt 
(BVerfG vom 8. April 1987, 2 BvR 909/82). Dies ist bei 
der reinen Beitragsfinanzierung nicht mehr ohne wei-
teres gegeben. Von der Tätigkeit der BA, insbesonde-
re der aktiven Arbeitsförderung, profitieren längst 
nicht allein die Beitragszahler. Alle Erwerbstätigen, 
auch Selbständige, Beamte und Kurzzeitbeschäftigte 
können dem Grunde nach die Leistungen der aktiven 
Arbeitsförderung nach diesem Gesetz in Anspruch 
nehmen, denn ihre Gewährung ist nicht mehr an  bei-
tragspflichtige Vorbeschäftigungszeiten gebunden. 
Freiberufler und selbständige Gewerbetreibende pro-
fitieren davon, daß die BA mit den Mitteln der aktiven 
Arbeitsförderung zu einem hohen Qualifizierungsni-
veau beiträgt, das ein wesentlicher Standortvorteil 
der Bundesrepublik Deutschland ist und die inte rna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unterneh-
men verbessert. Alle Erwerbstätigen, nicht zuletzt 
auch die Beamten, haben teil an  der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung, die durch die aktive Arbeits-
förderung der BA verbessert wird. Auch die erhebli-
chen Transferleistungen der BA nach Ostdeutschland 
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- im Zuge des Vereinigungsprozesses - sind eine ge-
samtstaatliche Aufgabe und dürfen nicht allein von 
den Beitragszahlern finanziert werden. 

Das ASFG verteilt die Lasten der Arbeitslosigkeit ge-
rechter als das bisherige AFG, indem es über die Ein-
beziehung von Bundesmitteln (Steuermitteln) die Fi-
nanzierung auf mehr Schultern verteilt; allerdings 
soll das Hauptgewicht auch im Bereich der aktiven 
Arbeitsförderung weiterhin auf der Beitragsfinanzie-
rung liegen, auch im Hinblick auf den erwünschten 
Erhalt der bewährten Selbstverwaltungsstruktur. 

Absatz 2 Satz 2 bewirkt eine Dämpfung von Beitrags-
ausschlägen bei Anpassungen nach § 242 Abs. 2. 

Zu § 255 

Entsprechend der bisherigen Regelung in § 188 AFG 
trägt der Bund die Kosten der Arbeitslosenhilfe und 
die aus der Übertragung weiterer Aufgaben durch 
den Bund entstehenden Kosten. Wie nach der bisher 
geltenden Regelung in § 249h AFG trägt der Bund 
den der AlHi entsprechenden Kostenanteil der Be-
schäftigungsförderung aus passiven Mitteln (§§ 87 ff.). 

Zu§256 

Gesamtwirtschaftliche Risiken, wie aktuell etwa der 
Finanzierungsbedarf für den Aufbau in Ostdeutsch-
land sprengen den Rahmen der Arbeitslosenversi-
cherung und sollen deshalb nicht den Beitragszah-
lern aufgebürdet werden. Da die Beitragshöhe dem 
Bedarf jährlich anzupassen ist, bedarf es eines gere-
gelten Bundeszuschusses, um in Zeiten konjunktu-
rell schlechter Arbeitsmarktlage die Beitragszahler 
nicht mit Risiken zu belasten, die gesamtwirtschaft-
lich verursacht sind. Die Vorschrift sieht einen Me-
chanismus vor, wonach der Bundeszuschuß um so 
niedriger ausfällt, je günstiger sich das Wirtschafts-
wachstum im Vorjahr entwickelt hat. 

Zum 10. Kapitel (Bundesanstalt, Landesarbeits-
ämter und Arbeitsämter) 

Angesichts der Grenzen der Belastbarkeit der Bei-
tragszahler und der außerordentlichen Herausforde-
rung an  die öffentlichen Haushalte in den nächsten 
Jahren bedarf es einer Verbesserung und Konzentra-
tion des Einsatzes von Mitteln der BA in Richtung auf 
eine noch problemgerechtere und effizientere An-
wendung des Förderinstrumentariums. Das bedeutet 
vor allem auch, daß der Einsatz der arbeitsmarktpoli-
tischen Instrumente stärker als bisher den regionalen 
Bedürfnissen Rechnung trägt. Die Entscheidung über 
den Einsatz arbeitsmarktpolitischer Mittel wird des-
halb z. T. auf die regionale  und örtliche Ebene verla-
gert. Hierdurch wird auch eine Stärkung der Selbst-
verwaltung erreicht, da vor allem durch die Auswei-
tung ihrer Entscheidungsbefugnisse die Verwal-
tungsausschüsse an  Attraktivität gewinnen und da-
mit Potentiale geweckt werden, die bei der bisheri-
gen, stark zentralisierten und reglementierten Orga-
nisation der Arbeitsverwaltung kaum genützt wer-
den können. 

Zum 1. Abschnitt - Organisation 

§257 

regelt die Grundlagen der Organisation der BA in 
mit dem bisherigen Recht übereinstimmender Weise 
(§ 189 AFG). In Stadtstaaten wird die Möglichkeit ge-
schaffen, einen zweizügigen Verwaltungsaufbau zu 
wählen. 

Zu § 258 

Die Vorschriften des ASFG, die auf eine gleiche Teil-
habe der Frauen an  der Arbeitsförderung ausgerich-
tet sind, bedürfen, uni effizient sein zu können, der 
ständigen Umsetzungskontrolle durch eine innerhalb 
der Verwaltung unabhängige und mit konkreten Be-
fugnissen ausgestattete Ins titution. Diesem Zweck 
dient §. 189a durch die Einrichtung einer „Stelle für 
Frauenerwerbsarbeit". Ein Vermittlungsausschuß 
wird geschaffen (Absatz 4), um einerseits der Stelle 
für Frauenerwerbsarbeit die Möglichkeit zu geben, 
in Streitfragen ein Gremium der Selbstverwaltung 
befassen zu können, andererseits aber die regulären 
Gremien von ihrer Tagungsfrequenz für rasche Ent-
scheidungen im täglichen Verwaltungsgeschäft nicht 
flexibel genug sin. 

Zu den §§ 259, 260 

Die Vorschrift konstituiert die Organe der BA und die 
Befugnisse der Selbstverwaltung in gleicher Weise 
wie bisher die §§ 190, 191 AFG. 

Zu§261 

Anders als nach bisherigem Recht (§ 192 AFG) wird 
eine Quotenregelung zur gleichberechtigten Einbe-
ziehung von Frauen eingeführt. 

Zu den §§ 262, 263 

Die Regelung der Amtsdauer der Organmitglieder 
und die Stellvertreterregelung in den bisherigen 
§§ 193, 194 AFG werden übernommen. 

Zu § 264 

Die Vorschrift regelt die Vorschlagsberechtigung 
für die Selbstverwaltungsgremien wie bisher § 195 
AFG. 

Zu § 265 

Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen für die Be-
rufung von Deutschen und Ausländern in die Organe 
in gleicher Weise wie § 196 AFG (F: 21. Dezember 
1993). 

Zu § 266 

Anders als nach bisherigem Recht (§ 197 AFG) kann 
von der Reihenfolge der Vorschläge abgewichen 
werden, wenn die Vorschlagsliste die Quotenrege-
lung in § 261 Abs. 7 nicht berücksichtigt. 



Deutscher Bundestag --13. Wahlperiode 	Drucksache 13/1440 

Die §§ 267 bis 270 

übernehmen bisher geltendes Recht (§§ 198 bis 200, 
201 Abs. 1 bis 4) über die Organisa tion und Ge-
schäftsordnung der Organe unverändert . 

Die §§ 271 bis 277 

regeln die Bindungswirkung und Beanstandung von 
Beschlüssen der Selbstverwaltung, Fragen des Or-
ganversagens und der Haftung sowie das Recht der 
Fachvermittlung für Seeleute in Übereinstimmung 
mit den bisherigen §§ 202 bis 207 AFG. 

§278 

trägt dem Gedanken der Dezentralisierung Rech-
nung, indem er auch die Präsidenten der LAÄ und 
die Direktoren für ihren Bereich zur Führung der lau-
fenden Verwaltungsgeschäfte und zur gerichtlichen 
und außergerichtlichen Vertretung der BA ermäch-
tigt. In Absatz 3 enthält die Vorschrift eine prozes-
suale Erleichterung für auslandsansässige Grenz-
pendler, die bisher gegen die BA nur in Nü rnberg 
Magen konnten. 

§ 279 

regelt die Rechtsstellung des Personals. Abweichend 
vom bisherigen § 210 AFG sieht er vor, künftig auch 
die Präsidenten der Landesarbeitsämter - entspre-
chend deren gewachsener regionalpolitischer Bedeu-
tung - nur noch auf Zeit zu ernennen. 

Zu § 280 

Ebenfalls als Ausfluß der gewachsenen Bedeutung 
der Regionen werden die Ernennungsvorschriften im 
bisherigen § 211 AFG dahin gehend modifiziert, daß 
die Mitwirkungsrechte der unteren Verwaltungs-
ebene und der Selbstverwaltung, bei den Präsiden-
ten der Landesarbeitsämter auch die der Länder, ge-
stärkt werden. 

§ 281 

regelt die Satzungskompetenz der BA wie bisher 
§ 214 AFG. 

Zum 2. Abschnitt - Haushalt und Vermögen 

Auch im Bereich der Haushaltsvorschriften schlägt 
sich das Anliegen des Gesetzes, die regionalen und 
örtlichen Verwaltungsebenen zu stärken, deutlich 
nieder (vgl. o. Begründung bei. der Einleitung zum 
10. Kapitel) 

Zu § 282 

Die Vorschrift trägt der gewünschten Dezentrakisie

-

rung und Regionalisierung der Bundesanstalt Rech

-

nung, indem sie für den wichtigen Bereich der Er

-

messensleistungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
bestimmt, daß die wesentlichen Entscheidungen 
über Schwerpunktsetzungen beim Einsatz der zur 
Verfügung stehenden Instrumente und die regionale 
Verteilung der Mittel ortsnah, d. h. regelmäßig bei 
den Landesarbeitsämtern, ge troffen werden sollen. 
Die Aufsicht verbleibt allerdings bei der Zentrale. 

Ergänzend zu dem bisher die Verwendung der Mittel 
regelnden § 215 AFG gestattet § 282 darüber hinaus 
den Arbeitsämtern, einen Teil der Haushaltsmittel in 
einem sog. „Experimentiertopf" für die Erprobung 
neuer Wege der aktiven Arbeitsförderung zu ver-
wenden. Der Mitteleinsatz muß einen anderen In-
strumenten der aktiven Arbeitsförderung vergleich-
baren Erfolg versprechen. Er wird sich im Rahmen 
der Ziele des § 1 und der Grundgedanken des ASFG 
bewegen müssen. Für die Frage, ob eine zu fördern-
de Maßnahme aktiv oder passiv ist, können die bei 
den einzelnen Instrumenten des ASFG gegebenen 
gesetzlichen Einordnungen herangezogen werden. 

Zu § 283 

Die Vorschrift regelt die Aufstellung des Haushalts-
plans. Im Gegensatz zum bisherigen § 216 (dort 
Absatz 3) sieht sie im Interesse einer Stärkung der 
BA kein Inkraftsetzungsrecht des BMA vor. 

Die §§ 284 und 285 

entsprechen den §§ 217 und 218 AFG (Leistung von 
Ausgaben vor Genehmigung, Mehrausgaben). 

Zu § 286 

Die Vorschrift erklärt die allgemeinen Haushaltsvor-
schriften des Bundes für sinngemäß anwendbar. 

Zu § 287 

Zu Absatz I 

Die Förderung von Qualifizierung und Beschäftigung 
für Arbeitslose oder von Arbeitslosigkeit Bedrohte ist 
arbeitsmarktpolitisch und gesamtwirtschaftlich sinn-
voller als die Finanzierung rein konsumptiver (passi-
ver) Lohnersatzleistungen wie Mg oder AlHi. Bislang 
gibt es aber für die Maßnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik keine Kontinuität auf hohem Niveau. 
Bei steigenden Finanzierungsdefiziten im Haushalt 
der BA infolge wachsender Arbeitslosigkeit werden 
die Leistungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik im-
mer wieder beschnitten. Für die Zukunft ist deshalb 
eine deutliche Vorrangstellung der aktiven gegen-
über den passiven arbeitsmarktpolitischen Leistun-
gen sicherzustellen. Deshalb sieht Absatz 1 einen Re-
gelmechanismus vor, wonach im vierjährlichen Mittel 
50 v. H. der Gesamtausgaben der BA in Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsförderung fließen müssen. Ausga-
ben für passive Leistungen liegen nach dieser Formel 
noch unter 50 v. H., da ein Teil der Ausgaben, z. B. 
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für Verwaltung und Berufsberatung, keinem Ausga-
benblock zuzuordnen sind. 

Der Vierjahreszeitraum dient der Flexibilität. Da-
durch kann der Anteil der Ausgaben für aktive Maß-
nahmen bei einem Konjunktureinbruch kurzfristig 
unter die 50 v. H.-Schwelle sinken; er muß danach 
aber wieder steigen, um die mehr strukturell be-
dingte Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 

Bei rückläufiger Konjunktur und steigender Arbeits-
losigkeit nehmen die Ausgaben für die Arbeitsmarkt-
politik entsprechend zu, bei anziehender Konjunktur 
und zurückgehender Arbeitslosigkeit umgekehrt 
wieder ab, jeweils mit einer - erwünschten - Zeitver-
zögerung von ca. 6 bis 12 Monaten. Dadurch werden 
konjunkturelle Schwankungen und Beschäftigungs-
einbrüche gedämpft. 

Zu Absatz 2 

Aus den in der Vorbemerkung zum 10. Kapitel (s. o.) 
dargestellten Gründen sollen den LAÄn und AÄn 
mehr Entscheidungskompetenzen im Bereich der Ver-
wendung der Haushaltsmittel für die Ermessenslei-
stungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik zugestanden 
werden (vgl. auch § 282 Satz 3). Es bleibt der Entschei-
dung der regionalen und der örtlichen Ebene überlas-
sen, welche Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpo-
litik sie in welchem Umfang einsetzen wi ll . 

Absatz 3 

schafft die Finanzierungsbasis für die aus passiven 
Mitteln zu fördernden Projekte sowie für Lohnko-
stenzuschüsse und Existenzgründungshilfen nach 
den §§ 87 bis 89 und 91 bis 92. 

Zu den §§ 288 bis 290 

Die Vorschriften über die Rücklage, die Abgabenfrei-
stellung und die Prüfung durch den Bundesrech-
nungshof entsprechen inhaltlich den §.§  220 bis 223 
des bisherigen AFG. 

Zum 3. Abschnitt - Aufsicht 

Übernahme der schon bisher im AFG (F: 23. Juni 
1993) geltenden Regelungen (dort § 224) mit einer re-
daktionellen Anpassung des in der bisherigen Fas-
sung mißverständlichen Wortlauts in Absatz 1 Satz 2. 

Zum 11. Kapitel (Straf- und Bußgeldvorschriften) 

Inhaltlich unveränderte Übernahme der Straf- und 
Ordnungswidrigkeitstatbestände aus den §§ 225 bis 
233 b AFG, im wesentlichen ohne die Rechtsände-
rungen nach dem 1. SKWPG. Hinzugekommen ist le-
diglich § 296 Abs. 1 Nr. 12, der die bisher sanktions-
lose Unterlassung einer gebotenen Mitteilung bevor-
stehender Massenentlassungen oder ähnlicher be-
trieblicher Veränderungen (§ 11 Abs. 1 Satz 1) unter 
Bußgeldandrohung bis zu fünfzigtausend DM stellt. 

Zum 12. Kapitel (Übergangs- und 
Schlußvorschriften) 

Zum 1. Abschnitt - Übergangsvorschriften aus 
Anlaß der Herstellung der 
Einheit Deutschlands 

Zu § 302 

Absatz 1 

definiert die Begriffe Beitrittsgebiet und altes Bun-
desgebiet in der herkömmlichen Weise. 

Absatz 2 

sieht vor, daß die Vorschriften des 1. Abschnitts außer 
Kraft zu setzen sind, sobald in der Bundesrepublik 
Deutschland einheitliche Lebensverhältnisse herge-
stellt sind. Aus dem Gesamtzusammenhang der Vor-
schriften des Abschnitts ergibt sich dabei, daß aus-
schließlich auf die Angleichung der Lebensverhält-
nisse zwischen Beitrittsgebiet und altem Bundesge-
biet abgestellt wird. 

Zu§303 

Die Vorschrift sieht vor, daß bestimmte einkommens-
bezogene Rechnungsgrößen für die Übergangszeit 
getrennt für jedes der in § 302 Abs. 1 genannten Ge-
biete festzustellen und bei der Anwendung der Vor-
schriften dieses Gesetzes zugrunde zu legen sind. 

Zu § 304 

Absatz 1 

nimmt bestimmte Vorschriften des AFG, insbesonde-
re diejenigen über das Altersübergangsgeld, von der 
Aufhebung aus, da diese Leistung bis zum Ablauf 
der Anspruchsdauer nach altem Recht weitergewährt 
werden soll. 

Die Absätze 2 und 3 

übernehmen die Gleichstellung bestimmter im Bei-
trittsgebiet zurückgelegter Beschäftigungszeiten und 
ihre Bewertung, wie sie bisher in § 249c Abs. 8, 8a, 
11 und 12 festgelegt war, auch für das ASFG. 

Die Absätze 4 bis 6 

erklären weitere Übergangsvorschriften des AFG aus 
Anlaß der Herstellung der deutschen Einheit, die 
noch nicht gegenstandslos geworden sind, für weiter-
hin anwendbar. 

Zum 2. Abschnitt - Allgemeine Übergangs- 
und Schlußvorschriften 

Zu den §§ 305, 306, 307 

Die Vorschriften sind inhaltsgleich mit den entspre-
chenden Regelungen in den §§ 234, 236, 237 AFG. 
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Zu den §§ 308 und 309 

Die Vorschriften regeln das Außerkrafttreten des 
AFG und - per Generalklausel - die notwendige An-
passung von Normen, die auf das bisherige AFG ver-
weisen oder darin gebrauchte Begriffe verwenden. 

Zu § 310 

Die Vorschrift enthält die grundlegenden Über-
gangsregelungen für die Entstehung und den Weiter-
bestand von Ansprüchen. Es gilt der Grundsatz der 
Anwendung neuen Rechts, das in aller Regel für die 
Betroffenen auch günstiger ist. Die wenigen denkba-
ren Einzelfälle, in denen die Anwendung alten 
Rechts auf einen vor Inkrafttreten des ASFG begon-
nenen Sachverhalt günstiger wäre, sind durch Ver-
schlechterungsverbote oder durch die vorgesehene 
Abwicklung zu den Bedingungen des bisherigen 
Rechts geschützt. 

Zu 311 

Zu Absatz I 

Die Vorschrift trägt der Tatsache Rechnung, daß 
durch die in ihr genannten Regelungen des AFG 
u. U. Vertrauenstatbestände geschaffen wurden, die 
einen übergangslosen Entzug der gewährten Rechte 
und Erlaubnisse verbieten. 

Absatz 2 

ist notwendig, um der Verwaltung Gelegenheit zu 
geben, die organisatorischen Voraussetzungen für 
die verwaltungsaufwendige Umsetzung der Rege-
lungen in § 44 zu treffen. 

Zu Absatz 3 

Die in dieser Vorschrift genannten Leistungen kenn-
zeichnet der Umstand, daß sie mit ihrer Bewilligung 
ihre arbeitsmarktpolitische Anreizfunktion erfüllt ha-
ben. Für eine nachträgliche Verbesserung der För-
derkonditionen für noch nach altem Recht bewilligte 
Leistungen besteht deshalb kein arbeitsmarktpoliti-
sches Bedürfnis. 

Absatz 4 

trägt der Tatsache Rechnung, daß die Vorschriften 
des AFG über das Ruhen von Ansprüchen in der Re-
gel bei der Bemessung von Abfindungen berücksich-
tigt werden, so daß nicht in Tatbestände eingegriffen 
werden soll, die Geschäftsgrundlage einer Abfin-
dungsvereinbarung gewesen sein könnten. 

Absatz 5 

berücksichtigt die Tatsache, daß § 165 Abs. 2 Satz 2 
in seltenen Fällen zu einer gegenüber dem bisheri-
gen Recht geringfügig verlängerten Sperrzeit führen 
kann. 

Die Absätze 6 und 7 

enthalten Übergangsvorschriften hinsichtlich der 
Amtsdauer der bei Inkrafttreten berufenen Mitglie-
der der Selbstverwaltungsorgane und der Präsiden-
ten und Vizepräsidenten der Landesarbeitsämter. 

Absatz 8 

trägt der Tatsache Rechnung, daß der Vierjahreszeit-
raum nach § 286 Abs. 1 wegen des Fehlens einer ver-
gleichbaren Vorschrift im bisherigen Recht und we-
gen der im ASFG gegenüber dem AFG deutlich ge-
steigerten Bewertung der aktiven Arbeitsförderung 
nicht in die Vergangenheit hineinreichen kann. 

Zu 312 

Die Eingliederung der Spätaussiedler sollte nicht Ge-
genstand des ASFG sein. Ihre Neuregelung sollte an 
anderer Stelle, etwa im Bundesvertriebenengesetz, 
erfolgen. 

Zu 313 

Die Vorschrift enthält weitere Übergangsregelungen. 

Zu § 314 

Die Vorschrift ermöglicht befristet die entsprechende 
Anwendung des § 89 (mit Maßgaben) auf von Ar-
beitslosigkeit bedrohte Zivilbedienstete abziehender 
ausländischer Truppen. 

Zu 315 

Die Vorschrift schreibt den bestehenden Beitragssatz 
bis zu einer Neuregelung durch Rechtsverordnung 
fest. 

Zu 316 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Die §§ 253 
und 287 Abs. 1 sollten zweckmäßigerweise zu einem 
Jahresbeginn in Kraft treten. Zu § 78 vgl. die Begrün-
dung dort . 

Absatz 2 regelt die verschiedenen Übergangsbestim-
mungen für Lohnersatzleistungen, die nicht sofort, 
sondern aus haushaltspolitischen Gründen erst nach 
und nach in Kraft treten sollen. 

Bonn, den 18. Mai 1995 

Rudolf Scharping und Fraktion 



 


